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Mit der Reihe „IAB-Discussion Paper“ will das Forschungsinstitut der Bundesagentur für  
Arbeit den Dialog mit der externen Wissenschaft intensivieren. Durch die rasche Verbreitung 
von Forschungsergebnissen über das Internet soll noch vor Drucklegung Kritik angeregt und 
Qualität gesichert werden. 

The “IAB-Discussion Paper” is published by the research institute of the German Federal 
Employment Agency in order to intensify the dialogue with the scientific community. The 
prompt publication of the latest research results via the internet intends to stimulate criticism 
and to ensure research quality at an early stage before printing. 
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Zusammenfassung 

In den vergangenen Jahren ist eine intensive Diskussion in Politik, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft um die Wirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitswelt 
entstanden. Von dieser Entwicklung wird ein teils tiefgreifender Einfluss auf den 
Einsatz menschlicher Arbeit erwartet. Allerdings gehen die Einschätzungen dabei 
weit auseinander. In den umfassenden Debatten zu „Industrie 4.0“ und „Arbeit 4.0“ 
in Deutschland geht es vor allem um Auswirkungen der Digitalisierung auf Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt, Substituierbarkeit von Jobs sowie Bedingungen, Qualifika-
tionen und Regulierungen für eine neue Arbeitswelt. Dabei ist die Diskussion viel-
fach von noch großen Unsicherheiten über die weitere Entwicklung geprägt und hat 
dementsprechend in Teilen auch den Charakter des Erkundens statt nur eines Ab-
gleichs festgefügter Positionen. Gerade das lässt es wertvoll erscheinen, zusätzli-
che Informationen und Ideen in die nationalen Debatten einzubringen. So lohnt sich 
ein Blick in andere Länder: Wie ist hier der Stand der Digitalisierung, wie wird die 
Betroffenheit der Arbeitswelt eingeschätzt? Welche politischen Positionen und Maß-
nahmen sind in der Diskussion? Welche Programme und Projekte wurden etabliert, 
sind bereits Ergebnisse sichtbar? Dieser Bericht gibt dazu einen Überblick für ver-
schiedene europäische Staaten sowie die Ebene der Europäischen Union. Inhaltlich 
werden im Hinblick auf die Digitalisierung die Bereiche wirtschaftliche Entwicklun-
gen, Tätigkeiten und Kompetenzen sowie Arbeitsbedingungen und Änderungen der 
Arbeitswelt betrachtet. 

Abstract 

In the recent years an intensive discussion in politics, research, business and socie-
ty on the influence of digitalisation on the working world has evolved. This develop-
ment is expected to exert profound effects on the use of human labour. However, 
judgements widely diverge. The comprehensive debates on “industry 4.0” and “la-
bour 4.0” in Germany are concerned with influences of digitalisation on the economy 
and the labour market, substitutability of jobs as well as conditions, qualifications 
and regulations for a new world of employment. Thereby, the discussions are char-
acterised by large uncertainty regarding the future development and thus often focus 
more on exploration rather than on confronting firmly established positions. This in 
particular makes it valuable to feed additional information into the national debates. 
In this, it is worth looking into other countries: Which is the stance of digitalisation, 
how is the influence on the working world evaluated? Which political positions and 
measures are discussed? Which programmes and projects were established, are 
results already conceivable? The underlying report gives an overview for several 
European countries and for the level of the European Union. Regarding digitalisa-
tion, it considers the areas of economic developments, tasks and competences as 
well as working conditions and changes of the world of employment. 

JEL Klassifikation: J20, O33 
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1 Einleitung 
In den vergangenen Jahren ist eine intensive Diskussion in Politik, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gesellschaft um die Wirkungen von Digitalisierung und „Industrie 4.0“ 
auf die Arbeitswelt entstanden. Bei den technologischen Neuerungen geht es um 
die Vernetzung der virtuell-digitalen und physischen Welt sowie maschinelles Ler-
nen. Einbezogen werden Maschinen, Produkte, Informations- und Kommunikations-
systeme sowie der Mensch. Ziel ist, dass die Wertschöpfungskette, auch über Be-
triebsgrenzen hinaus, vollständig digital gesteuert werden beziehungsweise sich 
selbstorganisiert steuern kann. 

Von dieser Entwicklung wird ein teils tiefgreifender Einfluss auf den Einsatz mensch-
licher Arbeit erwartet. Allerdings gehen die Einschätzungen dabei weit auseinander 
(zur Diskussion z.B. Brynjolfsson/McAfee 2012, Frey/Osborne 2013 oder Autor 
2015): Auf der einen Seite Befürchtungen eines massenweisen Jobverlustes, wenn 
heutige Berufe durch vernetzte Roboter überflüssig gemacht werden, und auf der 
anderen Seite Hoffnungen auf große Beschäftigungs- und Innovationsgewinne. Auf 
der einen Seite Befürchtungen von zusätzlichem Druck und Überforderung der Ar-
beitnehmer, auf der anderen Seite Hoffnungen auf Erleichterungen bei physisch 
belastender oder monotoner Arbeit (vgl. auch Weber 2016). 

In Deutschland hat sich eine besonders intensive Diskussion um „Industrie 4.0“ und 
„Arbeit 4.0“ entwickelt. Dabei geht es vor allem um Auswirkungen der Digitalisierung 
auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt (Bauer et al. 2014, Wolter/Mönnig et al. 2015, 2016, 
Hammermann/Stettes 2015, Weber 2016, Vogler-Ludwig et al. 2016), Substituier-
barkeit von Jobs (Bonin et al. 2015, Dengler/Matthes 2015) sowie Bedingungen, 
Qualifikationen und Regulierungen für eine neue Arbeitswelt (BMAS 2015, Ittermann 
et al. 2015, BDA 2015, Weber 2016, DGB-Bundesvorstand 2016, Wolter/Bellmann 
et al. 2016). Diese Quellen können dabei nur stellvertretend für breite Debatten auf 
verschiedenen Ebenen stehen.  

Die Voraussetzungen Deutschlands für eine erfolgreich verlaufende Digitalisierung 
der Wirtschaft werden ambivalent gesehen: Einerseits biete die starke industrielle 
Struktur und die hochwertige duale Ausbildung eine gute Grundlage, andererseits 
bestehe zum Beispiel bei der wirtschaftlichen Nutzung großer Datenmengen oder 
der Ausbildung digitaler, übergreifender Kompetenzen noch Nachholbedarf. Die 
Substituierbarkeit von Jobs wird zwar als beträchtlich, aber auch deutlich geringer 
als in anderen Studien (etwa Frey/Osborne 2013) eingeschätzt. Die Ergebnisse zu 
den makroökonomischen Wirkungen unterscheiden sich, bspw. im Hinblick auf Ge-
samtbeschäftigungseffekte. Hervorgehoben wird aber, dass sich der Umschlag von 
Arbeitsplätzen und Qualifikationen sowie die Kompetenzanforderungen erhöhen 
werden. Schließlich werden Regeln, Organisation und Lastenverteilung etwa bei der 
Arbeitszeitflexibilität, der Weiterbildung, der betrieblichen Mitbestimmung oder der 
sozialen Sicherung diskutiert. 
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Festzuhalten bleibt dabei aber auch, dass die Debatte vielfach von noch großen 
bestehenden Unsicherheiten über die weitere Entwicklung geprägt ist. Dementspre-
chend hat sie in Teilen auch den Charakter des Erkundens statt nur eines Abgleichs 
festgefügter Positionen. Gerade das lässt es wertvoll erscheinen, zusätzliche Infor-
mationen und Ideen in die nationalen Debatten einzubringen. So lohnt sich bei-
spielsweise der Blick in andere Länder: Wie ist hier der Stand der Digitalisierung, 
wie wird die Betroffenheit der Arbeitswelt eingeschätzt? Welche politischen Positio-
nen und Maßnahmen sind in der Diskussion? Welche Programme und Projekte 
wurden etabliert, sind bereits Ergebnisse sichtbar? 

Dieser Bericht gibt dazu einen Überblick für verschiedene europäische Länder so-
wie die Ebene der Europäischen Union. Beispielhaft betrachtet wurden Frankreich, 
Österreich, Italien, Spanien, Finnland, Polen, Großbritannien und die Niederlande. 
Zur Beantwortung der Fragen ziehen wir Studien, Diskussions- bzw. Positionspapie-
re und offizielle Dokumente heran. Zudem wurden Informationen durch Anfragen bei 
den zuständigen Ministerien eingeholt. Anspruch auf Vollständigkeit kann selbstver-
ständlich nicht erhoben werden. Inhaltlich werden im Hinblick auf die Digitalisierung 
die Bereiche wirtschaftliche Entwicklungen, Tätigkeiten und Kompetenzen sowie 
Arbeitsbedingungen und Änderungen der Arbeitswelt betrachtet. 

Im Folgenden legt der Bericht das Thema Digitalisierung und Arbeitsmarkt auf der 
europäischen Ebene sowie in den ausgewählten Ländern dar. Unterschieden wird 
dabei jeweils zwischen dem Stand der Digitalisierung, der politischen Diskussion 
und konkreten Maßnahmen. Im Fazit wird schließlich eine Tabelle eingeführt, die 
einen Überblick über wichtige Informationen zur Digitalisierung in den einzelnen 
Ländern geben soll. 

2 Digitalisierung in der EU 
2.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen  
Die EU-Kommission versucht als supranationaler Akteur, die EU-Mitgliedsstaaten 
zur stärkeren Nutzung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Potenziale der Digitali-
sierung anzuregen. Ihre Digitale Agenda von 2010 formuliert dazu unter anderem 
die Ziele, einen digitalen Binnenmarkt zu schaffen, IKT-Standards anzugleichen, 
Infrastruktur und Digitalkompetenzen zu stärken (vgl. EU-Kommission 2010). Mit 
dem Digital Economy and Society Index erhebt die EU-Kommission jährlich über 
mehrere gewichtete Dimensionen die Leistungsfähigkeit und Situation verschiede-
ner Länder bezüglich Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Der Index fun-
giert also als ein Messinstrument zur Kontrolle des Fortschritts und misst die 
Konnektivität, die Humanressourcen – also PC- und Internetnutzungskenntnisse der 
breiten Bevölkerung, sowie Anteil an IKT-Spezialisten in der Bevölkerung, die Nut-
zung des Internets, die Integration digitaler Technologien in Unternehmensabläufe 
und die Verfügbarkeit digitaler öffentlicher Dienste (vgl. EU-Kommission 2016h). Im 
Index 2016 beschreibt die EU-Kommission folgende generelle Tendenz: Zwar 
schreite die digitale Infrastruktur verschiedener Länder und die Integration digitaler 
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Technologien in Unternehmensabläufe voran, der Ausbau des Humankapitals stag-
niere aber in vielen Nationen und könne mit der Infrastruktur nicht mithalten (vgl. 
EU-Kommission 2016h).  

Im Frühjahr 2016 gab die EU-Kommission eine Kommunikation zum Europäischen 
Digitalen Binnenmarkt heraus. Die EU-Kommission betont darin die Wichtigkeit ei-
ner besseren IT-Infrastruktur und einer verstärkten Nutzung solcher Infrastruktur. So 
adressiert sie mit verschiedenen benannten Initiativen explizit das Cloud Computing, 
die Arbeit an und mit Hochleistungsrechnern, Quanten-Technologie, Standardan-
gleichungen im IT-Bereich, das Internet der Dinge – also smarte Geräte und Räu-
me, sowie e-Government-Strategien. Im Zusammenhang damit benennt die Kom-
mission das wirtschaftliche Potenzial der IKT-Branche, die mit vier Prozent Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt im EU-Raum, mit einer Wertschöpfung im Volumen von 
580 Milliarden Euro und mit sechs Millionen Beschäftigten in den Mitgliedstaaten 
eine wichtige wirtschaftliche Größe geworden sei. Die Kommission verweist auf 
Studien, wonach künftig durch die Digitalisierung starkes Wachstum zu erwarten 
sei, und nennt die Zahl von 110 Milliarden Euro zusätzlicher Erlöse jährlich, die eine 
Digitalisierung der europäischen Industrie in den kommenden fünf Jahren jeweils 
einbringen könne. Die Kommission stellt Schätzungen in den Raum, wonach schon 
jetzt etwa ein Drittel des aktuellen Wirtschaftswachstums der europäischen Industrie 
auf Digitalisierungsprozesse aufbaut. Sie verweist auch auf Studien, wonach produ-
zierende Betriebe mithilfe von Digitalisierungsprozessen zusätzliche Serviceangebo-
te aufsetzen können. Damit ließen sich ihre Gewinnspannen um mehr als fünf Pro-
zent und die Zahl der Arbeitsplätze um rund 30 Prozent steigern (vgl. EU-
Kommission 2016g).  

Die Kommission bemerkt, dass die EU grundsätzlich? gute Voraussetzungen zur 
Gestaltung der Digitalisierung habe. Schließlich verfüge sie über eine starke indust-
rielle Basis und über Unternehmen, die Komponenten einer digitalisierten und ver-
netzten Wirtschaft herstellen und verbreiten könnten: Dazu zählten etwa Roboter, 
Automatisierungselektronik, Sensoren. Allerdings nutzten die europäische Industrie 
und vor allem kleine und mittlere Unternehmen dieses Potenzial bis jetzt nicht richtig 
aus, so die Kommission. Sie verweist darauf, dass 60 Prozent der Großunterneh-
men und 90 Prozent der kleinen und mittleren Unternehmen sich vom Trend der 
Digitalisierung bisher überrannt und nicht ausreichend vorbereitet fühlten (vgl. EU-
Kommission 2016g). 

Mit Blick auf die Kompetenzen, die Arbeitskräfte in einer digitalisierten Ökonomie 
brauchen, stellt die Kommission fest, dass 40 Prozent der Europäer unzureichende 
Kenntnisse und Fertigkeiten im Umgang mit digitaler Infrastruktur haben. Laut der 
zitierten Eurostat-Zahlen von 2014 hatte damals immer noch knapp ein Drittel der 
arbeitenden Bevölkerung in der EU nur geringe digitale Kenntnisse und Fertigkeiten 
(vgl. EU-Kommission 2016g). Eine Studie des Europäischen Parlaments teilt den 
Befund, dass ein großer Anteil der Europäer noch immer über zu geringe Digital-
kompetenzen verfüge. Die Autoren dieser Studie halten eindeutige Prognosen über 
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die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Zahl der Stellen auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt allerdings nicht für möglich. Einige Studien gingen von einer starken 
Automatisierung (bei 40 bis 60 Prozent der Jobs in Europa) und Verdrängung des 
Menschen aus. Andere wiederum prognostizierten netto einen deutlichen Jobzu-
wachs durch die Digitalisierung, wenn auch in anderen Berufen und anderen Bran-
chen als bisher (vgl. de Coen/ Valsamis/ van der Beken/ Vanoeteren 2015). Die 
Kommission betont auch, dass die Lücke zwischen den am Arbeitsmarkt gebrauch-
ten und den bei den Arbeitskräften tatsächlich vorhandenen Kenntnissen wachse. 
Sie geht davon aus, dass bis 2020 bis zu 800.000 Stellen nicht besetzt werden 
könnten. Für all diese Stellen könnten demnach die passenden Fachkräfte mit spe-
ziellen IKT-Kompetenzen fehlen. Außerdem verändere sich auch an allen anderen 
Arbeitsplätzen außerhalb des IKT-Bereichs das Anforderungsprofil, worauf die eu-
ropäischen Arbeitskräfte von heute mit ihren Fertigkeiten und ihrer Ausbildung noch 
nicht ausreichend vorbereitet seien. 

Für die Zukunft stellt sich die EU-Kommission stattdessen offenbar eine ideale An-
passung der Arbeitskräfte an die digitalisierte Arbeitswelt vor und formuliert in ihrer 
Kommunikation ein Unterkapitel: „Humankapital – bereit für die digitale Transforma-
tion und mit den notwendigen Fähigkeiten ausgestattet.“ Künftig müssten Maschi-
nenarbeiter wie Ingenieure und Verwaltungsangestellte Prozesse betreuen und ge-
stalten, die tatsächliche Ausführung werde dann von intelligenten Maschinen über-
nommen. Außerdem werde mehr unternehmerisches, kreatives und technisch-
gestaltendes Können auf allen Ebenen nötig sein. Die Arbeitskräfte der Zukunft 
brauchten also einen Mix aus fachlichen, aber auch grundlegenden sozialen und 
technischen Fertigkeiten (vgl. EU-Kommission 2016g).  

In einer Studie im Auftrag der EU-Kommission von 2014 analysieren die Autoren, 
welche ökonomischen Effekte Steigerungen der IKT-Fertigkeiten in der arbeitenden 
Bevölkerung auf die Effizienz der Ressourcenallokation – und in Konsequenz auf 
die Produktivität – der gesamten Wirtschaft haben. Die Autoren betrachten für den 
Zeitraum 2000 bis 2010 Entwicklungen in den Sektoren Herstellung, Bau, Handel, 
Tourismus und der unternehmensbezogenen Dienstleistungen, die in der EU statt-
fanden.  

Der Befund: Die Quote der Arbeitskräfte mit speziellen IKT-Fertigkeiten und die 
Werte der Allokationseffizienz und der Produktivität korrelieren positiv miteinander, 
und zwar ergibt sich laut dem Modell durch eine Steigerung des Anteils IKT-
kompetenter Arbeitskräfte um einen Prozentpunkt eine Steigerung der Allokationsef-
fizienz um 1,2 bis 1,3 Prozentpunkte und der Arbeitsproduktivität um 0,9 Prozent-
punkte. Für die 27 untersuchten EU-Länder ergab sich aus der Zunahme der IKT-
Fertigkeiten in der arbeitenden Bevölkerung 2008 bis 2012 demnach eine Produkti-
vitätssteigerung von insgesamt fast 0,5 Prozentpunkten. In einer Prognose kalkulie-
ren die Autoren etwa die Effekte von EU-Initiativen, die 900.000 neue IKT-
Spezialisten bis 2020 hervorbringen sollen, die dann wiederum spezielle neu ent-
stehende Stellen besetzen könnten. Dies könnte demnach bis 2020 insgesamt eine 
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Steigerung der Arbeitsproduktivität um 0,362 Prozentpunkte bringen. Zwischen 
2008 und 2020 ergäbe sich daraus eine Steigerung um insgesamt fast 0,9 Prozent-
punkte bei der Arbeitsproduktivität. Die Studienautoren prognostizieren durch die 
steigende Zahl an IKT-Spezialisten einen langfristigen wirtschaftlichen Zuwachsef-
fekt im Volumen von 0,44 Prozent des Bruttoinlandproduktes der EU.  

Ein weiterer in der Studie betrachteter Aspekt sind mögliche Produktivitätssteige-
rungen durch zunehmendem Onlinehandel: Wenn etwa das Ziel für 2015 von 33 
Prozent kleiner und mittelgroßer Firmen mit Onlinehandel erreicht worden wäre (tat-
sächlich waren es 16 Prozent), dann hätte diese Handelsinnovation die Produktivität 
nach ihren Berechnungen EU-weit um 0,91 Prozent gegenüber 2010 steigern kön-
nen. Zusätzlich errechnen die Autoren eine Steigerung der Konsumentenwohlfahrt 
im Volumen von 1,13 Prozent des BIP pro Jahr zwischen 2009 und 2012 durch sin-
kende Preise.   

Insgesamt sollte die geplante Steigerung des Onlinehandels nach ihren Berechnun-
gen langfristig das EU-BIP um 1,89 Prozent erhöhen. Dabei dürften etwa Italien, 
Rumänien, Frankreich und Estland besonders starke Effekte von über 2 Prozent 
verzeichnen (vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

2.2 Politische Diskussion 
Die EU-Kommission appelliert mit Blick auf verschiedene nationale Digitalisierungs-
agenden, dass bei aller Unterstützung nationaler Initiativen der europäische Markt 
nicht zu stark zersplittert werden dürfe. Sonst könne es zu einer Isolierung der ein-
zelnen Staaten kommen, jeweils dort angesiedelte Unternehmen könnten dann je-
doch nicht mehr gegen Konkurrenz aus großen Märkten wie den USA bestehen. 
Deshalb sei eine Anpassung der Standards und stärkere Kooperation zwischen ver-
schiedenen Unternehmen und Branchen in der EU nötig (vgl. EU-Kommission 
2016g). 

Die EU müsse in den Bereichen Automatisierung oder Sensorik und Vernetzung für 
Anleger interessanter werden, um ausreichend Kapital für Innovationen einzusam-
meln und sich mit modernen Technologien im internationalen Markt zu positionieren. 
So könne die Entwicklung einer vernetzten Wirtschaft vorangetrieben werden, so die 
Kommission. Auch an die einzelnen Unternehmen appelliert sie, zum Gelingen des 
Digitalen Binnenmarktes beizutragen: Neben einer offenen Haltung gegenüber neu-
en Technologien müsse auch in die Ausbildung von Arbeitskräften investiert wer-
den: Viele bereits arbeitende Kräfte müssten um- und weitergebildet werden. Unter-
nehmen sollten hierbei aus Sicht der Kommission eine starke Rolle spielen, die Pri-
vatwirtschaft und staatliche Bildungseinrichtungen sollten bei der Weiterbildung 
Hand in Hand arbeiten (vgl. EU-Kommission 2016g). 

Die angesprochenen Wirtschaftsvertreter ist auf europäischer Ebene über den Wirt-
schaftsverband Business Europe organisiert. Dieser begrüßte 2011 die Digitale 
Agenda der EU-Kommission von 2010. Schließlich berge der Digitale Binnenmarkt 
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ein ähnlich starkes wirtschaftliches Potenzial wie die Schaffung des generellen Bin-
nenmarktes 1992. Das bedeute eine potenzielle Steigerung des BIP um vier Pro-
zent, also 500 Milliarden Euro bis 2020. Der Verband appellierte damals, schnell zu 
handeln und den Digitalen Binnenmarkt herzustellen, um keine Vorteile zu vergeben 
(vgl. Business Europe 2011). Im Jahr 2014 forderte Business Europe dann bessere 
Grundlagen für ein Wachstum der digitalen Ökonomie über ihren bisherigen Anteil 
von sieben Prozent des EU-weiten BIPs hinaus. Die EU und die Mitgliedstaaten 
müssten also ein Umfeld schaffen, das private Investitionen in Infrastruktur beförde-
re. Start Ups im Bereich Digitales sollten mit EU-Mitteln gezielt gefördert werden. 
Außerdem müsse eine gute Balance zwischen Datenschutz der EU-Bürger und ei-
ner Nutzung des wirtschaftlichen Potenzials dieser Daten geschaffen werden (vgl. 
Business Europe 2014). 2015 schrieb Business Europe an die Europäische Kom-
mission mit dem Hinweis, dass der Digitale Binnenmarkt seine volle Wirkung nur 
entfalten könne, wenn keine voreiligen und unflexiblen Regulierungen für die Wirt-
schaft gesetzt würden. Es sei besser, nachträglich evidenzbasierte Regeln zu ent-
werfen, als zu strikte ex-ante Regulierungen aufzusetzen (vgl. Business Europe 
2015). Die Wirtschaftsvertreter sorgten sich lange, keine ausreichende Unterstüt-
zung für die Transformation der europäischen Industrie zu erhalten – entsprechend 
begrüßten sie die im Frühjahr 2016 veröffentlichte Strategie der EU-Kommission 
dazu (vgl. Business Europe 2016). Der Geschäftsführer des Verbandes, Markus 
Beyrer, drückt es so aus: „Die Strategie fokussiert sich auf die richtigen Prioritäten. 
Sie zielt auf die Mobilisierung von Investitionen in Höhe von 50 Milliarden Euro, um 
Unternehmen – speziell KMU – zu einer breiteren Nutzung digitaler Technologien 
anzuregen. Das ist eine wichtige Unterstützung der europäischen Wettbewerbsfä-
higkeit und eine wichtige Maßnahme, um Jobs in Europa zu halten und neue zu 
schaffen. Die EU-Kommission liefert einen koordinierten EU-weiten Ansatz, um die 
aktuelle regulatorische Fragmentierung aufzuheben.“ (Business Europe 2016: 1) 
Der Verband spricht sich in dem Zusammenhang für einen starken grenzübergrei-
fenden Datenfluss ohne allzu starke Regulierung aus. Insgesamt plädiert Business 
Europe für eine gemeinsame Digitalpolitik auf europäischer statt jeweils auf nationa-
ler Ebene (vgl. Business Europe 2016).  

Doch die Digitalisierung verläuft nicht für alle EU-Staaten gleich, daran erinnert eine 
Studie für das Europäische Parlament. Einerseits werde nicht jedes Land gleich 
stark von Neuerungen profitieren, andererseits würden auch disruptive und riskante 
Effekte auf die Wirtschaft nicht jedes Land und seine Wirtschaft gleich stark erschüt-
tern. Schließlich gebe es Länder, die bereits jetzt stark digitalisiert seien und solche, 
die eine dafür notwendige Infrastruktur noch nicht aufgebaut hätten (vgl. Valsa-
mis/de Coen/Vanoeteren et al. 2015). 

Nicht nur diverse Länder könnten unterschiedlich von der Digitalisierung profitieren, 
das gelte auch für verschiedene Personengruppen, so die Studie. Die Autoren ver-
weisen darauf, dass durch stärker digitalisierte Formen der Jobsuche und Jobver-
mittlung jene Arbeitskräfte ausgeschlossen würden, die geringe digitale Kompeten-
zen haben. Um solche Ausschlussrisiken zu verringern müssten die Grundlagen der 
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schulischen wie auch der lebenslangen Bildung grundlegend verändert und ver-
stärkt auf ein Training der digitalen Fertigkeiten ausgelegt werden. Außerdem, so 
empfiehlt das Parlament, sollten besonders einkommensschwache Personen mit 
geringen Qualifikationsniveaus durch die Politik gezielt unterstützt und mit Förder-
programmen durch den Wandel der Arbeitswelt geleitet werden (vgl. Valsamis/de 
Coen/Vanoeteren et al. 2015). 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss, in dem Arbeitgeberverbände, 
Gewerkschaften und andere Interessengruppen organisiert sind, positionierte sich 
im September 2015 zu Auswirkungen der Digitalisierung jeweils auf den Dienstleis-
tungs- und den Industriesektor. Darin konstatiert der Ausschuss zunächst: „Einer-
seits schaffen durch die Digitalisierung ermöglichte innovative Dienste und Ge-
schäftsmodelle bis dato unvorstellbare Zuwächse bei der Dienstleistungsproduktivi-
tät und verbessern die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher. Andererseits haben sie 
erhebliche Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die Arbeitsorganisation, etwa 
Zunahme der Einkommensunterschiede und Beschneidung des Zugangs zu den 
Systemen der sozialen Sicherheit, die sich für bestimmte Gruppen von Arbeitneh-
mern als negativ erweisen können, wenn dem nicht angemessen entgegengetreten 
wird.“ (Greif/Leo 2015: 2) 

Der Ausschuss sieht eine angemessene soziale Komponente in der Digitalen Agen-
da der EU bisher nicht gegeben und kritisiert: „Mit ihrer Digitalen Agenda für Europa 
und der Initiative für den digitalen Binnenmarkt spielt die EU eine aktive Rolle im 
Bereich der Digitalpolitik. Allerdings bleiben die meisten der Auswirkungen der Digi-
talisierung auf die Beschäftigung unbeachtet und sind deshalb bisher kaum Gegen-
stand einschlägiger Maßnahmen.“ (Greif/Leo 2015: 3) Diesem Eindruck schließt 
sich auch der europäische Gewerkschaftsbund Uni Europa an: „Zwar heißt Uni Eu-
ropa die Bemühungen der Kommission willkommen, auf die digitale Entwicklung zu 
reagieren – allerdings finden wir den Ansatz der Kommission zu engsichtig und zu 
sehr auf Verbraucher fokussiert, während die Effekte auf Arbeitende und Industrie- 
und Dienstleistungssektor zu wenig betont werden. (...) Obwohl erwartet wird, dass 
die europäische Gesellschaft, der Arbeitsmarkt und Arbeitsplätze einen fundamenta-
len Wandel durchlaufen werden, fehlen im Paket über den Digitalen Binnenmarkt 
ernsthafte Vorschläge, um diesen Wandel zum Vorteil der Arbeitenden und Bürger 
Europas zu gestalten.“ (Uni Europa 2015: 1,2) Damit heben Gewerkschaften und 
der Wirtschafts- und Sozialausschuss darauf ab, dass die Kommission die Arbeits-
welt vor allem durch Kompetenzbildungsstrategien abdecken will, sich aber nicht zu 
notwendigen sozialen Schutzmechanismen und Regulierungen positioniert. Statt-
dessen übe sie durch einige Initiativen noch Druck aus, so die Gewerkschaftsverei-
nigung: Die Kommission wolle etwa die Logistikkosten für transeuropäischen Onli-
nehandel drücken – obwohl schon jetzt im Logistiksektor ein extremer Preisdruck 
herrsche, der Arbeitende negativ betreffe. Uni Europa verlangt von der Kommission, 
mit den Sozialpartnern gemeinsam ein Programm zu erarbeiten, das diese Aspekte 
berücksichtigt. Achte man nicht auf eine Absicherung von Standards, auf eine inklu-
sive Strategie in den einzelnen Staaten und auf eine Kohäsion der verschiedenen 
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Länder hinsichtlich der digitalen Entwicklung, könne dies zu einem noch größeren 
Ungleichgewicht innerhalb der EU führen. Dessen negative Effekte zeigten sich in 
der anhaltenden Wirtschaftskrise in Südeuropa. Deshalb müsse die EU auch noch 
gezielter Mittel aufwenden, um Staaten mit weniger weit fortgeschrittener Entwick-
lung zusätzlich zu unterstützen (vgl. Uni Europa 2015).  

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss macht mehrere Vorschläge, wie 
gute Voraussetzungen für einen digitalen Arbeitsmarkt geschaffen werden könnten. 
So solle geprüft werden, ob es europäischer Maßnahmen bedarf, um gemeinsame 
Qualifizierungsstandards einzuführen und gute Maßnahmen aus einem Land auf 
europäischer Ebene zu verbreiten. Auch solle geprüft werden, ob zum Schutz der 
Privatsphäre und zum Schutz vor ständiger Verfügbarkeit für Arbeitnehmer einheitli-
che EU-Regelungen notwendig seien. Es müsse geprüft werden, inwiefern Selbst-
ständige davon auch erfasst werden könnten (vgl. Greif/Leo 2015). Der Ausschuss 
thematisiert auch das Problem, dass das Recht Arbeitender zum Zusammenschluss 
in Frage gestellt werden könnte, wenn sie wegen neuer Vertragsformen als Selbst-
ständige angesehen werden und ihr Zusammenschluss dann als Kartell gewertet 
würde. Dann könnten sie in Konflikt mit den EU-Rechtsvorschriften über wettbe-
werbswidrige Praktiken geraten. „Diesen Bedenken, die dieses Grundrecht beein-
trächtigen könnten, muss Rechnung getragen bzw. müssen sie ausgeräumt werden. 
Für die Anwendung der Wettbewerbsregeln auf arbeitnehmerähnliche Selbstständi-
ge ist ein Leitfaden erforderlich“, findet der Ausschuss. (Walker-Shaw 2016) 

Für eine bessere Entscheidungsgrundlage der Politik sollte es künftig regelmäßige 
Statistiken zur Ausbreitung neuer Arbeitsformen wie Crowdworking, Auftragsformen 
wie Crowdsourcing und Wirtschaftsformen wie Plattformwirtschaft geben. Daneben 
sollte der Rechtsstatus und die Haftung von Onlineplattformen etwa als Arbeitsver-
mittler geklärt werden, eine Forderung, die auch vonseiten der Europäischen Agen-
tur für Sicherheit und Gesundheit im Arbeitsleben kommt (vgl. Greif/Leo 2015; vgl. 
Walker-Shaw 2016; vgl. European Agency for Safety and Health at work 2015). Eu-
ropäische Plattformen sollten gezielt gefördert werden, um nicht bei dieser neuen 
Wirtschaftsform komplett von den USA abhängig zu sein, glaubt der Ausschuss (vgl. 
Walker-Shaw 2016).  

Sozialpartner sollten sich überlegen, wie sie die Geltungsbereiche von Instrumenten 
wie Tarifverträgen auf neue Erwerbsformen in der digitalisierten Arbeitswelt aus-
dehnen können. Die Politik müsse wiederum daran arbeiten, einen grundlegenden 
sozialversicherungsrechtlichen Schutz auch auf untypische Arbeitsverhältnisse aus-
zudehnen – eine Forderung, der sich auch die Studie des Europäischen Parlaments 
und der europäische Gewerkschaftsbund anschließt (vgl. Greif/Leo 2015; vgl. Val-
samis/de Coen/Vanoeteren 2015; vgl. Uni Europa 2015). Uni Europa fordert explizit, 
Soloselbstständige Arbeitnehmern hinsichtlich des sozialversicherungsrechtlichen 
Status’ gleichzustellen (vgl. Uni Europa 2015). 
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In einer Stellungnahme zu Auswirkungen technischer Neuerungen auf das soziale 
Sicherungssystem und das Arbeitsrecht brachte der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss im Frühjahr 2016 auch ins Spiel, auf europäischer Ebene arbeitsrechtliche 
Vorgaben zu machen, um eine Prekarisierung zu vermeiden: So sei eine Pflicht zu 
Arbeitsverträgen ab Beginn des Beschäftigungsverhältnisses denkbar und eine Vor-
gabe einer Mindestzahl von Beschäftigungsstunden, um so genannten Nullstunden-
verträgen vorzubeugen. Über diese können Arbeitende auf Basis reiner Rufbereit-
schaft engagiert werden (vgl. Walker-Shaw 2016). Der Ausschuss empfiehlt zudem, 
dass die Europäische Kommission, die OECD und die ILO Regelungen finden soll-
ten, um menschenwürdige Arbeitsbedingungen und Schutzstandards für mobil und 
IKT-gestützt arbeitende Arbeitnehmer zu garantieren (vgl. Walker-Shaw 2016). Die 
Studie des Europäischen Parlaments hält auch neue Regelungen auf europäischer 
Ebene für nötig, um eine vollkommene Entgrenzung von Arbeitszeiten zu vermeiden 
und Arbeitnehmer vor ständiger Verfügbarkeit zu schützen – eine Forderung, der 
sich der Gewerkschaftsbund Uni Europa anschließt (vgl. Valsamis/de 
Coen/Vanoeteren et al. 2015). 

Zur steuerlichen Behandlung neuer Geschäftsfelder merkt der Wirtschafts- und So-
zialausschuss an: „Reformen der Steuersysteme müssen sorgfältig geprüft werden, 
damit sowohl die in den konventionell organisierten Branchen als auch in der ‚Sha-
ring Economy’ erwirtschafteten Einkommen in vergleichbarer Höhe besteuert wer-
den. Um die Nachhaltigkeit der Sozialsysteme auch in Zukunft zu gewährleisten und 
den Faktor Arbeit zu entlasten, könnte überlegt werden, einen Teil der Digitalisie-
rungsdividende dafür zu verwenden.“ (Greif/Leo 2015: 5) 

Schaffen die neu entstehenden, technologiebasierten Jobs hochwertige Arbeitsmög-
lichkeiten? Welche Risiken bringen sie mit sich? Die Europäische Stiftung für die 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen beschäftigt sich mit diesen Fra-
gen und beleuchtet dazu die speziellen Arbeitsbedingungen von IKT-Fachkräften 
wie Programmierern oder IT-bezogenen Beratern. Ihr Befund: Die Arbeitsbedingun-
gen für solche Fachkräfte seien besser als bei vielen anderen Fachkräften in ande-
ren Berufen in der EU wobei hier nicht speziell die in den vorigen Absätzen ange-
sprochenen extrem flexiblen Arbeitsverhältnisse betrachtet wurden. Zwar gebe es in 
dem Berufsbereich immer wieder schnelle Veränderungen, dafür sorgten die Arbeit-
geber aber auch für überdurchschnittlich viel berufliches Training und Fortbildungen. 
Zudem sei die Work-Life-Balance der Arbeitskräfte im Schnitt besser als in anderen 
Bereichen. Zwar sei die Arbeitsintensität relativ hoch, die Autonomie der Arbeiten-
den jedoch ebenfalls (vgl. European Foundation for the Improvement of Living and 
Working Conditions 2012). 

Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz greift als 
speziellen Aspekt mögliche Nebeneffekte des zunehmenden Crowdsourcings für die 
Arbeitenden heraus. Sie weist auf einige Probleme hin: Während bei der Arbeit in 
Firmen mit festen Arbeitsplätzen die Arbeitgeber eine Verantwortung für deren adä-
quate Ausstattung trügen, verlagere sich die Verantwortung beim Crowdsourcing 
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auf den einzelnen Auftragnehmer, so die Agentur. Zwar gebe es keine ausreichen-
den Erhebungen über die Gegebenheiten an diesen Arbeitsplätzen. Allerdings sei 
das Risiko hoch, dass selbstständige Crowdworker an ergonomisch wenig vorteil-
haften Arbeitsplätzen und mit unzureichender Computerinfrastruktur arbeiteten, 
womöglich in zu lauten, schlecht klimatisierten und nicht ausreichend ausgeleuchte-
ten Räumen säßen und damit langfristig ihre Gesundheit gefährdeten (vgl. Euro-
pean Agency for Safety and Health at work 2015). Auch bei Crowdsourcing-
Aufgaben, die offline ausgeführt werden, bestünden Risiken – bei durch Fahrdienst-
vermittler engagierten Taxifahrern etwa das Risiko eines Überfalls ohne Absiche-
rung durch einen Arbeitgeber. Hinzu komme oft nicht ausreichendes Wissen über 
Arbeitsgefahren aber auch rechtliche Vorgaben, an die sich der Crowdworker halten 
müsste und sonst haftbar gemacht werden könne. Mit zunehmenden Beschäfti-
gungsverhältnissen über Crowdsourcing werde es für Arbeitende auch enorm er-
schwert zu beweisen, dass Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten durch die Arbeit 
bedingt sind. Crowdworking könne auch negative psychische Effekte haben. So 
könne es etwa problematisch sein, wenn Arbeitende keine Gewissheit über die Auf-
tragslage am nächsten Tag hätten und auch nicht sicher sein könnten, ob ihre Arbeit 
entlohnt wird – da der Auftraggeber nach Güte der Leistung bezahlt. Die Konkurrenz 
um Aufträge unter verschiedenen Crowdworkern könne zu permanenter Bereitschaft 
und zu geringen Pausen führen, aus der Sorge heraus, sonst einen Job zu verpas-
sen. Eine eventuelle Isolation der Arbeitenden könne ebenfalls zu psychischen 
Problemen führen. 

2.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
In seiner Rede zur Lage der Union im September 2016 rückte EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker den Ausbau der digitalen europäi-
schen Wirtschaft in den Fokus (vgl. EU-Kommission 2016r). Der Präsident formulier-
te das Ziel, dass alle Unternehmen und Haushalte in Europa Zugang zu schnelleren 
Internetverbindungen erhalten sollen. Um die notwendigen Investitionen von 500 
Milliarden Euro zu vereinfachen und die prognostizierte Lücke von 150 Milliarden 
Euro zu schließen, soll ein so genannter Kodex für die elektronische Kommunikation 
aufgelegt werden. Der Präsident erhofft sich von einem vereinfachten Rechtsrah-
men einen Investitionsschub und eine Steigerung des BIP um 910 Milliarden Euro 
bis 2025, sowie 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze. Behörden in der EU sollen unter 
anderem mit einer ersten Tranche über 120 Millionen Euro befähigt werden, mehr 
öffentliche Internetzugänge in ihrem Umfeld zu ermöglichen, um eine bessere Netz-
abdeckung auch im öffentlichen Raum zu schaffen (vgl.EU-Kommission 2016r).  

Schon 2014 bilanzierte der Think Tank Empirica in einer Studie für die EU-
Kommission 2014 einen klaren Effekt der im Jahr 2007 gestarteten Agenda der EU-
Kommission für digitale Kompetenzen: In vielen EU-Ländern sei eine starke Steige-
rung der Kompetenzbildungsaktivitäten erreicht worden. Dennoch fehlten vielen EU-
Ländern eine konsistente Strategie und ein Masterplan, vor allem auch zur Heraus-
bildung von Exzellenz in Bereich Digitalisierung. Häufig werde nur niedrigschwellig 
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daran gearbeitet, Bildungssysteme an den gewachsenen Bedarf an wissensbasier-
ter Arbeitskraft anzupassen. Dagegen werde es versäumt, die Ausbildung von IKT-
Spezialisten voranzutreiben. Empirica kritisiert auch, dass etwa vorübergehende 
Projekte, die mehr Frauen in IKT-Berufe bringen sollen, häufig nur kurzlebig und 
medienwirksam seien, aber keinen nachhaltigen Effekt hätten. Angesichts der öko-
nomischen Krise verwendeten einige Staaten im Süden Europas kaum mehr Auf-
merksamkeit auf digitale Kompetenzen der Bevölkerung oder andere langfristige 
Bedarfe (vgl. Gareis/Hüsing/Birov 2014) 

Um auf solche Defizite zu reagieren, kündigte die EU-Kommission in ihrer bereits 
erwähnten Kommunikation im Frühjahr 2016 an, dass sie in den kommenden Jah-
ren aus den Projektmitteln der Horizon 2020-Agenda 500 Millionen Euro in Kompe-
tenzzentren für digitale Innovation und Entwicklung investieren wolle. Zudem sollen 
bis 2020 in Zusammenarbeit mit der privaten Wirtschaft 20 Milliarden Euro in die 
Erforschung und Entwicklung digitaler Anwendungen europäischer Firmen fließen. 
Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, jährlich ebenfalls noch einmal drei 
Milliarden Euro beizusteuern (vgl. EU-Kommission 2016g).  

Bereits 2013 rief die Kommission die so genannte Grand Coalition for Digital Jobs 
ins Leben, über die von rund 100 Unternehmen, Bildungsorganisationen und For-
schungseinrichtungen bisher 60 Projekte vereinbart wurden. In diesen Bildungsiniti-
ativen sollen hunderttausende Personen für die digitalisierte Arbeitswelt fit gemacht 
werden. EU-Bürger sollen an IKT herangeführt werden und für Jobs in dem Bereich 
begeistert werden. Denn künftig sei in 90 Prozent der Berufe zumindest eine grund-
legende Ausbildung im Umgang mit digitalen Anwendungen nötig. In Europa gebe 
es einerseits zwar viele verfügbare Arbeitskräfte und andererseits auch viele freie 
Arbeitsplätze. Da aber bestimmte technologische Kompetenzen fehlten, könnten 
einige durch die Digitalisierung frei werdende Stellen nicht besetzt werden. Deshalb 
soll die Coalition Arbeitsangebot und -nachfrage besser als bisher koordinieren. 

Die jeweiligen Akteure in der EU-Initiative haben unverbindliche Zusagen über Bei-
träge gemacht, die sie leisten wollen, um die digitalen Kompetenzen und Jobmög-
lichkeiten in Europa voranzubringen (vgl. EU-Kommission 2016i). Hier soll ein kur-
zes Schlaglicht auf eine Auswahl von Zusagen geworfen werden, um einen groben 
Eindruck zu vermitteln. 

Eine Zusage kommt etwa von der British Computer Society, der Berufsvereinigung 
der IT-Industrie. Die BCS will mindestens 10.000 Personen mit ihrem Programm der 
digitalen Alphabetisierung fürs Leben (Digital Literacy for Life) erreichen. Sie sollen 
durch Informationsveranstaltungen und Workshops für die Bedeutung lebenslangen 
digitalen Lernens sensibilisiert werden. Bis Sommer 2016 hatte die BCS 25 Prozent 
der angestrebten Personenzahl erreicht. Eine Untergruppe der Gesellschaft arbeitet 
auch an Politikberatung für die britische Regierung, um diese bei ihrer Politik zu 
digitalen Kompetenzen zu begleiten und Verbesserungen einzubringen (vgl. EU-
Kommission 2016j). 
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Der IT-Spezialist Cisco greift mit seiner Zusage ein spezielles Feld heraus. Er will 
mit seinem Smart Grid Training Technikinstallateuren die Gelegenheit geben, sich in 
einem zukunftsträchtigen Bereich fortzubilden: Sie sollen mithilfe von speziell dafür 
erstellten Lernmaterialien Spezialwissen im Bereich intelligenter Stromnetze erwer-
ben. Konkret hat Cisco mit anderen Partnern ein 80 Lernstunden umfassendes On-
linekursinstrument erstellt. Zudem wurden Lehrer in Einrichtungen der beruflichen 
Ausbildung trainiert, wobei bis Stand Sommer 2016 von 500 anvisierten Lehrern 200 
erreicht wurden. Insgesamt wurden von den 20.000 zu trainierenden Personen 900 
erreicht (vgl. EU-Kommission 2016k). 

Wieder eine andere Form des Beitrags will das Council of European Professional 
Informatics Societies (CEPIS) leisten: Die Organisation hat eine Website aufgesetzt, 
über die IT-Fachkräfte überprüfen können, inwiefern ihre aktuellen Kompetenzen 
am Markt gefragt sind und was sie verändern müssten, um sich an die aktuellen 
Veränderungen anzupassen. Die Organisation strebte an, 2000 Personen im IKT-
Bereich aus den 28 EU-Mitgliedsländern mit ihrem Selbsteinschätzungsportal zu 
erreichen, 2200 waren es Stand Sommer 2016 (vgl. EU-Kommission 2016m).  

Die italienische NGO DIDASCA hat dagegen einen nationalen Fokus. Sie will digita-
le Alphabetisierungsarbeit in Italien leisten und damit bis 2020 zwei Millionen Italie-
ner besser auf die Bedarfe in der modernen Arbeitswelt vorbereiten. Die NGO arbei-
tet dafür mit zwei Programmen, dem „Internet for Minds“ (Zielgruppe: Schule) und 
dem „Internet for Jobs“ (Zielgruppe: Arbeitende). Darüber sollen die Teilnehmer 
bessere Kompetenzen bei der Informationssuche im Netz, bei der elektronischen 
Kommunikation und bei der Arbeit mit komplexeren Computeranwendungen wie 
Tabellen und Dokumenten in der Cloud erreichen. Das Projekt hat erst 2015 begon-
nen und bis Sommer 2016 keinen Zwischenstand berichtet (vgl. EU-Kommission 
2016n). 

Auch die University of Sheffield fokussiert sich eher auf regional beschränkte Initiati-
ven. Sie nahm sich vor, 45 Schüler und sechs Lehrer im Umgang mit Programmier-
sprachen wie Python, App-Entwicklungsprogrammen oder in der Datenanalyse und 
in der kompetenten Nutzung von Sozialen Medien zu schulen. Das geschah im Jahr 
2014 über von der Universität erstellte Lernmodule, die danach auch weiterhin von 
Schulen und Lehrern genutzt werden können. Darüber soll sich der Effekt verstär-
ken (vgl. EU-Kommission 2016q) 

Das Bildungsunternehmen Digital Skills Academy will 20.000 Arbeitslose in Europa 
im Umgang mit digitalen Anwendungen trainieren und dabei seine eigenen Pro-
gramme einsetzen, die laut der Organisation in Abstimmung mit der Industrie ent-
worfen wurden. Bisher wurden seit Anfang 2014 rund 2600 Personen fortgebildet, 
30 von 200 anvisierten Lehrern trainiert und 1700 von 12.000 geplanten Jobvermitt-
lungen erreicht (vgl. EU-Kommission 2016o). Der Internetkonzern Google hat dage-
gen seine Zusagen schon erfüllt und sein erstes Projekt für die Grand Coalition so-
mit abgeschlossen. Google kooperierte mit Bildungseinrichtungen im Bereich der 
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Computer und IKT-Ausbildung, stellte Trainingsprogramme und die benötigte Infra-
struktur 2013. Darüber sollen EU-weit 500.000 und 2014 sollen 750.000 Personen 
erreicht worden sein, wobei nicht klar ist, ob diese Personen dann auch spezifische 
Trainings bekommen oder nur eine Informationsveranstaltung besucht haben. Dafür 
gab Google nach eigenen Angaben vier Millionen Dollar aus. Zusätzlich startete 
Google bis Ende 2013 etwa 25 so genannte Massive Open Online Courses in Ko-
operation mit Universitäten zu Inhalten in den Bereichen Mathematik, Computerwis-
senschaft und rechtliche Fragen im Netz (vgl. EU-Kommission 2016p).  

Neben der Grand Coalition for Digital Skills erneuerte die EU im Frühsommer 2016 
ihre seit 2008 bestehende Agenda für neue Kompetenzen. Mit dieser sollen Anreize 
gesetzt werden, damit Bildungsprojekte und -strukturen an neue Bedarfe der digita-
lisierten Arbeitswelt angepasst werden. Dabei sollen kritisches Denken, unterneh-
merische Fertigkeiten, Kreativität und digitale Kompetenzen im Mittelpunkt stehen. 
Den passenden Rahmen sollen Orientierungswerke wie EntreComp, ein Leitfaden 
für die Ausbildung unternehmerischer Kompetenzen, oder DigComp für den versier-
ten Umgang mit digitalen Anwendungen geben. Daneben soll es eine Befähigungs-
garantie geben, über die geringqualifizierte Erwachsene ein Mindestmaß an digitaler 
Bildung erhalten sollen (vgl. EU-Kommission 2016g). 

3 Länderkapitel 
3.1 Finnland 

3.1.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.1.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
In ihrem Digital Economy and Society Index 2016 stuft die EU-Kommission Finnland 
als einen „zurückfallenden Vorreiter“ an, also als Land, das sich in der Vergangen-
heit bereits einen recht guten Stand in puncto Digitalisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft erarbeitet hat, aktuell aber wenig Fortschritte verzeichnet.   

Finnische Firmen machen insgesamt regen Gebrauch von digitalen Anwendungen, 
vor allem von RFID-Chips  und Cloudanwendungen zur Vernetzung zwischen Kom-
ponenten und von Social Media zur Vermarktung: In diesen Bereichen liegen sie 
über dem EU-Durchschnitt. Bei Onlineverkäufen (16. Rang), vor allem auch über 
Grenzen hinweg (21. Rang) stehen die Unternehmen im EU-Vergleich dagegen 
eher schlecht da, zögern offenbar noch (vgl. EU-Kommission 2016a). 

Der ohnehin schon hohe Anteil an arbeitenden Personen mit internetfähigem PC am 
Arbeitsplatz hat von 2009 auf 2013 noch einmal von 74 auf 80 Prozent zugenom-
men (vgl. Eurostat 2016b). Inpunkto beruflicher Verwendung mobiler Anwendungen 
lässt Finnland alle anderen EU-Länder hinter sich: In 74 Prozent der Firmen surfen 
die Mitarbeiter mobil, in 73 Prozent der Firmen mailen Mitarbeiter mobil, 55 Prozent 
der Firmen nutzen mobile Austauschdienste und in 44 Prozent der Firmen greifen 
die Mitarbeiter mobil auf spezielle Online-Anwendungen zu – damit lag Finnland in 
dieser Hinsicht weit vor allen anderen Ländern (vgl. Eurostat 2016a). 
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Der Einsatz von Industrierobotern spielt in der finnischen Fertigung dagegen bisher 
keine große Rolle, dort kommen nur etwa 120 multifunktionsfähige Industrieroboter 
auf 10.000 Mitarbeiter (vgl. International Federation of Robotics 2016). 

Laut einem Index zur Befähigungswirkung von Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) nach Evangelista/Guerrieri/Meliciani (2014) erreicht Finnland EU-
weit den höchsten Indexwert und konnte sich zwischen 2004 und 2008 auch noch 
einmal enorm steigern, IKT also sinnvoll in Geschäftsprozessen, in der Jobvermitt-
lung oder in der Bildung einbinden. 

Einige Beobachter sehen nach dem Absturz Nokias am Standort die aktuelle Situa-
tion Finnlands jedoch kritisch. Der Forscher Antti Alaja von der finnischen sozialde-
mokratischen Stiftung Kalevi Sorsa skizziert in einer Publikation der Friedrich-Ebert-
Stiftung etwa beunruhigende Entwicklungen nach jahrelanger guter Performance 
Finnlands bei Innovation und Kompetenzentwicklung: So seien die öffentlichen For-
schungs- und Entwicklungsausgaben zwischen 2011 und 2014 kontinuierlich ge-
sunken und auch das Budget für 2016 in diesem Bereich sei noch einmal um 157 
Millionen Euro und somit real 9,4 Prozent geschrumpft (vgl. Andersson/Alaja/Buhr 
et al. 2016). Zudem habe der Innovationsfonds Teker für 2016 fast ein Viertel seines 
Budgets verloren, so Alaja. Finnland investiere somit in einer Zeit, in der theoretisch 
viel Geld für die Gestaltung des technologischen Wandels nötig sei, weniger als 
zuvor.  

Zudem erreiche Finnland laut dem EU Innovation Scoreboard 2015 nur relativ ge-
ringe ökonomische Effekte seiner Innovationen, etwa was Beschäftigungswachstum 
in wissensintensiven Tätigkeiten, Umsatzsteigerungen aufgrund von Innovationen 
und den Zuwachs neuer Patentrechte auf Technologien angeht. Negativ falle vor 
allem auf, dass die finnischen High-Tech-Exporte 2014 nur noch sieben Prozent 
aller Exporte ausgemacht hätten, während es 2005 noch über 20 Prozent gewesen 
seien – und dass Finnland in der Zwischenzeit zu einem Nettoimporteur von Tech-
nologieprodukten geworden sei (vgl. Andersson/Alaja/Buhr et al. 2016). Das finni-
sche Arbeits- und Wirtschaftsministerium räumt einen solchen Trend selbstkritisch 
auch bei den IT-Dienstleistungen ein, wo die Exporte seit 2008 sinken, während die 
Importe jährlich um 9 Prozent steigen (vgl. Ministry of Employment and the Econo-
my 2015). 

Eine weitere Analyse im Auftrag der Regierung konstatiert, dass die finnische In-
dustrie zwischen 2008 und 2014 eine sehr dürftige Performance gezeigt habe. 
Wenn nichts getan werde, könnten viele Jobs verloren gehen. Die meisten finni-
schen Firmen seien zu sehr auf ihre alten Geschäftsmodelle fixiert und zollten neu-
en Firmen in ihrer Branche zu wenig Beachtung. So könnten sie Potenziale nicht 
erkennen, erfolgreiche Konzepte nicht übernehmen und keine erfolgsversprechen-
den Kooperationen eingehen. Dies allerdings werde in einem durch die Digitalisie-
rung rasant veränderten Wirtschaftsumfeld immer wichtiger (vgl. Col-
lin/Halén/Juhanko et al. 2015). 
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Die Analyse entwirft verschiedene Szenarien. Bei einem starken Fortschritt der Digi-
talisierung und Vernetzung der Industrie seien bis 2023 neun Milliarden Euro an 
zusätzlicher Wertschöpfung  sowie 48.000 zusätzliche Jobs möglich – das so ge-
nannte Industrielle Internet könne dann das „neue Nokia“ werden . Andererseits sei 
– bei schwacher Entwicklung – auch ein Rückgang der Wertschöpfung um drei Mil-
liarden Euro und ein Verlust von 16.000 Jobs bis 2019 denkbar. Um auf den positi-
ven Pfad zu gelangen, sei Engagement der Privatwirtschaft und der öffentlichen 
Hand für einen besseren Marktzugang, neue Geschäftsmodelle, Kompetenzen, 
neue Technologien und neue Plattformmodelle nötig (vgl. Collin/Halén/Juhanko 
et al. 2015). Bisher mangele es der finnischen Wirtschaft an Flexibilität. Starre Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungsstrukturen, sowie dominante Interessen hinter alten 
Geschäftsmodellen verhinderten Wandel. Ein Vorteil der finnischen Wirtschaft mit 
Blick auf den Aufbau neuer Unternehmungen sei dagegen das solide und kaum 
korrumpierbare Umfeld, in dem neue Firmen große Sicherheit und Stabilität vorfin-
den könnten. Zudem seien die Finnen traditionell gute Problemlöser, auch das sei 
eine Qualität, die in der digitalisierten Wirtschaftswelt wichtiger werden könnten (vgl. 
Collin/Halén/Juhanko et al. 2015). 

Auch der finnische Wirtschaftswissenschaftler Matti Pohjola von der Aalto-
Universität konstatiert einen starken Rückfall der IKT-Branche durch die Krise No-
kias. 2002 habe die Branche wegen boomender Geschäfte Nokias zwischenzeitlich 
zehn Prozent zur nationalen Wertschöpfung beigetragen – 2014 dagegen waren es 
demnach nur noch vier Prozent. Allerdings, so Pohjola, sei das Segment der Daten-
verarbeitung zuletzt gewachsen und habe Teile der Rückgänge im    Elektronik- und 
Mobilfunkbereich ausgeglichen. In diesem Bereich sieht er auch weitere Wachstum-
schancen, wenn sich die finnische Wirtschaft voll auf die Digitalisierung einlasse. Er 
verweist darauf, dass IKT auch zuletzt der bedeutendste Faktor für das finnische 
Wirtschaftswachstum gewesen sei. So hätten 2013 etwa 40 Prozent des BIP-
Wachstums und rund die Hälfte der Arbeitsproduktivität des Landes auf IKT basiert, 
genauso wie ein Großteil der Produktivitätssteigerungen zwischen 1998 und 2012 
(vgl. Pohjola 2014). Das Arbeits- und Wirtschaftsministerium hebt die – trotz der 
Nokiakrise – weiterhin bedeutende Rolle von IKT-Dienstleistungen als Wachstums-
treiber seit der Jahrtausendwende hervor. Der Anteil der IT-Dienstleistungsjobs an 
allen Jobs im Bereich der privaten Dienstleistungen (Gesundheit und Bildung aus-
genommen) wuchs zwischen 2003 und 2013 demnach von 21 auf 26 Prozent an 
(vgl. Ministry of Employment and the Economy 2015). Und mit Blick auf die Exporte 
seien softwarebasierte Produkte für die finnischen Unternehmen trotz zuletzt negati-
ver Tendenzen noch immer essenziell: Das Ministerium gibt 2013 unter Berufung 
auf das Wirtschaftsforschungsinstitut ETLA an, ein Drittel der finnischen Exporte 
falle in diese Produktkategorie. Informations- und Kommunikationstechnologien sei-
en für das Land also wirtschaftlich weiterhin sehr wichtig (vgl. Ministry of Employ-
ment and the Economy 2013). 

Für die kommenden Jahre schreibt der Ökonom Pohjola dem Internet der Dinge und 
dem Industrial Internet das Potenzial zu, die Produktivität ähnlich stark zu erhöhen 
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wie die erste Welle der Informationstechnologie in den 1990ern und frühen 2000er 
Jahren: Das könne 1 bis 1,5 Prozent Produktivitätssteigerung pro Jahr bedeuten, 
einen konkreten Bezugszeitraum benennt Pohjola nicht. Davon könnten neben der 
Fertigungsindustrie auch die Sektoren der Energiewirtschaft, der Gesundheitswirt-
schaft und das Transportwesen profitieren, prognostiziert er. Die EU-Kommission 
ging in einer Analyse 2014 davon aus, dass bei einer Besetzung aller bis 2020 ent-
stehenden Vakanzen im IKT-Bereich allein durch diese Maßnahme in Finnland eine 
Steigerung der Arbeitsproduktivität um insgesamt 0,355 Prozent erreicht werden 
könne (vgl. Lorenzani/Varga 2014) 

Während Finnland ab 2008 seine komparativen Vorteile im Bereich der Elektronik 
verlor, hat es dem Ökonomen Pohjola zufolge weiterhin in einigen Industriesektoren 
Kosten- oder Qualitätsvorteile gegenüber dem Ausland, etwa in der Papierindustrie 
oder bei Maschinenbauteilen. Im Servicebereich sei Finnland vor allem bei den Da-
tenverarbeitungsdienstleistungen im internationalen Vergleich gut aufgestellt. Pohjo-
la analysiert mit Verweis auf den European Competitiveness Report 2012, dass dies 
die Sektoren seien, in denen finnische Firmen besonders stark in moderne IKT in-
vestiert hätten (vgl. Pohjola 2014). 

Auch für Finnland untersuchte die Forschungsgruppe Joint Research Center der 
EU-Kommission 2014 eventuelle Zusammenhänge zwischen der Beschäftigungs-
entwicklung und dem Einsatz von IKT. Wie auch für die anderen untersuchten Län-
der war für Finnland kein signifikanter Effekt der IKT-Komponenten auf die Beschäf-
tigung ersichtlich – deshalb hier vor allem ein Überblick über die Entwicklung der 
Infrastruktur: 

In Finnland nahm die Breitbandversorgung der Angestellten im Fertigungsbereich 
zwischen 2007 und 2010  von 46,7 auf 52,5 Prozent zu, die Ausstattung mit mobilen 
internetfähigen Endgeräten stieg von 34,6 auf 48 Prozent der Angestellten. Der An-
teil der Onlineverkäufe an allen Verkäufen stieg in der Zeit eher moderat von 9,2 auf 
10,8 Prozent, die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor nahm 
im selben Zeitraum um 3,8 Prozent ab. Im Dienstleistungssektor stieg die Breit-
bandabdeckung zwischen 2007 und 2010 von 70 auf 76,4 Prozent der Angestellten 
mit einem solchen Anschluss, 69,3 statt 48,5 Prozent der Angestellten hatten ein 
internetfähiges mobiles Endgerät zur Verfügung und die Onlineverkäufe nahmen 
von 6,1 auf 7,7 Prozent aller Verkäufe zu. Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je 
Betrieb in dem Sektor stieg um 0,4 Prozent (vgl. Pantea/Biagi/Sabadash 2014).  

3.1.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Die EU-Kommission bewertet Finnlands Humanressourcen, sprich grundlegende 
digitale Fertigkeiten in der Bevölkerung und den Anteil von IT-Spezialisten, trotz der 
jüngsten Probleme bei Nokia positiv. Laut dem Digital Economy and Society Index 
2016 der EU-Kommission sind 91 Prozent der finnischen Gesamtbevölkerung re-
gelmäßig online (Platz 5, EU-28: 76 Prozent) und 75 Prozent der Bevölkerung ver-
fügen über zumindest grundlegende digitale Kompetenzen verfügen (EU-28: 55 
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Prozent). Mit 6,7 Prozent ist außerdem der Anteil an IKT-Spezialisten an der gesam-
ten arbeitenden Bevölkerungen EU-weit am höchsten (EU-Schnitt: 3,7 Prozent). 
Allerdings war ein großer Teil dieser Arbeitskräfte mit Nokia verbunden und ist durch 
die Krise bei dem Telefonhersteller stark betroffen. In den Ausbau und Umbau der 
Kompetenzen seiner IKT-Arbeitskraft investiere Finnland dagegen unterdurch-
schnittlich im Vergleich zu anderen EU-Ländern, so die EU-Kommission (vgl. EU-
Kommission 2016a). 

Finnland weist nicht nur einen hohen Anteil von IKT-Spezialisten unter allen Er-
werbstätigen auf. Das gleiche Phänomen zeigte sich bis zuletzt auch beim Anteil an 
IKT-Spezialisten im Fertigungsbereich: Der Anteil der IKT-Spezialisten unter allen 
Beschäftigten dort stieg zwischen 2008 und 2012 von 3,5 auf 5,5 Prozent, wobei 
Finnland in Europa mit weitem Abstand den höchsten Wert erreicht (vgl. Lo-
renzani/Varga 2014). Diese Daten dürften allerdings die seit einigen Jahren anhal-
tenden Probleme bei Nokia noch nicht umfangreich abbilden. 

Zumindest was die generellen Computerkenntnisse in der erwerbsfähigen Bevölke-
rung angeht, hat Finnland auch zwischen 2006 und 2014 weiter Fortschritte ge-
macht. So stieg der Anteil der Erwerbsfähigen mit hohen Computerkompetenzen 
von 32 auf 52 Prozent, während der mit mittleren Kompetenzen stabil blieb. Bei den 
Internetkompetenzen stieg der Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung mit mittleren 
oder hohen Kompetenzen von 38 auf 69 Prozent (vgl. Eurostat 2016d). Laut Euros-
tat lag der Anteil der Erwerbsfähigen mit keinen oder kaum digitalen Fertigkeiten 
2015 bei nur 15 Prozent, im Vergleich zum EU-Durchschnitt von 25 Prozent ein sehr 
geringer Anteil (vgl. Eurostat 2016f). Ein etwas anderes Bild zeichnet allerdings der 
Survey of Adults Skills 2012 mit seiner Untersuchung der Problemlösungskompe-
tenzen von Personen in technologisch geprägten Umfeldern: In Finnland landen nur 
etwa 35 Prozent der Testpersonen auf den beiden höchsten Kompetenzniveaus, 
während fast 40 Prozent der Personen keine oder sehr geringe, also nicht einmal 
grundlegende Problemlösungskompetenzen im Umgang mit Computern und IT ha-
ben (vgl. OECD Publishing 2014). 

Das Bildungssystem Finnlands wird aktuell mit Blick auf die Digitalisierung refor-
miert, ab Herbst 2016 wird ein neues Curriculum in Kraft treten, das auch verstärkt 
digitale Kompetenzen abdecken soll (dazu später mehr). Auf Anfrage weist das Bil-
dungsministerium auf eine von ihm durchgeführte Studie von Mai 2016 hin (vgl. Mi-
nistry of Education and Culture 2016). Dieser zufolge sehen 60 Prozent der Lehrer 
in Finnland die Ausstattung ihrer jeweiligen Schulen mit digitalen Endgeräten und 
Anwendungen bisher als ungenügend an, um die Kinder auf das Arbeiten mit digita-
len Anwendungen vorzubereiten. 50 Prozent klagen über unzureichende Inter-
netanbindung. Zudem werden die IKT-Anwendungen bisher meist nur von den Leh-
rern selbst, lehrerzentriert, benutzt – die Schüler hingegen arbeiteten noch immer 
kaum mit digitalen Endgeräten der Schulen und Projekte wie Programmiereinheiten 
seien sehr selten, so die Lehrer. 75 Prozent der Lehrer stehen laut der Studie dem 
Einsatz von IKT und digitalen Anwendungen in der Schule und ihrer Arbeit positiv 
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gegenüber. Allerdings sehen sich nicht alle Lehrer für die kompetente Arbeit mit den 
neuen Technologien in ihrem Unterricht gerüstet, gut die Hälfte der Lehrer hat nach 
Selbsteinschätzung nur grundlegende IKT-Kompetenzen, 30 Prozent schätzen, 
dass sie höhere IKT-Kompetenzen besitzen. Doch recht viele Befragte – nämlich 20 
Prozent - sahen bei sich selbst auch enorme Defizite und fühlten sich für ihre neuen 
Aufgaben nicht gerüstet. Bei der Hälfte der Lehrer erzeugt die Herausforderung, mit 
den neuen Technologien arbeiten zu müssen, nach eigenen Angaben Stress – trotz 
der generell positiven Grundhaltung gegenüber den neuen Technologien. 

3.1.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Vergangenes Jahr hielt das finnische Institut Turku Centre for Labour Studies eine 
Konferenz „Work 2015” ab. Der Referent Esko Kilpi zeichnete dort als Vertreter des 
finnischen Innovationsfonds Sitra ein Bild von der Arbeitsorganisation der Zukunft, 
das hier kurz zur Illustration denkbarer Veränderungen wiedergegeben werden soll. 
Die Kernthese: Die Arbeitswelt wird schon bald nicht mehr aus fixen Arbeitgeber-
Arbeitnehmer-Verhältnissen bestehen. Kilpi ist der Meinung, dass Arbeitskräfte sich 
aufgrund der Veränderungen der Arbeitsorganisation und auch der immer kürzeren 
Bindung an Arbeitgeber selbst um die Organisation und Entwicklung ihrer persönli-
chen Humanressourcen über ihre Karriere hinweg kümmern müssten: Schließlich 
müssten sie eventuell immer wieder für neue Herausforderungen gerüstet sein und 
sich auf lebenslanges Lernen einstellen.  

Auch für einzelne Arbeitskräfte könne es künftig wie bisher schon für Soloselbst-
ständige wichtiger sein, sich an Wünschen von Kunden oder Kooperationspartnern 
am Markt, und weniger an den Vorstellungen des Arbeitgebers auszurichten. Arbeit 
werde künftig somit zu einer Interaktion zwischen verschiedenen gegenseitig ab-
hängigen Individuen, die über verschiedene Apps, Plattformen und ihre eigenen 
mobilen Endgeräte dezentral in Kontakt treten, glaubt Kilpi (vgl. Kilpi 2015). 

Diese geschilderten potenziellen Veränderungen mögen momentan noch etwas 
abstrakt erscheinen. Dass es zu massiven Wandlungen der Arbeitswelt kommen 
dürfte, glauben jedoch auch andere Beobachter, etwa das Arbeits- und Wirt-
schaftsministerium. Es stützt sich dabei unter anderem auf einen Report der Unter-
nehmensberatung McKinsey, den es in Auftrag gegeben hat: Dieser sieht etwa 20 
bis 30 Prozent des Dienstleistungssektors direkt durch die Digitalisierung betroffen, 
insgesamt dürfte es den Sektor nach dieser Einschätzung härter treffen als den Fer-
tigungssektor. Ein Grund: Immer mehr Services werden Kunden übertragen, 
wodurch etliche Jobs wegfallen dürften. Zudem gehen die Autoren von Produktivi-
tätssteigerungen aus, die Arbeitskräfte überflüssig machen dürften und von globalen 
Preiskämpfen, die kleinere finnische Unternehmen unter Druck setzen könnten. Von 
letzterer Tendenz dürften demnach insbesondere geografisch flexibilisierbare Ser-
vices wie etwa IT-Dienstleistungen oder Informationsdienste und der Handel betrof-
fen sein, während im Finanz-, Versicherungs- und Medienbereich eine stark stei-
gende Produktivität zum Tragen kommen dürfte. Die bestehende analoge Handels- 
und Verkaufsinfrastruktur dürfte nach der Einschätzung der Autoren stark reduziert 
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werden. Außerdem dürfte die ortsungebundene individuelle Produktgestaltung durch 
Kunden anstelle des zentralisierten Produktdesigns zunehmen. Die Unternehmens-
berater sehen auch höher qualifizierte Tätigkeiten durch voll automatisierte Prozes-
se bedroht (vgl. Ministry of Employment and the Economy 2015).  

3.1.2 Politische Diskussion 
3.1.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Wie oben bereits angedeutet sehen einige Beobachter die aktuelle politische Beglei-
tung der Digitalisierung in Finnland skeptisch. So kritisiert etwa der Analyst Antti 
Alaja von der Stiftung Kalevi Sorsa, es gebe keine stringente politische Agenda, um 
Innovationen in Finnland zu unterstützen. Im Gegensatz zu früheren Regierungen 
hätten die verantwortlichen Politiker ab 2011 eher entgegen der innovativen Kräfte 
im Land gearbeitet. Die aktuelle Regierung schwäche etwa Institutionen wie das 
2007 installierte Science and Innovation Policy Council in seinen Kompetenzen und 
wolle die so genannten Strategic Centres for Science, Technology and Innovation 
(SHOKs) sogar ganz auslaufen lassen; eine solche Politik könne künftig auch Fir-
men und qualifizierte Forscher abschrecken. Eine strukturelle Krise und diese Hin-
dernisse für Neuerungspotenzial hätten dazu geführt, dass Finnland in den vergan-
genen Jahren nur vergleichsweise geringe Wachstumsquoten bei der Produktivität 
habe realisieren können, kritisiert Alaja weiter. Allerdings schließt sich der Analyst 
dem früher zitierten finnischen Ökonom Matti Pohjola mit der Einschätzung an, Finn-
land könne im Bereich des Industrial Internets neue ökonomische Potenziale entwi-
ckeln und internationale Wettbewerbsfähigkeit aufbauen. Bisher hätten finnische 
Firmen aber zu wenig Gebrauch von digitalen Anwendungen für ihr Geschäft ge-
macht, so verkauften etwa zu wenige Firmen online – bis zu einer strategischen 
Positionierung des Landes in der digitalisierten Wertschöpfungskette sei es also 
noch ein weiter Weg. Alaja empfiehlt der Regierung, Investitionen in Forschung und 
Innovationen- vor allem in den Bereichen der digitalisierten Wirtschaft – wieder zu 
stärken und in dem Bereich anstelle von Austeritätsprogrammen Ausgabensteige-
rungen zu betreiben (vgl. Andersson/Alaja/Buhr et al. 2016). 

Eine bereits erwähnte Analyse für die finnische Regierung appellierte 2015, zu-
nächst eine gemeinsame Erzählung über den Aufbau einer finnischen vernetzten 
Industrie zwischen Firmen, Politik und Behörden zu schaffen. Es solle ein nationaler 
Koordinator bestimmt werden, der federführend die Digitalisierung der Industrie vo-
rantreiben sollte, die öffentliche Mittelvergabe und den Aktionsplan managt und Pi-
lotprojekte auswählt. Auch solle das öffentliche Vergaberecht modernisiert und auch 
als Anreizinstrument zur Implementierung neuer Technologien genutzt werden. Die 
Analyse schlägt auch vor, einen unabhängigen Intermediär zur Nutzung großer Da-
tenmengen aufzubauen. Der so genannte Datenbasar Finnland könnte Daten ver-
walten und Firmen und anderen Interessen in kontrolliertem Maße und nach zuvor 
verabredeten Regeln Zugang gewähren. Zudem sollten Regulierungen und Steuer-
modelle an neue digitalisierte Geschäftsmodelle angepasst werden. So könne etwa 
der Aufbau einer Industrie autonom fahrender Fahrzeuge begünstigt werden, so wie 
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in den 90er Jahren Regulierungen zum Funktionieren des Mobiltelefonmarktes an-
gepasst worden seien. Wichtig sei, dass Firmen nicht mehr nur intern digital agier-
ten, sondern zu einem wahren industriellen Internet – also zu einem fruchtbaren 
Austausch mit anderen Firmen – fänden (vgl. Collin/Halén/Juhanko et al. 2015). 

Auch der Ökonom Matti Pohjola sieht gute Chancen für die finnische Wirtschaft. Er 
erinnert an die starken wirtschaftlichen Fortschritte in den Branchen in Finnland, die 
zuletzt verstärkt in moderne IKT investiert haben. Er appelliert, dass die betreffen-
den Firmen jetzt die Herausforderung meistern müssten, die digitale Infrastruktur 
kreativ zu nutzen, um darüber neue Verdienstmöglichkeiten zu eröffnen. Erfolgver-
sprechend sei etwa eine strategische Kombination von Produktangebot und Dienst-
leistungen, oder ein innovativer Einsatz von Internetlösungen in der Industrieproduk-
tion. Knowhow und besondere Ingenieurskompetenzen im IKT-Bereich könnten in 
Zeiten der globalen Digitalisierung auch zu einem gefragten Exportprodukt werden, 
auch hier sieht Pohjola Chancen für finnische Firmen. Allerdings glaubt der Öko-
nom, dass bisher nur wenige Entscheider in der finnischen Wirtschaft die Potenziale 
der Digitalisierung sowohl im Industrie- als auch im Dienstleistungsbereich erkannt 
hätten. Deshalb werde zu wenig in die entsprechende Entwicklung investiert und 
Anwendungen wie Cloudservices oder elektronisch kontrollierte Lieferketten würden 
kaum genutzt (vgl. Pohjola 2014), eine Einschätzung, die übrigens auch der finni-
sche Innovationsfonds Tekes teilt: Bis auf frühere Erfolge Nokias gebe es in Finn-
land keine wegweisenden IT-Entwicklungen und Unternehmen sähen IKT nur als 
Instrument für Anpassungen ihrer traditionellen Produktionsprozesse, nicht als 
Gamechanger an. Vorhandene Kompetenzen bei Arbeitskräften würden deshalb 
kaum genutzt, um internationale Vorteile aufzubauen. Wenn das nicht durch konkre-
te Strategien zum Technologieeinsatz geändert werde, vergebe man Wachstumspo-
tenziale und demoralisiere Arbeitskräfte (vgl. Alasoini/Lyly-Yrjänäinen/Ramstad 
et al. 2014). 

Doch der Ökonom Pohjola sieht Probleme nicht nur auf der Entscheiderebene, son-
dern auch im Aufbau adäquater Kompetenzen in der breiteren Bevölkerung, um 
kreative digitale Anwendungen zu entwickeln. Bisher seien die Computerkenntnisse 
vieler Finnen dafür nicht ausreichend. Deshalb brauche es eine neue Industriestra-
tegie, die auf die Digitalisierung aufsetze, diese komplett mitdenke und vor allem auf 
den Ausbau von IKT-Kompetenzen am Wirtschaftsstandort Finnland setze, fordert 
der Ökonom (vgl. Pohjola 2014). 

Offenbar sieht auch der „Beirat für die Informationsgesellschaft“ des Transportminis-
teriums die finnische Wirtschaft bisher nicht ausreichend für die Digitalisierung vor-
bereitet. In seiner „Digitalen Agenda für Finnland 2011 bis 2020“ appellierte der Bei-
rat an Unternehmen und Entscheider, ihre bisherigen Management- und Entschei-
dungsprozesse zu überdenken und zu flexibilisieren, um schneller auf Feedbacks 
von Kunden und Mitarbeitern reagieren zu können. Dazu müssten Hierarchien ab-
gebaut und alle verfügbaren digitalen Vernetzungsmöglichkeiten genutzt werden, 
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um möglichst alle Informationen für eine möglichst individualisierte Produktion zu-
sammenzutragen (vgl. Ubiquitous Information Society Advisory Board 2011). 

Etwas anders schätzt die IKT-Arbeitsgruppe des finnischen Arbeits- und Wirt-
schaftsministeriums die Ausgangslage ein. Im Jahr 2013 versuchten Mitglieder des 
Gremiums sich an einer grundlegenden Vision für eine digitalisierte Ökonomie, die 
einen Übergang ins digitale Zeitalter ohne schmerzhafte Brüche gewährleisten soll-
te. Die Autoren des Papiers sehen Finnland bisher in einer guten Position, um im 
digitalen Zeitalter global vorne mitzuspielen und verweisen dabei auch auf „Erfolgs-
geschichten“ wie Nokia und die Macher des Spiels Angry Birds, die in Finnland groß 
geworden seien. Erste Erfolge dieser Akteure hätten sukzessive auch Forschungs-
aktivitäten und Investitionen von Firmen wie Ericsson, Intel, Electronic Arts, Huawei 
und Samsung nach Finnland gezogen. Um solche Vorteile halten und ausbauen zu 
können leitet das Gremium daraus den Handlungsbedarf ab, ein bis 2023 laufendes 
Forschungsprogramm zu IKT aufzulegen. Außerdem solle es ein Finanzierungspro-
gramm für Firmen geben, die in den IKT-Sektor starten wollen. Die Autoren appellie-
ren, es müsse jetzt für die IKT-Branche ein ähnlich angepasstes Umfeld für Innova-
tionen und Geschäfte geschaffen werden, wie es sich in den 90er Jahren für die 
Branche der Mobiltelefonie zeigte. Dabei könne man auf die mit dieser Branche ge-
sammelten Erfahrungen aufbauen (vgl. Ministry of Employment and Economy 
2013). 

Die Unternehmensberatung McKinsey sieht mit dem angestrebten Wandel der finni-
schen Wirtschaft allerdings große Herausforderungen vor allem auf die Dienstleis-
tungsfirmen zukommen. Sie schätzt in einer Veröffentlichung für das finnische Ar-
beits- und Wirtschaftsministerium, dass finnische Firmen sich stark spezialisieren 
und in Nischen positionieren müssen. Nur so könnten sie trotz der geringen Orts-
bindung von IKT-, und unternehmensbezogenen Dienstleistungen noch global mit-
halten. Deshalb müssten die Firmen sowohl alle Möglichkeiten der digitalisierten 
Geschäftsführung nutzen, um Prozesse zu automatisieren, Kosten zu senken und 
wettbewerbsfähig zu bleiben, als auch Wissen über lokale Präferenzen bei den 
Kunden voll ausnutzen, um zielgenauere Angebote als ausländische Unternehmen 
zu machen. In den Umwälzungen könnten aber auch große Chancen liegen, 
schließlich könnten finnische Firmen sich mit Onlineangeboten und in vernetzten 
Wertschöpfungsketten auch nach außen, auf andere Märkte orientieren. Deshalb 
empfehlen die Unternehmensberater den finnischen Firmen jetzt schon, Marktana-
lysen durchzuführen. Auch um auszuloten, an welchen Stellen sie in den immer 
komplexer werdenden Netzwerken und Wertschöpfungsketten künftig am meisten 
Geld verdienen können – und dort dann hinein zu stoßen (vgl. Ministry of Employ-
ment and the Economy 2015). 

Der finnische Think Tank Digile, ein Verfechter der Digitalisierung, wurde ebenfalls 
durch das Wirtschaftsministerium mit einer Analyse beauftragt. Er warnt darin vor 
allem davor, dass Finnland im Feld der wachsenden Plattformökonomie abgehängt 
werden könnte. Finnland habe bisher keine eigenen nennenswerten Plattformunter-
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nehmungen wie Airbnb oder Uber hervorgebracht und habe somit auch keine Ex-
pertise für diese Geschäftsform und die technischen sowie infrastrukturellen Grund-
lagen aufbauen können. Das könne dazu führen, dass Finnland in einigen Jahren 
mit massiver Arbeitslosigkeit und rückläufiger Wertschöpfung konfrontiert werde, 
warnt Digile. Hinsichtlich der servicebezogenen IKT-Kompetenzen, die in der Platt-
formökonomie äußerst relevant seien, bewertet der Think Tank die Position Finn-
lands ebenfalls nicht sehr positiv: So habe Finnland bisher die Chance verpasst, 
internationale Datencenter aufzusetzen und schicke sich auch jetzt nicht an, solche 
zu schaffen. Was Plattformdienste angehe, so habe Finnland seit der Schaffung der 
Opensource Software Linux und des Datenbanksystems MySQL keine neuen Clou-
danwendungen oder Plattformen mit internationaler Reichweite mehr aufsetzen 
können – und das sei ein großes Risiko für die gesamte finnische Wirtschaft  

Die Analysten empfehlen, eigene, finnische Plattformen aufzusetzen und zwar durch 
Kooperation von öffentlicher Verwaltung und privaten Unternehmen. Über diese 
Plattformen sollten künftig öffentliche und private Dienstleistungen angeboten wer-
den. Bei diesen Plattformen solle auch darauf gesetzt werden, dass finnische (und 
möglicherweise auch andere) Bürger ihre Daten nicht mehr nur Google und Face-
book überlassen wollen – es solle also eine attraktive Konkurrenz durch stärkere 
und bessere Datenschutzstandards aufgebaut werden (vgl. Ministry of Employment 
and the Economy 2015). 

3.1.2.2 Bildung und Kompetenzen 
Der „Beirat für die Informationsgesellschaft“ des Transportministeriums betont, dass 
trotz einer generell sehr hohen Nutzungsrate des Internets in Finnland immer noch 
bedeutende Gruppen von der Nutzung oder zumindest der regelmäßigen und kom-
petenten Nutzung ausgeschlossen seien: Personen ab 65 und Personen mit gerin-
ger Schulbildung. Das sehen die Mitglieder des Beirats als unhaltbar an und schla-
gen deshalb vor, dass etwa grundlegende digitale Kompetenzen schon in die frühe 
Schulbildung in den ersten Stufen eingebaut werden sollten (zu den Schritten in 
diese Richtung gleich mehr). Das erfordere einen grundlegenden Wandel der Schu-
linfrastruktur und Bildungskultur inklusive Lehrerbildung, Medienkompetenztraining 
von Schülern, IKT-Schwerpunkten in der tertiären Bildung und mehr orts- und zeit-
unabhängigem Lernen über e-Learningmaterialien. Zudem sollten Arbeitgeber dazu 
angeregt und wenn nötig auch verpflichtet werden, auf neuen Medien und Techno-
logien auch soziale Innovationen für ihre Mitarbeiter und Kunden aufzubauen, etwa 
über neue Dialogformen über die sozialen Medien im Kunden- und Mitarbeiterkon-
takt (vgl. Ubiquitous Information Society Advisory Board 2011).  

Die IKT-Arbeitsgruppe des Arbeits- und Wirtschaftsministeriums gab 2013 das Ziel 
aus, Finnland solle zu einem Kompetenzzentrum in der Entwicklung und Anwen-
dung digitaler Produkte und Dienste aufgebaut werden. Dazu reichten nicht einzelne 
Experten, sondern es müsse breite Netzwerke kompetenter Arbeitskräfte in ver-
schiedenen Unternehmen und Sektoren geben. Zum einen müssten dafür IKT-
Kompetenzen als integraler Bestandteil in schulischen Curricula installiert werden. 
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Zudem müssten Kompetenzen bei Arbeitslosen und vor allem bei arbeitslos gewor-
denen IKT-Spezialisten besser als bisher erhalten und weiterentwickelt werden und 
es müsse mehr Investitionen in spezielle Trainings für solche Personengruppen 
geben, so das Gremium. Genauso sollten vorhandene Kompetenzen von ehemali-
gen Nokiamitarbeitern mit Blick auf mobile Schnittstellen genutzt werden: Die Ar-
beitsgruppenmitglieder appellieren, für diese Fachkräfte schnell Umschulungen zu 
schaffen, um ihre Kompetenzen nicht verloren gehen zu lassen. 

Ein spezielles nationales Programm sei nötig, um mehr IKT-Spezialisten über die 
höheren Ausbildungsgänge hervorzubringen, wobei der Fokus auf den Feldern Big 
Data und Datenauswertung, auf Algorithmendesign, Programmiersprachen und wei-
teren am Markt besonders gefragten Fähigkeiten liegen solle. Dabei sollten Hoch-
schulen und Unternehmen ihre Kooperationen intensivieren, um die Ausbildung zu 
verbessern und Forschungsergebnisse schneller in die Praxis zu bringen.  

Um sich schnell wandelnde Kompetenzbedarfe in der technisierten Arbeitswelt bes-
ser bedienen zu können, solle künftig auf entsprechende Prognosen viel schneller 
mit Aktionsplänen im Bildungsbereich reagiert werden – dazu müssten auch die 
Kooperationswege zwischen Entscheidern, Forschern und Bildungsanbietern ver-
kürzt werden (vgl. Ministry of Employment and Economy 2013). 

Auch die Unternehmensberatung McKinsey teilte die Einschätzung, es seien Investi-
tionen in IKT-Infrastruktur und entsprechende (Fort-)Bildung, etwa im Programmie-
ren, für Schüler und Arbeitskräfte im Dienstleistungssektor notwendig. Die Autoren 
empfehlen, Gelder in diese Bildungsbereiche umzuschichten und in Einrichtungen 
der tertiären Bildung gezielt Arbeit zu Themen wie Big Data, Cloud Computing und 
Internet der Dinge zu fördern (vgl. Ministry of Employment and the Economy 2015).  

Das finnische Bildungsministerium reagierte auf die Forderungen nach einer besse-
ren Begleitung der IKT-Kompetenzen mit einem neuen Curriculum, das im Herbst 
2016 starten soll. Anfang des Jahres legte der finnische Nationale Bildungsrat ein 
Dokument vor, das die Intention und die Ziele des geplanten neuen Curriculums 
beleuchtet. IKT-Kompetenzen sollen demnach künftig zu den grundlegenden zu 
vermittelnden Basisfähigkeiten eines jeden Schulkindes gehören. Lehrer sollen IKT 
wie auch interkulturelle Bildung und verschiedene Sprachen als Querschnittsthema 
stärker in den Schulunterricht integrieren. Zudem sollen auch Unternehmensgrün-
dung und direkt berufsvorbereitende Inhalte stärker im Unterricht auftauchen: Auch 
das soll zu den verpflichtenden Basisfähigkeiten zählen, was vor dem Hintergrund 
tendenziell unsicherer Beschäftigungschancen am künftigen Arbeitsmarkt ein inte-
ressanter Ansatz sein könnte. 

Als eine nötige Kompetenz für die Zukunft wird auch die Fähigkeit benannt, sich in 
Kooperationen und Netzwerke einzufügen, mit dezentralisiertem Wissen umzuge-
hen sowie es auch über verschiedene Medien zu organisieren und mit sehr schnel-
len technischen Veränderungen oder Informationsströmen umzugehen. Den sinn-
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vollen Einsatz von digitalen Lernmitteln und IKT-Infrastruktur hält das Bildungsminis-
terium dabei nicht für trivial, stattdessen müsse dieser immer wieder an neue tech-
nologische Entwicklungen und Organisationsformen angepasst werden. Dazu gehö-
re auch, Formen des orts- und zeitunabhängigen Lernens zu testen (vgl. Finnish 
National Board of Education 2016).  

Eine Analyse für die Regierung zur vernetzten Industrie schlägt spezielle Trainings-
programme zum Umgang mit vernetzten Strukturen zwischen Firmen für Manager 
und operativ Verantwortliche vor. Daneben solle es für alle Arbeitenden steuerliche 
Anreize zur Selbstfortbildung im digitalen Kontext geben. Auch die höhere sekundä-
re Bildung solle angepasst werden, sodass Programmierkenntnisse und das Ma-
nagement komplexer Situationen zu Kernkompetenzen aufgebaut würden (vgl. Col-
lin/Halén/Juhanko et al. 2015). 

3.1.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
2012 legte das Arbeits- und Wirtschaftsministerium seine Vision von einer durch 
Technologie veränderten, aber menschzentrierten Arbeitswelt in Finnland bis 2020 
vor.  

Darin geht das Ministerium davon aus, dass finnische Firmen es künftig schaffen 
müssten, Mitarbeiter auf allen Hierarchieebenen einzubinden und ihre Vorschläge in 
die Arbeitsorganisation aufzunehmen, um innovativ sein zu können. Nur wenn IKT-
Lösungen sinnvoll in Unternehmensprozesse eingebunden würden und die Mitarbei-
ter damit auch gut umgehen könnten, lasse sich das Potenzial neuer Technologien 
voll ausnutzen, so das Ministerium. Wichtig sei in dem Zusammenhang, dass Ver-
änderungen am Arbeitsplatz gemeinsam entschieden und dass Arbeitende zum 
Lernen und zu Weiterentwicklung angeregt würden. Bei der Entwicklung der benö-
tigten Kompetenzen will das Ministerium erreichen, dass nicht nur bereits gut aus-
gebildete und lernwillige Personen fortgebildet, sondern dass auch bildungsfernere 
Personen einbezogen werden. Ihre Arbeitskraft müsse in Zeiten des Technologi-
schen Wandels ebenfalls bewahrt werden. Dazu sei sowohl eine gute Grundausbil-
dung, aber auch kontinuierliche Fortbildung im Job nötig – ein System, das erst 
noch entwickelt und dann ausgebaut werden müsse. Das Ministerium gibt an, über 
Gesetze und Programme die richtigen Anreize für lebenslanges Lernen setzen zu 
wollen, das Bildungssystem an die Bedarfe in der Arbeitswelt stärker anzupassen 
und ein breites Angebot an Onlinekursen zugänglich zu machen. Neben der Kompe-
tenzbildung sieht das Ministerium auch durchaus die Notwendigkeit, an die moderne 
Arbeitswelt angepasste Gesetze zum Schutz der Gesundheit zu entwickeln – dabei 
wird das Ministerium aber nicht konkreter, wie diese genau aussehen sollen (vgl. 
Ministry of Employment and the Economy 2012).  

Neben diesen generellen, konzeptionellen Überlegungen zur Veränderung der Ar-
beitswelt gibt es auch ganz konkrete Vorschläge dafür, wie die Arbeit im technologi-
schen Umfeld gestaltet werden soll. Dabei scheint eine spezielle Sparte der finni-
schen Wirtschaft auf, die neben den geschäftlichen Höhen und Tiefen des Mobiltele-
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fonsektors oft übersehen wird: Die sehr aktive und international angesehene finni-
sche Gamingbranche. In dieser sieht die IKT-Arbeitsgruppe des Arbeits- und Wirt-
schaftsministeriums auch eine Chance mit Blick auf die Digitalisierung der Arbeits-
welt. Das Gremium plädiert für eine generelle „Gamifizierung“ der gesamten Wirt-
schaft, um Schnittstellen und Anwendungen in Unternehmen möglichst nutzer-
freundlich zu gestalten. So könnten neue Kompetenzen auch spielerisch aufgebaut 
werden. Dafür sollten Erfahrungen aus der Gamingbranche genutzt werden. Um das 
zu erreichen, sollten etwa Universitäten und andere Forschungseinrichtungen zur 
Entwicklung neuer Schnittstellen enger mit der Gamingbranche zusammen arbeiten. 
Außerdem solle es Pilotprojekte in verschiedenen Städten und Unternehmen geben, 
bei denen Gamingkomponenten in die Abläufe integriert werden (vgl. Ministry of 
Employment and Economy 2013).  

Auch der finnische Gewerkschaftsbund SAK forderte die heimische Wirtschaft auf 
seinem Jahreskongress im Juni 2016 auf, kreative und innovative Anwendungslö-
sungen neuer Technologien zu entwickeln, die den Arbeitenden nutzen. Bei der 
Entwicklung müssten auch die Arbeitnehmer mitgenommen werden, da ohne ein 
gutes Verständnis für die neuen Technologien auf ihrer Seite keine optimalen Er-
gebnisse für die Produktion erreicht werden könnten: Die Arbeitenden seien schließ-
lich diejenigen, die zuerst Engpässe aber auch neue Potenziale für die Produktion 
an verschiedenen Stellen entdecken könnten (vgl. SAK 2016b). 

Der Gewerkschaftsbund SAK gibt aber auch zu bedenken, dass die Digitalisierung 
im Vergleich zu früheren technologischen Revolutionen zum einen sehr schnell ver-
laufe, dass aber dennoch kaum absehbar sei, wohin genau die technologische Ent-
wicklung steuere, welche Produkte gefragt sein könnten und welche Rolle der 
Mensch dabei spielen könne (vgl. SAK 2016a). An die Politik richtet SAK deshalb 
den Appell, in ihren arbeitsrechtlichen Regulierungen zu berücksichtigen, dass für 
viele Arbeitende ein einziger Job bei einem einzigen Unternehmen und das auf Leb-
zeiten keine realistische Perspektive mehr sei. Es sei absehbar, dass Beschäftigte 
sich auf flexiblere Arbeitsverhältnisse einstellen müssten. „Deshalb brauchen Arbei-
tende Sicherheitsnetze, die ihnen helfen, Karriereveränderungen und Übergänge 
zwischen Jobs zu managen und dabei ihre Fähigkeiten auf den neusten Stand zu 
bringen“, kommentiert der Entwicklungschef der Gewerkschaft, Juha Antila. Es dürfe 
keine Grauzonen geben, in die Arbeitende bei solchen Veränderungen über ein Er-
werbsleben hinweg hineingeraten könnten (vgl. SAK 2016b). 

Die Unternehmensberatung McKinsey sieht ebenfalls eine Aufgabe der Politik darin, 
durch entsprechende Gesetze Übergänge von Arbeitskräften zwischen verschiede-
nen Jobformen und Beschäftigungen zu erleichtern, um auf häufiger werdende fle-
xiblere Arbeitsformen zu reagieren. Für Phasen der Arbeitslosigkeit sollten spezielle 
Trainingsprogramme für die Personen aufgelegt werden, um sie danach wieder 
besser in den sich verändernden Arbeitsmarkt integrieren zu können. Die Autoren 
appellieren, dass entsprechende Programme, die Jobübergänge und Fortbildungen 
organisieren sollen, schon vorhanden sein müssten, bevor sie massenhaft ge-
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braucht würden – also am besten, bevor die Digitalisierung voll durchschlägt. Dabei 
sollten die Politiker sowohl mit Unternehmen als auch mit Investoren und mit lokalen 
Gebietskörperschaften kooperieren und koordinierte Programme auflegen. Zudem 
sollten die Politiker auch die Gründung neuer Unternehmen als eine Form des 
Übergangs von ehemaligen Angestellten fördern, dafür sei vor allem Risikokapital 
für Gründer wichtig.  

An Unternehmen richtet McKinsey den Appell, den Arbeitskräfteeinsatz mit Voraus-
sicht zu planen, statt einfach nur Stellen abzubauen. Bei IT- und unternehmensbe-
zogenen Dienstleistungen etwa, wo die Unternehmensberater vor allem bei Gering-
qualifizierten Jobverluste erwarten, rät McKinsey: Arbeitskräfte, die durch automati-
sierte Prozesse an einer Stelle ersetzt wurden, sollten vermehrt in die Unterneh-
mensabläufe umgelenkt werden, die die höchste Wertschöpfung schaffen und zu 
komplex sind, um automatisiert zu werden (vgl. Ministry of Employment and Eco-
nomy 2015) 

Der Verband The Federation of Finnish Technology Industries vertritt die These, 
dass es kein Zurück von der Digitalisierung gebe und dass sich kein Akteur der Ge-
sellschaft davor verstecken könne. Auch Regulierungen und Verbote könnten alte 
Arbeitsmethoden nicht bewahren; stattdessen würden Akteure, die daran festhiel-
ten, ihre Wettbewerbsfähigkeit verlieren und dadurch Schaden nehmen.  

Positiv bewertet der Verband in dem Zusammenhang die Aktivitäten der EU-
Kommission, deren Kommunikation zum Digitalen Binnenmarkt aus dem Frühjahr 
2016 endlich die Bedeutung der Digitalisierung  auch für die Industrie abbilde. Der 
Verband ist überzeugt, dass nur durch die Digitalisierung des Sektors künftig noch 
Wachstum und neue Jobs geschaffen werden können. Umso wichtiger sei, wie auch 
die Kommission appellierte, dass auch Nationalstaaten in die Digitalisierung inves-
tierten – dabei falle Finnland aktuell zurück, so der Verband: Da Finnland in den 
vergangenen Jahren seine öffentlichen Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
stark beschnitten habe und auch private Investitionen zurückgingen, bestehe das 
Risiko, dass es auch weniger Innovation gebe. So könne die Digitalisierung mit ih-
ren Potenzialen an dem Land vorbei ziehen. An assoziierte Unternehmen spricht 
der Verband die Warnung aus, dass es besorgniserregend sei, wenn Digitalisierung 
und verbundene Veränderungen in der jeweiligen Firma in Meetings noch nicht re-
gelmäßig auf der Agenda stünden – weil man so die Gestaltung des Trends ver-
schlafe.  (vgl. The Federation of Finnish Technology Industries 2016). 

3.1.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
In Finnland finden sich wie bei vielen anderen untersuchten Ländern im Zusam-
menhang mit der Digitalisierung insbesondere Initiativen im Bildungs- und Kompe-
tenzbereich. Wie früher bereits erwähnt, will Finnland im Herbst 2016 ein neues 
Curriculum etablieren, das den Umgang mit IKT zu einem Kerninhalt machen soll. 
Unter anderem soll Programmieren ab der ersten Klasse gelehrt werden, wie das 
Bildungsministerium auf Anfrage mitteilt. Es habe zudem eine öffentlich-private 
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Partnerschaft ins Leben gerufen: Die so genannte EduCloud Alliance, die eLearn-
ing-Anwendungen in Schulen voranbringen soll. 

Laut einem Bericht der auf Bildung spezialisierten Organisation European Schoolnet 
von 2015 sieht das Bildungsministerium trotz der geplanten neuen Unterrichtsinhalte 
keine staatlich organisierte Fortbildung der Lehrer vor. Das soll demnach Aufgabe 
der lokalen und regionalen Verantwortlichen im Bildungsbereich sein, wobei der 
Nationale Bildungsrat einzelne Initiativen und Projekte finanziell unterstützen kann. 
Teils werde die Aufgabe auch von Universitäten mit Angeboten zur Pädagogenaus-
bildung übernommen (vgl. Balanskat/Engelhardt 2015). 

Dazu teilt das Bildungsministerium auf Anfrage folgende Einschätzung mit: Selbst-
verständlich müsse es neben Infrastruktur auch Unterstützung für die Lehrer und 
sonstigen Pädagogen geben – denn die Digitalisierung sei kein Wert an sich, son-
dern sei nur wertvoll, wenn dadurch der Unterricht und die Kompetenzentwicklung 
auf ein neues Niveau gehoben werden könnten. Schulen könnten sich dabei Unter-
stützung holen: sowohl beim Aufbau neuer Lernumgebungen und Plattformen, beim 
IKT-Training für Lehrer, als auch bei der Konzeption neuer Lern- und Unterrichts-
konzepte. Für all diese Zwecke könnten sie Geld aus öffentlichen Fonds des Bil-
dungsministeriums bekommen. Konkrete Summen nennt es für die Unterstützung 
der Lehrerfortbildung, für so genannte „Speerspitzen“-Projekte zur Fortbildung stün-
den insgesamt 50 Millionen Euro bereit, so das Bildungsministerium. 

Der Think Tank Empirica hat für die EU-Kommission 2014 in seinem eSkills-Report 
auch außerschulische Bildungsinitiativen mit Bezug zur Digitalisierung analysiert. 
Empirica zählt Finnland dabei zu den Ländern mit bereits hohem Niveau digitaler 
Alphabetisierung und IKT-Kompetenzen aber mit eher moderaten Aktivitäten, um 
diese weiter zu entwickeln (vgl. Gareis/Hüsing/Birov et al 2014). Demnach gaben 
befragte Unternehmen 2009 an, dass sie eine Kompetenzlücke entstehen sehen, da 
etwa IT-Kräfte mit bestimmten Spezialisierungen fehlten oder künftig andere Kom-
petenzen gebraucht würden – weshalb Finnland trotz seines bereits hohen Stan-
dards weiter arbeiten und investieren müsse (vgl. Empirica 2014c). Allerdings habe 
sich die Aktivität des Landes zwischen 2009 und 2013 zumindest gesteigert, wie 
andere skandinavische Länder versuche Finnland seit einigen Jahren nämlich, ge-
zielt IKT-Kräfte für die Jobs ausbilden, wo sie zum jeweiligen Zeitpunkt am meisten 
gebraucht werden. Somit seien Bemühungen zu erkennen, auf veränderte Dynami-
ken im IT-Bereich besser als zuvor einzugehen. Positiv wirke sich außerdem das 
generell kompetenzbasierte Lernsystem in Finnland aus, da dieses prinzipiell den 
notwendigen lebenslangen Aufbau von Kompetenzen im digitalen Bereich begünsti-
ge (vgl. Empirica 2014c). 

Ein mit Blick auf die Digitalisierung relevantes Programm ist „Spirit ICT Future“, das 
arbeitslos gewordene IKT-Fachkräfte in einzelnen Regionen begleitet und sie gezielt 
für neue Jobs vorbereitet, wodurch sowohl Unternehmen auf Fachkräftesuche als 
auch die einzelnen Personen profitieren. Zuletzt war ein weiteres Programm ge-
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plant, das auch Arbeitslose mit anderem Hintergrund anspricht und ihre IKT-
Kompetenzen so weit steigert, dass sie potenziell auch in einem hochtechnisierten 
Job eingesetzt werden können (vgl. Empirica 2014c).   

Die 2012 vom Arbeits- und Wirtschaftsministerium aufgesetzte IKT-Arbeitsgruppe 
arbeitet zudem an einigen Initiativen zur Stärkung der digitalen Kompetenzen. So 
sollen Kooperation von höheren Bildungseinrichtungen mit der Games-Branche ge-
fördert werden, um mehr und verbesserte Trainings für Arbeitskräfte im Umgang mit 
IKT aufzusetzen und Technologieanwendungen zu verbessern. Daneben sollen 
Trainings und Forschung zu Datensicherheit und dem Thema Big Data gefördert 
werden. Auf IKT spezialisierte Postdocs können bei einer Beschäftigung in KMU 
über die finnische Förderagentur für Technologie und Innovation gefördert werden. 
Das Investitionsprogramm Vigo Accelerator gibt unter anderem jungen IKT-Start 
Ups das nötige Risikokapital für die Startphase: Darüber gingen 2009 bis 2013 rund 
60 Million Euro an junge IKT- und Internetfirmen, die potenziell moderne, digitalisier-
te Wertschöpfungskonzepte entwickeln können (vgl. Empirica 2014c). 

Während die Krise bei Nokia für viele ehemalige Mitarbeiter große Probleme mit 
sich brachte, bieten sich für einige nach Einschätzung des Think Tanks Empirica 
auch neue Chancen: Über das Nokia Bridge Programm mit Mitteln von Nokia selbst 
und dem European Globalisation Adjustment Fonds werden Arbeitnehmer, die 
durch Werksschließungen von Nokia arbeitslos geworden sind, an die eigene Grün-
dung heran geführt. Auch Fortbildungen in spezifischen Kompetenztrainings für ak-
tuelle Arbeitsmarktbedarfe im IKT-Bereich sind darüber möglich. Von 2011 bis 2012 
wurden darüber laut Nokia etwa 1000 Neugründungen durch ehemalige Nokiamitar-
beiter erreicht – wobei die Nachhaltigkeit dabei nicht evaluiert wurde (vgl. Empirica 
2014). 

Der finnische Innovationsfonds Tekes fördert in seinem Industrial Internet Business 
Revolution Programm 2014-2018 mit 100 Millionen Euro Unternehmensprojekte und 
auch Kooperationen, die mithilfe der Digitalisierung neue Geschäftsmodelle und 
Arbeitsorganisationen aufbauen wollen. Bei den auf der Seite des Fonds präsentier-
ten Projekten geht es hauptsächlich um Big Data-Anwendungen, Maschinenvernet-
zung und individualisierte Produktion mithilfe von digitalen Anwendungen (vgl. 
Website Tekes). 

3.2 Frankreich 
3.2.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen  
3.2.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Frankreich rangiert im Digital Economy and Society Index der EU-Kommission 2016 
auf Rang 16 und hat sich gegenüber dem Vorjahr laut der Kommission verschlech-
tert, weil kaum Fortschritte bei der Konnektivität, bei den Humanressourcen und der 
öffentlichen Verwaltung gemacht worden seien. Die Kommission klassifiziert Frank-
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reich als „falling behind“, verortet das Land also in der Gruppe der zurückfallenden 
Länder.  

Speziell bei der Einbindung digitaler Anwendungen in Unternehmensabläufe 
schneidet Frankreich sogar noch etwas schlechter ab und belegt nur den 18. Rang 
unter allen EU-Staaten. Nur 2,7 Prozent der Unternehmen arbeiten mit RFID-Chips 
zur Vernetzung ihrer Produktion oder anderer Prozesse (EU-Schnitt: 3,8 Prozent), 
nur zwölf Prozent arbeiten mit Social Media-Kanälen (EU-Schnitt: 18 Prozent) und 
nur 7,5 Prozent mit Cloudanwendungen. (vgl. EU-Kommission 2016a).  

In dem bereits erwähnten Index zur Befähigungswirkung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) nach Evangelista/Guerrieri/ Meliciani (2014) hat 
Frankreich gegenüber früheren Jahren allerdings schon Fortschritte gemacht, etwa 
was die sinnvolle Nutzung von IKT in Geschäftsprozessen, in der Jobvermittlung 
oder in der Bildung angeht. Mit einer Verdopplung seines Indexwertes für IKT-
Befähigungswirkung zwischen 2004 und 2008 hat Frankreich Deutschland überholt 
und Rang sechs unter allen EU-Ländern eingenommen. 

Mobile Anwendungen in Geschäftsprozessen, auch das eine Komponente der ver-
netzten Wirtschaft und Arbeitswelt, wurden in französischen Firmen 2012 eher mo-
derat genutzt: In 35 Prozent der Firmen wurde mobil gesurft, in 40 Prozent mobil 
gemailt, in 27 Prozent von außerhalb des Unternehmens Cloudanwendungen oder 
Austauschserver genutzt (vgl. Eurostat 2016a). Auch bei der Einbindung von multi-
funktionsfähigen Industrierobotern war Frankreich 2014 nicht unter den führenden 
EU-Ländern. Mit 120 Industrierobotern je 10.000 Mitarbeitern in der Fertigung gab 
es erst relativ wenige solcher potenziell vernetzbaren Maschinen zur automatisier-
ten Produktion (vgl. International Federation of Robotics 2016). 

Die Forschungsgruppe Joint Research Center der EU-Kommission untersuchte 
2014 anhand von Daten aus sieben Ländern - unter anderem aus Frankreich -, ob 
es für den Zeitraum zwischen 2007 und 2010 Hinweise auf einen Abbau von Jobs 
durch IKT gibt. Dabei betrachteten die Forscher den Fertigungs- und den Dienstleis-
tungssektor. Sie suchten dafür jeweils nach statistischen Zusammenhängen zwi-
schen den IKT-Komponenten Breitbandinternetanschluss, Nutzung mobiler Endge-
räte unter den Beschäftigten, sowie Onlinehandel in der Branche mit der jeweiligen 
Beschäftigungsentwicklung. Die Autoren kamen dabei zu dem Ergebnis, dass in 
keinem der untersuchten Länder unter Kontrolle der Veränderungen von Löhnen, 
Kapitalausstattung und generellen Umsätzen der Unternehmen ein signifikanter 
Effekt der IKT-Größen auf die Beschäftigung auftrat. Es gab zwar vereinzelte Ab-
weichungen, die aber laut der Autoren nicht als Verdrängungsphänomene beurteilt 
werden können. 

Zusätzlich lieferten sie damit jedoch auch einen breiten Überblick über die Entwick-
lung der technischen Infrastruktur und der Beschäftigung in den verschiedenen Sek-
toren. Für Frankreich ergaben sich dabei folgende Daten: Die Breitbandversorgung 
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im Fertigungsbereich nahm zwischen 2007 und 2010 entgegen der Trends in ande-
ren Ländern von 44,7 auf 38,8 Prozent der Beschäftigten ab, die Ausstattung mit 
mobilen internetfähigen Endgeräten nahm dagegen von 24,3 auf 37,3 Prozent der 
Beschäftigten zu und der Anteil der Onlineverkäufe an allen Verkäufen wiederum 
von 15,4 auf 11,5 Prozent ab, auch dieser Trend ist im Ländervergleich ungewöhn-
lich. Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor nahm im sel-
ben Zeitraum um sieben Prozent ab.  

Im Dienstleistungssektor sank die Breitbandabdeckung von 57,3 auf 48,1 Prozent 
der Arbeitskräfte mit einem solchen Anschluss, dafür hatten 42,4 statt 27,3 Prozent 
der Beschäftigten ein internetfähiges mobiles Endgerät zur Verfügung. Die Online-
verkäufe nahmen auch hier von 7,9 auf 6,0 Prozent Anteil an allen Verkäufen ab. 
Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor stieg dabei um 27,3 
Prozent an (vgl. Pantea/Biagi/Sabadash 2014). 

Mit Blick auf die Effekte von IKT und der Beschäftigung entsprechender Spezialisten 
auf die Arbeitsproduktivität ging die EU-Kommission in einer Analyse 2014 davon 
aus, dass bei einer Besetzung aller bis 2020 entstehenden Vakanzen im IKT-
Bereich in Frankreich eine Steigerung der Arbeitsproduktivität um insgesamt 0,36 
Prozent erreicht werden könne (vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

In einem Report zur Zukunft der Beschäftigung bis 2022 hat die staatliche Politikbe-
ratung France Stratégie, die den Premierminister beraten soll, 2015 drei verschie-
dene Szenarien erstellt. Diese bauten jeweils auf Zahlen des nationalen Statisti-
kamts auf. In einem der Szenarien, dem so genannten „Zielszenario“, beziehen die 
Autoren explizit auch die Effekte der Digitalisierung und eines starken technologi-
schen Fortschritts mit ein. Dieses Szenario geht von optimalen wirtschaftlichen Be-
dingungen, technologischen Innovationen durch massiv gesteigerte Forschungsin-
vestitionen, kreativen, digitalisierten Wertschöpfungskonzepten und Investitionen in 
zukunftsträchtige Unternehmensideen aus. Über den Einsatz neuer Technologien 
und Innovationen erwarten sie einen Anstieg der Produktivität um ein Prozent jähr-
lich und ein BIP-Wachstum um 1,8 Prozent jährlich bis 2022. Die Beschäftigung 
würde dann jährlich um 0,8 Prozent zunehmen und die Arbeitslosenquote von gut 
zehn Prozent im Jahr 2016 auf sieben Prozent in 2022 sinken. Als bedeutend für die 
Wachstumspotenziale der einzelnen Branchen benennen die Autoren von France 
Stratégie den Grad der Internationalisierung und der technologischen Innovationen 
in einer Branche, sie heben die Bildungsbranche dabei als herausragend und be-
sonders leistungsfähig hervor (vgl. Aboubadra/Argouarc’h/Bessière et al. 2015).   

3.2.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Beim Fokus auf die grundlegenden sowie fortgeschrittenen Computer- und Internet-
kenntnisse in der Bevölkerung schneidet Frankreich im Digital Economy and Society 
Index der EU knapp überdurchschnittlich ab. 57 Prozent der Bevölkerung besitzen 
grundlegende Computer- und Internetkenntnisse (EU-Schnitt: 55 Prozent), aller-
dings sind nur 3,5 Prozent der Bevölkerung IT-Spezialisten, während EU-weit der 



IAB-Discussion Paper 39/2016 37 

Schnitt bei 3,7 Prozent liegt – und Frankreich hat hier laut EU-Kommission zuletzt 
keine großen Fortschritte mehr gemacht. Dagegen sind mit 2,3 Prozent überdurch-
schnittlich viele MINT-Absolventen unter allen 20-29-Jährigen zu finden (EU-Schnitt: 
1,8 Prozent), was in einer technisierten Arbeitswelt vorteilhaft sein kann. Allerdings 
stagnierte laut EU-Kommission auch hier die Entwicklung in den vergangenen Jah-
ren (vgl. EU-Kommission 2016a). 

Für die vernetzte Produktion können spezielle IKT-Kenntnisse bei Arbeitskräften im 
Fertigungsbereich hilfreich sein. Frankreich schnitt 2012 bei den Quoten der IKT-
Spezialisten in diesem Sektor mit nur etwa 1,8 Prozent Anteil an allen Arbeitskräften 
unterdurchschnittlich ab und schaffte zwischen 2008 und 2012 auch kaum Verbes-
serungen (vgl. Lorenzani/ Varga 2014).  

Bei den allgemeinen Computerkenntnissen in der gesamten erwerbsfähigen Bevöl-
kerung schaffte Frankreich zwischen 2006 und 2014 dagegen recht starke Fort-
schritte, so stieg der Anteil der Personen mit mittleren oder hohen Computerkompe-
tenzen von 57 Prozent auf 69 Prozent. Bei den Internetkompetenzen ergaben sich 
vor allem auf mittlerem Niveau Fortschritte, der Anteil der Erwerbsfähigen mit sol-
chen Internetkenntnissen nahm 2007 bis 2013 von 29 auf 41 Prozent zu, während 
der Anteil der Erwerbsfähigen mit hohen Internetkompetenzen quasi stagnierte (vgl. 
Eurostat 2016d). Im Jahr 2015 hatten 29 Prozent der französischen Erwerbsfähigen 
keine oder nur geringe digitale Fertigkeiten, also Querschnittkompetenzen im Um-
gang mit Computer und Internet. Im EU-Schnitt liegt dieser Anteil nur noch bei 25 
Prozent (vgl. Eurostat 2016f).  

3.2.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Laut dem staatlichen Think Tank France Stratégie hat seit den 80er Jahren und ver-
stärkt seit der Jahrtausendwende eine Prekarisierung des Angestelltenverhältnisses 
durch immer häufigere und kürzere Befristung von Arbeitsverhältnissen eingesetzt. 
Zusätzlich sei der Anteil der Personen gestiegen, die mehrere Jobs parallel ausüb-
ten. Außerdem habe der Druck auf Beschäftigte durch neue Organisationsformen 
der Arbeit – etwa in der so genannten „schlanken Produktion“ – seit den 80er Jah-
ren stark zugenommen. Mehr Arbeitende als früher seien parallel mehreren äußeren 
Zwängen ausgesetzt. So beschreiben demnach mehr Beschäftigte als früher auto-
matisierte Maschinenprozesse als Taktgeber ihrer Arbeit. Rund 60 Prozent der Be-
schäftigten beschrieben 2013 externe Anfragen, die sofort beantwortet werden 
müssen, als maßgeblich für ihren Arbeitsrhythmus (1984 waren es noch unter 30 
Prozent) und über 45 Prozent der Beschäftigten geben an, bestimmte Normen und 
Vorgaben für ihren täglichen Output zu haben (1984 waren es noch knapp 20 Pro-
zent). Während Angestellte mit mehr Unsicherheiten und mehr Druck umgehen 
müssen, stieg seit der Jahrtausendwende nach einem jahrelangen Tief auch wieder 
der Anteil an Soloselbstständigen in der erwerbsfähigen Bevölkerung. Deren durch-
schnittliche Einkommenssituation hat sich demnach gegenüber früheren Jahren 
verschlechtert (vgl. Jolly/Prouet 2016). Während hierfür zahlreiche Gründe eine Rol-
le spielen können, wird auch im Zusammenhang mit technologischem Fortschritt 
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und der Digitalisierung immer wieder die Verstärkung solcher Entwicklungen disku-
tiert.  

Entwicklungen von mehr Druck und weniger Sicherheit muten negativ an. Tatsäch-
lich könnten die oben angeführten Zwänge am Arbeitsplatz, etwa zu sofortiger Re-
aktion auf Kundenanfragen, viele Arbeitende aber in gewisser Weise auch gegen 
eine Automatisierung absichern. Das glauben zumindest Experten von France 
Stratégie und argumentieren, dass solche Aufgaben noch immer schwerlich durch 
Maschinen erledigt werden könnten (vgl. Le Ru 2016). Die Zahl der Jobs mit sol-
chen schlecht automatisierbaren Anforderungen sei in Frankreich in der Zeit zwi-
schen 1998 und 2013 um 33 Prozent und auf insgesamt 9,1 Millionen gestiegen. 
Allerdings treten diese Anforderungen laut der Experten in verschiedenen Berufsfel-
dern unterschiedlich stark auf. So geben demnach in Befragungen etwa 25 Prozent 
der französischen Industriearbeiter und Industrietechniker an, sich strikt an Vorga-
ben halten zu müssen und quasi nie davon abweichen zu können. Im Dienstleis-
tungsbereich waren es nur 13 Prozent der Angestellten. Diese Anteile der Beschäf-
tigung sieht France Stratégie als automatisierbar an – allerdings geht der Think 
Tank nicht davon aus, dass all diese Jobs dann in jedem Fall auch automatisiert 
werden. Sich wandelnde Kundenwünsche und globale Entwicklungen erschwerten 
die Prognose (vgl. Le Ru 2016). Der ökonomische Beirat der französischen Regie-
rung teilt diese Einschätzung. Er sieht vor allem Arbeiter, Büroangestellte, Bankan-
gestellte und Verkäufer, aber auch weniger kreative Elitenberufe wie bestimmte 
Arzt- oder Anwaltsformen durch die Digitalisierung und lernende Algorithmen be-
droht. Allerdings dränge die Digitalisierung die Arbeitenden nicht einfach in die Ar-
beitslosigkeit, sondern könne sie auch aus den Routinearbeiten befreien und sie in 
neue Aufgaben bringen, die mit mehr Interaktion mit Menschen oder individuellen 
Wünschen zu tun haben und nicht automatisierbar sind. Dabei verweist der ökono-
mische Beirat etwa auf die Tätigkeit des individuellen Touristenchauffeurs oder auf 
komplizierte, individualisierte Reparaturen (vgl. Colin/Landier/Mohnen/Perrot 2015).  

Ob die Digitalisierung zu einer Nettovernichtung oder zur Schaffung zusätzlicher 
Jobs führen werde, sei noch nicht absehbar, glaubt France Stratégie (vgl. Jol-
ly/Prouet 2016). Mittelfristig geht die staatliche Analyseeinheit in ihrem Bericht über 
die „Beschäftigung im Jahr 2022“, der die Digitalisierung nur als eine von vielen 
Komponenten einbezieht, bis 2022 von rund 177.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen 
jährlich aus („zentrales Szenario“). Das bereits erwähnte technologiegetriebene 
„Zielszenario“ prognostiziert jährlich sogar 212.000 neue Jobs – allerdings unter 
idealisierten Annahmen der optimalen Nutzung neuer Technologien. Im „zentralen 
Szenario“ würden hauptsächlich neue Jobs für Höherqualifizierte und im Dienstleis-
tungssektor entstehen (94 Prozent der zusätzlichen Stellen bis 2022), besonders 
profitieren könnten die Branchen Gesundheitswirtschaft, Soziales und Bildung, wäh-
rend die Baubranche stagnieren und der öffentliche Dienst sowie der Agrarsektor 
verlieren dürften (vgl. Aboubadra/Argouarc’h/Bessière et al. 2015). 
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Rein zahlenmäßig würden neu entstehende Stellen etwa im Gesundheitsbereich 
und im Pflegebereich Verluste im Verwaltungsbereich, etwa bei Sekretären im „zent-
ralen Szenario“ überausgleichen, so die Autoren. Diese neu entstehenden Stellen 
dürften nicht unbedingt durch dieselben Personen oder auch nur Personen aus der 
gleichen Qualifikationsgruppe besetzt werden können. Die Autoren von France 
Stratégie erwarten für Frankreich eine weniger starke Polarisierung der Arbeitsmärk-
te als in anderen Ländern, etwa den USA. Dennoch zeichnen sie das Bild stark 
auseinander driftender Tätigkeitsprofile: Ein deutliches Wachstum bei den Jobs für 
Hochqualifizierte sei zu erwarten, ebenso ein starker Rückgang bei Arbeitern und 
Facharbeitern mit mittlerer Qualifikation und ein Wachstum bei Tätigkeiten für Ge-
ringqualifizierte. 

Das bereits erwähnte „Zielszenario“ sieht weiterhin mehr Platz für koordinierende 
Tätigkeiten mit mittleren Qualifikationsanforderungen, würde also eine Abmilderung 
der Polarisierungstendenzen mit sich bringen. Doch auch in diesem Szenario, das 
von aktiver Nutzung digitaler Anwendungen und technologischer Innovationen aus-
geht, sehen die Autoren einen klaren Vorteil für höher Qualifizierte in allen Wirt-
schaftsbereichen. Der Bedarf werde durch eine steigende Akademikerquote in der 
arbeitenden Bevölkerung gestützt und könne in Kombination damit zu einer stark 
steigenden Beschäftigung führen (vgl. Aboubadra/Argouarc’h/Bessière et al. 2015).  

Der ökonomische Beirat der Regierung geht ebenso von einer weiteren Polarisie-
rung des Arbeitsmarktes aus. Übrig blieben vor allem Management- oder Kreativ-
Aufgaben für gut ausgebildete Personen und nichtroutine-Arbeiten für geringer Qua-
lifizierte.  

Der Beirat verweist auf eine deutliche U-Kurve, die schon die Ausdünnung mittlerer 
Qualifikationen in Frankreich zwischen 1990 und 2012 zeigt (vgl. Co-
lin/Landier/Mohnen/Perrot 2015). Auch andere Studien verweisen auf den bereits 
bestehenden Trend zu mehr Jobs für Hochqualifizierte einerseits und für Personen 
mit nur elementarer Grundbildung andererseits (vgl. etwa Jolly 2015). Konkret hat 
der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse mit nur grundlegenden Bildungsvoraus-
setzungen in Frankreich zwischen 1993 und 2013 von knapp unter 8 auf rund 10 
Prozent aller Beschäftigungsverhältnisse zugenommen. Leitende Angestellte und 
Arbeitskräfte auf Vermittlungspositionen waren seit Beginn der 90er Jahre die 
Hauptprofiteure der Entwicklungen am Arbeitsmarkt, der Anteil solcher Arbeitsplätze 
stieg von rund 30 Prozent auf insgesamt 45 Prozent (vgl. Jolly 2015). Viele Arbeits-
plätze für leicht automatisierbare Tätigkeiten sind Erhebungen zufolge bereits weg-
gefallen oder umgewandelt worden. Nur noch etwa 15 Prozent der französischen 
Beschäftigten arbeiten in solchen Routinetätigkeiten mit immer gleichen Abläufen 
und ohne mögliche Einflüsse von außen, wobei Experten nicht nur technologische 
Veränderungen, sondern vor allem auch solche in der Arbeitsorganisation als Grund 
ausmachen. Trotz dieser Entwicklungen und trotz insgesamt steigender Qualifikati-
onen empfinden allerdings immer mehr Beschäftigte ihre Arbeit als Routinearbeit: 
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Das gaben im Jahr 2013 40 Prozent der Angestellten an, während es 1984 nur 20 
Prozent waren  (vgl. Le Ru 2016).  

France Stratégie macht in einem speziellen Report zur Polarisierung jedoch darauf 
aufmerksam, dass es keineswegs nur die These über den technologischen Fort-
schritt und die Digitalisierung als Erklärungsmuster für Polarisierung gebe. Stattdes-
sen würden vielfach auch die Globalisierung (durch Outsourcing von Jobs in Nied-
riglohnländer), eine geringere Verhandlungsfähigkeit der Sozialpartner und Deregu-
lierung, sowie der Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft als Haupttreiber der Pola-
risierung benannt. Vor allem inpuncto Sozialdialog und Deregulierung sei Frankreich 
besser aufgestellt als etwa die USA und könne deshalb eine allzu unkontrollierte 
Polarisierung vermeiden.  

Auch wenn France Stratégie selbst von weiteren Polarisierungstendenzen ausgeht, 
merken die Autoren an, dass es auch andere Einschätzungen gebe: Sie verweisen 
auf die These, dass bei einer sinnvoll gestalteten Koevolution von Mensch und Ma-
schine neue Chancen für mittlere Qualifikationsniveaus entstehen könnten. Wenn 
etwa die Überwachung automatisiert ablaufender Maschinenprozesse mit individua-
lisierten Servicetätigkeiten verbunden würde, könne sich die Arbeitskräftenachfrage 
nach mittleren Qualifikationen auch wieder regenerieren. Die genauen Entwicklun-
gen seien also noch nicht absehbar, so France Stratégie (vgl. Jolly 2015).   

Im Jahr 2015 wurde der Personalchef von Orange, Bruno Mettling, von der französi-
schen Arbeitsministerin Myriam el Khomri mit einem Bericht zu den Auswirkungen 
der Digitalisierung auf die Arbeitswelt beauftragt. Bei der Erstellung des Berichts 
bezog Mettling sowohl Arbeitgeber- als auch Arbeitnehmervertreter ein. 

Der Bericht geht davon aus, dass in einigen Jahren große Teile der Arbeitskräfte 
mobil und nicht mehr an einem festen Büroarbeitsplatz arbeiten werden. Der Mett-
lingreport glaubt auch, dass sich durch die Digitalisierung eine starke Veränderung 
hin zu mehr Kollaboration und Kooperation ergeben wird, die Unternehmen von den 
bisherigen starren und hierarchischen Kontroll- und Reportingformen wegbringen 
dürfte. Die Autoren erwarten vor allem auch bei Managern große Veränderungen in 
den Tätigkeiten und benötigten Fertigkeiten. Um die gleichen Effekte ihrer Arbeit zu 
erreichen, etwa größtmögliche Potenziale im Team frei zu setzen, müssten Manager 
künftig anders arbeiten: Sie müssten noch stärker projektbasiert denken, ein ver-
streutes Mitarbeiterteam zusammenhalten und auch noch erfolgreicher die Rolle 
eines Befähigers für die Mitarbeiter spielen (vgl. Mettling 2015). 

3.2.2 Politische Diskussion 
3.2.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Der Wirtschaftsbeirat der französischen Regierung skizzierte im Herbst 2015 den 
Stand und mögliche künftige Veränderungen der Wirtschaft durch die Digitalisie-
rung. Er gab in dem Zusammenhang auch Empfehlungen ab, wie diese regulato-
risch begleitet werden sollten (vgl. Colin/Landier/Mohnen/Perrot 2015).  
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Unter Bezug auf den OECD Digital Economy Outlook 2015 kritisierten die Autoren, 
dass in Frankreich der IKT-Sektor nur 4,33 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus-
macht, während es im OECD-Durchschnitt 5,5 Prozent sind. 2014 hatten nur 63,6 
Prozent der Unternehmen eine Website, während es im OECD Schnitt schon 76,2 
Prozent waren – auch das bewerten die Autoren kritisch, genauso wie den Um-
stand, dass es in Frankreich im Vergleich zu anderen Ländern relativ wenige IKT-
Spezialisten unter den Arbeitskräften gibt. 

Während in Frankreich insgesamt ausreichend Kapital vorhanden sei, so der Beirat, 
sei zu wenig Risikokapital für Unternehmensgründungen verfügbar. So fänden viele 
kleine Start Ups, die eine Digitalisierung der französischen Wirtschaft vorantreiben 
könnten, keine guten Ausgangsbedingungen vor. 

Um eine leistungsfähige Investmentstruktur für den Aufbau digitaler Start Ups zu 
sichern, fehlten in Frankreich zum einen institutionelle Anleger wie die Pensions-
fonds in den USA und zum anderen fehle eine Übernahmekultur für zukunftsträchti-
ge Start Ups. Dies werde lediglich durch einige in der Krise aufgesetzte Programme 
zur Förderung für Gründer abgemildert.  

Die infrastrukturellen Voraussetzungen in Frankreich – etwa die Breitbandanbindung 
– seien eigentlich gut, so der Beirat. Allerdings seien die Regulierungen der franzö-
sischen Wirtschaft noch ganz und gar nicht auf eine digitalisierte oder gar eine In-
ternetökonomie abgestimmt. So würden flexible Start Ups und aufstrebende Unter-
nehmen wie BlaBlaCar, Airbnb und „auto écoles 2.0“ (Internetfahrschulen) durch 
bürokratische Hürden ausgebremst, weil sie in keine der bisher verwendeten, star-
ren Unternehmenskategorien passten.   

Die Autoren stellen auch fest: „Um Problemen im Wettbewerb der digitalen Ökono-
mie vorzubeugen und zu begegnen, ist es essenziell, die entstehenden Kosten ei-
nes Unternehmens und die Umlage dieser Kosten zu überwachen, genauso wie den 
strategischen Einsatz von Gratisangeboten und Exklusivverträgen mit bestimmten 
Vertragspartnern, sowie Verträge über Datenübertragungen. Es wäre sinnvoll, wenn 
die Wettbewerbshüter zusätzliche Kompetenzen bekämen, um diesen Anforderun-
gen genügen zu können.“ (Colin/Landier/Mohnen/Perrot 2015: 8) 

2014 beauftragte das französische Arbeitsministerium den Nationalen Rat für Digita-
lisierung damit, einige konkrete Problemstellungen im Zusammenhang mit der Digi-
talisierung zu erörtern. In seinem Anfang 2016 erschienenen Bericht gab auch die-
ses Gremium einige ökonomische Einschätzungen ab. So appellierte es etwa, dass 
große, mittlere und kleine europäische Unternehmen für eine gelingende digitale 
Transformation eng zusammen arbeiten müssten. Aufeinander abgestimmte Cloud-
systeme, Kommunikations- und Rechenprogramme zur Vernetzung verschiedener 
Komponenten sollten deshalb prioritär behandelt und eventuell auch finanziell ge-
fördert werden. Sie plädieren etwa für die gezielte Unterstützung von Forschungs-
netzwerken und deren Projekte im Automobil-, Gesundheits-, Biotechnologie- und 
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Robotikbereich. Die Autoren empfehlen auch, gemeinsame Forschungsergebnisse 
verschiedener Unternehmen über Open Data Systeme zu verbreiten und aktiv zu 
bewerben, um neue Investitionen anzuziehen. Zudem empfehlen sie, dass Unter-
nehmen mehr Ressourcen in Scouts und Supervisor stecken sollten, die neue Po-
tenziale in Unternehmensabläufen, aber auch geeignete Talente zu deren Umset-
zung finden könnten. 

Gleichzeitig müsse das Patentrecht und das Urheberrecht in einer Art und Weise 
angepasst werden, dass die kommerzielle Nutzung von Open Source- und Open 
Data-Angeboten angemessen geregelt und Mitwirkende entlohnt würden. Generell 
solle es mehr strukturelle Unterstützung für Organisatoren von Open Source-
Angeboten geben, etwa über europäische oder nationale Investitionsfonds (vgl. 
Conseil National Numérique 2016). 

3.2.2.2 Bildung und Kompetenzen 
Neben seinen Empfehlungen für die Wirtschaft gab der Nationale Rat für Digitalisie-
rung auch Einschätzungen zu Bildung in Zeiten der Digitalisierung und zu Auswir-
kungen auf die Arbeitswelt ab. Die zentralen Fragen waren dabei: Welche neuen 
Berufe wird die Digitalisierung bringen, welche neuen Kompetenzen braucht es da-
für, wie kann die Transformation in den Unternehmen begleitet werden? Und wie 
wirkt sich Automatisierung auf die Berufswelt und die Arbeitsbedingungen aus (vgl. 
Conseil National Numérique 2016)? Das Gremium riet zunächst, eine systematische 
Analyse dazu zu erstellen, welche Kompetenzen in einer digitalisierten Wirtschaft 
künftig in welchen Branchen gebraucht werden. Darauf aufbauend sollten dann 
neue Ausbildungsformen entwickelt werden, die stärker als bisher Kreativität, Abs-
traktions- sowie Interpretationsfähigkeit und weniger punktuelles Wissen fördern. 

Neben solchen eher allgemeinen Ratschlägen findet sich in dem Report etwa auch 
der Appell, dass es ein Recht auf Aus- und Weiterbildung außerhalb des direkten 
beruflichen Kontextes geben solle: Beschäftigte sollten so die Chance bekommen, 
neue Kompetenzen zu entwickeln. Das könne etwa über ein persönliches Bildungs-
konto jeder Person organisiert werden und in einen beruflichen Mobilitätsplan fest-
gehalten werden. Außerdem solle es generell erleichtert werden, als Arbeitender 
eine Auszeit für eine Weiterentwicklung der digitalen Kompetenzen zu nehmen, et-
wa über die Einführung eines „digitalen Volontariats“ (vgl. Conseil National Nu-
mérique 2016). Der Rat plädierte zudem dafür, dass solche Fortbildungsbemühun-
gen stärker als bisher anerkannt und von Arbeitgebern auch honoriert werden soll-
ten. 

Persönliche Kompetenzen, aber auch Neigungen, sollten nach den Empfehlungen 
des Rates auch bei der Arbeitsvermittlung stärker berücksichtigt werden. So solle 
den einzelnen Personen mehr Mitspracherechte eingeräumt werden, welche erwor-
benen Kompetenzen sie am stärksten betonen wollen und welche sie künftig aus-
bauen wollen. Außerdem sollten Mentorstrukturen in Unternehmen gestärkt werden, 
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über die neue Arbeitskräfte besser in Unternehmensabläufe hinein finden und Kom-
petenzen erlernen können.  

Um schon früh eine bessere berufliche Orientierung zu erreichen, solle zudem die 
Interaktion von Schulen und Unternehmen intensiviert werden, Vertreter aus der 
beruflichen Praxis sollten zu Veranstaltungen in Schulen eingeladen werden und 
Fragestunden mit Schülern abhalten, damit die Jugendlichen einen plastischen Ein-
druck von der Berufswelt bekommen (vgl. Conseil National Numérique 2016). 

Auch der bereits erwähnte, ebenfalls vom Arbeitsministerium beauftragte Mett-
lingreport beschäftigt sich unter anderem mit Bildungs- und Kompetenzfragen. Der 
Report empfiehlt: Um einen schmerzhaften Strukturwandel mit großen Einschnitten 
für die Bevölkerung zu vermeiden, sei es notwendig, Fortbildung und spezielle Bil-
dung im Umgang mit digitalen Anwendungen und IKT strukturell im Bildungssystem 
zu verankern. Sowohl Nutzerkompetenzen als auch Informatikkompetenzen sollten 
schon ab der grundlegenden Schulbildung aufgebaut werden und dann am Arbeits-
platz immer weiter ausgebaut und an neue Entwicklungen angepasst werden: Bis-
her reiche das Nutzungs- und Anwendungsniveau vieler Arbeitskräfte bei Weitem 
nicht aus, vor allem in vielen KMU seien die Kenntnisse unterdurchschnittlich (vgl. 
Mettling 2015). 

Über bessere Möglichkeiten der Fortbildung oder Umorientierung müssten auch 
Übergänge zwischen Tätigkeiten erleichtert werden. In der über die strategische 
Personalplanung in Unternehmen gesteuerten beruflichen Bildung solle die digitale 
Kompetenzentwicklung der Mitarbeiter genauso im Fokus stehen, wie bei Umschu-
lungen über öffentliche Anbieter, wobei vor allem die Geringqualifizierten adressiert 
werden müssten.  

Nicht nur für Frauen sondern auch insgesamt müsse der Anreiz zum Erwerb digita-
ler Kompetenzen gesteigert werden, etwa indem in die Entlohnungsstruktur explizit 
auch einbezogen wird, wie sehr ein Beschäftigter sich um Fähigkeiten im Umgang 
mit neuen Technologien bemüht (vgl. Mettling 2015). 

Der Gewerkschaftsverband Force Ouvrière hält die bisherigen Aus- und Fortbil-
dungsstrukturen für unzureichend: In einem Positionspapier 2015 verweist Force 
Ouvrière auf eine Befragung, laut der 79 Prozent der französischen Beschäftigten 
den Eindruck hätten, sich im Umgang mit neuen Technologien im momentanen Sys-
tem nicht ausreichend fortbilden zu können. Deshalb müssten die Angebote dafür 
systematisch ausgebaut werden (vgl. Force Ouvrière 2015). 

Das staatliche Analyseinstitut France Stratégie stellt in seinem früher erwähnten 
Report zur Berufswelt im Jahr 2022 ebenfalls die Forderung auf: Angesichts der zu 
erwartenden massiv abnehmenden Beschäftigungsmöglichkeiten für Personen auf 
mittlerem Qualifikationsniveau sei es nötig, die beruflichen Ausbildungsverhältnisse 
in allen Sektoren zu verbessern und darüber Einstiegsmöglichkeiten auf einem rela-
tiv hohen Qualifikationsniveau zu ermöglichen. So könnten prekäre Berufsstarts 
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vermieden werden, die sonst vielen jungen Personen drohten (vgl. Aboubad-
ra/Argouarc’h/Bessière et al. 2015). 

3.2.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Der ökonomische Beirat der französischen Regierung prognostizierte vergangenes 
Jahr wie oben erwähnt eine breite Automatisierungsentwicklung in vielen Branchen. 
Zusätzlich würden durch im Internet freiwillig und kostenlos angebotene Dienste wie 
TripAdvisor, Wikipedia und Blogs traditionelle Berufe wie der des Reisebüroange-
stellten, des Enzyklopädisten oder des Journalisten zumindest unter Druck gesetzt. 
Somit werde der Kern der Gesellschaft durch die digitale Ökonomie getroffen und 
zur Neuordnung gezwungen, glaubt der Beirat. 

Doch neben dem Wegfall bestimmter Tätigkeiten werde sich in der digitalisierten 
Wirtschaft auch die Form der Arbeit stark verändern: So dürften Tätigkeiten für Ge-
ringqualifizierte eher in selbstständiger Arbeit angeboten werden, wie der Ökonomi-
sche Beirat glaubt. Er verweist wiederum auf die Fahrer von Touristentaxis, die be-
reits selbstständig unterwegs seien. Seine Einschätzung dazu: Durch die Digitalisie-
rung werde die Koordination für Auftraggeber mit externen Dienstleistern in So-
loselbstständigkeit erleichtert, deshalb werde diese Zusammenarbeit zunehmen. Für 
die Arbeitenden habe das den Vorteil, dass sie mehrere Tätigkeiten parallel neben-
einander ausfüllen können, so der Beirat. Allerdings sei es hochproblematisch, dass 
die sozialen Sicherungssysteme oder auch Kriterien der Kreditvergabe komplett auf 
das Angestelltenverhältnis ausgerichtet seien, was nicht mehr zeitgemäß sei und 
geändert werden müsse. Konkret appellieren sie, Soloselbstständige steuerlich bes-
ser zu stellen als bisher und Übergänge zwischen verschiedenen Tätigkeitsformen 
zu erleichtern (vgl. Colin/Landier/Mohnen/Perrot 2015), eine Forderung, der sich 
auch der Nationale Rat für Digitalisierung in seinem bereits erwähnten Bericht an-
schließt (vgl. Conseil National Numérique 2016). Zusätzlich sollten in den Augen 
des Digitalisierungsrates Soloselbstständige, die von einem Hauptauftraggeber ab-
hängig sind, besser als bisher abgesichert werden. Generell plädiert der Rat dafür, 
die soziale Absicherung und auch die kollektive Vertretung Selbstständiger neu zu 
diskutieren. Zu einer besseren Absicherung dieser Arbeitenden gehöre auch, die 
Anbieter von kommerziellen Plattformen mit Blick auf die Stellung von Crowdwor-
kern und anderen Beitragenden zu verpflichten, ihr Einnahmen- und Honorierungs-
system gegenüber den Beitragenden transparent zu machen, damit diese ihre For-
derungen bei Bedarf anpassen können. (vgl. Conseil National Numérique 2016). 

Der Nationale Rat für Digitalisierung hat sich darüber hinaus in seinem Report mit 
sehr vielen konkreten Fragen zu Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeits-
welt beschäftigt, was hier nur schlaglichtartig beleuchtet werden kann. Unter ande-
rem ging es um die Fragen, welchen Platz und welche Rolle die menschliche Arbeit 
in der Gesellschaft von morgen einnehmen kann, ob die Digitalisierung zu einer 
Emanzipation oder Unterordnung der Arbeitenden führen wird, ob sie Arbeitsmärkte 
segregiert und polarisiert, wie mit Plattformarbeit umgegangen werden sollte und 
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inwiefern Einkommen und soziale Absicherung vom Beschäftigungsstatus einer 
Person entkoppelt werden sollten. 

Die Ratsmitglieder kritisieren die in ihren Augen alarmistischen und nur schwer zu 
belegenden Szenarien einiger Studien wie etwa der populären Oxfordstudie von 
Frey/Osborne, die von einer großflächigen Jobvernichtung ausgehen. Die Autoren 
betonen, dass man die Schaffung neuer Jobs auch einbeziehen müsse und zitieren 
eine Studie von McKinsey, wonach mittelfristig 1,5 Millionen Jobs in Frankreich auf 
der Digitalisierung beruhen könnten (vgl. Conseil National Numérique 2016).  

Gleichwohl glauben die Autoren, dass sich die Arbeitswelt mit zunehmendem Crow-
dworking und dezentralen Produktionsstrukturen, wie sie schon jetzt über die so 
genannte Maker-Bewegung sichtbar würden, stark verändern werde. Sie halten es 
deshalb für nötig, dass die Politik, aber auch die Unternehmen selbst, die Verände-
rungen aktiv begleiten und sprechen dafür eine Reihe von Empfehlungen aus.   

So empfiehlt der Rat etwa ganz generell, den hochtechnisierten Arbeitsalltag in Un-
ternehmen wieder stärker auf den Menschen auszurichten. Für die fortschreitende 
Automatisierung sollten Strategien entwickelt werden, die von Komplementarität und 
Koevolution von Mensch und Maschine ausgehen und nicht von einem Ersatz der 
Menschen durch Maschinen. Um dafür passende Konzepte zu entwickeln, sei auch 
eine internationale Kooperation etwa mit Ländern wie Deutschland sinnvoll (vgl. 
Conseil National Numérique 2016). Während der Nationale Rat diesem Aspekt eher 
aufgeschlossen gegenübertritt und für eine aktive Gestaltung plädiert, mahnen Ge-
werkschaften wie Force Ouvrière (FO), der Mensch könne durchaus schnell zum 
Erfüllungsgehilfen der Technik degradiert werden. Die Gewerkschafter appellieren, 
keine neuen Vertrags- und Beschäftigungsformen für die Mensch-Maschine-
Interaktionen aufzusetzen, um eine Herabsetzung des Menschen in diesem System 
zu vermeiden und Sicherheiten für die Beschäftigten zu wahren. FO betont auch, 
dass es nicht trivial sei, dass Menschen in voll automatisierten Abläufen in einigen 
Fällen nur noch die Aufgabe des Notfallmanagers zukomme. Wie die umfassenden 
Kontrollmöglichkeiten durch vernetzte Maschinen übe das psychischen Druck aus. 
FO fordert, dass den Arbeitgebern durch die Politik enge Grenzen gesetzt werden 
müssten, wie sehr sie über die verfügbaren Technologien den Arbeitnehmer kontrol-
lieren dürfen – das könne nicht wie bisher nur von Fall zu Fall vor Gericht ausver-
handelt werden (vgl. Force Ouvrière 2015).  

Der Nationale Rat für Digitalisierung will den menschlichen Faktor auch dadurch 
betont sehen, dass etwa Kriterien wie der durchschnittliche Gesundheitszustand von 
Mitarbeitern in die Bewertung der Managementleistung einbezogen werden. Auch 
Engagement einzelner Mitarbeiter bei der Weitervermittlung von Kenntnissen und 
Fähigkeiten an Kollegen „on the job“ sollte explizit honoriert werden, um ein kollegia-
les Miteinander anzuregen (vgl. Conseil National Numérique 2016).  
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Arbeitskräften sollten zudem längere Auszeiten oder Phasen der Teilzeitarbeit für 
Recherchen, Weiterbildung, soziales Engagement, für die Arbeit an Commons oder 
eine Unternehmensgründung gewährt werden, sodass sie sich beruflich weiterent-
wickeln und auf neue Herausforderungen einstellen können. 

Daneben hält der Nationale Rat für Digitalisierung eine Anpassung der Arbeitsver-
mittlung für nötig, diese solle sich auf veränderte Beschäftigungs- und Auftragsfor-
men in den Unternehmen einstellen und mithilfe von Datenauswertungen und digita-
len Simulationen den Arbeitskräftebedarf in bestimmten Bereichen genauer abbil-
den. Zudem solle es auch Plattformen geben, auf denen die Arbeitenden selbst 
durchspielen können, welche Auswirkungen eine Veränderung ihres Arbeitsstatus‘ 
hinsichtlich ihres Einkommens und ihrer Absicherung haben könnte (vgl. Conseil 
National Numérique 2016).  

Mit Blick auf zunehmende Flexibilisierungsbedarfe von Unternehmen empfiehlt der 
Rat, Verträge über so genannte „travail en temps partagé“ zu fördern, die es in 
Frankreich seit 2005 gibt. Sie ermöglichen es einer Arbeitskraft, über einen Vertrag 
bei einer Arbeitgebergemeinschaft für mehrere Unternehmen oder Einrichtungen 
parallel zu arbeiten – bezahlt wird sie durch die Gemeinschaft. Zum einen bietet 
diese Form Unternehmen mehr Flexibilität, da sie Arbeitskräfte kurzfristig abrufen 
können; zum anderen gibt es den Arbeitenden eine gewisse Sicherheit, da sie zwar 
flexibel einsetzbar sind, aber ein sicheres Gehalt bekommen. Bisher wird die Form 
nur von wenigen Unternehmen und Arbeitskräften genutzt, in den Augen des Natio-
nalen Rats für Digitalisierung stellt sie aber offenbar ein zukunftsweisendes Modell 
dar (vgl. Conseil National Numérique 2016). 

Neue digitale Medien können in den Augen der Autoren auch den Sozialdialog er-
neuern, sie bringen etwa kollektive Onlinekonsultationen im Vorfeld von Tarifver-
handlungen ins Spiel, um Arbeitende besser zu beteiligen. Auch seien neue Organi-
sationsformen für Arbeitnehmer – wie etwa über die deutsche Plattform „FairCrow-
dWork Watch“der IG Metall – und neue Organisationsebenen – etwa projektbezo-
gen – denkbar. Zugleich müssten Veränderungen durch die Digitalisierung explizit 
zum Inhalt von Tarifverhandlungen zwischen den Sozialpartnern gemacht werden, 
beispielsweise das Gleichgewicht von Arbeit und Freizeit in Zeiten von Telearbeit 
und Crowdworking.  

Neben all diesen Initiativen sei es auch notwendig, die Versorgung von Menschen 
mitzudenken, die trotz aller Anpassung nicht mehr am Arbeitsleben teilhaben kön-
nen. Die Ratsmitglieder fordern, Diskussion um alternative Finanzierungsformen wie 
das bedingungslose Grundeinkommen mit mehr Daten und verlässlichen Informati-
onen anzureichern. Dazu solle zunächst eine Machbarkeitsstudie durchgeführt wer-
den, die ökonomische Auswirkungen, mögliche Arbeitskraft-Verschiebungen und 
Verfügbarkeit von Arbeitskraft bei Einführung eines Grundeinkommens umfassend 
analysiert. Die Autoren regen auch an, staatlich unterstützte Pilotprojekte für ein 
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Grundeinkommen in einzelnen Regionen zu starten, um empirische Erfahrungen zu 
sammeln (vgl. Conseil National Numérique 2016) 

Die Gewerkschaft Confédération française démocratique du travail (CFDT) betont 
mit Blick auf die technologischen Veränderungen, dass diese nur optimal genutzt 
werden könnten, wenn sich die Mitarbeiter bewusst für die Digitalisierung und die 
Nutzung digitaler Anwendungen entscheiden könnten. Es müsse weiterhin die Frei-
heit bestehen, sich in manchen Situationen auch gegen die Nutzung moderner 
Technik zu entscheiden. Außerdem, so die Gewerkschaftshaltung, müsse die am 
Arbeitsplatz eingesetzte Technik viel stärker partizipativ entwickelt werden, damit 
die Arbeitenden sie dann auch optimal anwenden könnten. Die Gewerkschaft Force 
Ouvrière (FO) fordert neue Regulationen zur Begrenzung der Erreichbarkeit und zur 
Abgrenzung von Arbeits- und Familienzeit. Die FO betont auch, dass die Digitalisie-
rung nicht dazu führen dürfe, dass Arbeit massenhaft in die Crowd ausgelagert wer-
de, wo dann jeder Auftragnehmer für sich selbst verantwortlich sei (vgl. Degryse 
2016). Bruno Mettling sah diesen Punkt in seinem Bericht an das Arbeitsministerium 
2015 zwar nicht ganz so kritisch. Doch auch er mahnte: Man müsse sich jetzt Ge-
danken machen, wie Crowdworking und auch unbezahlte Arbeit besser als bisher in 
Wirtschafts- und Sozialprozesse eingebunden werden könnten, ohne dass rechts-
freie Räume zulasten der Arbeitenden oder anderer Unternehmen entstehen könn-
ten (vgl. Mettling 2015). 

Die FO befürchtet auch schon bei flexibleren und dezentralen „normalen“ Beschäfti-
gungsverhältnissen Nachteile für Arbeitende. Sie erkennt zwar Vorteile für Beschäf-
tigte in diesen Arbeitsformen an, verweist aber auch auf Studien, nach denen Tele-
Arbeiter in Fernarbeit mit immer höheren Arbeitsbelastungen und vermehrt auch mit 
Nacht- und Wochenendarbeit umgehen müssten. Zudem bestünden Probleme in 
der Trennung von Privatleben und Arbeit, bis hin zum Trend, des Arbeitens „überall 
und immer“ (vgl. Force Ouvrière 2015). Deshalb müsse Telearbeit in jedem Fall 
freiwillig bleiben und trotz der orts- und zeitunabhängigen Arbeit des Mitarbeiters 
müsse gewährleistet sein, dass es sich um ein gleichwertiges Beschäftigungsver-
hältnis wie bei allen anderen Mitarbeitern auch handle. Zudem müsse es Schutz-
räume ohne digitale Erreichbarkeit geben, FO spricht dabei das Recht auf digitale 
Dekonnektion an (vgl. Force Ouvrière 2015). 

Der französische Beirat für ökonomische, soziale und Umweltfragen, der Parlament 
und Regierung berät, empfiehlt angesichts der zu erwartenden Veränderungen der 
Arbeitswelt, dass es für die Beauftragung so genannter Arbeitsnomaden durch Un-
ternehmen über Einzelfallregelungen hinaus Vorgaben und Rahmenbedingungen 
geben solle. Außerdem solle die Politik einen großen Dialog über Industrie 4.0 zwi-
schen verschiedenen Interessengruppen organisieren, so forderte der Beirat im ver-
gangenen Jahr (vgl. Kotlicki 2015).  

Bruno Mettling und sein Team nehmen in dem erwähnten Bericht an das Arbeitsmi-
nisterium die Bemessung von Arbeitszeit und Arbeitsbelastungen ins Visier und 
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empfehlen, diese für digitale Jobs anzupassen. Bei untypischen, aber immer häufi-
ger auftretenden Vertrags- und Beschäftigungsverhältnissen oder Arbeitsmodi kön-
ne nicht mehr nur mit fixen Arbeitszeiten kalkuliert werden. Stattdessen müsse auch 
die Arbeitsbelastung einbezogen werden (vgl. Mettling 2015). Der Mettling-Report 
fordert, das Recht auf Dekonnektion um eine „Aufgabe“ der Dekonnektion zu ergän-
zen, die beinhaltet, dass Arbeitende auf allen Hierarchiestufen einen bewussten 
Medienumgang erlernen – wobei Unternehmen dafür Bildungsangebote machen 
sollten.  

Neben den Auswirkungen der mobilen und dezentralen Arbeitsformen auf die Work-
Life-Balance müssten auch Risiken isolierter Arbeitsweisen in Arbeitsschutzüberle-
gungen einbezogen werden, so Mettling. Um das Gefühl der Isolierung zu vermei-
den oder abzumildern, sollten Mitarbeiter zudem auch außerhalb des Kernunter-
nehmens über Entscheidungen informiert und in Abstimmungsprozesse einbezogen 
werden. Zu einer Einbeziehung der Tele- oder mobil Arbeitenden gehöre auch, sie 
gegen Arbeitsunfälle in Arbeitsphasen abzusichern. Zudem appelliert das Team um 
Bruno Mettling, das geplante persönliche Aktivitätenkonto (dazu im nächsten Ab-
schnitt mehr) dazu zu nutzen, jeden Arbeitenden orientiert an seinem gesellschaftli-
chen Beitrag mit einem gewissen Sockel an Rechten auszustatten, den dieser auch 
bei Wechseln zwischen Beschäftigungsformen nicht verliert (vgl. Mettling 2015).  

3.2.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Im Frühjahr 2015 gab der französische Präsident François Hollande bekannt, dass 
es ab Anfang 2017 ein so genanntes persönliches Aktivitätenkonto (compte person-
nel d’activité, CPA) für jeden französischen Staatsbürger ab 16 Jahren geben wer-
de. Das Konto soll Brüche bei den Rechten Erwerbsfähiger vermeiden, etwa wenn 
sich ihr Beschäftigungsstatus von der Anstellung zur Soloselbstständigkeit oder an-
derweitig verändert. Damit soll das Konto neuen, unsteteren Beschäftigungsverhält-
nissen Rechnung tragen, die immer häufiger auftreten. Das Konto ist keine Reakti-
on, die explizit auf die Digitalisierung bezogen ist, wird aber in den meisten Diskus-
sionen über die Digitalisierung der Arbeitswelt als ein zentrales Instrument benannt. 
Tatsächlich soll es einige Probleme adressieren, die im Zuge der Digitalisierung 
immer wieder aufgeworfen werden. So heißt es in einem Papier von France 
Stratégie zu den Zielen des Kontos: „Schutz für alle Arbeitenden, ob in prekären 
oder stabilen Beschäftigungsverhältnissen, selbstständig, angestellt oder Beamte, in 
kleinen oder großen Unternehmen.“ (France Stratégie 2016: 2) Die Erwerbsfähigen 
können demnach Punkte auf ihrem Konto sammeln – etwa durch Arbeitsaktivitäten, 
aber auch staatliche Einrichtungen können Punkte vergeben. Die Punkte können 
eingesetzt werden, bspw. für Bildungsaktivitäten, finanzielle Unterstützung von Un-
ternehmensgründungen oder Freistellungen für familiäre Verpflichtungen oder so-
ziales Engagement. Die Punkte gehen nicht verloren, wenn eine Person den Er-
werbsstatus wechselt, sodass Personen auch in Zeiten weniger stabiler Beschäfti-
gungsverhältnisse noch Zugang zu Leistungen wie Mutterschutz bekommen kön-
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nen. Über ihre Punktevergabe können Behörden auch sozial Benachteiligten eine 
Aus- oder Weiterbildung ermöglichen oder ihnen anderweitige Selbsthilfe anbieten.  

Zudem soll es den Arbeitenden über Simulationsfunktionen im Onlineprofil ihres 
Kontos die Möglichkeit geben, ihre Rechte und Absicherungen je nach Beschäfti-
gungsform zu kalkulieren (vgl. France Stratégie 2016). Der Nationale Rat für Digita-
lisierung empfiehlt, beim Entwurf der Funktionen des Kontos auch die Partner des 
Sozialdialogs einzubeziehen, um sowohl Arbeitnehmerinteressen als auch die An-
wendbarkeit im Arbeitsalltag der Firmen zu sichern (vgl. Conseil National Numérique 
2016). 

Schon vor dem persönlichen Aktivitätenkonto sind 2015 das persönliche Bildungs-
konto und das persönliche Konto zur Prävention von Berufsrisiken in Kraft getreten, 
die beide ebenfalls in der Diskussion über Veränderungen der digitalisierten Ar-
beitswelt genannt werden. Bei Letzterem können Angestellte über ihr gesamtes Be-
rufsleben Punkte für Gefahrenexposition sammeln, die sie dann zur speziellen Qua-
lifikation für weniger gefährliche Positionen in ihrem Unternehmen, zur Arbeitszeit-
verkürzung oder zum früheren Renteneintritt einsetzen können (vgl. Website Comp-
te Prévention Pénebilité). Das Bildungskonto bietet neben Angestellten und Auszu-
bildenden auch Arbeitslosen die Möglichkeit, über dort angesammelte Punkte Fort-
bildungsangebote für ihren weiteren beruflichen Weg in Anspruch zu nehmen. Die 
Punkte gehen zwar beim Übergang in eine andere Beschäftigung nicht verloren, 
gelten allerdings nicht für Soloselbstständige, Beamte oder Unternehmer (vgl. 
Website Mon compte formation). 

Auf Anfrage verweist das Arbeitsministerium darauf, dass der Mettling-Report und 
der Bericht des Nationalen Rates für Digitalisierung den aktuellen Stand der politi-
schen Diskussion abbilden – weitere als die darin benannten oder angeregten regu-
latorischen Maßnahmen scheint es demnach noch nicht zu geben.  

Neben diesen geplanten Maßnahmen hat Frankreich, wie andere Länder auch, bis-
her vor allem im Kompetenzbildungsbereich auf die Digitalisierung reagiert. Eines 
der Ergebnisse dieser Bemühungen: Ab September 2016 soll Programmieren in der 
Grundschule und in der Sekundarstufe der öffentlichen Schulen implementiert wer-
den – bisher gibt es nur optionale Angebote in der Sekundarstufe und in speziellen 
schulischen Technikgruppen. Konkret soll es in den höheren Klassen der Sekundar-
stufe ein Fach namens explorativer Unterricht der Informatik und der digitalen Arbeit 
(enseignement d’exploration d’informatique et de création numérique) geben. Um 
die neuen Anforderungen zu bewältigen, wird den Lehrern allerdings laut einem 
Bericht von European Schoolnet kein Training direkt durch das Bildungsministerium 
angeboten. Das Ministerium gebe zwar die Fortbildungsagenda und Anforderungen 
vor, Universitäten, NGOs und Bildungsträger auf regionaler und lokaler Ebene müs-
sen die Ausbildung dann in der Breite wiederum organisieren, so der Befund der 
Autorinnen (vgl. Balanskat/Engelhardt 2015). 
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Bereits vor einigen Jahren wurden die Lehrpläne der Oberstufen laut einem Bericht 
des Think Tanks Empirica aus dem Jahr 2013 mit einem Wahlfach namens „Digitali-
sierungswissenschaft“ angereichert – dort bekommen die Schüler eine Einführung in 
die IKT-Grundlagen und vor allem Nutzer-Kompetenzen, wofür demnach rund 1500 
Lehrer speziell ausgebildet wurden.  

Das Bildungsministerium verfolgt in Frankreich seit dem Frühjahr 2015 den vom 
Präsidenten ins Leben gerufenen „Digitalen Bildungsplan“, der über drei Jahre mit 
einem Budget von einer Milliarde Euro ausgestattet ist. Im Juli des vergangenen 
Jahres kündigte das Ministerium in diesem Zusammenhang an, 500 Schulen aller 
Formen, und damit 70.000 Schüler und 8000 Lehrer an digitale Infrastruktur anzu-
binden und darüber die Möglichkeit zu eröffnen, mit neuen Lehr- und Lernformen 
unterrichten zu lassen (vgl. Vallaud-Belkacem 2015). Das Ministerium gab an, dafür 
würden die Lehrer speziell fortgebildet – wie der Stand bei diesen Fortbildungen ist, 
ließ sich auf Anfrage nicht ermitteln. 

Der Think Tank Empirica verortete Frankreich in seinem Bericht für die EU-
Kommission 2014 in der Gruppe von Ländern mit relativ hohen Kompetenzraten im 
Umgang mit digitalen Anwendungen und mit mittleren bis hohen Aktivitätsraten, um 
diese zu erweitern (vgl. Gareis/Hüsing/Birov et al 2014). Insgesamt rangiert Frank-
reich in ihrer Bewertung am unteren Ende der Länder, die sowohl starke Kompe-
tenzinitiativen zeigten als auch insgesamt bereit für die Digitalisierung sind. Frank-
reich zeige mit seiner im Jahr 2013 aufgesetzten Agenda für digitale Kompetenzen 
zwar eine relativ starke politische Initiative, so die Autoren damals. Zuvor habe es 
aber recht lange gebraucht, um überhaupt ein Konzept als Antwort auf die eSkills-
Agenda der EU von 2007 zu entwickeln (vgl. Gareis/Hüsing/Birov et al 2014). 

Die 2003 gegründete so genannte Delegation für die Nutzung des Internets (DUI) 
hat viele Initiativen gestartet, die vor allem auf eine stärkere digitale Alphabetisie-
rung und auf eine Verringerung der digitalen Exklusion in Frankreich abzielten (vgl. 
Empirica 2014b). 

Die DUI baute etwa über 5000 öffentliche Internetplätze auf, an denen Nutzer nicht 
nur ins Internet gehen und Medien nutzen konnten, sondern auch IT- und Medien-
kompetenz-Tests machen konnten. Die DUI trainierte dafür das Personal an den 
Standorten entsprechend, es gab 2013 rund 2000 solche so genannten „Jobs für die 
Zukunft“. Außerdem ermöglichte die DUI mit dem so genannten „Ordi 2.0“ Pro-
gramm sozial schlechter gestellten Personen Zugang zu PCs und anderer Infra-
struktur, um am digitalen Leben teilzunehmen – indem sie die Reparatur und Vertei-
lung gebrauchter Computer organisierte (vgl. Empirica 2014b). Auf Anfrage gibt das 
zuständige französische Wirtschaftsministerium an, das Ordi 2.0 Programm vermitt-
le laut einer Evaluation von 2012 etwa 100.000 ausrangierte und wieder aufgefrisch-
te Rechner an bedürftige Personen. Dabei seien etwa 100 Firmen an der Reparatur 
der Rechner beteiligt. Laut Befragungen des Wirtschaftsministeriums gehen die teil-
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nehmenden Firmen davon aus, dass 300 bis 500 behandelte Computer im Jahr der 
Arbeitskraft einer vollen Stelle entsprechen.  

Im September 2016 soll das Nachfolgeprogramm Ordi 3.0 aufgesetzt werden, über 
das die Aktivitäten von Ordi 2.0 weiter ausweitet, so das Wirtschaftsministerium. 

Als Initiative für IKT-Spezialisten kann dagegen das „Portal of Internet Jobs“ ange-
sehen werden. Die Reichweite scheint allerdings begrenzt: Das französische Wirt-
schaftsministerium schreibt auf Anfrage, dass das Portal zwischen Juli 2015 und 
Juni 2016 von 22.000 Personen pro Monat besucht wurde. Das  Budget betrage für 
2015 20.000 Euro und für 2016 bisher 6500 Euro. Über einen konkreten Nutzen bei 
der Vermittlung von Jobs wurde noch keine Evaluation durchgeführt.  

Das Bildungsministerium wollte 2013 im Rahmen der EU Grand Coalition for Digital 
Jobs einen Aktionsplan erarbeiten, wie mehr junge Menschen in IKT-Studiengänge 
und Jobs geleitet werden können. Zusätzlich sollte es 2013 auch einen Vertrag zwi-
schen Unternehmen und dem Arbeitsministerium über IKT-Trainings für Berufstätige 
oder Einsteiger geben – beide Maßnahmen zusammen genommen sollten pro Jahr 
3000 Personen für digitale Jobs vorbereiten. Die Fortschritte ließen sich auf Anfrage 
bei den Ministerien nicht herausfinden. Über diese relativ jungen Pläne hinaus gibt 
es für Jugendliche bereits das Trainings- und Zertifizierungsprogramm B2i und für 
Erwachsene C2i, die digitale Kompetenzen schulen sollen. Die nationale Agentur für 
berufliche Bildung bietet laut Empirica (2014b) außerdem verschiedene Trainings-
programme an, die bis zu einem Masterabschluss und tatsächlich beruflich qualifi-
zierenden Programmen für IT-Spezialisten reichen 

Der Think Tank Empirica kritisierte 2013, dass das Bildungssystem noch zu wenig 
auf speziellere Kompetenzen im Umgang mit Computern und Internet setze und 
dass das System auch zu sehr auf Noten in einzelnen Fächern anstelle von umfas-
senderen Kompetenzen zugeschnitten sei. Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit in 
Frankreich im Jahr 2013 vermerken die Autoren, dass wohl noch viel stärkere An-
strengungen nötig seien, um Arbeitskräfte für die am Markt gebrauchten Anforde-
rungsprofile vorzubereiten und in mit IKT verbundene Tätigkeiten zu vermitteln.  

Dem Ziel, vor allem bildungsferne und geringqualifizierte Personen an IKT-Jobs 
heran zu führen, hat sich die so genannte Grand École du Numérique verschrieben. 
Diese ist keine physisch vorhandene Bildungseinrichtung, sondern ein Konstrukt, 
das Bildungseinrichtungen und Unternehmen bei Bildungsprojekten und Initiativen 
unterstützen soll: Mithilfe von 170 so genannten „digitalen Fabriken“, also landes-
weit in verschiedenen Regionen angesiedelten, durch die Grande École zertifizier-
ten Bildungseinrichtungen soll die Kompetenzbildung für den künftigen digitalisierten 
Arbeitsmarkt geschaffen werden: Dabei sollen insbesondere bildungsferne Perso-
nen mit geringer Bindung an den Arbeitsmarkt erreicht werden und für künftige Ar-
beitsmarktbedarfe bereit gemacht werden. Es sollen landesweit mindestens 30 Pro-
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zent der weiblichen und 50 Prozent der jungen Personen mit geringen Qualifikatio-
nen und ohne Job erreicht werden (vgl. Grande École du Numérique 2016). 

Die Grande École soll den einzelnen Einrichtungen zum einen finanzielle Unterstüt-
zungen bieten, dazu wurden im ersten Halbjahr 2016 laut dem Ministerium für Wirt-
schaft fünf Millionen Euro für die Trainings zur Verfügung gestellt, im Herbst soll es 
eine neue Ausschreibungsrunde mit einem Volumen von zehn Millionen Euro für 
IKT-Trainings geben. Insgesamt sollen so laut Wirtschaftsministerium bis Ende 2017 
rund 10.000 bildungs- und arbeitsmarktferne Personen im Bereich IKT fortgebildet 
worden sein, um ihre Beschäftigungschancen zu steigern. Zum anderen soll die 
Grande école du numérique aber auch Know-How weitergeben und die einzelnen 
Akteure vernetzen, so das Wirtschaftsministerium. 

Um speziell die französischen Industriebetriebe auf eine stärkere Vernetzung und 
moderne Geschäftsmodelle vorzubereiten, wurde 2015 durch den französischen 
Präsidenten die Allianz für die Industrie der Zukunft ins Leben gerufen. Die Allianz 
besteht aus Industrievertretern, Wissenschaftlern und Arbeitnehmervertretern. Sie 
soll zum einen Pilotprojekte vorantreiben, aber auch ein generelles Konzept für die 
gesamte Wirtschaft erarbeiten, das folgende Ansprüche erfüllen soll: Es sollen Ar-
beitsprozesse und –formen entwickelt werden, die sowohl hochmoderne Technolo-
gien einsetzen, als auch die speziellen Potenziale der Menschen in der Produktion 
freisetzen und befördern. Einer der sechs Handlungsachsen der Allianz ist deshalb 
neben der Technologieentwicklung und dem Pilotbetrieb vernetzter Fabriken auch 
das Feld „Mensch und Industrie der Zukunft“, und die Allianz betont die zentrale 
Rolle von Kompetenzbildungsmaßnahmen. Der Verbund hat das Ziel, bis 2017 rund 
2000 KMU mit seiner Expertise und Bildungsangeboten zu erreichen, Anfang 2016 
hatte er nach eigenen Angaben 1200 solcher Unternehmen erreicht. Mit der Websi-
te „Osez l’industrie du futur“ und Veranstaltungen sollen junge Leute angesprochen 
und für Jobs in der Industrie der Zukunft begeistert werden. Weitergehende Ergeb-
nisse, etwa zu den Arbeiten zur Rolle des Menschen in der Industrie der Zukunft, 
sind bisher noch nicht verfügbar (vgl. Website Alliance Industrie de Futur). 

3.3 Großbritannien 
3.3.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.3.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Da Großbritannien in einigen für die Digitalisierung bedeutenden Aspekten zuletzt 
weniger Fortschritte gemacht hat als andere Länder, bezeichnet die EU-Kommission 
das Land in seinem Digital Economy and Society Index 2016 als „zurückfallenden 
Vorreiter“. Die Kommission sieht britische Firmen bei der Integration neuer techno-
logischer Anwendungen als eher schwach an, so nutzen nur 1,6 Prozent der Firmen 
RFID-Chips zur Vernetzung von Komponenten (27. Platz) und nur 17 Prozent nut-
zen systematisch elektronische Informationsübertragung, außerdem verkaufen nur 9 
Prozent der KMU grenzübergreifend online (12. Platz). Bei der Nutzung von Social 
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Media (3. Platz) und Onlineverkäufen im eigenen Land (7. Platz) schneidet Großbri-
tannien dagegen gut ab (vgl. EU-Kommission 2016a). 

In dem Index zur Befähigungswirkung von Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) nach Evangelista/Guerrieri/ Meliciani (2014) erreicht Großbritannien 
eher mittelmäßige Werte, die Rolle von IKT in der Beförderung von Geschäftspro-
zessen, in der Jobvermittlung oder in der Bildung nahm zwischen 2004 und 2008 
aber deutlich zu.  

Großbritannien weist bei der Nutzung mobiler Anwendungen durch Unternehmen 
recht hohe Werte auf, 2012 surften in 49 Prozent der Firmen Mitarbeiter mobil, in 54 
Prozent mailten sie von unterwegs, in 35 Prozent wurden mobile Austauschdienste 
genutzt und 23 Prozent nutzten spezielle jobbezogene Onlineanwendungen außer-
halb der Firmengebäude (vgl. Eurostat 2016a). 

Der Einsatz von Industrierobotern spielt in der britischen Fertigung dagegen bisher 
kaum eine Rolle, 2014 kamen 80 multifunktionsfähige Industrieroboter auf 10.000 
Mitarbeiter  in der Fertigung, das entspricht dem weltweiten Durchschnitt und ist 
knapp ein Viertel der entsprechenden Roboterzahl in Deutschland (vgl. International 
Federation of Robotics 2016).  

Laut einer Analyse des Joint Research Centers der EU-Kommission nahm in Groß-
britannien die Breitbandversorgung im Fertigungsbereich zwischen 2007 und 2010 
von 39,9 auf 50,1 Prozent der Angestellten zu, die Ausstattung mit mobilen internet-
fähigen Endgeräten stieg von 30,1 auf 45,4 Prozent der Angestellten und der Anteil 
der Onlineverkäufe an allen Verkäufen nahm von 9,3 auf 23,6 Prozent zu. Im 
Dienstleistungssektor stieg die Breitbandabdeckung von 50,5 auf 60,3 Prozent der 
Angestellten mit einem solchen Anschluss, 56,4 statt 42,3 Prozent der Angestellten 
hatten ein internetfähiges mobiles Endgerät zur Verfügung und die Onlineverkäufe 
nahmen von 7 auf 11,4  Prozent Anteil zu. In beiden Sektoren stieg parallel zu die-
sem vermehrten Technikeinsatz die durchschnittliche Zahl der Beschäftigten je Un-
ternehmen deutlich an – einen signifikanten Zusammenhang zwischen IKT und Be-
schäftigungsentwicklung konnten die Autoren für Großbritannien wie auch für ande-
re Länder aber nicht feststellen (vgl. Pantea/Biagi/Sabadash 2014). 

Mit Blick auf den steigenden IKT-Einsatz und die Zunahme damit verbundener Jobs 
ging die EU-Kommission in einer Analyse 2014 davon aus, dass bei einer Beset-
zung aller bis 2020 entstehenden Vakanzen im IKT-Bereich in Großbritannien eine 
Steigerung der Arbeitsproduktivität um insgesamt 0,357 Prozent erreicht werden 
könne (vgl. Lorenzani/Varga 2014). Das für Digitalisierung zuständige Ministerium 
für Gewerbe, Innovation und Kompetenzen ging Ende 2015 davon aus, dass die 
Wirtschaftsleistung Großbritanniens durch die Einbindung digitaler Technologien um 
jeweils 145 Milliarden Pfund jährlich gesteigert werde, etwa durch starke Onlinekäu-
fe der Bürger. Wenn der von der EU geplante digitale Binnenmarkt voll funktionsfä-
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hig sei, könne das in den kommenden Jahren die Hebelwirkung noch verstärken 
(vgl. Vaizey 2015). 

3.3.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Bei den Indikatoren des Digital Economy and Society Index der EU-Kommission für 
Humankapital schneidet Großbritannien gut ab und landet auf dem dritten Platz un-
ter allen EU-Ländern. In Großbritannien gibt es demnach gut ausgeprägte grundle-
gende digitale Kompetenzen in der breiten Bevölkerung und einen relativ hohen 
Anteil an IKT-Spezialisten an allen Arbeitskräften. Die konkreten Werte: 90 Prozent 
der Bevölkerung nutzen das Internet regelmäßig (EU-28: 76 Prozent), 67 Prozent 
der Bevölkerung schreibt die Kommission grundlegende digitale Kompetenzen zu 
(EU-28: 55 Prozent) und 4,9 Prozent der arbeitenden Bevölkerung sind IKT-
Spezialisten (EU-28: 3,7 Prozent). Auch der Anteil der Absolventen naturwissen-
schaftlicher Studiengänge unter den 20-29-Jährigen ist überdurchschnittlich. Aller-
dings reiche der Aufbau neuer Kompetenzen nicht, um den Bedarf an IKT-
Fachkräften in der Wirtschaft abzudecken, so die Kommission. Zudem sei der Anteil 
an entsprechenden Absolventen an den Universitäten im Vergleich zu den 2000er 
Jahren noch immer gering, er betrage nur 60 Prozent des Anteils von 2003. Damit 
spielt die Kommission darauf an, dass Großbritannien zur Mitte der Nuller-Jahre 
einen Knick erlebte und seitdem gegen abnehmendes Interesse junger Menschen 
an den technologiezentrierten Studienfächern kämpft (vgl. EU-Kommission 2016a).  

Der Think Tank Empirica merkt in einer Analyse der britischen digitalen Kompeten-
zen an, dass die Lücke zwischen dem Bedarf an IKT-Fachkräften am Arbeitsmarkt 
und den nachkommenden Ausbildungsabsolventen bereits jetzt groß sei und in den 
kommenden Jahren noch steigen dürfte. Allerdings würden vor allem Software-
Entwickler und Manager in IKT-Berufen gebraucht – und hier sei die Lücke vor-
nehmlich durch schlechtes Matching innerhalb der Branche bedingt. Denn dafür 
würden zumeist keine Uni-Absolventen eingestellt, sondern vielfach erfahrenere 
Personen. Hier sehen die Experten von Empirica also brancheninterne Probleme 
bei den Unternehmen, ihre Stellen adäquat zu besetzen (vgl. Empirica 2014d). 

Bei den Anteilen von IKT-Spezialisten unter Arbeitskräften im Fertigungsgewerbe 
erreichte Großbritannien nach einem Wert von rund 2,5 Prozent im Jahr 2008 sogar 
4,1 Prozent im Jahr 2012 und somit eine enorme Steigerung (vgl. Lorenzani/Varga 
2014). Was die generellen Computerkenntnisse in der erwerbsfähigen Bevölkerung 
angeht, hat Großbritannien zwischen 2006 und 2014 dagegen kaum Fortschritte 
gemacht, so stieg der Anteil der Erwerbsfähigen mit hohen Computerkompetenzen 
geringfügig von 33 auf 38 Prozent, während der mit mittleren Kompetenzen bei 31 
Prozent stabil blieb. Bei den Internetkompetenzen stieg der Anteil der erwerbsfähi-
gen Bevölkerung mit mittleren Kompetenzen zwischen 2007 und 2013 von 25 auf 48 
Prozent, Daten über den Anteil der Erwerbsfähigen mit hohen Kompetenzen liegen 
nur für die Zeit zwischen 2011 (16 Prozent) und 2013 (18 Prozent) vor (vgl. Eurostat 
2016d). Laut Eurostat lag der Anteil der Erwerbsfähigen mit keinen oder kaum digi-
talen Fertigkeiten 2015 bei 22 Prozent, knapp unter dem EU-Durchschnitt von 25 
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Prozent (vgl. Eurostat 2016f). Im Survey of Adults Skills 2012 der OECD schneidet 
Großbritannien in der Untersuchung der Problemlösungskompetenzen von Perso-
nen in technologisch geprägten Umfeldern im EU-Vergleich relativ gut ab: So lande-
ten etwa 40 Prozent der Testpersonen auf den beiden höchsten Kompetenzniveaus, 
während etwa 13 Prozent der Personen keine oder sehr geringe Problemlösungs-
kompetenzen im Umgang mit Computern und IT hatten (vgl. OECD Publishing 
2014). 

3.3.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Auf einer Veranstaltung des Gewerkschaftsbundes Trades Union Congress (TUC) 
Ende 2015 zeichnete der Chefökonom der Bank of England, Andrew Haldane, das 
Bild eines technologischen Wandels, der diesmal schneller als jemals zuvor die Ar-
beitswelt verändern und gesellschaftliche Ungleichgewichte verstärken dürfte: Ma-
schinen könnten diesmal nicht nur Arbeitskraft der Hände, sondern eben auch 
Kopfarbeit ersetzen (vgl. Haldane 2015). 

Haldane betonte, dass neben all dem Arbeitsplatzaufbau der zurückliegenden Jahre 
auch einige problematische Entwicklungen am Arbeitsmarkt stattgefunden hätten:  
So gebe es mehr Unsicherheit, da mit 6,4 Prozent weit größere Anteile der Arbeits-
kräfte als früher in befristeten Verträgen arbeiteten und da 15 Prozent statt wie 2005 
noch zwölf Prozent der Arbeitenden selbstständig aktiv seien. Diese Entwicklungen 
stellten zwar für einige Firmen willkommene Flexibilisierungsmöglichkeiten dar, für 
viele Arbeitende sei die Unsicherheit jedoch sehr belastend. Hinzu komme, dass die 
Löhne noch nicht wieder auf das Vorkrisenniveau gestiegen seien und dass etwa 
5,8 Millionen Arbeitende Löhne unterhalb des Existenzminimums verdienten – 
700.000 mehr als 2013. Während die Beschäftigung angestiegen sei, sei der Anteil 
der sicheren und gut bezahlen Jobs gesunken. Haldane schilderte, dass sich die 
Polarisierung des Arbeitsmarktes durch neue Technologien in den vergangenen 
Jahren in Großbritannien bereits massiv verstärkt habe, wobei vor allem neue Stel-
len für Hochqualifizierte und zu einem etwas geringeren Anteil auch für Geringquali-
fizierte entstanden seien, während Arbeitende mit mittleren Qualifikationsniveaus 
ersetzt worden seien. Dabei habe zwar ein Teil der verdrängten Arbeitenden eine 
bessere Qualifizierung und einen Aufstieg geschafft, viele seien aber auch abge-
rutscht und arbeiteten unterhalb ihres eigentlichen Qualifikationsniveaus – wodurch 
Potenziale verloren gingen. In dem Zusammenhang sei auch bedenklich, dass zu-
letzt eher Höherqualifizierte von Lohnsteigerungen profitierten, während es bei den 
Geringqualifizierten weniger Verbesserungen gab. Zusätzlich wachse auch die Kluft 
zwischen Kapitaleinkommen und Lohneinkommen – was die Einkommensunter-
schiede tendenziell verschärfe.  

Dies alles werde durch den technologischen Fortschritt noch vorangetrieben (vgl. 
Haldane 2015).  

Die Bank of England hat, gestützt auf die Methodik der in der Wissenschaft umstrit-
tenen Oxfordstudie von Michael Osborne und Carl Benedikt Frey, eine eigene Stu-
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die zur Zukunft der Arbeit in Großbritannien erstellt. Sie unterscheidet Tätigkeiten 
mit hohen, mittleren und geringen Wahrscheinlichkeiten der Automatisierung. Dem-
zufolge besteht bei 37 Prozent der Jobs in Großbritannien eine geringe Wahrschein-
lichkeit der Automatisierung, bei 28 eine mittlere und bei immerhin 35 Prozent eine 
hohe Wahrscheinlichkeit der Automatisierung. Davon dürften demnach am stärksten 
Maschinen- und Fabrikarbeiter, Verkäufer und auch höher qualifizierte Handelsmit-
arbeiter, sowie – besonders stark – Sekretäre und Verwaltungsmitarbeiter betroffen 
sein. Insgesamt seien in Großbritannien 15 Millionen Jobs durch Automatisierung 
gefährdet, was Haldane zu der Warnung veranlasst, der Aushöhlungsprozess am 
Arbeitsmarkt könne dessen komplette Funktionsfähigkeit infrage stellen (vgl. Halda-
ne 2015).  

Das Ministerium für Gewerbe, Innovation und Kompetenzen beauftragte den wis-
senschaftlichen Dienst der Regierung vor einiger Zeit mit einer Prognose zur Zu-
kunft der Fertigungsindustrie im Jahr 2050. Der Dienst geht in dem 2013 erschienen 
Report davon aus, dass quasi in allen Wirtschaftsbereichen neue Herausforderun-
gen auf die Arbeitskräfte zukommen: Sowohl im Flug- und Verkehrsbereich als auch 
in der Plastik- und Elektronikindustrie oder in der Biotechnologie würden Manager-
qualitäten auch bei geringer Qualifizierten wichtiger und müssten zunehmend mit 
technischem Knowhow verknüpft werden (vgl. Foresight 2013). 

Produktion werde nicht mehr wie bisher an zentralen Standorten mit festen Arbeits-
plätzen stattfinden, sondern es werde viele verschiedene Formen geben. Von „Su-
perfabriken“ mit hochkomplexen Fertigungsstrukturen, über mobile Fertigungsein-
heiten jeweils an den Stellen der Wertschöpfungskette, wo sie gerade gebraucht 
werden, bis hin zu Kleinsteinheiten bei Einzelproduzenten oder sogar den Kunden 
zu Hause könne die Palette reichen. Big Data-Anwendungen und wissensbasierte 
Algorithmen könnten viele Tätigkeiten von Menschen übernehmen und würden auch 
das Volumen der in einen Produktionsprozess einbezogenen Informationen und 
Daten auf ein neues Niveau heben. Das erlaube es einerseits, Kundenpräferenzen 
viel besser als bisher zu verstehen – andererseits kämen auf die Menschen in die-
sen Produktionssystemen ganz andere Aufgaben zu. Vor allem für Reinigungskräf-
te, Gesundheitsdienstleister wie etwa auch Personal bei Operationen, aber auch 
Fertigungskräfte mit Routineaufgaben sehen die Autoren des wissenschaftlichen 
Dienstes der Regierung künftig deutlich weniger Bedarf. Konkret für den Ferti-
gungsbereich prognostizieren die Autoren zwar einen weiteren Arbeitsplatzabbau – 
zwischen 1966 und 2011 seien bereits etwa sechs Millionen Jobs weggefallen – 
doch dieser werde moderater ausfallen: Sie rechnen mit einem Verlust von weiteren 
170.000 Stellen bis 2020 im Vergleich zu 2010. Gleichzeitig würden durch Pensio-
nierungen und andere Jobausstiege etwa 800.000 Stellen für Berufseinsteiger frei, 
die neue Chancen eröffneten (vgl. Foresight 2013). Andere Beobachter gehen da-
von aus, dass Routinetätigkeiten in der Produktion weitgehend wegfallen und durch 
mehr Analysearbeit, Aufgaben mit mehr Bedarf für Interaktion oder Kontrollfähigkei-
ten und Problemlösungskompetenzen ersetzt werden dürften (vgl. UK Commission 
for Employment and Skills 2014). 
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Vor allem für höher Qualifizierte sieht der wissenschaftliche Dienst der Regierung im 
Fertigungsbereich gute Möglichkeiten: „Für 2020 werden 80.000 neue Arbeitsplätze 
für Manager, qualifizierte Fachkräfte und Techniker im Fertigungsbereich entstehen. 
Viele Jobs im Fertigungsbereich werden einen akademischen Abschluss, eine zu-
sätzliche berufliche Ausbildung und Qualifikationen im naturwissenschaftlichen Be-
reich erfordern.“ (Foresight 2013: 174) Entwickelte Länder wie Großbritannien mit 
einem gut ausgestatteten Bildungssystem sehen die Autoren bei den neuen techno-
logischen Entwicklungen im Vorteil gegenüber anderen internationalen Konkurren-
ten. 

Die arbeitgebergeprägte britische Kommission für Beschäftigung und Kompetenzen, 
die auch Arbeitnehmervertreter einbezieht, geht in ihrer jüngsten Zehnjahresprog-
nose von einem Zuwachs um 1,8 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze bis 2024 aus 
(Basis: 2014). Technologische Entwicklungen sind in dieser Prognose nur eine von 
mehreren berücksichtigten Komponenten. Durch Nachbesetzungsbedarfe dürften 
über die Zeit zusätzlich zwölf bis 13 Millionen Vakanzen entstehen. Daraus folgert 
die Kommission, dass auch mittelfristig selbst in weniger zukunftsträchtigen Feldern 
immer noch Jobchancen bestehen. Die Kommission geht für keines der betrachte-
ten Berufsfelder davon aus, dass bis 2024 weniger Stellen nachzubesetzen seien 
als Stellen durch den technologischen Wandel und andere Faktoren wegfallen. 
Dennoch werde es Gewinner und Verlierer geben: Der öffentliche Dienst, Gesund-
heits- und Bildungsberufe würden wegen geringerer staatlicher Ausgaben verlieren, 
während Verwaltungsangestellte auf mittlerem Qualifikationsniveau, Handelsange-
stellte und Maschinen- oder Fabrikarbeiter mit ihren Kompetenzen weniger gefragt 
sein dürften (vgl. UK Commission for Employment and Skills 2016). Dafür erwartet 
die Kommission neue Jobs durch neue technische Anwendungsmöglichkeiten, etwa 
für hochqualifizierte Datenanalysten. Viele Tätigkeiten könnten zudem von Routine 
und ermüdenden Elementen befreit werden. Stattdessen könne sich ein neuer Fo-
kus auf interpersonelle Kompetenzen entwickeln – etwa ein Wandel von der puren 
medizinischen Diagnose zu mehr empathischer Arbeit mit dem Patienten durch 
Krankenhauspersonal (vgl. UK Commission for Employment and Skills 2014). 

Arbeitskräfte mit geringeren Qualifikationsniveaus könnten bei dieser Entwicklung 
dennoch auf der Strecke bleiben. Die Kommission geht dabei weniger von einer 
Polarisierung der Arbeitsmärkte, als vielmehr von einem starken Zuwachs der Stel-
len für hochqualifizierte Arbeitskräfte wie etwa Manager und qualifizierte Technik-
spezialisten aus, der zulasten der beiden anderen Qualifikationsgruppen geht. Aller-
dings dürften nicht im selben Umfang solche neuen Jobs für Hochqualifizierte ent-
stehen, wie die Zahl der Erwerbsfähigen in dieser Qualifikationsgruppe steige. Das 
dürfte teilweise zu Arbeitslosigkeit von Personen trotz besserer Ausbildung führen. 
Andererseits steige auch in Arbeitsfeldern mit bisher geringeren Qualifizierungsan-
forderungen das Qualifizierungsniveau und eine gute Ausbildung könnte zur Vo-
raussetzung werden, um dort einsteigen zu können. Dennoch geht die Kommission 
davon aus, dass auch Arbeitsplätze für Geringqualifizierte wie etwa in der Gastro-
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nomie weiter bestehen bleiben, da sie nur schwer automatisierbar seien (vgl. UK 
Commission for Employment and Skills 2016).  

In einer zunehmend technisch geprägten Arbeitswelt würden tätigkeitsübergreifende 
und interdisziplinäre Fähigkeiten wichtiger, so die Kommission in einem weiteren 
Report 2014. Qualifizierte wissenschaftliche Fachkräfte wie etwa Ingenieure und vor 
allem Spezialisten an der Schnittstelle zwischen Naturwissenschaften und Ma-
nagement hätten gute Chancen, da sie technische Innovationen in konkrete wirt-
schaftlich nutzbare Anwendungen umsetzen könnten.  

Eine der Kernbotschaften der Kommission: Wer in Zukunft nicht lebenslang lernen 
will oder kann, bleibt zurück. Mehr Selbstständigkeit und autonomes Entscheiden 
seien wichtig – sowohl im Arbeitsalltag auch in der Weiterbildung (vgl. UK Commis-
sion for Employment and Skills 2014).  

In ihrem Bericht zeichnet die Kommission auch verschiedene Szenarien, von denen 
hier zwei etwas detaillierter abgebildet werden sollen, die eine stark technisierte 
Arbeitswelt annehmen: das so genannte „Kompetenzaktivismus-Szenario“ und das 
so genannte Szenario der „Innovativen Anpassung“ (vgl. UK Commission for 
Employment and Skills 2014).   

In dem ersteren Szenario gehen die Autoren davon aus, dass durch umfangreiche 
Automatisierung auch viele Jobs für Akademiker wegfallen und die Regierung und 
Arbeitgeber erkennen, dass sie durch Neuqualifizierung umsteuern müssen. IT-
Kompetenzen und speziell auch Programmieren würden als Basisqualifikation in die 
schulische, und in vielen verschiedenen Berufsfeldern auch in die berufliche Ausbil-
dung aufgenommen, um die Arbeitskräfte vorzubereiten. Auf dieser Basis der staat-
lichen und privaten Kompetenzförderung entwickelt sich in dem Szenario eine pro-
jektbasierte Ökonomie, in der auch Arbeitgeber aufgrund von Fachkräftemangel in 
bestimmten Bereichen ganz gezielte Aus- und Fortbildungsangebote machen. Die 
Regierung reagiert in diesem Szenario neben den Kompetenzbildungsinitiativen mit 
strikten Regulierungen, um die Machtstellung der Arbeitgeber gegenüber Beschäf-
tigten begrenzen (vgl. UK Commission for Employment and Skills 2014).  

Im Szenario der „Innovativen Anpassung“ geht die Kommission davon aus, dass die 
Wirtschaft in den Jahren vor 2030 zwar schwächelt, dass aber durch Investitionen in 
neue IKT-Anwendungen Effizienzgewinne realisiert werden, die den Unternehmen 
in der schwierigen Zeit helfen. Es gibt verstärkt mobile, onlinebasierte und projekt-
bezogene Arbeit, die auch von größeren Unternehmen genutzt wird, die ihren festen 
Mitarbeiterstab auf ein Minimum reduzieren. Sie nutzen immer mehr Projekt- oder 
Kurzzeitverträge und stückeln Aufgaben in Kleinstaufträge, die sie auf viele Mitarbei-
ter verteilen. Das sorgt in dem Szenario für permanente Unsicherheit unter den Be-
schäftigten, die mit diversen Kompetenzzertifikaten ausgestattet meist für mehrere 
Arbeitgeber parallel aktiv sein müssten. Gleichzeitig investiert die Regierung in Fort-
bildungsinitiativen, das Angebot von Onlinekursen wächst, Selbstweiterbildung wird 
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einfacher. Für viele Arbeitskräfte auf den unteren Qualifikationsniveaus werden sie 
in dem Szenario zur einzigen Möglichkeit, sich an neue Bedarfe am Arbeitsmarkt 
anzupassen, während Fortbildungsangebote mit persönlicher Betreuung Besserver-
dienenden vorbehalten bleiben. In fast allen Branchen werden für die Beschäftigten 
Fähigkeiten der Datenanalyse und der routinierte Umgang mit neuen Technologien 
wichtiger, etwa im Baubereich mit smarter Haustechnik, für deren Einbindung in 
Bauten auch Geringqualifizierte künftig ein gewisses Verständnis brauchten (vgl. UK 
Commission for Employment and Skills 2014). 

3.3.2 Politische Diskussion 
3.3.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
In der Strategie über die informationsgetriebene Wirtschaft (Information Economy 
Strategy) von 2013 betont die Regierung, dass die Wirtschaft durch den technologi-
schen Fortschritt aktuell massive Umbrüche erlebe. Sie vermutet in dem Dokument, 
dass in einigen Jahren Firmen die Märkte bestimmen würden, die bisher noch voll-
kommen unbekannt oder noch gar nicht gegründet seien (vgl. HM Government 
2013). Dabei könne man sich nicht zurücklehnen und den Wandel abwarten. Statt-
dessen seien Politik, Wissenschaft und Wirtschaft gefragt, den Wandel und techno-
logische Innovationen zu gestalten und sich auf Implikationen vorzubereiten. Dabei 
sei zu erwarten, dass IKT in alle Geschäftsbereiche eindringe und diese prägen 
werde, statt nur mehr als einzelner, abgetrennter Sektor zu bestehen. Ohne die rich-
tige physische und virtuelle Infrastruktur werde es Firmen schwer fallen, sich noch 
weiter zu entwickeln und im internationalen Wettbewerb weiter erfolgreich zu sein. 
Um diese Infrastruktur zu schaffen, plant die Regierung bis 2017 eine Abdeckung 
von 98 Prozent des Landes mit Breitbandanschluss, um überall schnelle Internet-
verbindung für Geschäftstreibende und Kunden zu gewährleisten (vgl. HM Govern-
ment 2013). Bisher, so das Ministerium für Gewerbe, Innovationen und Kompeten-
zen 2015, liege man damit im Zeitplan (vgl. Vaizey 2015). Parallel werde an nationa-
len Forschungseinrichtungen die Arbeit an der Entwicklung der nächsten Netzgene-
ration (5G) vorangetrieben (vgl. HM Government 2013). 

Es sei essenziell, die nationalen Kompetenzen und Angebote in Sachen Cybersi-
cherheit zu stärken, da sonst weder Nutzer noch Unternehmen das notwendige Ver-
trauen in neue Technologien entwickeln könnten, um sie optimal zu verwenden. 
Auch müsse die Regierung auf mögliche Fälle von Marktversagen reagieren. Wich-
tig sei, dass britische Firmen aktiv die Möglichkeiten auch des grenzüberschreiten-
den Onlinehandels nutzen und dass Großbritannien seine Exzellenz im IKT-Bereich 
ausspiele, um seine Exporte zu steigern und neue Märkte zu eröffnen. Dazu solle 
insbesondere KMU geholfen werden, die notwendigen Konzepte aufzubauen, da 
2013 etwa nur ein Drittel von ihnen bereits online handelte. Das solle sich ändern 
und dafür sollten bis 2018 rund 1,6 Millionen KMU mit begleitenden Maßnahmen 
erreicht werden. Unter anderem um diese Arbeit mit KMU zu koordinieren, wurde 
damals das Gremium Information Economy Council, bestehend aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft, gegründet (vgl. HM Government 2013). 
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Besonders könne wirtschaftliches Wachstum künftig durch verstärkten Einsatz von 
Datenanalysen angeregt werden, so die Regierung. Großbritannien müsse eine 
internationale Führungsposition bei der Ausbeutung von Daten übernehmen und ein 
Vorreiter in der Handhabung großer Datenmengen werden, was nur mit mehr In-
vestments in hochleistungsfähige Computer und Server gelingen könne. Die bisher 
schon gute Position nationaler Universitäten in der Arbeit mit Algorithmen müsse 
ausgebaut werden. Öffentliche Stellen müssten zudem weiter daran arbeiten, ver-
fügbare Daten transparenter und besser zugänglich zu machen (vgl. HM Govern-
ment 2013). 

In ihrer Digitalen Strategie für 2015 bis 2018 erklärt die britische Regierung, dass sie 
kleine und mittlere Unternehmen beim Aufbau von Datensystemen und beim Ein-
stieg ins Plattformgeschäft unterstützen will. Sie benennt allerdings wenig konkrete 
Maßnahmen (vgl. Innovate UK 2015).  

Ed Vaizey, als Minister für Gewerbe, Innovation und Kompetenzen im britischen 
Kabinett bis zur Rochade im Juli 2016 auch für die digitale Wirtschaft zuständig, 
betonte Ende 2015: Die britische Regierung habe auch ihren Anteil daran, dass bri-
tische Firmen in neuen Geschäftsfeldern durchstarten könnten. Schließlich habe die 
Regierung zuletzt rund 20.000 Datenquellen öffentlich zugänglich gemacht, auf die 
nun etwa kleine Kartendienstunternehmen ihre Produkte aufbauen könnten. Für 
Anfang 2016 kündigte Vaizey damals eine neue Digitale Strategie für das Land an 
(vgl. Vaizey 2015). Allerdings verzögerte sich diese durch das Brexit-Referendum 
und war auch im Sommer nach der Ablösung Vaizeys noch nicht veröffentlicht (vgl. 
The Register 2016b).  

Der wissenschaftliche Dienst der Regierung sieht für britische Unternehmen insbe-
sondere in der künftig steigenden Bereitschaft von Konsumenten, für individualisier-
te Produkte mehr zu zahlen, eine große Chance. Denn bei qualitativer individuell 
abgestimmter Arbeit seien die heimischen Unternehmen gut aufgestellt (vgl. Fore-
sight 2013) 

Die Autoren empfehlen der Regierung allerdings, die Förderung des technologi-
schen Fortschritts zu verstärken. Dabei müsse vor allem das so genannte UK’s High 
Value Manufacturing (HVM) Catapult Centre – ein Kompetenzcluster im Technolo-
giebereich – mehr einbezogen werden.  

Die Autoren erwarten durch die neuen Technologien auch eine Rückverlagerung 
einiger Wirtschaftsbereiche nach Großbritannien, was Arbeitsplätze schaffen könne 
– wenn die Regierung und lokale Politiker helfen, gute Aufbaubedingungen für neue 
industrielle Strukturen zu schaffen und etwa auch Investitionen aus dem Ausland 
anregen (vgl. Foresight 2013). 

Die Gewerkschaftsorganisation Unite the Union sah dies im vergangenen Jahr we-
niger optimistisch. Sie schrieb in einem Positionspapier zur Digitalisierung, dass es 
mehr Investitionen für den Aufbau einer konkurrenzfähigen IKT-Wirtschaft in Groß-
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britannien geben müsse, sowohl in innovative Ideen als auch in Kompetenzbildung. 
Nur so könne die Branche erfolgreich gehalten werden und nur so könne auch Ar-
beitskräften aus anderen Branchen, die durch die Digitalisierung ihre Jobs verlieren 
könnten, eine neue Perspektive geboten werden. Die Organisation begrüßt zwar 
von der Regierung geplante Wachstumsprogramme für den Sektor – bemängelt 
aber, dass Arbeitnehmervertreter an der Ausgestaltung nicht beteiligt würden, was 
zu Problemen führen könne (vgl. Unite’s Charter for Workers in UK Information 
Technology and Communications Industries 2015).  

3.3.2.2 Bildung und Kompetenzen 
Bereits 2009 veröffentlichte die britische Regierung den so genannten Digital Britain 
Final Report. Darin wurden die wichtigsten Fragen dazu aufgeworfen, wie die Kom-
petenzen der Bevölkerung an die Bedarfe der digitalen künftigen Arbeitswelt ange-
passt werden können. In der Strategie über die informationsgetriebene Wirtschaft 
von 2013 konstatierte die Regierung dann: Langfristiger Erfolg sei nur mit einer digi-
tal kompetenten Arbeitnehmerschaft möglich, die sowohl IKT-Spezialisten zur Ent-
wicklung als auch kompetente Nutzer zur optimalen Anwendung von neuen Techno-
logien hervorbringen müsse (vgl. HM Government 2013). Im Jahr 2014 kam die 
Strategie über digitale Kompetenzen des Rates für die informationsgetriebene Wirt-
schaft (Information Economy Council) heraus, die darauf aufbaute. Die wichtigsten 
Punkte aus der Strategie des Gremiums mit Vertretern aus Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft: Es sollten optimale Bedingungen für die Entwicklung junger Talente 
im IKT-Bereich geschaffen werden, unter diesen sollten vor allem auch mehr Frauen 
sein. Dazu sollten die schulischen Curricula angepasst und Lehrer gesondert unter-
stützt werden, außerdem sollte es von der Industrie finanzierte Trainings- und Um-
schulungsprogramme geben.  

Durch mehr spezielle Ausbildungsprogramme für Universitätsabsolventen in IKT-
Studiengängen sollte der Übergang in geeignete Jobs beschleunigt werden. Der 
Status Quo sah damals offenbar anders aus: 16 Prozent der IKT-Studenten fanden 
im ersten halben Jahr nach ihrem Abschluss laut dem Information Economy Council 
keinen Job, während der Anteil in allen Branchen demnach unter Akademikern nur 
bei neun Prozent lag. Die Strategie betonte, dass es nötig sei, neue Kompetenzen 
vor allem im Bereich Cybersicherheit, Big Data und Internet of Things zu entwickeln 
(vgl. Information Economy Council 2014). 

Die arbeitgebergeführte Kommission für Beschäftigung und Kompetenzen spricht 
aufbauend auf ihren Beschäftigungsprognosen ebenfalls Empfehlungen für die 
Kompetenzbildung aus. In Richtung der Unternehmen appelliert sie, sich viel stärker 
in der Kompetenzentwicklung ihrer Mitarbeiter und potenziellen künftigen Mitarbeiter 
zu engagieren als bisher. Allerdings müssten auch die einzelnen Beschäftigten 
mehr tun und Arbeit anders denken: Sie müssten bereit sein, ortsunabhängiger, 
netzwerkorientierter, projektbasierter und auch mit größerer Selbstständigkeit da-
hingehend zu arbeiten, dass jeder für sich selbst dauernd seine Qualifikationen 
überprüfen müsse. Beschäftigte müssten selbst feststellen, welche Zusatzqualifika-
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tionen sie benötigten und wie sie sich entsprechend weiterbilden könnten. Außer-
dem sollten Arbeitskräfte grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber neuen Trai-
ningsmöglichkeiten wie etwa Onlinekursen sein. Sowohl ihr technologisches Wissen 
als auch sonstige wichtige Kompetenzen wie Kommunikationsfähigkeit müssten sie 
kontinuierlich auffrischen. An die Politik richtet die Kommission den Appell, sie solle 
Anreize dafür schaffen, dass private Gelder in Kompetenztrainings fließen (vgl. UK 
Commission for Employment and Skills 2014) – eine Forderung, der sich der wis-
senschaftliche Dienst der Regierung anschließt (vgl. Foresight 2013). Außerdem 
solle die Regierung Unternehmen die Möglichkeit geben, mehr Einfluss auf Bil-
dungsangebote zu nehmen und sie stärker nach ihrem Bedarf zu formen. Die Ver-
waltung müsse einzelnen Personen auch bessere Informationen über berufliche 
Anforderungen in bestimmten Branchen geben und ihnen auch mehr Möglichkeiten 
bieten, sich individuell fortzubilden, so die Kommission für Beschäftigung und Kom-
petenzen (vgl. UK Commission for Employment and Skills 2014). 

Der wissenschaftliche Dienst der Regierung mahnt: Um Vorteile der britischen Ar-
beitskräfte gegenüber Arbeitskräften in anderen Ländern auf- und auszubauen, 
müsse es mehr Anreize für junge Leute geben, qualifizierte Tätigkeiten in der In-
dustrie aufzunehmen und Ausbildungen im MINT-Bereich zu beginnen. Dabei müs-
se explizit auch für Tätigkeiten auf Führungspositionen in künftigen Fertigungssys-
temen geworben werden (vgl. Foresight 2013). 

Die Gewerkschaft Unite the Union verweist darauf, dass es erhebliche Lücken und 
Defizite in der britischen Arbeitnehmerschaft in den Bereichen Projektmanagement, 
Systementwicklung, bei fortgeschrittenen Java- und SAP-Programmierfähigkeiten, 
bei Cloud- und mobilen Anwendungen gebe. Wenn hier nicht von der Politik gegen-
gesteuert werde, könnten künftig entstehende Jobs nicht besetzt werden, während 
andere wegfallen und dadurch Menschen arbeitslos werden könnten. 

(vgl. Unite’s Charter for Workers in UK Information Technology and Communica-
tions Industries 2015). 

3.3.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Das European Trade Unions Institute bemerkt in einer aktuellen Analyse, dass sich 
die Strategie über die Digitale Wirtschaft der britischen Regierung für 2015 bis 2018 
kaum mit Fragen der Beschäftigung in der digitalisierten Arbeitswelt oder mit den 
notwendigen Veränderungen dafür beschäftige (vgl. Degryse 2016). Tatsächlich 
stehen bei der Strategie vor allem wirtschaftliche Nutzungsmöglichkeiten, Verbrau-
cherschutz und eGovernment im Vordergrund. Die Regierung streift in dieser Stra-
tegie nur recht kurz die Aspekte Bildung und digitale Inklusion. So heißt es, neue 
Technologien könnten Kompetenzlücken schaffen und durch die zunehmende Be-
deutung digitaler Anwendungen könnten Bevölkerungsgruppen ohne Zugang und 
ohne Kenntnisse darüber mehr und mehr ausgeschlossen werden. Dies müsse be-
dacht und abgemildert werden (vgl. Innovate UK 2015).  
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Während Fragen der generellen arbeitsrechtlichen Regulierung in der Strategie also 
kaum thematisiert werden, befürchtet der britische Gewerkschaftsbund TUC offen-
bar sogar, dass hinter den Plänen der Regierung zu verstärkten eGovernmentser-
vices auch Einsparüberlegungen stecken könnten. Da sei nicht nur im Sinne der 
Beschäftigten problematisch. Auch Minderheiten in der Bevölkerung wie etwa Alte 
und Behinderte, die digitale Angebote schlechter oder gar nicht nutzen könnten, 
dürften Probleme bekommen. Durch Einsparungen bei Mitarbeitern in der öffentli-
chen Verwaltung und im Bürgerservice aber auch in Feldern wie dem Ticketverkauf 
für den ÖPNV könnten diese benachteiligten Gruppen von Dienstleistungen abge-
schnitten werden (vgl. Degryse 2016). 

Der Chefökonom der Bank of England Andrew Haldane betonte in seiner bereits 
erwähnten Rede beim Gewerkschaftsbund TUC, die Veränderungen am Arbeits-
markt könnten unter Umständen auch politische Maßnahmen erfordern: Eine Mög-
lichkeit für die Politik sei, Arbeitszeiten der einzelnen Personen zu verkürzen und 
neue Regelungen für reguläre Auszeiten zu schaffen – allerdings sei dies nur eine 
begrenzt hilfreiche Lösung, weil Arbeit auch erfülle und Menschen diese auch jen-
seits der finanziellen Aspekte brauchten, um gesund und zufrieden zu bleiben. Hin-
zu müsse deshalb auch Training kommen, das Arbeitsfähige für neue Herausforde-
rungen am Arbeitsmarkt vorbereite. Dabei sollten Fertigkeiten fokussiert werden, bei 
denen Menschen gegenüber Maschinen Vorteile behaupten könnten, wozu etwa 
Beziehungs- und Netzwerkaufbau, Empathie, Vermittlungs- und Verhandlungsge-
schick gehörten. Entsprechende Arbeitsplätze sollten gezielt aufgebaut werden. 
Haldane bringt auch ins Gespräch, dass bei wachsenden Einkommenslücken zwi-
schen Kapital (bzw. Roboter-)-besitzern und Arbeitenden Umverteilungsmechanis-
men überdacht werden müssten, um massive Verarmung zu vermeiden. In Unter-
nehmensformen, in denen den Beschäftigten Mitspracherechte eingeräumt werden, 
könnten leichter Modi zur gerechten Gewinnverteilung gefunden werden, glaubt 
Haldane. Ob die Politik solche Unternehmensformen fördern sollte, oder ob dies ein 
Appell an die Unternehmen zur Wahl solcher Formen ist, ließ er offen (vgl. Haldane 
2015). 

Die Gewerkschaftsorganisation Unite the Union hebt die Sorgen hervor, die unter 
Arbeitnehmern über die Jobsicherheit und künftige Arbeitsbelastungen herrschten. 
Zu bedenken seien etwa Tendenzen der Arbeitgeber, durch mobiles und flexibles 
Arbeiten der einzelnen Mitarbeiter Geld zu sparen. Diese neuen Arbeitsformen 
könnten etwa durch das Gefühl der Isolierung die Gesundheit der Mitarbeiter beein-
trächtigen, so die Gewerkschaft. Auch Crowdsourcing mit tendenziell schlechter 
Bezahlung und Absicherung der einzelnen Beitragenden sei ein häufiger werdendes 
und beunruhigendes Phänomen.  

Bedeutend ist in den Augen der Organisation ein besseres Verständnis bei Unter-
nehmen und der Regierung dafür, dass ein ohne die Arbeitenden konzipierter tech-
nologischer Wandel große soziale und auch wirtschaftliche Probleme bringen wer-
de: Schließlich werde bei steigender Perspektiv- und Arbeitslosigkeit auch die Kauf-
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kraft sinken, was den Unternehmen langfristig schaden werde, außerdem steige das 
Krankheitsrisiko. Die Gewerkschaft appelliert deshalb, dass die Regierung Jobsi-
cherheit und grundlegende soziale und Organisationsrechte aufrechterhalten müs-
se. So müsse qualifizierte hochwertige Arbeit gegen eine Verdrängung durch Phä-
nomene wie Crowdsourcing oder unbezahlte Arbeit und Praktika  geschützt werden 
(vgl. Unite’s Charter for Workers in UK Information Technology and Communica-
tions Industries 2015). 

Auch die Gewerkschaft Union of General and Munipicial Workers fürchtet Tenden-
zen hin zu einer prekären Arbeit über Plattformen und klagte im Juli 2016 vor dem 
Londoner Arbeitsgericht darauf, dass der Fahrdienstvermittler Uber für seine Fahrer 
grundlegende Arbeitnehmerrechte wie Mindestverdienst, Ferien, Absicherungen 
gegen Krankheiten und Unfälle gewähren müsse: Die Gewerkschaft sieht die Fahrer 
als Uber unterstellt und nicht als selbstständig an (vgl. The Register 2016a) und 
verweist auch darauf, dass einzelne Fahrer bereits von Uber diszipliniert worden 
seien, wenn sie solche Aspekte angesprochen hätten (vgl. European Observatory of 
Working Life 2016). Für Gewerkschaften bringen Plattformen wie Uber auch den 
Umstand mit sich, dass sie teils beide Seiten – Plattformbeitragende und sich durch 
Plattformarbeit bedroht sehende Arbeitnehmer in konkurrierenden Unternehmen – 
vertreten. Das steigert den Anreiz für die Gewerkschaften, die stärkere Regulierung 
der Plattformaktivitäten zu fordern: Erhöhen sich die Standards für die Angestellten 
dort, können sich auch Spannungen zwischen ihren verschiedenen Mitgliedern ab-
mildern (vgl. European Observatory of Working Life 2016). Das Digital Economy 
Council UK, ein Verband von rund 900 Technologie-Unternehmen in Großbritanni-
en, sieht die Plattformökonomie grundsätzlich anders. Der Geschäftsführer Julian 
David nennt die Debatte über Plattformen wie Uber und Airbnb teilweise „hyste-
risch“, sie sei eines der Beispiele, wie innovative Geschäftsideen zugunsten eines 
alten, überkommenen Systems bekämpft würden. David betont, dass es keine Über-
regulierung für die digitale Wirtschaft und keine neuen Regeln geben dürfe, nur um 
alte Industrien und damit verbundene Jobs zwangsweise zu erhalten, sie sonst in 
einem fairen Wettbewerb untergehen würden. Er unterstütze einen nachträglichen 
Regulierungsansatz, der auf Mängel und Bedarfe reagiere und nicht vorab alle mög-
lichen Risiken durch Prävention auszuschließen versuche, so David. Er appelliert 
stattdessen dafür, die Möglichkeiten von Plattformen für die eigene wirtschaftliche 
Entwicklung zu nutzen und etwa App-Entwicklungen darauf aufzubauen. Mit Blick 
auf die Arbeitsbedingungen und Chancen zielt David vor allem auf Kompetenzbil-
dung ab – diese sei in Großbritannien in den vergangenen Jahrzehnten das größte 
Problem gewesen. Jetzt werde sie durch ein neues Curriculum inklusive Program-
mieren langsam angegangen. David lobt in dem Zusammenhang auch die Grand 
Coalitions for Digital Jobs und eSkills-Wochen der EU, die aber bei Weitem noch 
nicht ausreichten, um die Versäumnisse der vergangenen Jahre auszugleichen. 
Deshalb sei es wichtig, öffentliche Gelder jetzt vor allem in die Entwicklung der künf-
tig nachgefragten Kompetenzen anstatt in die Bewahrung alter Industrien und Ar-
beitsweisen zu stecken; wenn jetzt falsche Anreize der Politik gesetzt würden, kön-
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ne die Wirtschaft durch die Digitalisierung auch geschädigt werden (vgl. David 
2016). Die Kommission für Beschäftigung und Kompetenzen sieht die Regierung 
dagegen in der Pflicht, die arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen so auszugestal-
ten, dass ein „Race to the bottom“ vermieden wird. Arbeitgeber müssten daran ge-
hindert werden, ohne Rücksicht auf Arbeitnehmer Flexibilisierungspotenziale aus-
nutzen. Außerdem müsse die Politik eine langfristige Strategie entwickeln, wie auch 
gering Qualifizierte in einen sich schnell wandelnden Arbeitsmarkt integriert werden 
könnten (vgl. UK Commission for Employment and Skills 2014). 

3.3.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Die beruflich orientierte Kompetenzbildung im IKT-Bereich wird in Großbritannien 
unter anderem auch von dem staatlich anerkannten und zertifizierten Kompetenzrat 
für digitale Kompetenzen Tech Partnership begleitet. Der Unternehmensverband 
organisiert und lizensiert unter anderem spezielle Ausbildungsangebote in Unter-
nehmen für angehende IKT-Fachkräfte, fördert Frauen, die in technische Berufe 
gehen wollen und erarbeitet spezielle Studiengänge wie ein Programm an der 
Schnittstelle zwischen IT-Kenntnissen und Management, genannt ITMB Masters 
(vgl. Website Tech Partnership a). Dieses Programm ist eine Kooperation von 60 
Arbeitgebern mit rund 15 Universitäten und soll Studenten mit Fähigkeiten in der 
Analyse und Strategieentwicklung für künftige Management- und Führungspositio-
nen im Bereich der IKT ausbilden. Studenten haben dabei die Möglichkeit, sich mit 
Praktikern aus den kooperierenden Unternehmen auszutauschen und von dort Im-
pulse zu bekommen. Seit 2005 durchliefen laut Tech Partnership über 1000 Studen-
ten das Programm, wie die Organisation auf Anfrage mitteilt. Im Schnitt waren 33 
Prozent unter diesen Studenten weiblich, was eine ungewöhnlich hohe Rate im IKT-
Bereich ist (vgl. Empirica 2014d). Deshalb und wegen der passgenauen Ausbildung 
der Studierenden nach den Bedarfen am Arbeitsmarkt lobten Experten das Pro-
gramm (vgl. etwa Empirica). 

Tech Partnership hat sich mit seinem Angebot Tech Future Classroom auch in die 
Schulbildung eingeklinkt. Gemeinsam mit Universitäten und Schulen erarbeitete der 
Kompetenzrat einen Unterrichtsleitfaden und eine Sammlung von Unterrichtsmateri-
alien und Handreichungen für Lehrer für ihren Programmierunterricht an Schulen. 
Die Materialien werden laut Tech Partnership an 750 Schulen von etwa 1000 Leh-
rern genutzt (vgl. Website Tech Partnership b). 

Eine weitere Initiative des Kompetenzrates, die in der Vergangenheit durch Be-
obachter wegen des Fokus‘ auf Berufstätige gelobt worden war, wurde zwischen-
zeitlich wieder eingestellt: Der Rat hatte 2009 die so genannte National Skills 
Academy for IT eröffnet. Sie sollte das Erlernen von IKT-Kompetenzen stärken und 
bot bis 2013 rund 1000 Onlinekurse an, über die Personen sich selbst im Bereich 
der IKT fortbilden konnten. Die National Skills Academy IT war eine von 17 Nationa-
len Kompetenz-Akademien. Sie wurde von der britischen Regierung kontrolliert und 
von der Kompetenz-Finanzierungs-Agentur (skills funding agency) regelmäßig 
überprüft (vgl. Empirica 2014d). Nach etwas mehr als drei Jahren, so Tech Part-
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nership auf Anfrage, wurde die National Skills Academy for IT aber geschlossen – 
Gründe teilte der Kompetenzrat nicht mit. 

An staatlichen Schulen ist Arbeiten mit dem und rund um den Computer (Compu-
ting) in Großbritannien seit einigen Jahren Pflicht, an den anderen Schulen kommt 
es auf die individuelle Initiative der dort Verantwortlichen an. In dem Fach an den 
staatlichen Schulen wird unterrichtet, wie ein Computer und wie Netzwerke funktio-
nieren, und Kinder lernen Programmieren. Seit einer Curriculumreform 2014 ist der 
Unterricht stärker auf letzteres, also eher auf Programmier- und Entwickler-
Kompetenzen ausgerichtet. Das Bildungsministerium bot im Schuljahr 2014/15 rund 
3,5 Millionen Pfund auf, um Lehrer für die Herausforderungen des 2014 eingeführ-
ten neuen Curriculums bereit zu machen. Hinzu kamen spezielle Finanzierungs-
möglichkeiten für Fortbildungen für Grundschullehrer und in Kooperation mit dem 
Industrieministerium Gelder für die Entwicklung entsprechender Lehrmaterialien für 
den Computerunterricht.  2015/16 stellte das Bildungsministerium der Organisation 
British Computer Society noch einmal 1,1 Millionen Pfund zu Verfügung, um über ihr 
„Computing at School“ Programm spezielle IKT-Ausbildung für Lehrer und die Aus-
bildung von 400 sogenannten „Meisterlehrern“ zu organisieren: Lehrer werden im 
Programmieren und sonstigen Umgang mit PC und IKT fortgebildet und sollen ihr 
Wissen dann als Multiplikatoren an den Schulen weiter geben (vgl. Balan-
skat/Engelhardt 2015; vgl. Gibbs 2014). Zudem investierte das Bildungsministerium 
500.000 Euro in einen Fonds für private Firmen wie Microsoft, über den diese Leh-
rer auf die neuen Inhalte vorbereiten sollten (vgl. Gibbs 2014). 

An dem neuen Curriculum arbeitete die Industrie unter anderem über Anhörungen 
von Akteuren wie dem zertifizierten Kompetenzrat Tech Partnership mit. Unterneh-
men wie Google und Microsoft gaben Input und beteiligten sich an Trainingspro-
grammen für Lehrer (vgl. Gibbs 2014). 

Der Think Tank Empirica zählte Großbritannien in seinem Bericht über digitale 
Kompetenzen für die EU-Kommission 2014 zu den Ländern mit hohen Kompetenz-
raten und mittleren bis hohen Aktivitätsraten, um diese zu erweitern. In Großbritan-
nien habe es bis vor einiger Zeit starke staatliche und private Investitionen in IKT-
Kompetenzen gegeben, was mit der Wirtschaftskrise schwieriger geworden sei. 
Dennoch sei Großbritannien ein Vorbild in diesem Bereich, da es einen ausgepräg-
ten Stakeholder-Dialog und öffentlich-private Kooperationen aufgebaut habe, die 
Lücken füllen könnten. So sei etwa der bereits erwähnte Information Economy 
Council und die durch ihn getragenen Strategie für eine informationsgetriebene 
Wirtschaft eine starke öffentlich-private Partnerschaft. Dank deren Initiativen hätten 
Bildungsanbieter begonnen, Programme an der Schnittstelle zwischen IKT- und 
Managementkompetenzen aufzulegen (vgl. Gareis/Hüsing/Birov et al 2014). Auch 
generell sieht Empirica in der öffentlich-privaten Partnerschaftsstruktur mit den 
durch Unternehmen getragenen Kompetenzräten eine leistungsfähige Struktur, die 
passgenaue Aus- und Fortbildung liefern kann (vgl. Empirica 2014d). Allerdings, sei 
es trotz aller Initiativen noch nicht gelungen, Frauen stärker in die IKT-Berufe zu 
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bringen – hier bestehe noch Handlungsbedarf (vgl. Empirica 2014d). Außerdem 
seien viele britische Aktivitäten für digitale Kompetenzen noch zu sehr auf die schu-
lische und universitäre Ausbildung und zu wenig auf lebenslanges Lernen ausge-
legt. Das könne zum Problem werden, da viele schon ältere Arbeitskräfte noch län-
ger im Markt blieben und ohne entsprechende Kenntnisse in dieser Gruppe der 
technologische Wandel nicht problemlos verlaufen könne (vgl. Empirica 2014d). 

Laut der Strategie über digitale Kompetenzen des Information Economy Council 
sollten Arbeitgeber ab dem Jahr 2014 über einen Fonds für die Ausbildung techni-
scher Kompetenzen dazu angeregt werden, solche Trainings für ihre Mitarbeiter und 
Auszubildenden anzubieten (vgl. Information Economy Council 2014). Im Jahr 2012 
stellte die Regierung in diesem Feld aktiven Unternehmen dafür bereits schon ein-
mal umgerechnet 300 Millionen Euro zur Verfügung (vgl. Empirica 2014d). Genauso 
sollten spezielle Ausbildungsverhältnisse im IT-Bereich durch Förderung gestärkt 
werden. Deshalb gestand die Regierung den Unternehmen seit 2014 mehr Mitbe-
stimmung über die inhaltliche Ausgestaltung geförderter Ausbildungsprogramme in 
den Bereichen Cybersicherheit, Softwareentwicklung und Netzwerkingenieurwis-
senschaften zu. So wollte sie die Zahl solcher spezieller IT-Ausbildungsverhältnisse, 
von denen es zwischen 2011 und 2014 26.000 gab, in den folgenden Jahren stei-
gern (vgl. Information Economy Council 2014).   

Mit der sogenannten „Hour of Code“ Kampagne mit kostenlosen Online-Coding-
Kursen erreichte das Information Economy Council nach eigenen Angaben zwi-
schen März und Juli 2014 rund 2,9 Millionen junge Personen in Großbritannien. 
Über die Initiative sollten die Teilnehmer an grundlegendes Programmieren heran-
geführt werden – allerdings umfasst das Angebot nach Angaben des Information 
Economy Council nur Übungen von sechs Minuten. Was danach aus den Anfangs-
kenntnissen wird, ist nicht dokumentiert. 

Ab 2014 sollten auch in Kooperationen von Unternehmen und Universitäten ver-
mehrt sogenannte Massive Online Open Courses eingesetzt werden, um arbeitslose 
IKT-Spezialisten, Schulabbrecher und Quereinsteiger aus anderen Branchen anzu-
sprechen und ihre IKT-Fähigkeiten für den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt auf-
zubauen.  

Bereits zuvor unterstützte die Regierung das Netzwerk der sogenannten UK Online 
Centre mit 3800 Partnern, das Menschen mit schlechtem Zugang zu Internet und 
digitalen Anwendungen an die neuen Technologien heran führen soll. Bei diesen 
Aktivitäten, die digitale Exklusion verringern sollen, spielte vor allem die zunächst 
staatlich geleitete Initiative „Go On UK“ eine wichtige Rolle (vgl. Information Econo-
my Council 2014): Sie soll und sollte Unternehmen zu digitalen Aktivitäten anregen, 
aber auch der gesamten Bevölkerung Vorteile von digitalen Anwendungen näher 
bringen und Bürger darin schulen (vgl. Empirica 2014d). Heute ist die Initiative unter 
dem Namen „Doteverywhere“ und nur noch zivilgesellschaftlich organisiert  aktiv 
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(vgl. Website Doteverywhere). Zu möglichen Evaluationen dieser Initiativen teilte die 
Regierung auf Anfrage keine Ergebnisse mit.  

Neben staatlichen Einrichtungen und Arbeitgebern bietet auch der Gewerkschafts-
bund TUC IKT-Training und Training zur Verbesserung von Problemlösungskompe-
tenzen für seine Mitglieder an. Dafür kooperiert TUC auch mit anderen Akteuren, 
etwa den staatlich geförderten Online Centers oder Initiativen, die sich der digitalen 
Inklusion verschrieben haben. Die Gewerkschaften bilden etwa auch sogenannte 
Digital Champions aus, die als Multiplikatoren in ihren Betrieben und ihrem persönli-
chen Umfeld für einen kompetenteren Umgang mit digitalen Technologien sorgen 
sollen (vgl. Website Unionlearn with the TUC). 

3.4 Italien 
3.4.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.4.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die EU-Kommission klassifiziert Italien in ihrem Digital Economy and Society Index 
2016 als eines der schwächsten Länder hinsichtlich des Digitalisierungsstandes. 
Das liegt unter anderem an einer nach wie vor schlechten Breitbandanbindung in 
manchen Regionen. Mit Blick darauf, wie italienische Unternehmen digitale Anwen-
dungen in ihre Unternehmensprozesse einbinden, schneidet Italien ebenfalls unter-
durchschnittlich ab: Nur 14 Prozent der Unternehmen nutzen Social Media zur Ver-
marktung, was den 18. Platz in der EU bedeutet, nur 6,5 Prozent der KMU verkau-
fen online (Rang 25 in der EU) und nur 5,2 Prozent der KMU verkaufen auch grenz-
übergreifend online (Rang 22 in der EU) (vgl. EU-Kommission 2016a). Auch in der 
Schule wurden moderne Technologien bisher wenig eingebunden: So nutzten etwa 
2011 nur 30 Prozent der Achtklässler regulär IKT in den naturwissenschaftlichen 
Unterrichtsstunden, während das im OECD-Schnitt damals schon 48 Prozent taten. 
Auf 100 Schüler in italienischen Schulen kamen im Schuljahr 2011/12 durchschnitt-
lich nur 9 Computer, was nach Griechenland der schlechteste Wert war – während 
in den skandinavischen Ländern 30 PCs auf 100 Schüler kamen. 

In dem Index zur Befähigungswirkung von Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) nach Evangelista/Guerrieri/ Meliciani (2014) erreicht Italien im Ver-
gleich zu anderen Ländern nur sehr geringe Werte, dennoch nahm auch dort die 
Rolle von IKT zur Beförderung von Geschäftsprozessen, der Jobvermittlung oder 
der Bildung zwischen 2004 und 2008 stark zu.  

Italienische Firmen machten bisher eher moderat Gebrauch von mobilen Anwen-
dungen, die häufig als ein essenzieller Bestandteil einer digitalisierten Wirtschaft 
beschrieben werden: So surften 2012 etwa Mitarbeiter in 41 Prozent der Firmen 
mobil, in 43 Prozent wurde mobil gemailt, 24 Prozent der Unternehmen nutzten 
Cloud- oder andere Austauschdienste mobil (vgl. vgl. Eurostat 2016a).  

Beim Einsatz multifunktionsfähiger und potenziell vernetzbarer Industrieroboter zeigt 
sich Italien dagegen als einer der Vorreiter: In der italienischen Fertigungsindustrie 
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waren 2014 etwa 160 solcher Roboter je 10.000 Mitarbeiter im Einsatz – nach 
Deutschland ist das in Europa die höchste Quote (vgl. International Federation of 
Robotics 2016). Laut einer Studie der Unternehmensberatung Staufen haben aller-
dings erst 20 Prozent der italienischen Industrieunternehmen schon Erfahrungen mit 
vernetzter Produktion, während 70 Prozent der Firmen angeben, noch nicht viel 
Aufmerksamkeit auf das Thema Industrie 4.0 verwendet zu haben (vgl. Oriani 
2015). Dies könnte nach Einschätzung von Beobachtern daran liegen, dass Italien 
durch viele KMU geprägt ist, die nicht so investitionsstark sind wie größere Firmen 
(vgl. Swiss Business Hub 2016). 

Die Staufen-Studie ergab, dass die italienischen Unternehmen als größtes Hemmnis 
auf dem Weg zur Industrie 4.0 mangelnde Kenntnisse und mangelnden Handlungs-
willen auf Seiten der Politik sehen. Die Unternehmen erhoffen sich demnach von der 
Politik vor allem eine bessere Internetanbindung, stabile und klare Verantwortlich-
keiten aber dennoch Zurückhaltung bei Regulierungen. Ein Großteil der befragten 
Unternehmen erwartet durch die Digitalisierung der Industrie Produktionsvorteile, 
obwohl viele Firmen noch keine Konzepte entwickelt und wenig Vertrauen in die 
politische Begleitung des Themas haben (vgl. Oriani 2015). 

Das nationale Cluster für intelligente Fabriken, eine Kooperation aus Wirtschafts- 
und Wissenschaftsvertretern, bewertet die Situation in Italien dennoch positiv. Italien 
investiere bereits überdurchschnittlich in die Entwicklung moderner Fabriken, liege 
beim EU-weiten Forschungsprogramm „Factories of the Future“ (EFFRA) im euro-
päischen Vergleich etwa mit seinen Mitteln an zweiter Stelle, so das Cluster. Italien 
sei aktuell auf dem Weg, seinen Fertigungssektor durch hochmoderne Technologien 
im Hardware- und Softwarebereich (Key Enabling Technologies) zu neuem Leben 
zu erwecken (vgl. Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelligente 2015). 

In einer Prognose ging die EU-Kommission 2014 davon aus, dass bei einer Beset-
zung aller bis 2020 entstehenden Vakanzen im IKT-Bereich in Italien eine Steige-
rung der Arbeitsproduktivität um insgesamt 0,363 Prozent erreicht werden könne 
(vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

3.4.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Die EU-Kommission berichtet in ihrem Digital Economy and Society Index von nach 
wie vor hohen Quoten von Personen in Italien, die noch nie das Internet genutzt 
haben. Italien belegt beim Humankapital den 24. Platz, nur 63 Prozent der Bevölke-
rung nutzen das Internet regelmäßig (EU-28: 76 Prozent), 43 Prozent der Bevölke-
rung verfügen über grundlegende digitale Fertigkeiten (EU-28: 55 Prozent) und nur 
2,5 Prozent der arbeitenden Bevölkerung sind IKT-Spezialisten (EU-28: 3,7 Pro-
zent), außerdem gibt es unter den 20-29-Jährigen unterdurchschnittlich viele Stu-
denten der Natur- und Technikwissenschaften. Eine Ursache für die geringe Nut-
zung von Breitbandinfrastruktur, die laut dem Report noch weit unter der Anbin-
dungsquote liegt, sieht die Kommission darin, dass es in der italienischen Bevölke-
rung verbreitet an grundlegenden digitalen Fähigkeiten fehle.  



IAB-Discussion Paper 39/2016 70 

Die Kommission sieht den Hauptgrund für den Mangel an digitalen Kompetenzen im 
italienischen Schulsystem, das nur 42 Prozent der Bevölkerung  mit Bildungsab-
schlüssen oberhalb der ersten Sekundarstufe hervorbringe, was der viertniedrigste 
Anteil in der EU sei. Deshalb seien die Anteile von IKT-Spezialisten und Naturwis-
senschaftlern in der gesamten erwerbsfähigen Bevölkerung auch relativ gering (vgl. 
EU-Kommission 2016a). Der Anteil der IKT-Fachleute liegt auch unter den Mitarbei-
tern im Fertigungsbereich recht niedrig, Italien erreichte hier 2012 einen Wert von 
knapp über 2,5 Prozent, während es 2008 rund 1,75 Prozent waren (vgl. Lo-
renzani/Varga 2014). 

Bei den Computerkompetenzen in der breiten arbeitsfähigen Bevölkerung erreicht 
Italien auch im Zeitverlauf entsprechend geringe Werte und nur moderate Fortschrit-
te: Zwischen 2006 und 2014 stieg der Anteil der Erwerbsfähigen mit mittleren oder 
hohen Computerkenntnissen von 43 auf 56 Prozent. Der Anteil der Erwerbsfähigen 
mit hohen Internetkompetenzen stieg zwischen 2006 und 2013 auf niedrigem Ni-
veau von 9 auf 18 Prozent, während der mit mittleren Kompetenzen von 20 auf 34 
Prozent stieg (vgl. Eurostat 2016d). Der Anteil der Erwerbsfähigen mit keinen digita-
len Fertigkeiten lag 2015 bei 2 Prozent, der mit kaum digitalen Fertigkeiten bei 23 
Prozent, während es im EU-Durchschnitt 1 beziehungsweise 24 Prozent waren (vgl. 
Eurostat 2016f). 

Das nationale italienische Statistikamt gibt einen etwas detaillierteren Überblick über 
die IKT-Nutzung in der italienischen Bevölkerung im Jahr 2013: Die Behörde ver-
weist darauf, dass ältere Personen ab 65 mit Anteilen von 14,8 Prozent in Besitz 
eines Computers und 12,5 Prozent mit Internetzugang digital fast komplett ausge-
schlossen seien. Doch auch regionale Unterschiede fallen auf: Während im Norden 
Italiens 65,4 Prozent der Haushalte einen PC besitzen und 63,3 Prozent Internetzu-
gang haben, sind es im Süden nur 57,2 beziehungsweise 55 Prozent. Diese Diskre-
panz zeigt sich auch in der Nutzung mobiler Endgeräte. Im Norden verfügen 47,6 
Prozent der Haushalte über einen mobilen Internetzugang, im Süden sind es nur 
36,1 Prozent. Zudem bestehen Lücken zwischen den Geschlechtern fort: Während 
60 Prozent der männlichen Bevölkerung einen PC nutzen und surfen, sind es unter 
den Frauen nur 49 Prozent. Relativ zu anderen Gruppen haben auch Fertigungs- 
beziehungsweise Industriearbeitskräfte (57,5 Prozent PC-Nutzung, 58,8 Prozent 
Surfen) und Hausfrauen (21,7 Prozent PC-Nutzung, 21,6 Prozent Surfen) weniger 
Kontakt zu Computern und digitalen Technologien. In diesen Personengruppen be-
stehe das Risiko, dass durch mangelnden Kontakt kaum Kompetenzen im Umgang 
mit digitalen Anwendungen aufgebaut werden (vgl. Istat 2013). 

Das sieht nicht nur die EU-Kommission als Problem an. Die Unternehmensberatung 
Staufen thematisiert in ihrer bereits erwähnten Studie, dass ein Haupthemmnis auf 
dem Weg zu Industrie 4.0 die geringen Qualifikationen des Personals in vielen Fir-
men seien. In dem Zusammenhang sei besonders problematisch, dass nur wenige 
Firmen Fortbildungen für ihre Mitarbeiter organisieren: Etwa drei Viertel der befrag-
ten Firmen gaben an, keine speziellen Trainings für Ihre Mitarbeiter anzubieten (vgl. 
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Oriani 2015). Der Studien-Autor kommentiert das mit der Einschätzung, die italieni-
schen Unternehmen seien offenbar nicht sonderlich interessiert daran, mögliche 
Vorteile durch die Digitalisierung aktiv zu verfolgen. Der Autor ist angesichts dessen 
skeptisch, ob sie die Potenziale einer Digitalisierung der Industrie optimal nutzen 
können (vgl. Oriani 2015). 

Probleme sehen Beobachter auch auf anderen Ebenen. Die Forschungsplattform 
ISIGrowth attestiert Italien generelle Probleme beim nachhaltigen Aufbau von For-
schung, Entwicklung und Innovationen: 2013 und 2014 habe es massive Abbauten-
denzen in der höheren (also universitären) Bildung und in der öffentlichen For-
schungsförderung gegeben. Es gebe ernsthafte Anzeichen dafür, dass das Bil-
dungssystem weniger hochgebildete Personen hervorbringe und dass es im Bereich 
der Gutausgebildeten einen starken Brain-Drain gebe. Prinzipiell blieben die Ausga-
ben von Firmen und öffentlichen Einrichtungen im Forschungsbereich weit hinter 
dem EU-Schnitt zurück. Das hemme die Innovationskraft im Umgang mit neuen 
Technologien (vgl. Lucchese/Nascia/Pianta 2016). 

Auch in der schulischen Bildung digitaler Kompetenzen blieb Italien laut OECD-
Analysen lange weit hinter anderen industrialisierten Ländern zurück (vgl. Avvisa-
ti/Hennessy/Kozma/Vincent-Lancrin 2013). Diese Defizite sind der italienischen Poli-
tik schon länger bekannt, deshalb wurde bereits 2007 der Nationale Plan für Digitale 
Schule aufgelegt. Eine OECD-Analyse bewertet diesen Plan, der etwa eine Ausstat-
tung der Klassenräume mit interaktiven Tafeln vorsieht, positiv. Die Vorhaben seien 
prinzipiell gut in den Schulalltag integrierbar, so die OECD. Allerdings seien die 
Budgets für den Plan derart klein, dass es kaum Möglichkeiten gebe, die gewünsch-
ten Ziele umzusetzen. Möglicherweise ist dies auch ein Grund dafür, dass der IKT-
Einsatz in Schulen 2012 noch immer recht sporadisch ausfiel. Laut OECD arbeitete 
die Mehrzahl der italienischen Lehrer nach eigenen Angaben nie, fast nie oder nur 
einige Male im Monat mit IKT im Unterricht. Und das, obwohl 50 Prozent der Lehrer 
vor der Studie mindestens sechs Tage auf IKT-Fortbildungen verwendet hatten, 
womit das Fortbildungsniveau 2012 höher lag als im Mittel der europäischen Staa-
ten. Durch den geringen schulischen IKT-Einsatz gebe es in Italien weit weniger 
begleitete IKT-Erfahrungen als in anderen OECD-Ländern, so die OECD (vgl. Avvi-
sati/Hennessy/Kozma/ Vincent-Lancrin 2013). 

3.4.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Wie in den meisten anderen europäischen Ländern hat sich in Italien in den vergan-
genen Jahren bereits ein gewisser Wandel des Arbeitsmarktes durch die Digitalisie-
rung ergeben, etwa indem neue, vor allem Managementaufgaben hinzugekommen 
und andere Tätigkeiten weggefallen sind (vgl. Novero 2014). Die Wirtschaftswissen-
schaftlerin Serena Novero von der katholischen Universität Sacro Cuore kritisiert 
allerdings, die den Arbeitsmarkt regulierenden Behörden hätten sich lange nicht an 
die Veränderungen angepasst und wegen zu vieler bürokratischer Hürden keine 
angemessene Begleitung der Veränderungen in den Arbeitsverhältnissen geschaf-
fen (vgl. Novero 2014). Die Arbeitsmarktreform von 2014 unter dem aktuellen Ar-
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beitsminister Giuliano Poletti berücksichtige IKT-Lösungen erstmals auch als In-
strument zur Schaffung neuer Jobmöglichkeiten – etwa über Vorhaben, gezielt Sek-
toren zu digitalisieren und durch IKT zu vernetzen, in denen Italien im internationa-
len Vergleich am wettbewerbsfähigsten ist.  

Novero sieht durch die Digitale Agenda und laufende Veränderungen am Arbeits-
markt neue Jobs entstehen und andere relativ junge Tätigkeitsfelder wachsen, dabei 
benennt sie etwa die steigende Bedeutung von Socialmedia-Managern in Unter-
nehmen; außerdem Experten, die die zunehmenden Datenmengen in Unternehmen 
verarbeiten und schützen müssen; Onlineshopmanager – in diesem Tätigkeitsfeld 
sei die Beschäftigung 2012 um 18 Prozent gestiegen; ePublisher, die Onlineveröf-
fentlichungen final bearbeiten, und Cloudcomputing-Spezialisten;  

Novero merkt an: Digitalisierte Wirtschaftsabläufe erforderten nicht nur mehr Flexibi-
lität von den Arbeitskräften, sondern häufig auch interdisziplinäre und themenüber-
greifende Kompetenzen. Das mache es in der Arbeitsorganisation von Unterneh-
men und Einrichtungen zwingend erforderlich, dass verschiedene Experten sich 
austauschten und voneinander lernten. Die Autorin sieht als Reaktion der Unter-
nehmen darauf bereits den Trend, dass immer mehr Unternehmen deshalb bereits 
in internationalen, grenzübergreifenden Netzwerken vertreten seien. Das bringe 
neue Konferenzformate mit Video und sonstigen Technologien, aber auch neue, 
weniger ortsabhängige Jobformen mit sich (vgl. Novero 2014).  

Die Veränderungen der Arbeitswelt durch neue Technologien werfen die Frage auf, 
ob für diese neuen beruflichen Anforderungen auch die passenden Arbeitskräfte 
verfügbar sind. Daran bestehen etwa speziell im für die Digitalisierung bedeutenden 
IKT-Sektor Zweifel. Eine vom italienischen Arbeitsministerium und dem EU-
Sozialfonds finanzierte Studie machte 2015 deutlich, dass die Kompetenzen der 
Mitarbeiter in der italienischen IKT-Branche in den vergangenen Jahren nicht mit 
dem Tempo der technologischen Veränderung mithalten konnten. Bestimmte am 
Markt nachgefragte Fähigkeiten fehlten – vor allem themen- beziehungsweise an-
wendungsübergreifende und Problemlösungs-Kompetenzen (vgl. Excelsior 2015).  

Besonders wichtig waren den befragten Firmen laut dieser Studie auch die Fähigkeit 
zu Teamwork, Selbstständiges Arbeiten, Kreativität und Planungskompetenzen. 
Immer mehr Firmen im IKT-Bereich haben demnach allerdings Probleme, Fachkräf-
te mit diesen Schlüsselkompetenzen zu finden. In Norditalien hatten 2015 mehr als 
27 Prozent der IKT-Firmen Rekrutierungsprobleme, im Süden Italiens, wo es weni-
ger IKT-Firmen gibt, waren es 23 Prozent der Firmen.  

47 Prozent der befragten Unternehmen sehen Lücken und Mängel im Training und 
der beruflichen Ausbildung als Grund für die schwierige Personalsuche. Doch nur 
einige der Firmen reagieren auch selbst mit Maßnahmen auf die beobachteten Lü-
cken: 36 Prozent der Firmen im IKT-Sektor gaben an, intern oder extern Kompe-
tenztrainings für die Mitarbeiter organisiert zu haben. Unter den Firmen ab 250 Mit-
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arbeitern investierten 71 Prozent in solche Trainings für die Belegschaft, um besser 
abgestimmte Kompetenzen zu erreichen. Die Quote der Firmen, die Praktika und 
ähnliche Angebote anbieten, liegt allerdings laut der Studie mit 25 Prozent im IKT-
Sektor weitaus höher als in der gesamten italienischen Wirtschaft mit einer Quote 
von 14 Prozent – die Firmen versuchen über diese Angebote laut der Studie auch, 
geeignete Arbeitskräfte zu begeistern und anzuziehen (vgl. Excelsior 2015). 

Einen generellen Ausblick auf die künftige Beschäftigungslage in Italien bietet eine 
Prognose des Europäischen Zentrums für die Entwicklung beruflichen Trainings 
(CEDEFOP) Demnach wird die Beschäftigung in Italien im Jahr 2020 wieder ihr 
Vorkrisenniveau erreichen. Insgesamt seien bis 2025 mehr Stellen durch altersbe-
dingtes Ausscheiden als durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu besetzen. Bis 
2025 werde vor allem die Beschäftigung in unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen und im öffentlichen Dienstleistungssektor zunehmen. Außerdem würden der 
Logistik- und der Transportsektor neue Jobs schaffen, so CEDEFOP in einer Prog-
nose, die den technologischen Wandel als eine von mehreren Komponenten einbe-
zieht. Während Fertigungs- und Bauunternehmen die Beschäftigung stabil halten 
könnten, werde die Beschäftigung im Primärsektor und in der Energieversorgung 
zwischen 2013 und 2025 um jährlich knapp 1,5 Prozent sinken (vgl. European Cent-
re for the Development of Vocational Training 2015). Die meisten Beschäftigungs-
möglichkeiten entstehen in Italien demnach bis 2025 für hochqualifizierte Wissen-
schaftler, Ingenieure und für Lehrpersonal in der höheren Bildung: 22 Prozent der 
neu zu besetzenden Arbeitsplätze würden in diese Kategorie fallen, während 17 
Prozent sich an Facharbeiter und Fachkräfte etwa im Ingenieurswesen, der Ge-
sundheitswirtschaft oder dem öffentlichen Dienst richten würden. 16 Prozent der 
neu zu besetzenden Arbeitsplätze bedürfen der Prognose zufolge jedoch nicht mehr 
als eine grundlegende Bildung und richteten sich somit an Geringqualifizierte, wäh-
rend auf Maschinen- und Fließbandarbeiter nur zwei Prozent der neuen Arbeitsmög-
lichkeiten entfielen. 

CEDEFOP sieht in den kommenden Jahren für Italien folgende Trends bei entste-
henden Beschäftigungsmöglichkeiten: Geringqualifizierte dürften demnach künftig 
auch in absoluten Zahlen am wenigsten Beschäftigungsmöglichkeiten vorfinden, 
während sich für Personen auf mittlerem Qualifikationsniveau durch viele altersbe-
dingtes Austritte bisheriger Arbeitskräfte ein starker Zuwachs an Beschäftigungs-
möglichkeiten um rund 6 Millionen Stellen bis 2025 ergeben werde. Den größten 
Nettomehrbedarf an Arbeitskraft werde es bei Stellen für Hochqualifizierte geben, 
dort dürften etwa 3 Millionen zusätzliche Stellen bis 2025 entstehen. Das dürfte in-
sofern gestützt werden, als laut CEDEFOP auch das Qualifikationsniveau der er-
werbsfähigen Bevölkerung bis 2025 merklich steigen wird: Bis 2025 solle der Anteil 
der erwerbsfähigen Bevölkerung mit hohen Qualifikationen auf 30 Prozent steigen, 
eine enorme Steigerung gegenüber Quoten von 15,6 Prozent in 2005 und 20,7 Pro-
zent in 2013. Mit 46,7 Prozent hätten allerdings noch immer die meisten Erwerbsfä-
higen mittlere Qualifikationsniveaus, wobei dieser Anteil eher stagnieren würde 
(2013: 45,4 Prozent). Geringqualifizierte werden laut der CEDEFOP-Prognose nur 
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noch weniger als 22,5 Prozent der Erwerbsfähigen ausmachen (vgl. European Cent-
re for the Development of Vocational Training 2015). 

3.4.2 Politische Diskussion 
3.4.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die Forschungsplattform ISIGrowth kritisiert, dass die italienische Politik in den ver-
gangenen 20 Jahren durch eine verfehlte Technologie- und Industriepolitik eine 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage herbeigeführt habe. Dies sei zum einen 
in komplizierten bürokratischen Strukturen begründet, zum anderen wirke sich eine 
Kooperationsform zwischen Politik und Wirtschaft negativ aus, in der wenig Kontrol-
le über die Aktivitäten der privaten Akteure möglich sei, da keine Rechenschafts-
strukturen aufgebaut worden seien. Die Autoren fordern, Entscheidungen über die 
Zukunft industrieller Strukturen müssten künftig in die öffentliche Sphäre zurückge-
holt und unter die Kontrolle der breiteren Gesellschaft gestellt werden – indem etwa 
auch Gewerkschaften und Arbeitnehmervertreter einbezogen würden (vgl. Lucche-
se/Nascia/Pianta 2016).  

Wichtig sei auch eine Erneuerung der Wirtschaft durch eine moderne und fortschritt-
liche Einbindung von IKT in wirtschaftliche Abläufe und zum Aufbau vernetzter, pro-
duktivitätssteigernder Produktionssysteme. In diesen Fragen hat Italien aus Sicht 
der Autoren noch einen langen Weg vor sich. ISIGrowth schlägt zur Unterstützung 
einer modernen Wirtschaftsstruktur eine neue öffentliche Investitionsbank vor, die 
Anteile an Start Ups in der unsicheren Startphase übernimmt und die neue Innovati-
onsnetzwerke zwischen einzelnen Wirtschaftsakteuren fördert (vgl. Lucche-
se/Nascia/Pianta 2016). 

Kürzlich meldete sich der ehemalige Technologieminister des letzten Berlusconi-
Kabinetts, Lucio Stanca, zu den aus seiner Sicht verlorenen Jahren der italienischen 
Technologiepolitik zu Wort. Stanca stellte die Frage, warum sein Land in Sachen 
Digitalisierung abgeschlagen bleibe, warum es im Digital Economy and Society In-
dex der EU immer auf den hinteren Rängen lande – und lieferte einen dreiteiligen 
Erklärungsansatz: Es fehle an öffentlich-privaten Partnerschaften und an Koordinie-
rung zwischen den einzelnen Akteuren; außerdem fehle ein politisches Konzept und 
ein daraufhin koordiniertes Handeln der zuständigen Behörden. Hinzu komme, dass 
nicht langfristig geplant werde. Um beim Breitbandausbau voran zu kommen, sei es 
nötig, dass die Aktivitäten lokaler, regionaler und nationaler Akteure besser koordi-
niert und am besten zentral kontrolliert würden, so Stanca. Die Kompetenzen dafür 
seien aber nicht eindeutig zugeordnet, kritisierte Stanca. Zudem gebe es keine Kon-
tinuität, da jede neue Regierung ihre eigene Agenda verfolge und es keine Struktur 
gebe, die eine längerfristige Begleitung des technologischen Wandels durch ent-
sprechende Finanzierung und Programme absichere (vgl. Stanca 2016). 

Auch die italienische Regierung selbst scheint mit der politischen Vorgehensweise 
der Vergangenheit nicht ganz zufrieden. Die neue Renzi-Administration konstatierte 
in ihrer 2014 aufgesetzten Strategie zum digitalen Wachstum ebenfalls, dass bishe-
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rige Bemühungen oft unkoordiniert gewesen seien, sodass sehr viel Geld ineffizient 
eingesetzt worden sei, ohne die Wirtschaft und die Gesellschaft bei der Digitalisie-
rung wirklich voranzubringen. Diese Kritik richtete sich wohl gegen die Vorgängerre-
gierungen, genauso wie die Bemerkung, man wolle dies künftig besser machen (vgl. 
Presidenza del Consiglio dei Ministri 2014).  

Die Diskussion ging danach ungebrochen weiter. Im Juni 2016 wurde im italieni-
schen Unterhaus (Camera) eine Studie der Kommission Produktion, Handel und 
Tourismus zum Thema Industrie 4.0 in Italien vorgestellt. Sie enthält einige Empfeh-
lungen an die Regierung, die sie aus Sicht der Autoren für eine optimale Nutzung 
der Digitalisierung beherzigen sollte: So sollten industrielle Zentren besser als bis-
her an Breitband beziehungsweise ultraschnelles Internet angebunden werden. Fir-
men und Forschungseinrichtungen sollten besser kooperieren, um Potenziale neuer 
Technologien besser erkennen und nutzen zu können. Außerdem solle die Regie-
rung ein Kontrollgremium einrichten, das Wirtschaftsvertreter, das Wirtschaftsminis-
terium, aber auch das Bildungsministerium, lokale Verwaltungseinheiten, Wissen-
schaftler und Gewerkschaften einbezieht, um den Prozess des technologischen 
Wandels angemessen zu begleiten (vgl. Corriere Comunicazioni 2016a). 

Der Präsident des Wirtschaftsverbandes Confindustria, Arbeitgeberpräsident 
Vincenzo Boccia, bezeichnete im Rahmen der Studienpräsentation eine vernetzte 
Industrie als die große Chance für Italien, da die heimischen Unternehmen prinzipi-
ell gut darin seien, maßgeschneiderte, individuelle und hochqualitative Produkte 
herzustellen – was in Zukunft mit der weiteren technologischen Entwicklung immer 
wichtiger werde. Boccia glaubt aber, dass sich zur Umsetzung der neuen industriel-
len Revolution die italienische Wirtschaft auch strukturell verändern müsse, dass es 
mehr größere anstelle der vielen tausend Kleinstunternehmen geben müsse.  

Der Minister für wirtschaftliche Entwicklung Carlo Calenda sagte im Zuge der Studi-
envorstellung, er wolle bis August 2016 einen Plan vorlegen, wie die Vernetzung der 
heimischen Industrie von der Politik unterstützt und voran getrieben werden kann – 
dazu solle ein Steuerungsteam eingesetzt werden, das aus politischen Beratern und 
Unternehmensexperten besteht und das den Plan ausarbeitet. Calenda stellte klar, 
dass in den kommenden Monaten und Jahren massive Investitionen in die Erneue-
rung der Industrie nötig seien (vgl. Corriere Comunicazioni 2016a). 

2012 wurde das bereits erwähnte nationale Cluster für Intelligente Industrieprodukti-
on (Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelligente) gebildet und als Verbund 
aus Unternehmen, Wissenschaftlern und Nichtregierungsorganisationen von der 
Regierung akkreditiert. 2015 skizzierte es einen Fahrplan für die Transformation der 
Wirtschaft (vgl. Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelligente 2015). 

Unter Bezug auf die Horizon 2020-Agenda der EU und die darin für Italien definier-
ten Ziele gibt das Cluster folgende Aktionspunkte aus: Die Beschäftigungsquote der 
20- bis 64-Jährigen solle bis 2020 auf 67 bis 69 Prozent gesteigert werden, For-
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schungs- und Entwicklungs-Ausgaben sollen 1,53 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts ausmachen, es soll in Italien 15 bis 16 Prozent weniger Schulabbrecher und 
nicht mehr als 2,2 Millionen Personen mit Armutsrisiko geben. Um das zu erreichen, 
will das Cluster den Fertigungssektor modernisieren und eine Steigerung der dorti-
gen Beschäftigung auf das Vorkrisen-Niveau von 2007 erreichen, außerdem wollen 
die beteiligten Akteure die Position Italiens in den internationalen Wertschöpfungs-
ketten verändern, um die heimischen Unternehmen an den profitablen Stellen zu 
platzieren (vgl. Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelligente 2015). 

3.4.2.2 Bildung und Kompetenzen 
Die Italienische Regierung hat im Jahr 2014 eine Strategie für digitales Wachstum 
aufgesetzt, die sich auch mit dem Aufbau digitaler Kompetenzen in der italienischen 
Bevölkerung zwischen 2014 und 2020 beschäftigt (vgl. Presidenza del Consiglio dei 
Ministri 2014). Mit Blick auf das Thema Industrie 4.0 strebt die Regierung demnach 
an, das Interesse junger Generationen an der Fertigung wieder neu zu entfachen. 
Insgesamt müssen das Wissen und das Bildungsniveau der Arbeitskräfte steigen, 
da man nur mit hochwertiger Qualitätsarbeit im internationalen Wettbewerb gegen 
Billiglohnländer bestehen könne. Dazu sollten neue Fortbildungsangebote geschaf-
fen werden, welche die gesamte Arbeitnehmerschaft ansprechen. Außerdem 
wünscht sich die Regierung mehr Doktoranden, die sich mit modernen Fertigungs-
systemen beschäftigen. 

Die Regierung merkt an, dass zu viele Italiener nicht das Internet oder überhaupt 
nur einen Computer nutzten, besonders ältere Bürger und Bewohner in Regionen 
wie Basilicata und Kampanien hätten große Probleme. Kompetenzprobleme gebe 
es aber nicht nur bei Privatpersonen, sondern auch bei KMU, was sich erheblich auf 
die wirtschaftlichen Wachstumsmöglichkeiten auswirke. Die Regierung geht sogar 
davon aus, dass in einigen kleinen und mittelständischen Unternehmen die Inter-
netnutzung und Informationsübermittlung weniger professionell ablaufe als im priva-
ten Gebrauch in der Familie. Das sei für die Wettbewerbsfähigkeit des Landes kata-
strophal. Dieser Trägheit will die Regierung entgegenwirken, indem sie bestimmte 
Angebote der öffentlichen Verwaltung künftig nur noch über digitale Wege anbietet, 
sodass Unternehmen sich wohl oder übel in diese Sphäre begeben müssten. Damit 
rechtfertigt die Regierung auch ihr breites eGovernmentprogramm (dazu gleich noch 
mehr). 

Probleme könnten nur durch gezielte Angebote der digitalen Kompetenzbildung 
behoben werden. Daran müsse sich der Staat genauso beteiligen wie Unterneh-
men, die unter ihren Angestellten mit Trainingsangeboten schneller Effekte errei-
chen könnten als es etwa Veränderungen im Schulsystem leisten könnten. Die An-
strengungen seien nötig, um sowohl Arbeitskräfte in allen Sektoren in neue Arbeits-
strukturen einzubringen, als auch IKT-Spezialisten die richtige Umgebung zu bieten, 
um innovative Produkte und Dienstleistungen aufzubauen. 
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Die Regierung will ihre Erfolge daran messen, ob sie die digitale Alphabetisierung in 
der gesamten Bevölkerung und die digitalen Kompetenzen in der arbeitenden Be-
völkerung steigern kann, ob künftig IKT und digitale Kompetenzen regulär in den 
Schulunterricht eingebunden werden, ob mehr digitale Kompetenztrainings auch 
außerschulisch angeboten werden, und ob mehr Studierende IKT-Studiengänge 
absolvieren. Während sie für ihr gesamtes Digitalisierungsprogramm 2014 bis 2020 
rund 4,5 Milliarden Euro ausgeben will, stellt die Regierung für die Digitalisierung in 
italienischen Schulen insgesamt in dem Zeitraum nur 30 Millionen und für den Auf-
bau digitaler Kompetenzen in der gesamten Bevölkerung rund 120 Millionen Euro 
zur Verfügung. Für digitale Gesundheitsdienste und für digitale Bürgerdienste sollen 
jeweils 750 Millionen Euro fließen (vgl. Presidenza del Consiglio dei Ministri 2014). 

Die OECD hielt schon die bisher aufgewendeten Summen für die Modernisierung 
der Schulbildung in Italien für zu gering. Sie kritisierte in ihrer bereits erwähnten 
Evaluation des Plans über Digitale Schule in Italien 2013 das damals noch 30 Milli-
onen Euro pro Jahr umfassende Budget. Das seien nur etwa 0,1 Prozent der ge-
samten Ausgaben für Schulbildung gewesen, so die OECD – damit sei wenig zu 
erreichen. Es müsse im öffentlichen wie im privaten Sektor eine massive Erhöhung 
der Investitionen geben, forderte die Organisation damals.  

Veränderungs- und entsprechenden Investitionsbedarf sehen auch die Vertreter der 
Zivilgesellschaft: Für ihre Analyse zum IKT-Einsatz in italienischen Schulen führte 
die OECD auch Interviews und Gespräche mit nationalen Akteuren. Dabei hätten 
sowohl Lehrer- als auch Elternorganisationen es als notwendig bezeichnet, die 
schulische Umgebung und die sonstige Lebensumgebung junger Menschen techno-
logisch anzugleichen. Sonst würden Schüler unbegleitete, womöglich negative Me-
dienerfahrungen machen. Zudem würden sie so von der Schule nicht auf die Bedar-
fe eines IKT-basierten Arbeitslebens vorbereitet (vgl. Avvisa-
ti/Hennessy/Kozma/Vincent-Lancrin 2013). Die OECD ergänzt dazu ihre Einschät-
zung, dass die digitale Infrastruktur – wenn sie erst einmal aufgebaut wurde – von 
selbst etwas an den Unterrichtsmethoden verändern dürfte: Bei einer kritischen 
Masse an aufeinander abgestimmter Infrastruktur würden die Lehrer zum spontanen 
Einsatz im Unterricht angeregt. 

Als entsprechend dringlich sieht die OECD Fortschritte über den Nationalen Plan für 
Digitale Schule an. Wenn vermehrte Investitionen durch die Wirtschaftskrise nicht 
möglich seien, dann müssten Teile des Plans prioritär behandelt werden, so die 
OECD im Jahr 2013. Zum einen müsse schnell eine flächendeckende IKT-
Infrastruktur in den Schulen aufgebaut werden. Denn beim damals bestehenden 
Tempo seien 2012 erst 22 Prozent der italienischen Klassenräume mit digitalen Ta-
feln ausgestattet gewesen und es werde mindestens zehn weitere Jahre dauern, bis 
80 Prozent der Klassenräume erreicht seien. Das behindere neben den Lernfort-
schritten der Schüler auch die der Lehrer beim Einsatz von IKT im Unterricht. Neben 
Mitteln für die Infrastruktur sei auch wichtig, dass parallel in die Ausbildung der Leh-
rer investiert werde, damit diese mit den neuen Technologien auch optimal umge-
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hen können. Die Angebote und Initiativen der Regierung seien dafür bis zum Jahr 
2013 nicht ausreichend gewesen. Die OECD empfiehlt, die strikten Vorgaben für die 
Schulen etwas aufzulockern, damit sie Trainingsangebote effizienter nutzen und auf 
ihr Personal verteilen können. Die Organisation appellierte zudem, an einigen Pilot-
schulen müssten konkrete pädagogische Konzepte für die IKT-Einbindung im Unter-
richt erarbeitet werden, die dann flächendeckend eingesetzt werden könnten. 

Um die Finanzkraft zu steigern, empfiehlt die OECD gekoppelte Finanzierungsin-
strumente: Der Staat solle Mittel hinzu geben, wenn die lokalen Akteure vor Ort 
(Schulen, Kommunen) Gelder einbringen oder von dritter Seite einwerben (vgl. 
Avvisati/Hennessy/Kozma/Vincent-Lancrin 2013). 

Die bereits erwähnte, kürzlich im Unterhaus vorgestellte Studie zur Industrie 4.0 
plädiert zudem für eine umfassende Neuordnung der Ausbildung. Sowohl Schulen 
als auch berufliche Bildungsakteure müssten besser in technologische Veränderun-
gen eingebunden werden, um ihre Ausbildung auf die Bedarfe abstimmen zu kön-
nen (vgl. Corriere Comunicazioni 2016a).  

3.4.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Das nationale Cluster für intelligente Fabriken bezieht in seine Roadmap für die Zu-
kunft der Industrieproduktion auch soziale Aspekte mit ein: So solle die Fertigungs-
branche aufgewertet werden, indem eine verbessere Arbeitssicherheit geschaffen 
und persönliche Leistungen von Mitarbeitern fairer honoriert werden (vgl. Cluster 
Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelligente 2015). 

Das Cluster hat Aktionslinien unter anderem zu folgenden Themen erdacht: Für 
neue Instrumente zur Prozessplanung, für Simulationen und Prognosen der Produk-
tionsentwicklung, für die Einbindung von IKT in alle möglichen Prozessschritte, und 
für Technologien zur Schaffung einer menschenzentrierten Produktion. Indem diese 
implementiert werden, sollen die Ziele zur Erneuerung und Verbesserung der Pro-
duktion erreicht werden: 

So bringt das Cluster etwa zur stärkeren Individualisierung und Personalisierung 
von Produkten Mikrofabriken für die Endfertigung nah am Kunden ins Spiel. Es 
müssten dezentrale, kleine und flexible Produktionseinheiten ermöglicht werden, die 
quasi überall einsetzbar sind (vgl. Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intelli-
gente 2015). 

Unter dem Punkt „Fabriken für Menschen“ zeichnen die Autoren die Vision einer 
arbeitnehmerfreundlichen und ganz auf die Arbeitenden zugeschnittenen Fabrik. 
Dabei müsse es zum Beispiel angesichts des demografischen Wandels darum ge-
hen, Arbeitsplätze so zu verändern, dass auch ältere Personen länger dort arbeiten 
könnten. Alle Arbeitenden müssten in die Lage versetzt werden, mithilfe von neuen 
Technologien und Anwendungen anspruchsvolle und komplexe Aufgaben mit ho-
hem Wertschöpfungspotenzial auszuführen. Das erfordere, dass Synergien zwi-
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schen Menschen und Maschinen richtig eingeschätzt und analysiert werden und 
dass Aufgaben effektiv aufgeteilt würden – auch, um die Arbeitszufriedenheit der 
beteiligten Arbeitenden zu garantieren. Dazu müsse der Mensch ins Zentrum der 
Produktionsprozesse gerückt werden, das heiße: Es müsste zum einen an befähi-
genden Technologien gearbeitet werden, dank derer der Mensch unkompliziert mit 
den ihn umgebenden Maschinen kommunizieren und diese vor allem gut steuern 
kann. Außerdem müsse daran gearbeitet werden, ermüdende Routinearbeiten mög-
lichst schnell zu automatisieren, um die menschliche Arbeitskraft für andere Aufga-
ben frei zu machen. Neue Technologien wie Augmented Reality-Anwendungen 
könnten auch genutzt werden, um Arbeitskräfte ständig und sicher (weil in einer 
Simulationsumgebung) für neue Arbeitssituationen fortzubilden.  

Um mehr verschiedene Menschen – etwa auch Ältere und Behinderte, aber auch 
Menschen mit verschiedenen kulturellen Hintergründen am Arbeitsplatz einbinden 
zu können, solle es Forschung und Entwicklung für hochindividualisierte, anpas-
sungsfähige und mobile Arbeitsplatzschnittstellen geben, sodass praktisch jeder von 
überall arbeiten könne. 

Ein gezielter Einsatz neuer Technologien und Materialien solle die Arbeitsplatzsi-
cherheit der Menschen verbessern (etwa mit Sensoren ausgestattete Arbeitsklei-
dung) und die Arbeitenden immer über den Stand des Arbeitsprozesses  informieren 
und ihnen auch sonstige Kontextinformationen zukommen lassen (etwa über Da-
tenbrillen). Dabei merken die Autoren des Clusters an, dass sich Anwendungen der 
Augmented Reality natürlich für verschiedene Zwecke nutzen lassen – sowohl für 
die Prozess- und Arbeitskontrolle durch den Arbeitgeber, als auch für das gezielte 
Training von Arbeitskräften. Dass das Cluster für menschliche Arbeitskräfte neue 
Aufgaben vorsieht, wird beim Thema hocheffiziente Produktionssysteme deutlich: 
Hier geht es um maschinelle Lösungen, um Vollautomation und um Fertigungen mit 
einer Fehlerrate von null Prozent (vgl. Cluster Tecnologico Nazionale Fabbrica Intel-
ligente, 2015). 

Die Forschungsplattform ISIGrowth sieht Investitionen in neue Technologien und 
Bemühungen um Innovationen in Italien als unerlässlich an. Doch die Organisation 
hält neue Regeln für nötig, um den technologischen Fortschritt angemessen zu kon-
trollieren: Zwar sollten kollaborative Open Source Anwendungen vorangebracht 
werden, um soziale und technologische Innovationen zu verbreiten. Andererseits 
müssten Ansätze, über weitgehende Automatisierung in der vernetzten Industrie 
möglichst viel menschliche Arbeitskraft zu ersetzen, durch eine Regulierung beglei-
tet werden, die Arbeits- und Sozialrechte schütze (vgl. Lucchese/Nascia/Pianta 
2016). 

Die italienische Gewerkschaft CGIL kritisiert in dem Zusammenhang die jüngsten 
Arbeitsmarktreformen in Italien – unter anderem den auf Flexibilisierung ausgeleg-
ten Job Act der Regierung Renzi von 2014. Diese Instrumente hätten nicht zur 
Schaffung  einer Arbeitsumgebung beigetragen, in der Veränderungen durch neue 
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Technologien auf gesunde Art und Weise in Arbeitsabläufe integriert würden. Statt 
nur stärkerer Flexibilisierung sei es auch nötig, mehr berufliches Training anzubieten 
und Arbeitende stärker an den Veränderungen und Innovationen in den Unterneh-
men zu beteiligen, um ihre Potenziale voll nutzen zu können (vgl. CGIL 2016). 

3.4.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Ein in Italien aktuell diskutiertes Instrument zur Gestaltung der digitalisierten Ar-
beitswelt ist das geplante Gesetz zur Regulierung von mobilem, orts- und zeitunab-
hängigem Arbeiten in Zeiten der vierten industriellen Revolution (Gesetzentwurf 
2229). Dem Senat vorgelegt hat den Entwurf der Präsident der Senatskommission 
für Arbeit und Soziales und ehemalige Arbeitsminister im letzten Kabinett Berlusco-
ni, Maurizio Sacconi. 

In der Begründung für den Gesetzentwurf wird explizit auf neue Erfordernisse durch 
digitale Technologien und die Vernetzung der Industrie eingegangen: ohne eine 
begleitende politische Strategie werde die technologische Entwicklung zu massen-
hafter Arbeitslosigkeit führen, heißt es. Deshalb müsse es ein unterstützendes Ge-
setz für sich entwickelnde neue Arbeitsformen geben, die ohnehin nicht aufgehalten 
werden könnten. Arbeitende bewegten sich weniger in fixen Formen wie Arbeitszei-
ten und an Arbeitsplätzen, sondern eher in Arbeitszyklen – ob in einem Projekt, ei-
ner konkreten Mission mit vorgegebenem Ziel oder auch in der Fortbildung (vgl. 
Senato della Republicca 2016a). Das Gesetz solle dem Rechnung tragen. 

Das Gesetz soll Arbeit von Angestellten und regelmäßig beauftragten Selbstständi-
gen außerhalb definierter Arbeitszeiten und außerhalb von Unternehmensarbeits-
plätzen regeln, die mithilfe digitaler Plattformen oder anderer Austauschkanäle läuft. 
Dadurch soll mehr Flexibilität für Arbeitende und Firmen erreicht werden. Beschäf-
tigte mit Verträgen von weniger als einem Jahr Dauer und Arbeitende mit einem 
Jahreseinkommen von maximal 30.000 Euro sollen von dem Gesetz nicht abge-
deckt sein. Für die mobilen Arbeitsverhältnisse können entweder individuelle, oder 
kollektive Verträge auf Unternehmensebene ausverhandelt werden (vgl. Senato 
della Republicca 2016a). 

In Artikel 2 sieht der Gesetzentwurf vor, dass auch bei individuell ausverhandelten 
Verträgen die Maßstäbe und Zielvereinbarungen kollektiver Verträge auf Unterneh-
mensbasis berücksichtigt werden müssen. Die Bemessung der Qualität der Arbeit 
müsse auf objektiven Kriterien aufbauen, außerdem müsse eine Absicherung der 
Gesundheit des Arbeitenden während der Phasen des Arbeitens gewährleistet wer-
den. Artikel 3 widmet sich der Gesundheit des Arbeitenden: In dem Arbeits- oder 
Auftragsverhältnis solle abgesichert werden, dass der Arbeitende alle vier Monate 
durch einen kompetenten Arzt untersucht werden könne, und dass Maßnahmen und 
Verhaltensweisen festgelegt werden, um seine geistige und physische Leistungsfä-
higkeit zu gewährleisten und zu beobachten. Dem Arbeitgeber und eventuellen 
Endkunden soll es verboten sein, den Arbeitenden durch technische Hilfsmittel zu 
überwachen. Außerdem wird in dem Artikel das Recht eines Arbeitenden oder Auf-
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tragnehmers festgehalten, aus gegebenen Gründen (etwa auch arbeitsschutzrecht-
lich zur nötigen Entspannung) seine mobilen Verbindungen zu kappen, ohne dass 
daraus direkt eine Konsequenz für sein Arbeitsverhältnis erwachsen dürfe.  

Artikel 4 sieht vor, dass Arbeitende für die Phasen der Arbeit und auf notwendigen 
Wegen zu einer Arbeitsstätte gegen Unfälle und beruflich bedingte Krankheiten ver-
sichert werden müssen. Der folgende Artikel soll dafür sorgen, dass Arbeitenden in 
mobilen Arbeitsverhältnissen auf kollektiver oder individueller vertraglicher Ebene 
das Recht auf lebenslanges Lernen zugestanden wird und ihre Qualifikationen re-
gelmäßig überprüft und zertifiziert werden. Die Kosten seien vom Arbeitgeber oder 
vom Endkunden eines Auftrages zu tragen. 

In Artikel 7 wird die Verbindung zur digitalen Alphabetisierung der gesamten Arbeit-
nehmerschaft und Bevölkerung aufgemacht, Teile der dafür von der italienischen 
Regierung vorgesehenen Gelder sollen gemeinsam mit Mitteln der von den Sozial-
partnern getragenen interprofessionellen Fonds für berufliche Trainings im Umgang 
mit neuen Technologien und Arbeitsweisen verwendet werden (vgl. Senato della 
Republicca 2016a). 

Ein weiteres aktuelles Gesetzesvorhaben mit Bezug zur Digitalisierung, das inzwi-
schen zusammen mit dem Gesetz 2229 behandelt wird, stammt aus der Feder des 
aktuellen Arbeitsministers Giuliano Poletti. Gesetzentwurf 2233 will sowohl die Absi-
cherung von Soloselbstständigen (Nicht-Unternehmern) als auch die Form der so 
genannten agilen Arbeit (auch für Angestellte) regeln. Diese kann im Unterschied 
zur mobilen Arbeit auch zeitweise im Unternehmen selbst stattfinden, ist zeitlich und 
örtlich jedoch ebenso flexibel (vgl. Senato della Republicca 2016b).    

Das Gesetz soll absichern, dass der Auftraggeber oder Kunde nicht unilateral die 
Vertragsbedingungen mit einem soloselbstständigen Auftragnehmer verändern 
kann. Es soll abgesichert werden, dass ein selbstständiger Auftragnehmer nicht 
wegen eines Krankheitsfalls einen Auftrag schon nach kurzer Zeit verliert oder dass 
Verträge kurzfristig gekündigt werden.  

Im zweiten Kapitel geht es um das agile Arbeiten, das teils im Unternehmen, teils an 
irgendeinem anderen Ort stattfinden kann: Für Arbeitende sollen demnach in der 
agilen Arbeit keine anderen finanziellen und sonstigen Arbeitsbedingungen gelten 
als für andere Mitarbeiter an fixen Arbeitsplätzen im Unternehmen. Der Arbeitgeber 
soll für die Gesundheit auch des jeweiligen Arbeitenden sorgen und sicherstellen, 
dass mindestens jährlich Empfehlungen für die Arbeitsweise des Arbeitenden erar-
beitet werden, die seine Gesundheit erhalten können. Der Arbeitgeber soll den je-
weiligen Arbeitenden in den Phasen seiner Arbeit gegen Unfälle und Krankheiten 
absichern (vgl. Senato della Republicca 2016b). 

Die Gewerkschaft Unione Generale del Lavoro bezog in einer Anhörung im Parla-
ment zu den Gesetzentwürfen über mobiles Arbeiten (2229) und über den Schutz 
für selbstständige Nicht-Unternehmer und flexible Arbeitsmodi (2233) Stellung. Die 
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Gewerkschaft kritisiert dabei vor allem den Gesetzentwurf 2233, da die Vorhaben 
wichtige Fragen für die Arbeitnehmer nicht beantworteten. So gebe es kein über-
zeugendes Konzept, wie Selbstständige künftig einen besseren Zugang zu Training 
und Fortbildung erreichen könnten; auch sei nicht abschließend geregelt, wie die 
Sozialabgaben für Selbstständige besser als bisher verteilt, wie faire Honorare gesi-
chert und wie Selbstständige in Zeiten unfreiwilliger Auftragslosigkeit abgesichert 
werden könnten. Ebenso bleibe offen, wie Selbstständige bei Streitigkeiten mit den 
Auftraggebern unterstützt und wie diese Streitigkeiten aufgelöst werden könnten. 
Außerdem würden unerwartete Hürden für die steuerliche Absetzbarkeit von Fortbil-
dungen geschaffen.  

Prinzipiell könne es in einem Arrangement über agile Arbeit nach dem Gesetzent-
wurf 2233 zu Nachteilen für den Arbeitenden kommen, glaubt die Gewerkschaft. So 
könne etwa nicht ausgeglichen werden, dass ein Arbeitender die Kantine oder Un-
ternehmensfitnessräume und andere Angebote nicht mehr nutzen kann. Zudem sei 
zu befürchten, dass Arbeitende durch mangelnde Anwesenheit im Unternehmen in 
individuellen Honorierungsstrukturen wie etwa bei Boni nicht mehr berücksichtigt 
würden. Arbeitgeber könnten auch bewusst auf Arbeitsformen außerhalb des Unter-
nehmens setzen, um Räume für Mitarbeiter mit Behinderungen oder chronischen 
Krankheiten nicht umbauen zu müssen, was die Rechte der Mitarbeiter verletzen 
könne. 

Außerdem sei es für die Arbeitgeber trotz der angedachten Gleichstellungsklausel 
möglich, Leistungen beim agilen Arbeiten anders zu bewerten oder als weniger 
wertvoll einzustufen und finanzielle Konsequenzen daraus zu ziehen. 

Der Gesetzesvorschlag 2229 mache kollektive Ausverhandlung von Rechten für 
mobile Arbeit immerhin auf lokaler und auf Unternehmensebene möglich, was ein 
positives Element sei. Zusätzliche individuelle Ausverhandlungsoptionen sieht die 
Gewerkschaft eher kritisch. 

Daneben beinhalte der Gesetzentwurf aber durchaus bemerkenswerte Komponen-
ten. Die Gewerkschaft begrüßt etwa, dass es regelmäßige Untersuchungen des 
nichtstationären Mitarbeiters und seiner Gesundheit geben solle und dass Arbeitge-
ber ihre Mitarbeiter nicht aus der Ferne über bestimmte technologische Anwendun-
gen kontrollieren dürfen. Ebenso sehen sie das Recht des Mitarbeiters auf Versiche-
rung gegen Arbeitsunfälle auch während der Arbeit außerhalb des Unternehmens, 
sowie das Recht auf Diskonnektion und auf lebenslanges Lernen positiv. 

Allerdings sei die Qualität der Umsetzung fraglich, etwa, da zu wenig Ressourcen 
etwa in Angebote für lebenslanges Lernen gesteckt würden bzw. da Unternehmen 
zur Verfügung stehende Gelder nicht nutzen würden, weil sie keinen Druck durch 
die Politik bekommen, Maßnahmen zur Bildung ihrer Mitarbeiter zu ergreifen (vgl. 
Unione Generale del Lavoro 2016). 
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Im Juni beteiligte sich auch der Präsident des Unternehmensverbandes der IKT- 
und Consumer-Elektronik, Christiano Radaelli, an der öffentlichen Diskussion: Er 
bemängelte, dass es in italienischen Firmen – sowohl in öffentlichen wie auch in 
privaten – eine große Abneigung gegenüber modernen Arbeitsweisen gebe, was ein 
großes Problem sei. Statt sich gegenüber digitalen Anwendungen skeptisch zu zei-
gen, solle man alle Vorteile nutzen, die sie zur Vernetzung von Kollegen auch über 
weitere Entfernungen bieten könnten. Ebenso selbstverständlich müsse es für Mit-
arbeiter in den verschiedensten Unternehmen werden, schnell und unverzüglich auf 
elektronische Anfragen zu reagieren. Allerdings, lenkt Radaelli ein, müsse bei der 
Entwicklung der „smarten“ Arbeit der Mensch im Mittelpunkt stehen und auch ge-
eignete Lösungen für die Balance zwischen Arbeit und Freizeit gefunden werden. 
Radaelli appellierte, es sei wichtig, dass Personen nicht mehr nach ihrer Anwesen-
heit, sondern nach ihrer Leistung – von welchem Ort auch immer – bewertet würden 
(vgl. Corriere Comunicazioni 2016b). 

Um den Grundstein für Veränderungen der Arbeitswelt zu legen und die Digitalisie-
rung der Wirtschaft insgesamt voranzubringen, hat das Ministerium für Wirtschaft im 
Jahr 2014 eine Digitale Agenda aufgelegt, die vor allem Kerntechnologien für den 
digitalen Wandel und den Wandel der Arbeitswelt fördern sollte. So wurden 2014 
etwa IT-Gutscheine für KMU eingeführt, die zur Anschaffung moderner IT-
Infrastruktur eingesetzt werden können (vgl. Lucchese/Nascia/Pianta 2016). Die 
jüngste Initiative des Ministeriums für Wirtschaft ist der Plan „Manifattur@ Italia Digi-
tale per competere”. Durch steuerliche Begünstigung von Forschungsprojekten an 
innovativen Technologien und durch Förderung von Doktorandenprogrammen im 
Bereich der vernetzten Produktion soll dieser Plan neue Anwendungen wie Cloud 
Computing, Big Data und 3-D-Druck voranbringen. Insgesamt sind darüber jährlich 
Ausgaben der Regierung in Höhe von bis zu zehn Milliarden Euro bis 2025 möglich 
(vgl. Lucchese/Nascia/Pianta 2016). 

Daneben ist Italien wie die meisten europäische Länder auch in der Kompetenzbil-
dung im Umgang mit digitalen Anwendungen aktiv.  Eine Initiative in dem Bereich ist 
etwa das Programm „Digitale Schule und Universität“ – unter anderem mit dem Ziel, 
Papier in den Schulen und Universitäten durch elektronische Lernmittel zu ersetzen 
und die elektronische Studenten-Akte zum besseren Datenaustausch unter Univer-
sitäten anzulegen. Über verschiedene Projekte sollen Schulen mit interaktiven Mul-
timediaboards und digitalen Lernpaketen versorgt werden. Insgesamt verfolgt das 
italienische Bildungsministerium in dem Zuge eine Anpassung der Lernstrukturen an 
individuelle Fähigkeiten und Bedarfe einzelner Schüler durch selbstbestimmtes Ler-
nen und entlang ihrer Kompetenzen. Seit 2012/13 dürfen Schüler an entlegenen 
Orten mit sehr geringen Schüler- und Klassenzahlen über digitale Bildungszentren 
zu weit entfernten Unterrichtsräumen zugeschaltet werden. Über das Programm 
Scuala 2.0 werden etwa digitale Lernmittel zum ortsunabhängigen Lernen erstellt 
und verbreitet (vgl. Empirica 2014e).  
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Der Think Tank Empirica beschrieb Italien 2014 in seinem Report für die EU-
Kommission zu Initiativen für digitale Kompetenzen als Land, das ein relativ gerin-
ges Maß an digitalen Kompetenzen aufweist. Zwischen 2009 und 2013 sei das Land 
aber merklich aktiver geworden, um diese Kompetenzen zu erweitern (vgl. Gar-
eis/Hüsing/Birov 2014). Empirica bemerkt, dass die meisten Regierungsinitiativen 
aufgrund großer Lücken und Nachholbedarfe zunächst auf grundlegende digitale 
Alphabetisierung der Bevölkerung, bei Lehrern und Schülern, und auf erste digitale 
Schritte kleiner Unternehmen abheben (vgl. Empirica 2014e). Für die Kompetenz-
bildung auf höherer Ebene, etwa bei IKT-Fachkräften, werde jedoch bisher wenig 
getan. Industrie- und Dienstleistungsunternehmen, Schulen, Universitäten und an-
dere Bildungseinrichtungen müssten sich eigenständig auf geeignete Kooperationen 
und Programme einigen, über die passende Fachkräfte für den digitalisierten Ar-
beitsmarkt ausgebildet werden, so Empirica. Ein Beispiel dafür sei das Projekt Ge-
nerazioni Digitali, getragen von Nichtregierungsorganisationen, Stiftungen und 
Schulen in Calabrien zwischen 2011 und 2013. 1500 Schüler und 240 Lehrer führ-
ten rund 8000 über 60-Jährige an Multimedia und die Nutzung des Internets heran. 

Solche IKT-Kompetenztrainings können durch Mittel der sogenannten interprofessi-
onellen Fonds gefördert werden, die vom Arbeitsministerium akkreditiert und von 
den Sozialpartnern getragen werden. Der Think Tank Empirica bemängelt aber, 
dass die Optionen wenig bekannt seien und deshalb oft nicht genutzt würden. Ande-
rerseits seien bei großer Nachfrage die finanziellen Spielräume auch zu gering, so 
sei ein eine Million Euro umfassender Fonds für e-Commerce und digitale Innovati-
onen mit Projektanträgen im Volumen von drei Millionen Euro konfrontiert gewesen, 
sodass die meisten Bewerber leer ausgingen. Hier fehlten zusätzliche Finanzie-
rungsquellen. 

Außerdem bemängelt Empirica, dass einige der Trainings- und Kompetenzstär-
kungsangebote qualitativ unzureichend seien und es nötig sei, Firmen und auszu-
bildenden Arbeitskräften eine bessere Orientierung in dem „Kursdschungel“ zu ge-
ben. Auch die grundlegenden IKT-Alphabetisierungsinitiativen seien nicht nachhal-
tig, da sie kaum in langfristige Pläne integriert seien. Generell fehle im IKT-Bereich, 
wie in anderen beruflichen Bereichen in Italien, eine Kultur des lebenslangen Ler-
nens unter Berufstätigen, was in Zeiten des schnellen technologischen Wandels 
zum Problem werden könnte (vgl. Empirica 2014e). 

Um das zu ändern, ist die italienische Regierung zuletzt über die Agentur für ein 
digitales Italien (Agencia per l`Italia Digitale) aktiv geworden. Über die Koordination 
der sogenannten National Coalition for Digital Skills soll die Agentur eine Schlüssel-
rolle spielen. Diese Koalition nach Vorbild der EU-Initiative Grand Coalition for Digi-
tal Jobs besteht seit Ende 2014 und umfasst nach eigenen Angaben 145 Mitglieder, 
davon 37 Regierungseinrichtungen, 20 Universitäten, 15 Unternehmen und 73 Un-
ternehmens- oder sonstige Fachverbände (vgl. Agencia per l´Italia Digitale 2016a). 
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Die Ziele der Koalition erscheinen ambitioniert: Konkret hat sich die Initiative laut der 
entsprechenden Projektseite der EU-Kommission vorgenommen, bis 2020 rund fünf 
Millionen Personen zumindest grundlegend digital zu alphabetisieren (vgl. EU-
Kommission 2016d). Bisher wurden Stand Juli 2016 laut der Projektwebsite 860.000 
Personen erreicht, wobei insgesamt 810.000 Personen an die regelmäßige Nutzung 
des Internets herangeführt worden seien (vgl. Agencia per l´Italia Digitale 2016a). 
Laut Plan sollen explizit vier Millionen Personen durch Massive Open Online Cours-
es erreicht und darüber digital fortgebildet werden (bisher wurden 602.000 Men-
schen erreicht). Insgesamt sollen 20.000 Lehrer im Umgang und Einsatz moderner 
IKT im Unterricht geschult werden (bisher: 0) und 200.000 Schüler und Studenten 
durch Trainings und Sensibilisierungsprogramme erreicht werden (bisher wurden 
15.000 erreicht). Daneben sollen über digitale Trainings und andere Maßnahmen 
50.000 Personen in neue Jobs vermittelt werden (bisher wurden 40 Jobs vermittelt) 
und es sollen 250.000 KMU in IKT-Trainings eingebunden werden (vgl. EU-
Kommission 2016d). Bisher wurden laut der Koalition in 22 Projekten 16.670 KMU in 
IKT-Trainings eingebunden, allerdings hätten erst 1250 KMU neue Technologien in 
ihre Abläufe aufgenommen. (vgl. Agencia per l´Italia Digitale 2016a). 

Die Koalition besteht seit 2014, allerdings wurde sie erst kürzlich stärker aktiv (vgl. 
Agencia per l´Italia Digitale 2016b). Im vergangenen Winter und im Frühjahr 2016 
wurden eine Agenda und Zeitpläne vorgelegt, wie die Kompetenzen für die Jobs der 
Zukunft in den kommenden Jahren aufgebaut werden sollen (vgl. Agencia per l´Italia 
Digitale 2016b). Demnach will die Initiative zunächst einmal ihre Aktivitäten aus dem 
Jahr 2015 konsolidieren und auf Bereiche wie die Nutzung sozialer Medien, Daten-
auswertung und Cloudcomputing fokussieren, Synergien zwischen lokalen, regiona-
len und nationalen Akteuren besser ausschöpfen und Fördermöglichkeiten durch die 
EU optimal auszunutzen. Außerdem soll eine Plattform erstellt werden, die Unter-
nehmen Orientierung und Anregungen für die technologische Anpassung ihrer Pro-
duktion gibt. Digcomp, der von der EU-Kommission ausgearbeitete Kompetenzrah-
men für die digitalisierte Welt, soll in seinem italienischen Pendant als nationaler 
Leitfaden etabliert werden. Für den Sommer 2016 bestand der Plan, mindestens 
100 Projekte zur Stärkung der digitalen Kompetenzen zu starten (vgl. Agencia per 
l´Italia Digitale 2016b). 

3.5 Niederlande 
3.5.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.5.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die Niederlande liegen im Digital Economy and Society Index 2016 der EU-
Kommission in der Gesamtwertung auf dem zweiten Rang und werden als „voran-
gehend“ klassifiziert. 

Die EU-Kommission bewertet insgesamt auch die Integration digitaler Anwendun-
gen in die Geschäftsprozesse niederländischer Unternehmen positiv, sowohl was 
den aktuellen Stand als auch was die jüngsten Fortschritte angeht. Die niederländi-
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schen Unternehmen seien Vorreiter bei der Nutzung sozialer Medien zu Vermark-
tungs- und Kundenkontaktzwecken, auch bei der geschäftlichen elektronischen In-
formationsübertragung seien sie führend. Dagegen nutzen lediglich 3,1 Prozent der 
niederländischen Firmen RFID-Chips, das sind weniger als im EU-Durchschnitt (3,8 
Prozent). 8,3 Prozent der niederländischen KMU handeln online, damit liegen die 
Niederlande in diesem Bereich ebenfalls unter dem EU-Durchschnitt von 9,4 Pro-
zent. Hier könnten die Unternehmen noch Fortschritte machen, so die Kommission 
(vgl. EU-Kommission 2016a).  

Laut Evangelista/Guerrieri/ Meliciani (2014) banden die Niederlande zwischen 2004 
und 2008 durch digitale Technologien vermehrt in Handel- und Dienstleistungen, in 
Jobsuche und Bildung ein. Dadurch steigerte sich die Verstärkungswirkung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IKT) auf Wirtschaft und Gesellschaft 
deutlich: In dem Befähigungsindex der Autoren landen die Niederlande unter allen 
EU-Ländern auf dem vierten Rang. 

Mit 78 Prozent der Beschäftigten arbeiteten 2013 relativ zu anderen Ländern viele 
Niederländer an Arbeitsplätzen mit internetfähigen Computern (vgl. Eurostat 2016b). 

Laut einer Analyse des Joint Research Center der EU-Kommission von 2014 nahm 
in den Niederlanden die Breitbandversorgung im Fertigungsbereich zwischen 2007 
und 2010 von 41,1 auf 45,4 Prozent der Angestellten zu, die Ausstattung mit mobi-
len internetfähigen Endgeräten stieg von 16,4 auf 29,8 Prozent der Angestellten und 
der Anteil der Onlineverkäufe an allen Verkäufen legte von 5,8 auf 12,2 Prozent zu. 
Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor nahm im selben 
Zeitraum um 8,8 Prozent ab. Im Dienstleistungssektor stieg die Breitbandabdeckung 
von 65,3 auf 66 Prozent der Angestellten mit einem solchen Anschluss, 45,7 statt 
32,3 Prozent der Angestellten hatten ein internetfähiges mobiles Endgerät zur Ver-
fügung und die Onlineverkäufe nahmen von 6,7 auf 14 Prozent Anteil an allen Ver-
käufen zu. Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor stieg um 
0,4 Prozent. In beiden Sektoren sehen die Forscher unter Kontrolle der Verände-
rungen von Löhnen, Kapitalausstattung und Verkäufen der Unternehmen keinen 
signifikanten Zusammenhang zwischen der IKT-Entwicklung und der Entwicklung 
der Beschäftigtenzahl in den Firmen (vgl. Pantea/Biagi/Sabadash 2014). 

In der gesamten niederländischen Wirtschaft wurden mobile Endgeräte und Anwen-
dungen im Jahr 2012 relativ stark genutzt: Zwar wurde lediglich in 37 Prozent der 
Firmen mobil gesurft (EU-28: 41 Prozent), mobile Mailprogramme nutzten dagegen 
45 Prozent (EU-28: 42 Prozent) und in 33 Prozent der Firmen nutzten Mitarbeiter 
mobile Verbindungen, um Dateien auszutauschen oder zu bearbeiten (EU-28: 27 
Prozent); 23 Prozent der Firmen nutzten Online-Softwareanwendungen (EU-28: 22 
Prozent) (vgl. Eurostat 2016a). 

Multifunktionsfähige Industrieroboter spielten dagegen in der niederländischen Fer-
tigung 2014 kaum eine Rolle: Es kamen nur etwas über 100 dieser Roboter auf 
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10.000 Mitarbeiter in diesem Sektor – ein Drittel des deutschen Wertes (vgl. Interna-
tional Federation of Robotics 2016). 

Die EU-Kommission nahm 2014 in einer Projektion an, dass bei einer Besetzung 
aller bis 2020 entstehenden Vakanzen im IKT-Bereich in den Niederlanden eine 
Steigerung der Arbeitsproduktivität um insgesamt 0,36 Prozent erreicht werden 
könne (vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

3.5.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Die EU-Kommission stellt in ihrem Digital Economy and Society Index 2016 fest: Die 
Entwicklung des Humankapitals, sprich der grundlegenden und speziellen digitalen 
Kompetenzen, verläuft in den Niederlanden zuletzt langsamer als im EU-
Durchschnitt. Das größte Problem dürfte dabei allerdings die Absolventenrate in 
naturwissenschaftlichen und technologieorientierten Studienfächern sein. Die re-
gelmäßige Internetnutzungsrate ist mit 91 Prozent der Bevölkerung im EU-Vergleich 
sehr hoch und auch der Bevölkerungsanteil mit mindestens grundlegenden digitalen 
Kompetenzen liegt mit 72 Prozent weit über dem EU-Durchschnitt von 55 Prozent.  

Doch die EU-Kommission sieht ein Missverhältnis zwischen den vorhandenen Kom-
petenzen und den Kompetenzbedarfen niederländischer Firmen: Zwar seien fünf 
Prozent der niederländischen Beschäftigten IKT-Spezialisten (EU-28: 3,7 Prozent). 
Allerdings sei der Bedarf größer, im Jahr 2015 hätten etwa 53 Prozent der Unter-
nehmen auf der Suche nach IKT-Arbeitskräften beklagt, nicht genügend geeignete 
Bewerber finden zu können. Dennoch boten nur 18 Prozent der niederländischen 
Unternehmen ihren Mitarbeitern Fortbildungen im IKT-Bereich an, um ihre Kompe-
tenzen aufzufrischen – im EU-Schnitt waren es dagegen 21,5 Prozent. 

Der Anteil der IKT-Spezialisten unter den Beschäftigten im Fertigungsbereich war 
laut einer Studie der EU-Kommission in den Niederlanden im Vergleich zu anderen 
Ländern 2012 eher niedrig (unter 2,5 Prozent, EU-Schnitt lag knapp über 2,5 Pro-
zent) und war gegenüber 2008 (etwa 2,1 Prozent) auch kaum gestiegen (vgl. Lo-
renzani/Varga 2014). 

Die Computerfertigkeiten in der breiten erwerbsfähigen Bevölkerung verbesserten 
sich laut Eurostat in den vergangenen Jahren nicht, im Gegenteil: Hatten im Jahr 
2006 laut dieser Statistik noch 41 Prozent der niederländischen Erwerbsfähigen 
hohe Computerkompetenzen, waren es 2014 demnach nur noch 33 Prozent – eine 
Entwicklung entgegen der Trends in den meisten europäischen Ländern. Der Anteil 
der Personen mit mittleren Computerkenntnissen stagnierte in dem Zeitraum fast. 
Bei den Internetkompetenzen sah es anders aus, hier stieg der Anteil der Erwerbs-
fähigen mit hohen Kompetenzen zwischen 2006 und 2013 von 10 auf 24 Prozent, 
während der Anteil der Personen mit mittleren Kompetenzen von 33 auf 44 Prozent 
zulegte (vgl. Eurostat 2016d). Der Anteil der Erwerbsfähigen mit keinen oder kaum 
Kompetenzen im Umgang mit PC und Internet betrug in den Niederlanden laut Eu-
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rostat 2015 nur noch 16 Prozent, gegenüber dem EU-Durchschnitt von 25 Prozent 
ein eher geringer Wert (vgl. Eurostat 2016f).  

Im Jahr 2015 veröffentlichte ein interdisziplinäres Team aus niederländischen Wis-
senschaftlern, Wirtschaftsvertretern und Vertretern des Wirtschaftsministeriums die 
sogenannte Humankapital-Agenda für IKT. Darin konstatierten die Autoren, in kei-
nem anderen Berufsfeld kämen so wenige kompetente Arbeitskräfte auf eine ver-
fügbare Stelle wie bei Tätigkeiten im IKT-Bereich. Sie sehen besondere Engpässe 
bei IKT-Fachkräften mit universitärem und Fachhochschul-Abschluss. Es gebe zu 
wenige solcher akademischen Kräfte für künftig anfallende, anspruchsvolle Aufga-
ben im IKT-Management, Prozessmanagement, in der Cybersicherheit und in der 
Webentwicklung. Denn bisher kämen auch viele Arbeitskräfte über den Weg der 
Ausbildung in die IKT-Berufe. Für diese Kräfte erwarten die Autoren dagegen in den 
kommenden Jahren weniger Bedarf, weshalb sich eine Schieflage ergeben könne 
(vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015). 

Im Survey of Adults Skills 2012 der OECD schnitten die Niederlande bei der Unter-
suchung der Problemlösungskompetenzen der Personen in technologisch gepräg-
ten Umgebungen eher mittelmäßig ab: Etwa 35 Prozent der Testpersonen erreich-
ten die beiden höchsten Kompetenzniveaus, relativ viele zeigten grundlegende 
Kompetenzen, doch 16 Prozent der Testpersonen wiesen keine oder sehr geringe 
Kompetenzen zur Lösung von Problemen in diesem Szenario auf (vgl. OECD Publi-
shing 2014).  

3.5.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Im Jahr 2014 legte ein Team bestehend aus niederländischen Wissenschaftlern 
(TNO), Wirtschafts- und Politikvertretern (Wirtschaftsministerium) einen Report zur 
Entwicklung einer niederländischen digitalisierten Industrie vor. Der Report nimmt 
dabei einen sinkenden Bedarf für Routinetätigkeiten und generell für Geringqualifi-
zierte an. „Getrieben durch das Streben nach Kostenreduzierung und Qualitätsver-
besserung könnte vor allem gering entlohnte Arbeit künftig in einigen Industrien voll 
automatisiert ablaufen (menschenleere Fabrik).“ (Smart industry project team 
2014a: 31) Für Personen auf mittleren Qualifikationsniveaus sehen die Autoren in 
einigen Bereichen ebenfalls weniger Bedarf, allerdings gehen sie nicht von einer 
einheitlichen Entwicklung aus. Stattdessen erwarten sie, dass die Vereinfachung 
bestimmter Tätigkeiten durch Technologien auch neue Arbeitsmöglichkeiten für Ar-
beitskräfte mittlerer Qualifikation schaffen könnte. Neue Jobs für diesen Personen-
kreis könnten auch in der Verteilung und in der Vermarktung von innovativen Pro-
dukten entstehen, schätzen die Autoren des Projektteams. 

Jobmöglichkeiten sieht der Report auch dadurch gegeben, dass automatisierte Ma-
schinenabläufe immer noch eine Programmierung, Softwareupdates, Bedienung 
und bei technischen Problemen auch ein Fehlermanagement und Notfalleingriffe 
bräuchten, was neue Jobs für Leute mit mittleren und höheren Qualifikationen brin-
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ge. Diese müssten allerdings über hohe technische Kenntnisse und flexible Pla-
nungsfähigkeiten verfügen.  

Relativ sicher sind sich die Autoren, dass die Nachfrage nach hochqualifizierten 
Spezialisten zur Neuorganisation von Unternehmensabläufen steigen wird (vgl. 
Smart industry project team 2014a). Mehr Kopfarbeiter wie Manager, Verkaufsstra-
tegen und Prozessingenieure, dafür weniger Handwerker – so lässt sich die Prog-
nose zusammenfassen. Da ihnen zufolge durch mehr verfügbare Daten über Kun-
denwünsche eine immer kurzfristigere und individuellere Produktionsplanung mög-
lich wird, sehen die Autoren des Reports außerdem in vielen Branchen einen stei-
genden Bedarf für Datenauswertungsspezialisten. Besondere Wachstumspotenziale 
außerhalb des Produktionsbereichs sehen sie bei IKT-Spezialisten und speziell 
Netzwerkspezialisten, im Bildungsbereich und im Designbereich, da selbst bei Ver-
fügbarkeit von 3-D-Druckern noch jemand das Design eines Produktes erdenken 
müsse (vgl. Smart industry project team 2014a). 

In seinem durch das Arbeitsministerium beauftragten und 2015 erschienenen Re-
port „Mastering the Robot“ geht der Wissenschaftsrat für Regierungspolitik (WRR) 
davon aus, dass negative Beschäftigungsszenarien wie jenes der umstrittenen 
Oxfordstudie von Michael Osborne und Carl Benedikt Frey unrealistisch sind. Diese 
Prognosen ignorierten, dass durch die erwartete gesteigerte Produktivität durch mo-
derne Technologien auch neue Jobs entstehen könnten. Der Knackpunkt sei eine 
bessere Koordinierung zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsbedarf – was auch die 
Anpassung des Ausbildungssystems an Arbeitsmarktbedarfe umfasse. 

In den Niederlanden habe es zuletzt wie in den meisten anderen Ländern eine Pola-
risierung gegeben, die vor allem zur Vernichtung von Jobs auf den mittleren Qualifi-
kationsniveaus und zu einer Aufspaltung der Arbeitenden in hohe und niedrige Qua-
lifikationen geführt habe, so der Wissenschaftsrat: Einige Arbeitskräfte seien in noch 
schlechter bezahlte, weniger anspruchsvolle Nichtroutinearbeiten abgestiegen, an-
dere hätten danach besser bezahlte, abwechslungsreiche Jobs gefunden. Allerdings 
könnten künftig durch die Digitalisierung und Einbindung von Algorithmen auch ver-
stärkt Jobs auf höheren Kompetenzniveaus automatisiert und Arbeitskräfte ersetzt 
werden – das komme ganz auf die Fortschritte des so genannten deep learning  und 
der cloud robotic (Lernen eines Computers von den Beispielen anderer) von Com-
putern und Maschinen an. Aufgrund der generellen Automatisierbarkeit vieler Tätig-
keiten könnten bisher angenommene Vorteile für besser Qualifizierte aufgrund von 
technologischen Veränderungen wegfallen. Stattdessen gingen manche Experten 
nun vor allem von Vorteilen für diejenigen aus, die Maschinen und Technologie be-
sitzen und kontrollieren. Das führe zu steigender Einkommens- und Vermögensun-
gleichheit in der Gesellschaft, legt der Wissenschaftsrat dar (vgl. 
Went/Kremer/Knotterus 2015). 

Andere Beobachter gehen jedoch davon aus, dass Arbeitskräfte mit speziellen 
technischen Kompetenzen ebenfalls zu den Profiteuren von Digitalisierung und Au-
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tomatisierung gehören dürften. Die Veränderung der Unternehmensprozesse in ver-
schiedenen Branchen bedingt, dass auch außerhalb des IKT-Sektors verstärkt IKT-
Experten nachgefragt werden (vgl. CA ICT Stichting 2016). Im Jahr 2014 gab es 
rund 34.000 Vakanzen für IKT-Fachkräfte, 2015 waren es schon 54.000 Vakanzen 
und Experten gingen von einem Fachkräftemangel von 7000 IKT-Spezialisten aus 
(vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015). 

Beobachter wie die auf IKT-Forschung spezialisierte Stiftung CA ICT beschreiben 
eine wachsende Konkurrenz um IKT-Fachkräfte. Mittlerweile arbeiteten 70 Prozent 
der IKT-Arbeitskräfte außerhalb der IKT-Branche, die Tendenz habe sich in den 
vergangenen Jahren verstärkt (vgl. CA ICT Stichting 2016). Einige Berufsprofile 
erleben allerdings auch eine sinkende Nachfrage, etwa Techniker, Systemadminis-
tratoren und gelernte Netzwerkspezialisten ohne universitäre Ausbildung, außerdem 
werden Systemarchitekten weniger nachgefragt. Projektmanager werden Erhebun-
gen zufolge weniger gebraucht, da ein Trend zu kleinen, sich selbst organisierenden 
Entwicklerteams bestehe (vgl. CA ICT Stichting 2016). 

CA ICT merkt an, dass an Hochschulen aktuell viele Ausbildungsangebote mit Fo-
kus auf IT-Support angeboten würden und dass zu wenig für Kompetenzen in Soft-
wareentwicklung und Programmierung getan werde. Das sei problematisch, da der 
Bedarf für diese Kompetenzen zuletzt stärker gewachsen sei und auch künftig stär-
ker wachsen dürfte als der Bedarf für so genannte sekundäre IT-Kompetenzen wie 
Support (vgl. CA ICT Stichting 2016).  

Eine Übersicht über generelle künftige Entwicklungen am niederländischen Ar-
beitsmarkt gibt die Arbeitsmarkt- und Berufsprognose des Forschungszentrums für 
Bildung und Arbeitsmarkt an der Universität Maastricht bis 2020. Die größten Eng-
pässe an kompetenten Arbeitskräften sehen die Forscher dabei im IKT-Bereich, im 
Ingenieursbereich, im Lehr- und sonstigen Bildungsbereich (dort vor allem wegen 
vieler Jobaustritte) und generell für die Besetzung von Managerfunktionen. Die For-
scher schätzen, dass die Kompetenzen vieler IKT-Fachkräfte in den kommenden 
Jahren nicht mit den rapiden technologischen Entwicklungen etwa von Cloudan-
wendungen oder Big-Data-Anwendungen mithalten dürften. Am stärksten dürfte sich 
das bei Tätigkeiten für Softwareentwickler und Appentwickler zeigen, glauben die 
Forscher. Zwei große Trends dürften ihnen zufolge die Nachfrage nach Fachkräften 
bestimmen: Der steigende Bedarf an Spezialisten an der Schnittstelle zwischen IKT 
und Betriebswirtschaftskenntnissen und der steigende Bedarf an Spezialisten im 
Bereich Big Data – also für Datenanalyse. Der Appell der Wissenschaftler: Arbeits-
kräfte in der IKT-Branche und in IKT-Berufen außerhalb der Branche müssten im-
mer agil und auf dem neusten Stand bleiben, also lebenslang lernen, sonst würden 
sie schnell vom technologischen Wandel überholt.  

Schrumpfungstendenzen sieht das Forschungszentrum bei Jobs für Personen mit 
reiner betrieblicher Ausbildung ohne Zusatzqualifikationen – etwa bei Druckereiper-
sonal, Handwerkern, Maschinenbedienern, Sekretären und Buchhaltern, die relativ 
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leicht durch Maschinen und Algorithmen ersetzt werden könnten. Allerdings seien 
nicht alle Ausbildungsberufe ersetzbar, so etwa Sozialarbeiter, Pfleger oder Betreu-
er. Sie schätzen deshalb, dass die Polarisierung des Arbeitsmarktes vermutlich we-
niger deutlich ausfallen dürfte, als häufig diskutiert werde (vgl. Research Centre for 
Education and the Labour Market 2015) 

Die Forscher beleuchten auch die Frage, was zur Zerstörung von Jobs in bestimm-
ten Bereichen und zum Aussterben mancher Tätigkeitsprofile beiträgt. Sie untersu-
chen die Beziehung zwischen der Entwicklung einer Tätigkeit (Wachstum oder Stel-
lenabbau von 1996 bis 2014) und dem Niveau der Computer- sowie Problemlö-
sungskompetenzen mittels Technologien der Arbeitskräfte in dem jeweiligen Berufs-
feld. Dabei stellen die Forscher für den Zeitraum zwischen 1996 und 2014 einen 
signifikanten positiven Zusammenhang zwischen Stellenwachstum und Problemlö-
sungskompetenzen im technischen Umfeld der Arbeitskräfte in der jeweiligen Be-
rufsgruppe fest. Für die Computerfähigkeiten allein fanden sie einen solchen signifi-
kanten Zusammenhang nicht. Problemlösungskompetenzen mittels Computern und 
anderer Technologien seien vor allem deshalb so wichtig, weil Informationsverarbei-
tung und Kommunikation von Informationen eine Strategie erfordere. Allgemein las-
se sich an ihren Daten ablesen, dass die Tätigkeiten mit Wachstumsentwicklungen 
tendenziell komplex seien, während einfachere Tätigkeiten eher rückläufig seien, so 
die Forscher (vgl. Research Centre for Education and the Labour Market 2015). 

Insgesamt geht das Forschungszentrum bis 2020 von einem Wachstum der Be-
schäftigung um 0,8 Prozent jährlich aus, wodurch es 2020 rund 400.000 mehr Be-
schäftigte geben werde als 2015. Das größte Wachstum erwarten die Forscher in 
der Phase zunächst im Bausektor mit 2,2 Prozent pro Jahr, auch im Informations- 
und Kommunikationsgewerbe und in den unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen erwarten sie ein starkes Wachstum. In der Landwirtschaft, in der Chemieindust-
rie, der öffentlichen Verwaltung und bei Finanzdienstleistungen prognostizieren die 
Autoren dagegen merkliche Jobverluste (vgl. Research Centre for Education and 
the Labour Market 2015).  

Ein großer Teil der verfügbaren Stellen wird sich durch das Ausscheiden anderer 
Arbeitskräfte aus dem Arbeitsmarkt ergeben: Von 2015 bis 2020 müssten rund 1,5 
Millionen Stellen neu besetzt werden, während nach ihren Prognosen nur etwa 1,6 
Millionen neue Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt eintreten dürften. Vor allem in der 
Transportlogistik und in der Landwirtschaft würden viele Stellen frei werden – womit 
auch in weniger zukunftsträchtigen Branchen weiter Beschäftigungsmöglichkeiten 
bestünden.  

Insgesamt steigt nach den Prognosen das Ausbildungsniveau der Arbeitskräfte 
stark an. Die Forscher prognostizieren, dass es mehr Absolventen spezieller dualer 
Ausbildungsgänge für Führungskraftpositionen und mehr Studienabgänger geben 
wird, auch werde die Zahl der Personen steigen, die spezielle technische Trainings 
absolviert haben. Damit setze sich ein längerfristiger Trend fort: Schon zwischen 
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1996 und 2014 sei das durchschnittliche Ausbildungsniveau unter niederländischen 
Erwerbsfähigen schließlich um das Äquivalent von 0,8 Ausbildungsjahren gestiegen 
(vgl. Research Centre for Education and the Labour Market 2015).  

3.5.2 Politische Diskussion 
3.5.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Das Smart Industry Projektteam sieht eine vernetzte Industrie aus wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten vor allem positiv. Die Autoren verbinden in ihrem erwähnten Be-
richt von 2014 mit dem Einsatz von Sensoren, ausgeprägter Datenanalyse, sowie 3-
D-Druckern die Möglichkeit, kosteneffizient, flexibel, fehlerfrei und individualisiert zu 
produzieren. Kundennähe und das Management der Informationen zur Analyse der 
Kundenbedarfe seien künftig zentral. Kleinere Firmen dürften den Einschätzungen 
des Projektteams zufolge in der Industrie der Zukunft eine größere Rolle spielen, da 
sie flexibel auf spezielle Anforderungen eingehen könnten (vgl. Smart industry pro-
ject team 2014a). 

Eine vernetzte Industrie könne niederländische Firmen in Branchen wie der High-
Tech-Industrie, der Chemieindustrie, der Logistik und der Landwirtschaft auch künf-
tig befähigen, international mitzuhalten und in wichtigen Märkten wie in Asien Antei-
le zu behaupten. Um Vorteile zu erhalten oder stärker herauszuarbeiten, sollten die 
Niederlande nach Meinung des Projektteams mit anderen Initiativen wie etwa der 
deutschen Industrie 4.0-Initiative kooperieren. Dazu müsse es eine Anpassung der 
technischen und kommunikativen Standards in den verschiedenen Branchen geben, 
was bisher noch zu wenig umgesetzt sei. Doch die globale Anpassung der wirt-
schaftlichen Standards sieht das Projektteam gleichzeitig auch als Gefahr, da es für 
externe Unternehmen durch eine zunehmende Standardisierung auch einfacher 
werde, in den niederländischen Markt einzutreten. Insgesamt stehe die niederländi-
sche Industrie im Zeitalter der Vernetzung vor der Herausforderung, volatile Kun-
denanforderungen und eine schwankende Nachfrage nach hochindividualisierten 
Produkten zu bedienen und gleichzeitig mit Niedriglohnländern zu konkurrieren (vgl. 
Smart industry project team 2014a). 

Als eines der großen Hindernisse zu einer digitalisierten Industrie sieht das Projekt-
team mangelnde Verständigung und mangelnde Koordination zwischen IKT- und 
Fertigungsindustrie (vgl. Smart industry project team 2014a). Andererseits seien 
niederländische Industrieunternehmen generell für interdisziplinäre Kooperationen 
offen und generell zu Veränderungen bereit, was für einen Wandel zu einer vernetz-
ten Industrie vorteilhaft sei. Ein weiteres Problem sei hingegen mangelndes Risiko-
kapital zur Förderung von aussichtsreichen Start Ups (vgl. Smart industry project 
team 2014a). 

Die Aktionsagenda des Smart Industry Projektteams formuliert als Hauptziel mit 
Blick auf mangelndes Verständnis für die Bedeutung der vernetzten Industrie, über-
haupt erst einmal die Sensibilität für das Thema zu steigern: Im Jahr 2018 sollen 
demnach 80 Prozent der Unternehmen in den Niederlanden etwas mit dem Begriff 
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smart industry anfangen können, 40 Prozent aller Unternehmen sollen damit arbei-
ten – zum Vergleich: 2015 waren es erst 14 Prozent (vgl. Sol 2015). 

3.5.2.2 Bildung und Kompetenzen 
In den Niederlanden besteht bisher im Unterschied zu vielen anderen Ländern kein 
Engpass für IKT-Spezialisten – zu diesem Schluss kommt der Think Tank Empirica 
in seiner Analyse der digitalen Fertigkeiten für die EU-Kommission 2014. Allerdings 
sichere dies das Land nicht für die Zukunft ab, da sich die Anforderungen veränder-
ten. Und es gebe einige Arbeitskräfte im Markt, die einen Übergang von älteren zu 
modernen Informationstechnologien bisher nicht geschafft hätten. So könnten künf-
tig passende Kräfte fehlen, wenn nicht mit Nach- und Weiterbildung unterstützt wer-
de. Initiativen der Regierung zur Stärkung technischer Studiengänge und in der 
Fortbildung von Technikspezialisten könnten hier ein erster Schritt sein, so Empirica 
(vgl. Empirica 2014g).  

Das Projektteam Smart Industry mahnt in seinem Report 2014, viele Firmen ver-
zeichneten bei bestimmten technologischen Fachkenntnissen bereits Engpässe, 
außerdem fehle es den Arbeitskräften nach Aussagen der Arbeitgeber an unter-
nehmerischen und kreativen Denkansätzen. Dieses Problem werde sich insofern 
verschärfen, da sich die Kompetenzanforderungen mit den weiteren technologi-
schen Fortschritten schneller veränderten – die Anpassung des Bildungssystems 
aber dauere lange. Das Projektteam schreibt der niederländischen Gesellschaft 
zudem eine gewisse Risikoaversion zu, die eine schnelle und dynamische Anpas-
sung ausbremsen könne. Das halten die Autoren des Reports für gefährlich, da so 
die Potenziale zur Schaffung neuer Jobs nicht genutzt werden könnten und die Digi-
talisierung der Industrie ausgebremst werden könne. Mit einer Politik des „Weiter 
so“ auf dem aktuellen Kurs werde es zu Jobverlusten kommen, schreibt das Projekt-
team. Es appelliert deshalb an die Politik, die technischen, computer- und internet-
basierten, kreativen und kollaborativen Fähigkeiten der (künftigen) Arbeitskräfte 
aktiv zu stärken. Speziell im IKT-Bereich müssten in den kommenden Jahren vor 
allem Prozessingenieure ausgebildet werden. In der Breite seien für alle Arbeitskräf-
te gute Computerkenntnisse und vernetztes Denken essenziell. Deshalb sollten sich 
nationale wie auch regionale Bildungsprojekte mit Bezug zu IKT-Kenntnissen auf die 
Ausbildung dieser Grundkompetenzen fokussieren, empfiehlt das Projektteam (vgl. 
Smart industry project team 2014a).  

Der Wissenschaftsrat für Regierungspolitik appelliert, die Ausbildungssysteme soll-
ten sich daneben verstärkt auf Kompetenzen für Tätigkeiten fokussieren, in denen 
der Mensch wie etwa im sozialen Bereich schwerlich durch Maschinen ersetzbar ist. 
Neben der routinemäßigen Nutzung müsse außerdem auch das Lösen von komple-
xen Problemen im Zusammenspiel mit der Technik geschult werden. Das Bildungs-
system müsse also die Fähigkeit stärken, Funktionen der Technik zu abstrahieren 
und dann auf die jeweilige Situation anzuwenden (vgl. Went/Kremer/Knotterus 
2015). 
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Zur Anpassung der Bildung in der Breite fordert das Smart Industry Projektteam ein 
neues Schulcurriculum, das kreatives Denken, aber auch mehr Technikeinheiten in 
die schulische Bildung bringt und sie so an die Bedarfe der Industrie anpasst (vgl. 
Smart industry project team 2014c).  

Das niederländische Bildungsministerium nahm sich schon vor etwa vier Jahren vor, 
ein neues Curriculum für Schulen zu entwerfen, in dem die Kompetenzbedarfe der 
Zukunft besser abgebildet würden. Anfang 2016 legte das beauftragte Projektteam 
seinen Bericht vor. Das gesamte schulische Lernen soll demnach künftig stärker auf 
Kreativität und Neugierde junger Menschen aufgebaut werden, außerdem soll es 
mehr Freiheiten und mehr Selbstverantwortung beim Lernen geben.  

Für die Ausbildung der Zukunft sollen alle verfügbaren neuen Technologien genutzt 
werden. Neben Sprachen und Mathematik sollen dabei künftig auch digitale Alpha-
betisierung und interdisziplinäre Fähigkeiten besser geschult werden und ins 
Kerncurriculum aufgenommen werden. Dieses soll künftig auch absichern, dass 
Schüler grundlegendes Wissen über IKT bekommen, computerorientiertes und logi-
sches Denken erlernen, systematische Informationssuche und –verbreitung über 
das Internet erlernen, sowie grundlegende Programmierfähigkeiten erlangen. So 
sollen sie ein Gespür dafür bekommen, wie sie Medien und Informationen sowie 
Technologien sinnvoll nutzen können. 

Die Autoren des Projektberichts betonen, dass zwar die meisten jungen Personen in 
ihrer Freizeit schon viel mit digitalen Anwendungen zu tun hätten. Dies bedeute aber 
nicht, dass alle auch kompetent damit umgehen könnten. Es sei nicht selbstver-
ständlich, dass sie in der Lage seien, selbstständig valide Informationen zu finden 
oder Inhalte abseits der Freizeitkommunikation zu verbreiten. Das sei vor allem bei 
Schülern in den weniger anspruchsvollen Ausbildungsgängen der Fall. Deshalb 
müsse ihnen ein kompetenter Umgang mit IKT beigebracht werden, da sie diesen in 
fast allen Berufen und Tätigkeiten künftig brauchten. 

Der Report unterteilt die Unterrichtsinhalte in vier Komponenten: Grundlegende IKT-
Kompetenzen sind eine davon, über diese Einheiten soll abgesichert werden, dass 
Schüler gut über die Möglichkeiten Bescheid wissen, die neuste Technologien je-
weils bieten – ob für Arbeit oder Freizeit. Außerdem sollten die Schüler ein gewisses 
Gespür für Themen wie Cybersicherheit und Privatsphäre bekommen. 

Unter dem Punkt Informationskompetenz sollen Schüler lernen, in der Masse der 
online von Jedermann publizierten Informationen verlässliche Informationsquellen 
zu finden. Medienkompetenzeinheiten sollen die Schüler befähigen, ihr eigenes und 
das Medienkonsumverhalten von anderen einzuschätzen und ihre Mediennutzung 
bewusst zu kontrollieren. Unter dem Punkt computerorientiertes Denken sollen 
Schüler lernen zu verstehen, wie sie verschiedene IKT jeweils zur Problemlösung 
nutzen oder kombinieren können. So sollen die Schüler im Unterricht etwa mit grö-
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ßeren Datensätzen umgehen. Die Autoren des Reports können sich auch Pro-
grammierstunden oder Experimente mit 3-D-Druckern im Unterricht vorstellen. 

Zur Vorbereitung der Lehrer auf die neuen Inhalte, die sie vermitteln müssen, schla-
gen die Autoren eine Kooperation der Schulen mit professionellen Bildungseinrich-
tungen für Lehrer vor, die Lehramtsabsolventen noch einige Jahre nach ihrem Ab-
schluss begleiten und weiter unterstützen sollen (vgl. Bureau Platform Onderwijs 
2032 2016).  

Die Humankapital-Agenda formuliert Ziele für die höhere Bildung. Sie nimmt sich 
etwa vor, mehr Schüler in die technische Ausbildung an Hochschulen und Fach-
hochschulen zu bringen und die Ausbildung dort noch praxisnaher zu gestalten. 
Zudem soll lebenslanges Lernen auch bei schon arbeitenden Personen stärker in 
den Blick genommen und es sollen mehr entsprechende Trainingsangebote entwi-
ckelt werden. Durch verbesserte Praktika könnten junge Nachwuchskräfte direkt für 
die Bereiche ausgebildet werden, in denen künftig am meisten Bedarf besteht, so 
die Vorstellung der Agenda (vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015). Um den Kon-
takt zwischen Schülern und ihren künftigen potenziellen Arbeitgebern zu verbes-
sern, soll es laut der Humankapital-Agenda mehr Gastvorträge von IKT-Spezialisten 
an Schulen geben (vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015). Ein neuer Universitäts-
studiengang für Big Data soll geschaffen werden und es soll neue Förderprogram-
me für herausragende Studierende im IKT-Bereich geben (vgl. Website Dutchdigi-
taldelta). 

Die Humankapital-Agenda konstatiert einen großen Mangel an kompetenten IKT-
Lehrenden in Hochschulen und Fachhochschulen. Das könne man ausgleichen, 
indem mehr jobsuchende IKT-Fachkräfte für Lehrtätigkeiten geschult und herange-
zogen werden, schlägt die Agenda vor. Zudem könne über die Form eines „hybriden 
Lehrers“ nachgedacht werden, der halb für die Hochschullehrtätigkeit und halb in 
der Praxis für Firmen aktiv ist (vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015). Hinzukom-
men soll gezielte Arbeitsmarktforschung zu den Bedarfen auf dem Markt, um die 
Vermittlung anzupassen (vgl. Website Dutchdigitaldelta). 

3.5.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Das Smart Industry Projektteam diskutierte im Jahr 2014 unter anderem die Frage, 
welche Auswirkungen der Wandel zur Industrie 4.0 auf die Arbeitsplatzzahlen haben 
könnte. Das Team hält eine konkrete Prognose nicht für möglich, dafür gebe es zu 
viele Unwägbarkeiten: Selbst wenn die Automatisierung zunächst zu Jobverlusten 
führe, könnten danach auch neue Jobs entstehen. Dabei verweisen die Autoren 
etwa auf vermehrten Bedarf an Design-Dienstleistungen sowie auf eine mögliche 
Rückkehr von Produktionsbetrieben in die Niederlande (vgl. Smart industry project 
team 2014a). Der Mensch – auch der Geringqualifizierte – sei zudem weiterhin ein 
flexibel einsetzbarer Produktionsfaktor, weshalb für die kommenden Jahre zunächst 
keine massenhafte Robotisierung und Verdrängung von menschlichen Arbeitskräf-
ten zu erwarten sei. Stattdessen würden sich eher Kooperationsformen von Mensch 



IAB-Discussion Paper 39/2016 96 

und Maschine entwickeln, wobei der Mensch durch die Maschine auch von einigen 
Routinearbeiten befreit werden könne. Das Projektteam sieht allerdings noch gro-
ßen Forschungsbedarf, da viele Potenziale und konkrete Effekte der Robotisierung 
noch nicht ausreichend abgeschätzt werden könnten. 

Das Rathenau Instituut, das im Auftrag des Sozial- und Arbeitsausschusses des 
niederländischen Abgeordnetenhauses die Auswirkungen der Robotisierung auf die 
Arbeitswelt analysiert hat, verweist darauf, dass künftig sehr viele Aufgaben auto-
matisierbar seien. Bisher hätten technologische Veränderungen in den Niederlan-
den meist zu Mehrbeschäftigung geführt, doch ein solcher Wandel vollziehe sich 
meist nicht ohne Brüche und Probleme: die Politik müsse in dem Zusammenhang in 
notwendige Infrastruktur und in Kompetenzbildung investieren, um Härten abzufe-
dern (vgl. Kool/van Est 2015). 

Das Projektteam Smart Industry sieht es ebenfalls als gefährlich an, wenn die Politik 
und die heimische Wirtschaft abwarteten, statt den Wandel aktiv zu begleiten. Denn 
dann könnten andere Länder in Konkurrenz um Marktanteile und die besten Ar-
beitskräfte davon ziehen – was dann mit Sicherheit zu Jobverlusten führen werde 
(vgl. Smart industry project team 2014a). Das Projektteam plädiert mit Blick auf 
mögliche Veränderungen der Arbeitswelt dafür, weniger qualifizierte Arbeitskräfte 
auf häufige Veränderungen im Arbeitsleben vorzubereiten: Sie sollten schon jetzt 
häufiger in eigenverantwortlichen Projektteams arbeiten und so mehr Selbstständig-
keit erlernen (vgl. Smart industry project team 2014b). 

Der bereits zitierte, vom Arbeitsministerium beauftragte Bericht „Mastering the robot“ 
des Wissenschaftsrats für Regierungspolitik (WRR) hebt insgesamt auf eine 
menschzentrierte Technikpolitik ab (vgl. Degryse 2016). Der Wissenschaftsrat kriti-
siert, dass sich die öffentliche Diskussion vor allem darauf fixiere, den Aufbau neuer 
Kompetenzen für das digitale Zeitalter voranzutreiben. Auch die WRR-Autoren hal-
ten das zwar für sehr wichtig, aber nicht für ausreichend. Stattdessen müsse auch 
dafür gesorgt werden, dass die technologischen Veränderungen gesteuert und re-
guliert verlaufen und dass menschzentrierte, inklusive Arbeitsplätze entstehen. Sie 
betonen, dass Technologie nicht vom Himmel falle, sondern von Menschen entwi-
ckelt werde und somit gesteuert werden könne. Das müsse auch verantwortungsvoll 
geschehen (vgl. Went/Kremer/Knotterus 2015). 

Ein in dem Bericht hervorgehobenes Konzept ist das der „inclusive robotisation“, 
das der Schule der Intelligenten Automatisierung entspricht: Robotisierung sollte nur 
im Sinne der Kooperation und Ergänzung von Mensch und Maschine vorangetrie-
ben werden. Nicht der Mensch sollte der Technik Untertan sein, sondern Maschinen 
sollten dem Menschen helfen, seine Produktivität zu steigern und ihm die Arbeit 
erleichtern. Komplementarität sei das Kernkonzept für eine erfolgreiche Digitalisie-
rung, so WRR. Es solle zudem nicht nur über mögliche Automatisierungspotenziale, 
sondern genauso auch über ein Konzept dafür nachgedacht werden, an welchen 
Stellen menschliche Arbeit verstärkt und weiterentwickelt werden kann. Dafür solle 
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viel gezielter auch danach gefragt werden, wo sich Menschen wünschen, dass 
Menschen ihnen gegenüber gewisse Tätigkeiten und Dienstleistungen erbringen.  

Ein weiterer wichtiger Punkt in dem WRR-Report ist die Entscheidungshoheit über 
Arbeit – über Form, Zeit, Intensität – die immer noch bei dem Arbeitenden liegen 
müsse. Der Wissenschaftsrat plädiert dafür, eine inklusive Automatisierungs- und 
Robotisierungsagenda aufzusetzen, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter 
gleichermaßen einbezieht (vgl. Degryse 2016; vgl. Went/Kremer/Knotterus 2015), in 
eine ähnliche Richtung gehen die Empfehlungen des Rathenau Instituuts (vgl. 
Kool/van Est 2015). 

Für so eine inklusive Gestaltung der Technologie in der Arbeitswelt sei es hilfreich, 
wenn Ingenieure die Entwicklung neuer Technologien mit potenziellen künftigen 
Nutzern abstimmen und darauf aufbauen. Die Regierung und öffentliche Verwaltung 
könne Anreize dafür geben, indem sie bewusst Aufträge an Unternehmen vergebe, 
die solche inklusiven Konzepte umsetzten, so der Wissenschaftsrat. Der Rat spricht 
sich zwar nicht offen für ein bedingungsloses Grundeinkommen aus, betont aber, 
dass es Netze und Auffanginstrumente für diejenigen geben müsse, die selbst in 
einer komplementär gestalteten Arbeitswelt zwischen Maschinen und Menschen 
nicht mithalten können (vgl. Went/Kremer/Knotterus 2015). 

Das Rathenau Instituut konstatiert, dass die Digitalisierungsentwicklungen der ver-
gangenen Jahre durchaus einen Trend zu befristeten, loseren Arbeitsverhältnissen 
mit sich gebracht habe. Ebenso gebe es mehr Selbstständigkeit, die mit mehr Unsi-
cherheit für jeden einzelnen Arbeitenden einhergehe – und im Fall der unfreiwilligen 
Selbstständigkeit teils auch mit finanziellen Problemen und großer Unzufriedenheit 
(vgl. Kool/van Est 2015). Die Politik müsse deshalb durch Regulierungen gewähr-
leisten, dass auch für selbstständige Arbeitende im Kontakt mit ihren Auftraggebern 
künftig gesunde Arbeitszeiten und -bedingungen, aber auch eine faire Entlohnung 
und Zugang zu Fortbildung garantiert sind (vgl. Kool/van Est 2015). 

3.5.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Eine häufig geäußerte Forderung in den Niederlanden ist wie geschildert die, das 
Bildungssystem stärker an die Bedarfe für IKT-Kenntnisse der Industrie anzupas-
sen. In diesem Kontext wurde die Kontaktvermittlung zwischen Unternehmen und 
Schulen 2016 konkret angegangen: In diesem Jahr sind insgesamt rund 100 allge-
meine Gastvorträge zu IKT-Themen und auch je 25 spezielle Gastvorträge im Be-
reich Cybersicherheit und Big Data geplant (vgl. Dutchdigitaldelta, Team ICT 2015).  

Für die Entwicklung sowohl der Forschung als auch der beruflichen Bildung sind in 
der Aktionsagenda des Smart Industry Projektteams Professuren für „Neue Kompe-
tenzen für die smarte Industrie“ in fünf Regionen vorgesehen. Über diese Professu-
ren sollen unter anderem soziale Innovationen in der digitalisierten Industrie erarbei-
tet werden. Im Jahr 2015 wurden bereits zehn Feldlabore eingerichtet, über die 
Wissenschaftler mit Arbeitskräften in Industriearbeitsstätten in Kontakt kommen (vgl. 
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Smart industry project team 2014c). Darüber sollen Arbeitende stärker in die Gestal-
tung des Wandels einbezogen werden, indem sie sich untereinander und mit den 
Wissenschaftlern über Fortbildungsbedarfe, Arbeitsbedingungen und den Umgang 
mit Technologien austauschen. Zudem sollten die Feldlabore aus ihren Erkenntnis-
sen elektronische Lernmodule entwickeln, die dann landesweit von verschiedenen 
Akteuren angewandt werden können. Aus der Arbeit der Feldlabore sollen Erkennt-
nisse für die langfristige Bildungsentwicklung und für soziale Innovationen am Ar-
beitsplatz gezogen werden (vgl. Smart industry project team 2014c). 

Der Think Tank Empirica bewertet die Niederlande in seinem Bericht über Aktivitä-
ten für digitale Kompetenzen in den einzelnen EU-Staaten 2014 als ein Land mit 
hohen Kompetenzraten und mittleren bis hohen Aktivitätsraten, um diese zu erwei-
tern. Zwischen 2009 und 2013 haben die Niederlande Empirica zufolge sowohl 
Fortschritte bei diesen Aktivitäten als auch bei der generellen Bereitschaft für die 
Digitalisierung gemacht. Den Niederlanden attestiert Empirica insbesondere eine 
starke politische Führung beim Ausbau digitaler Kompetenzen. Sie sind laut Empiri-
ca zudem eines der wenigen Länder, die auch Aktivitäten zur Stärkung der digitalen 
Kompetenzen von Führungskräften zeigen. Bei dieser Kategorie geht es darum, bei 
Führungskräften die Vorstellungskraft und Strategiefähigkeit zu stärken, wie digitale 
Programme und IT-Anwendungen in die Unternehmensabläufe eingebunden und 
produktiv genutzt werden können. (vgl. Gareis/Hüsing/Birov 2014). 

Durch einen so genannten Digital Champion wollte das Land von 2009 bis 2015 die 
Zahl der digitalen Analphabeten reduzieren – allein für 2012 standen dem Pro-
gramm 2,8 Millionen Euro zur Verfügung, die sowohl vom Wirtschaftsministerium als 
auch zum Teil aus Unternehmen kamen. Ein relevanter Akteur war in den Nieder-
landen lange auch die Taskforce e-Skills Nederland, die beim Wirtschaftsministeri-
um angesiedelt war und unter anderem Berichte zum Stand der digitalen Kompe-
tenzen erarbeitete (vgl. Empirica 2014g). Empirica sieht allerdings Probleme bei den 
Unternehmen selbst, da diese zu geringe Lohnniveaus für Spezialisten bieten wür-
den, was dazu führe, dass trotz vorhandener Arbeitskräfte einige Stellen unbesetzt 
blieben (vgl. Empirica 2014g). 

Die niederländische Regierung hat im Jahr 2013 mit einem so genannten Technolo-
giepakt auf den drohenden Mangel an Technikern und Technikspezialisten reagiert, 
der vor allem auch mit der weiteren technologischen Entwicklung zu erwarten sei 
(vgl. Waasdorp 2014). 

Darin gibt die Regierung das Ziel aus, durch eine Kooperation zwischen Universitä-
ten, Wirtschaft und Politik künftig jährlich 30.000 neue Technikspezialisten sowohl 
im Praktiker- als auch im konzeptionellen Bereich auf den Arbeitsmarkt zu bringen. 
Bis zum Jahr 2020 sollen dafür mehr Schüler Studien in technischen Fächern auf-
nehmen. Der Anteil der Schüler und Studenten mit entsprechender Ausbildung, die 
dann auch einen Job in technischen Berufen aufnehmen, sollen von 50 auf 60 Pro-
zent gesteigert werden. Zudem sollen ältere Arbeitskräfte mit Vorbildung im Tech-
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nikbereich reaktiviert werden, um ihre Kompetenzen länger am Arbeitsmarkt zu hal-
ten. Bis zum Jahr 2020 sollen nach diesen Plänen 7000 Grundschulen in den Nie-
derlanden Naturwissenschaften und Technikwissenschaften in ihren Curricula inte-
griert haben. Mit 100 Millionen Euro will die Regierung mehr Wissenschaftslehrer in 
weiterführende Schulen bringen und durch gezielte Trainingsprogramme stärker zu 
Technologieeinheiten im Unterricht anregen. Unternehmen sollen zudem jährlich 
1000 Praktika in ihren technischen Abteilungen ermöglichen (vgl. Waasdorp 2014). 

Bis Ende 2015 fungierte die Initiative „Digital kompetent und digital sicher“ (Di-
givaarding – Digiveeiling) als nationale Allianz für digitale Kompetenzen in der arbei-
tenden Bevölkerung in den Niederlanden. In öffentlich-privater Partnerschaft zwi-
schen Unternehmen und dem Ministerium für Wirtschaft sollten seit dem Jahr 2010 
Schüler und Studenten, Arbeitende und Arbeitslose mit Programmen zum Training 
digitaler Kompetenzen angesprochen werden (vgl. EU-Kommission 2016e). Die auf 
der Seite der EU-Kommission aufgelisteten Ziele von „Digital kompetent und digital 
sicher“ sahen vor, dass 20 Personen im Umgang mit IKT fortgebildet werden sollten, 
zudem sollten 160 Praktika in dem Bereich vermittelt werden (erreicht laut Kommis-
sionsseite Stand Juli 2016: 0), daneben sollten 1000 Lehrer im Einsatz von IKT wei-
tergebildet werden (erreicht laut Kommissionsseite Stand Juli 2016: 0). Hinzukom-
men sollte IKT-Training für 2000 Schüler und Studenten (erreicht: 1000). Die Pro-
jektkoordinatorin gab auf Anfrage an, zu „Digital kompetent und digital sicher“ seien 
keine Teilnehmerzahlen erhoben worden, deshalb wisse man nicht, wie viele Leute 
durch das Projekt erreicht worden seien. Es werde auch nicht evaluiert, welche 
Auswirkungen die Teilnahme der Personen an den Trainings auf ihre beruflichen 
Chancen haben, bzw. inwiefern sie danach besser vermittelt werden konnten.  

Die Initiative trug auch das Programm „smartes und sicheres Unternehmertum in 
einer Minute“, einen im Jahr 2012 gestarteten Online-Crashkurs für (angehende ) 
Unternehmer. In dem Kurs sollten sie eine sinnvolle Nutzung von IT-Anwendungen 
in ihrer Neugründung/ ihrem Unternehmen erlernen. Insgesamt haben laut der Pro-
jektkoordinatorin 12.000 Personen an dem Kurs teilgenommen. Wie sich das auf 
den jeweiligen Gründungserfolg der Teilnehmer ausgewirkt hat, wurde nicht evalu-
iert. Allerdings gaben viele Teilnehmer demnach in Befragungen an, dass ihnen das 
Programm geholfen habe.  

Auf Anfrage gibt die Projektkoordinatorin an, es werde aktuell an einem Nachfolge-
projekt zu „Digital kompetent und digital sicher“ gearbeitet, über das digitale Kompe-
tenzen der breiten Bevölkerung verbessert werden sollten.  

3.6 Österreich 

3.6.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.6.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die EU-Kommission bezeichnet Österreich in ihrem Digital Economy and Society 
Index 2016 als „progressives“ Land, da es in den vergangenen Jahren große Fort-
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schritte gemacht habe, was die Etablierung digitaler Infrastruktur, vor allem aber 
auch die Entwicklung von Kompetenzen im Umgang mit Computern, sonstiger IT 
und dem Internet angeht (vgl. EU-Kommission 2016a). Mit Blick auf die fünf zugrun-
deliegenden Indikatoren, darunter Internetinfrastruktur, Humankapital und Einbin-
dung digitaler Technologien, sieht die EU-Kommission Österreich im Mittelfeld der 
Gruppe der so genannten vorangehenden EU-Länder positioniert (vgl. EU-
Kommission 2016b). Bei der Einbindung digitaler Anwendungen in Unternehmen 
stellt sie Österreich allerdings nur ein ambivalentes Zeugnis aus, denn während 
viele Unternehmen bspw. elektronische Rechnungen nutzen, und auch überdurch-
schnittlich viele RFID-Chips verwenden, verkaufen mit 14 Prozent der österreichi-
schen KMU unterdurchschnittlich viele solcher Unternehmen online (EU-Schnitt: 16 
Prozent) (vgl. EU-Kommission 2016a). 

Laut Evangelista/Guerrieri/Meliciani (2014) konnte Österreich zwischen 2004 und 
2008 zudem durch vermehrte Einbindung digitaler Technologien in Handel- und 
Dienstleistungen, in Jobsuche und Bildung die Verstärkungswirkung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien (IKT) auf die Wirtschaft und Gesellschaft 
enorm erhöhen: In ihrem Befähigungsindex verdoppelte Österreich seine Werte.  

Ein Blick auf die Europäische Erhebung über die Arbeitsbedingungen (EWCS) 2015 
zeigt: Arbeiten am Computer ist für knapp 60 Prozent der Beschäftigten in Öster-
reich ständiger oder fast ständiger Teil ihrer Arbeit, im Vergleich zu 52 Prozent im 
EU-Schnitt. Während 44 Prozent der Befragten im EU-Schnitt von einer ständigen 
oder fast ständigen Nutzung von Internet und Mail berichten, liegt Österreich auch 
hier mit 46,6 Prozent darüber (vgl. Schönauer 2016). Dazu passt, dass laut Eurostat 
der Anteil der Arbeitsplätze mit internetfähigen Computern zwischen 2009 und 2013 
von 55 auf 64 Prozent zulegte (vgl. Eurostat 2016b). Im EU-Vergleich stark verbrei-
tet ist laut Eurostat auch die berufliche Nutzung mobiler Anwendungen in Öster-
reich; in 47 Prozent der Firmen wurde mobil gesurft, in 46 Prozent mobil gemailt und 
in 32 Prozent ein mobiler Cloud- oder Austauschdienst genutzt (Eurostat 2016a). 45 
Prozent der Beschäftigten geben an, in ihren Unternehmen zwischen 2007 und 
2010 Erfahrungen mit neuen Technologien gemacht zu haben (vgl. Schönauer 
2016). Mit Blick auf die Digitalisierung speziell der Industrie ist auch interessant, wie 
automatisiert eine Produktionswirtschaft schon arbeitet. Ein Gradmesser unter vie-
len ist dafür auch die Zahl der Industrieroboter je 10.000 Mitarbeiter der Fertigungs-
industrie in einem Land. Hier kommt Österreich auf eine Zahl von 120, ein eher ge-
ringer Wert etwa im Vergleich zu Italien oder Deutschland (vgl. International Federa-
tion of Robotics 2016). 

Eine im Vergleich zu den 90er Jahren besonders starke Steigerung der Arbeitspro-
duktivität konnte – vermutlich auch wegen anderer, konjunktureller Faktoren – in 
den vergangenen Jahren trotz eines verstärkten Technologieeinsatzes noch nicht 
erreicht werden, die Produktivität je Arbeitsstunde stieg zwischen 2008 und 2015 
um 5,9 Prozentpunkte an (vgl. Eurostat 2016e). Die EU-Kommission nimmt dennoch 
perspektivisch an, dass der Ausbau digitaler Technologien und des IKT-Sektors 
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durchaus positive Effekte auf die Arbeitsproduktivität hat: In einer Prognose ging sie 
2014 etwa davon aus, dass bei einer Besetzung aller bis 2020 entstehenden Va-
kanzen im IKT-Bereich in Österreich eine Steigerung der Arbeitsproduktivität um 
insgesamt 0,36 Prozent erreicht werden könne (vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

3.6.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Im Scoring des Digital Economy und Society Index der EU-Kommission landet Ös-
terreich beim Humankapital 2016 auf dem 8. Rang. In diese Bewertung werden so-
wohl die Verbreitung basaler Fähigkeiten wie das Surfen im Netz oder die Nutzung 
eines Chats in der breiten Bevölkerung einbezogen als auch der Anteil wirklicher 
IKT-Spezialisten in einer Gesellschaft. Die digitalen Kompetenzen der breiteren Be-
völkerung liegen in Österreich über dem EU-Durchschnitt: 81 Prozent aller Österrei-
cher nutzen das Internet und etwa 64 Prozent der Bevölkerung verfügen zumindest 
über digitale Grundkompetenzen (EU-Schnitt: 55 Prozent). Vier Prozent der öster-
reichischen Arbeitnehmer sind IKT-Fachleute, etwas mehr als im EU-Durchschnitt 
(3,7 Prozent). Der Anteil von Absolventen in MINT-Fächern ist überdurchschnittlich 
(vgl. EU-Kommission 2016a). Laut einer EU-Studie hat das Land zwischen 2008 
und 2012 seinen IKT-Fachkräfteanteil im Fertigungsbereich verdoppelt,  von rund 
1,5 auf 3 Prozent der Beschäftigten – was für die Entwicklung einer vernetzten In-
dustrie 4.0 vorteilhaft sein könnte (vgl. Lorenzani/Varga 2014). 

Betrachtet man die digitalen Kompetenzen in der gesamten erwerbsfähigen Bevöl-
kerung im Zeitverlauf, so bietet sich allerdings kein einheitliches Bild. So stiegen die 
Anteile der Arbeitskräfte mit Computerkenntnissen auf mittlerem und hohem Niveau 
nur leicht, die Anteile der Arbeitskräfte mit mittleren und hohen Internetkenntnissen 
stiegen dagegen von 30 auf 52 Prozent stark an (vgl. Eurostat 2016d). 2015 hatten 
in Österreich nur noch 20 Prozent der erwerbsfähigen Personen geringe oder keine 
digitalen Fähigkeiten, EU-weit waren es immer noch 25 Prozent (vgl. Eurostat 
2016f).  

Untersuchungen zu komplexeren Fähigkeiten im Umgang mit IKT liefert die OECD 
in ihrem Survey of Adults Skills 2012, der etwa untersucht, wie die Problemlösungs-
kompetenzen der Personen in technologisch geprägten Umgebungen ausgeprägt 
sind. Dabei schneidet Österreich mit knapp 45 Prozent der untersuchten Testperso-
nen auf den Kompetenzlevels 2 und 3 relativ gut ab im Vergleich zu anderen Län-
dern, allerdings konnten auch etwa 13 Prozent der Testpersonen die Aufgaben auf-
grund mangelnder Computer- und Technikkenntnisse nicht lösen (vgl. OECD Publi-
shing 2014). 

3.6.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Ein in der Literatur (siehe etwa Autor/Levy/Murnane 2003) seit einiger Zeit mit neu-
en Technologien und auch der Digitalisierung verbundenes Phänomen ist die Pola-
risierung der Arbeitsmärkte durch Verluste bei Tätigkeiten für Arbeitskräfte mit mitt-
leren Ausbildungsniveaus. Längsschnittstatistiken zeigen, dass solche Polarisie-
rungstendenzen in Österreich in den vergangenen Jahren bezogen auf die formale 
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Qualifikation nicht in Reinform auftraten. Stattdessen konnten vor allem die Hoch-
qualifizierten profitieren, während sowohl Stellen für Mittel- als auch für Geringquali-
fizierte zuletzt abgebaut wurden. So hat unter den Angestellten der Anteil gering 
qualifizierter Arbeitskräfte zwischen 1990 und 2015 von knapp unter 30 auf knapp 
über 10 Prozent abgenommen, während der Anteil der Hochqualifizierten von knapp 
unter 10 auf fast 20 Prozent angestiegen ist. Zugleich sind mit 17 Prozent der Be-
schäftigten in 2014 gegenüber 12 Prozent im Jahr 2000 immer mehr Arbeitende 
überqualifiziert beschäftigt – wodurch Potenziale vergeben werden (vgl. Bock-
Schappelwein 2016). 

Bei Prognosen über die Beschäftigungsentwicklung insgesamt und in bestimmten 
Berufen in Österreich fließt die technologische Entwicklung als eine von mehreren 
Komponenten etwa neben dem demografischen Wandel mit ein. Das Österreichi-
sche Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) erwartet bis 2020 vor allem im Dienst-
leistungsbereich ein starkes Beschäftigungswachstum um 211.300 Beschäftigungs-
verhältnisse (insgesamt +222.600), wobei insbesondere der Gesundheits- und So-
zialbereich (+2,1 Prozent jährlich) und Bildungsberufe (+1,3 Prozent jährlich) stark 
zulegen dürften (vgl. Fink/Horvath/Huemer 2014). Am stärksten dürfte aber die Be-
schäftigung im IT-Sektor (+4,4 Prozent jährlich) und bei den Beratungs-, Recht- und 
Steuerdienstleistungen (+2,5 Prozent jährlich) steigen (vgl. Fink/Horvath/Huemer 
2014).  

Informations- und Kommunikationstechnologien und damit verbundene Berufe wer-
den nicht nur in der gerade beginnenden Digitalisierung der gesamten Wirtschaft 
eine zentrale Rolle spielen, sie haben auch in den zurückliegenden Jahren schon 
stark an Bedeutung gewonnen. Zwischen 2008 und 2012 stiegen die Zahl der IKT-
Firmen in Österreich um zehn Prozent und die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse 
um 4,5 Prozent. 2011 bis 2013 nahm die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in der 
Branche sogar um 7,5 Prozent zu, während die Beschäftigung in allen Branchen 
krisenbedingt mit 0,8 Prozent weit weniger Zuwachs verzeichnen konnte (vgl. Ha-
berfellner 2015). Dabei könnten Geringqualifizierte die Verlierer dieser Entwicklung 
hin zu IT-Berufen sein: Im IKT-Bereich sind anteilig schon jetzt deutlich weniger Ge-
ringqualifizierte beschäftigt als in anderen Branchen – für Geringqualifizierte könnte 
in dem stark wachsenden Segment also wenig Platz sein. Tatsächlich gehen Exper-
ten von einer weiteren und beschleunigten Verschiebung von Tätigkeiten für gering- 
und mittelqualifizierte IT-Kräfte zu Managementaufgaben wie etwa auf der Ebene 
der Geschäftsarchitektur aus (vgl. Haberfellner 2015). Mit Blick auf diese Prognosen 
scheinen nur Teile der österreichischen IT-Arbeitskräfte gut vorbereitet: Von den 
österreichischen 142.000 IT-Kräften sind 94.000 auf dem Management- oder dem 
Fachkraftlevel, 48.000 der Kräfte könnten in ihren einfachen Tätigkeiten dagegen 
von Stellenabbau und Automatisierung betroffen sein (vgl. Haberfellner 2015). 

Das WIFO geht auch insgesamt davon aus, dass sich eine positive Beschäftigungs-
dynamik vor allem bei Tätigkeiten auf akademischem Niveau ergeben wird, beson-
ders in technischen, medizinischen und sozialwissenschaftlichen Berufen, wo sie im 
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Schnitt ein Beschäftigungswachstum von mindestens 2,5 Prozent jährlich erwarten 
(vgl. Fink/Horvath/Huemer 2014). „Ambivalent wird die Beschäftigungsentwicklung 
bei den Tätigkeiten auf mittlerem Qualifikationsniveau ausfallen: Die Nachfrage 
nach technischen Fachkräften und Dienstleistungsberufen steigt überdurchschnitt-
lich stark, jene nach Büro- und Handwerksberufen wächst schwach, während die 
Nachfrage nach Anlagen- und MaschinenbedienerInnen weiterhin deutlich zurück-
geht.“ (Fink/Horvath/Huemer 2014: 11) Gründe seien der demografische Wandel, 
der Gesundheitsberufe stärke, und der technologische Wandel, der vorerst auch 
Tätigkeiten auf mittleren Niveaus im Technikbereich stabilisiere. Bürofachkräften 
und Beschäftigten im Rechnungswesen attestiert das WIFO hingegen wie auch je-
nen in der Materialwirtschaft schlechte Aussichten: Reine Schreibtätigkeiten würden 
definitiv verdrängt, genauso wie Maschinenbediener, Monteure und Textilarbeiter 
mit starkem Jobabbau rechnen müssten (vgl. Fink/Horvath/Huemer 2014: 12). 

3.6.2 Politische Diskussion 
3.6.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die Diskussion über die Effekte, Potenziale, Chancen und Risiken der Digitalisie-
rung wird in Österreich sehr kontrovers geführt. Ein wichtiger Akteur ist dabei etwa 
die Wirtschaftskammer Österreich als Vertretung der Unternehmen. Sie sieht in der 
Digitalisierung vor allem Potenziale und Vorteile. Etwa, indem 3-D-Drucker mit ihren 
potenziell „grenzenlosen“ Anwendungsmöglichkeiten den Ausschuss einer Produk-
tion massiv reduzieren helfen oder „individuelle Massenanfertigung“ sowie eine 
noch schnellere Produktion ermöglichen. Der Verband spricht von quasi optimal 
kontrollierbaren automatisierten Produktionsabläufen (vgl. Pannagl 2015). 

Die Wirtschaftskammer betont, dass der mit der Digitalisierung wichtiger werdende 
IKT-Sektor schon jetzt mit rund 27 Milliarden Euro Umsatz fast an den Touris-
mussektor herankomme und 2012 etwa mehr als 100.000 Arbeitsplätze geboten 
habe (vgl. Pannagl 2015). 

Auch die österreichische Bundesregierung sieht die Digitalisierung als Chance für 
den Wirtschaftsstandort Österreich, nur wenn man diese nutze und auf eine starke 
technologische Entwicklung setze, könne man überhaupt bestehen. Denn betroffen 
sein werden ohnehin alle Bereiche der Wirtschaft, so die Analyse: Von der Land-
wirtschaft mit künftig fahrerlosen vernetzten Erntemaschinen über den Fertigungs-
bereich und das Handwerk mit neuen Anwendungsmöglichkeiten wie dem 3-D-
Drucker und die Dienstleistung mit Potenzialen in der Technikberatung und im e-
Tourismus. Felder, auf die sich die Wirtschaft künftig spezialisieren sollte, seien 
Cloudcomputing, Datenwirtschaft, smarte Industrieanwendungen und Cybersicher-
heit. Um die Anziehungskraft ihres Landes auch für Investoren und Fachkräfte zu 
steigern, kündigt die Regierung in ihrer Digital Roadmap von Anfang 2016 an, ge-
zielt für ihre qualitativ hochwertigen Weiterbildungsmöglichkeiten, Datenschutz- und 
Umweltstandards werben zu wollen und die Bedingungen zur Unternehmensgrün-
dung und zur Schaffung von Arbeitsplätzen verbessern zu wollen – zum Beispiel 
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durch weniger bürokratische Hürden (vgl. Bundeskanzleramt/ Bundesministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 2016). Die Mittel der Wahl, die in der 
Roadmap angeführt werden: „IKT-Fachkräfteausbildung, Intensivierung beruflicher 
Weiterbildungsmaßnahmen, Qualifikationen generell stärken – insbesondere in den 
MINT-Fächern“ (Bundeskanzleramt/Bundesministerium für Wissenschaft, For-
schung und Wirtschaft 2016: 19). 

Die Bundesregierung sieht aber auch Probleme - etwa dass internationale Online-
handelsplattformen durch ihre größere Bekanntheit nationale Händler selbst dann 
verdrängen könnten, wenn diese sich endlich ebenfalls online präsentieren. Mit Blick 
auf die Share Economy schreibt sie, dass sie durch neue Regulierungen faire Prak-
tiken absichern wolle, darunter „fairer Wettbewerb und insbesondere faire Arbeits-
bedingungen und Entlohnung, sowie gleichartige Verpflichtungen in den Bereichen 
Steuern,(...), Sozialversicherung“ (Bundeskanzleramt/Bundesministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Wirtschaft 2016: 24) 

3.6.2.2 Bildung und Kompetenzen 
In einer öffentlichen Konsultation zum Thema IKT entstanden in Österreich 2013 die 
so genannten Grundüberlegungen zur Entwicklung einer IKT-Strategie 2014-2018, 
federführend war das von der Bundesregierung eingesetzte Kompetenzzentrum 
Internetgesellschaft. Dabei ging es sowohl um Infrastruktur als auch um Kompetenz-
fragen im Umgang mit neuen Technologien, etwa durch Einbindung  in der Schulbil-
dung (vgl. RTR Gmbh 2013). In dem Konsultationsdokument bemerken die Autoren 
kritisch: „IKT als Teil des Bildungs- und Ausbildungsprozesses müssen in Österreich 
erst erkannt und genutzt werden.“ und es „ist eine Integrationsmöglichkeit auf Ebene 
der Lehrpläne zu schaffen.“ (RTR Gmbh 2013: 46). Denn der Status Quo sah 2013 
offenbar anders aus: „Im Rahmen der Fachdidaktik wird das Internet – wenn über-
haupt – meist nur zu Visualisierungszwecken genutzt und soll dadurch den Frontal-
vortrag unterstützen. Eine aktivere Einbindung des Mediums in den Unterricht ist 
selten und scheitert oft an Ideen zur didaktischen Umsetzung. (…) den Jugendli-
chen wird in der Schule nur sehr wenig Internetwissen vermittelt, was teilweise auch 
auf die ungeklärte Zuständigkeit zurückzuführen ist. Es existiert kein fächerübergrei-
fender Lehrplan zur Vermittlung dieses Wissens und gleichzeitig ist diese Thematik 
keinem konkreten Schulfach zugeordnet.“ (RTR Gmbh 2013: 46) Aufbauend auf 
seiner Ist-Analyse formulierte das Kompetenzzentrum Internetgesellschaft die Ziele, 
allen Schülern einen definierten Mindeststandard an IKT-Skills mitzugeben und 
mindestens drei Mal die Woche IKT in den Klassen der Sekundarstufe einzusetzen. 
Im Jahr 2018 sollen außerdem 90 Prozent der Österreicher das Internet regelmäßig 
nutzen, höchstens noch 8 Prozent der Bevölkerung sollen noch nie im Internet ge-
wesen sein – 2011 betrug der Anteil noch 18 Prozent (Vgl. RTR Gmbh 2013). 

Auf Anfrage teilt das Bildungsministerium mit, dies seien Grundsatzüberlegungen, 
ohne dass sich die Bundesregierung mit einer Zielzusage darauf festgelegt habe. 
Das Bundeskanzleramt, das mit dem angegliederten Staatssekretariat für Digitalisie-
rung für das Thema ressortübergreifend befasst ist, verweist auf seine Awareness-
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Kampagnen, die zur Erreichung dieser Ziele beitragen sollen und die etwa Frauen, 
Mädchen, ältere Personen und KMU gesondert ansprechen sollen. Außerdem gebe 
es verschiedene Schulungsprojekte für die breitere Bevölkerung und für Lehrperso-
nen als Multiplikatoren. 

Anstelle der Grundüberlegungen zu einer IKT-Strategie soll seit Anfang 2016 die 
Digital Roadmap die Handlungsgrundlage für die österreichische Regierung sein. 
Demnach sollen „standardisierte digitale Kompetenzen“ und berufsspezifische IT-
Kompetenzen in der Schule und angepasst auch im Kindergarten, sowie natürlich in 
der beruflichen Bildung vermittelt werden. Pädagogen sollen zum Einsatz von IKT 
fortgebildet werden, etwa, um auch schon jüngere Kinder altersgerecht in Informatik 
unterrichten zu können, „insbesondere in Algorithmic and Computational Thinking“. 
Mädchen und Frauen sollen besonders gefördert werden. Im universitären Bereich 
sollen neue Modelle wie Massive Open Online Courses und Open Educational Re-
sources gestärkt und rechtlich eindeutig abgesichert werden. In der Erwachsenen-
bildung soll auch mit neuen, digitalen Formaten, etwa Webinaren und Serious Ga-
mes gearbeitet werden, außerdem sollen digitale Lern- und Hilfsmittel auch zur In-
klusion von Menschen mit Behinderungen oder von Analphabeten genutzt werden 
(vgl. Bundeskanzleramt/Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft 2016).  

Der Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie setzt ebenfalls stark auf Quali-
fizierung, dazu gebe es keine Alternative. Denn nach Einschätzung des Verbandes 
wird es tatsächlich bald kaum noch Jobs  für Geringqualifizierte geben. Es müssten 
neue Fertigkeiten für neue Tätigkeitsbilder aufgebaut werden, so müssten etwa Ma-
schinenarbeiter künftig auch mit 3-D-Druckern umgehen können (vgl. FEEI 2015). 

Die Gewerkschaften sehen ähnliche Notwendigkeiten – doch sie treibt die Sorge, 
dass einige Personen von den (Fort-) Bildungsangeboten ausgeschlossen bleiben 
könnten. Deshalb fordern sie, dass Arbeitende in allen auftretenden Vertrags- und 
Beschäftigungsformen Fortbildungen angeboten bekommen müssten, auch als 
Crowdworker oder Soloselbstständige – und dafür müssten Arbeitgeber und die 
Regierung aufkommen, nicht die einzelnen Arbeitnehmer (vgl. ÖGB/GPA-DJP 
2015). Da die Digitalisierung die Halbwertszeit von Wissen verringere und es häufig 
um direktes anwendungsbezogenes Wissen für den jeweiligen Job gehe, müsse es 
auch mehr „training on the job“ geben, damit der Wissenstransfer nicht mehr so lan-
ge dauere. Dafür fehlten noch die Strukturen und es müsse deutlich mehr investiert 
werden, kritisiert etwa die Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalis-
mus, Papier. Es müsse auch auf EU-Ebene ein Mindestanspruch auf bezahlte Frei-
stellung für Bildung eingerichtet werden (vgl. Fritsch/Greif/Schenk 2015). Die Arbei-
terkammer warnt besonders davor, dass ein Teil der Menschen in der digitalen Ent-
wicklung abgehängt werden könnte (Arbeiterkammer Wien 2015). Sie fordert Inves-
titionen in die Vermittlung digitaler Fähigkeiten in allen Lebensphasen und eine Vor-
bereitung der Schulen und der dualen Berufsausbildung. 
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3.6.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Mit Blick darauf, wie die Digitalisierung die Arbeitswelt verändern wird, verweist der 
Technologieverband FEEI auf Beschäftigungspotenziale, die etwa die neue vernetz-
te Produktion schaffe. Er bezieht sich dabei auf das Beispiel Infineon am Produkti-
onsstandort Villach, wo ein Pilotraum Industrie 4.0 eingeweiht wurde. Dort arbeite-
ten Menschen und Roboter eng beieinander und miteinander und gerade wegen der 
neuen Entwicklungen im Bereich smarter Technik werde am Standort investiert: Bis 
2017 sollten 380 neue Stellen geschaffen werden, viele im Bereich Forschung und 
Entwicklung, so der FEEI. Die Präsidentin des FEEI, Brigitte Ederer, sagte im De-
zember 2015: „Es ist nicht die Frage, ob, sondern wie wir die Veränderung in eine 
digitalisierte Produktions- und Arbeitswelt mitgestalten. Ohne Industrie 4.0 wird die 
Produktion nicht in Europa bleiben.“ Der FEEI zitiert Prognosen, nach denen in Ös-
terreich in den kommenden Jahren 40.000 neue Jobs im MINT-Bereich entstehen 
werden und durch die Vernetzung der Industrie sogar 13.000 neue Stellen im Jahr  - 
wobei dann vor allem Leute mit dezidierten Kenntnissen im Umgang mit automati-
sierten Maschinen, sowie mit Wissen an der Schnittstelle zwischen IKT und Pro-
zess-, sowie spezialisierten Servicekenntnissen gebraucht würden (vgl. FEEI 2015). 
Auch die Wirtschaftskammer Österreich stellt die Flexibilisierungspotenziale der 
digitalisierten Wirtschaft als positiv für die Beschäftigten dar: „Die fortschreitende 
Digitalisierung birgt (…) Veränderungspotenzial im Arbeitsablauf, der Arbeitsstruktur 
und der Arbeitsgestaltung in Unternehmen. Einerseits werden durch den Einsatz 
von IKT flexiblere und familienfreundlichere Arbeitsformen (work-family balance) 
und somit eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, aber auch ein fle-
xiblerer Arbeitseinsatz im Betrieb ermöglicht. Andererseits kann durch die Integrati-
on intelligenter Systeme eine Entlastung der Mitarbeiter von Routinetätigkeiten so-
wie auch der Erhalt der Produktivität älterer Beschäftigter durch einen längeren Ein-
satz im Unternehmen erreicht werden.“ (Pannagl 2015: 7) 

Dem setzt etwa Benjamin Herr vom Institut für Soziologie der Universität Wien unter 
Berufung auf eine Eurofund-Studie von 2012 entgegen, dass viele österreichische 
Arbeitnehmer in der sich technologisch verändernden Arbeitswelt nicht zufrieden 
seien: Wie Mazedonien, Albanien oder das Kosovo rangiere Österreich dabei unter 
dem europäischen Durchschnitt. So würden Potenziale vergeben: „Bei geeigneter 
Gestaltung könnte die Informatisierung, zum Beispiel der Fertigung, positive Effekte 
in Österreich erzielen. Sie könnte die Arbeitsqualität steigern und die Quote sehr 
guter Jobs ausbauen – und damit an Spitzenreiter wie Dänemark, Zypern, die Nie-
derlande, Norwegen oder Schweden anschließen. Zudem ist es eine Chance den 
österreichischen Trend sinkender Arbeitsintensität fortzusetzen.“ (Herr 2016: 11).  

Der Österreichische Gewerkschaftsbund ÖGB hat sich ebenfalls zum Thema positi-
oniert. Auf seiner Konferenz „Digitalisierung und ihre ökonomischen und sozialen 
Potenziale“ im Herbst 2015 entstand eine Abschlussdeklaration. Darin fordern die 
Gewerkschafter unter anderem eine gerechte Verteilung der Gewinne, so sollten 
etwa statt Arbeitseinkommen Gewinne aus Geschäftsaktivitäten stärker steuerlich 
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herangezogen werden, da in Zukunft die Profite aus der digitalisierten Wirtschaft 
noch stärker bei den Arbeitgebern konzentriert würden (vgl. Degryse 2016). Auch 
die Arbeiterkammer betont die Notwendigkeit, die Beschäftigungsbedinungen in der 
digitalisierten Arbeitswelt aktiv zu verbessern. Dies betrifft bspw. eine Verkürzung 
und Begrenzung der Arbeitszeit, umfassende Schutzrechte bezüglich Gesundheit 
oder Daten und eine soziale Sicherung auf breiter Basis (vgl. Arbeiterkammer Wien 
2015). 

Die österreichischen Gewerkschaften fordern unter anderem, dass die Eingriffstiefe 
durch digitale Technologien im Arbeitsleben reguliert werden müsse, um die Work-
Life-Balance der Arbeitenden auch bei orts- und zeitunabhängigem Arbeiten zu er-
halten und sie vor ständiger Verfügbarkeit zu schützen (vgl. ÖGB/GPA-DJP 2015). 
Daneben müsse genauso das Phänomen einer möglichen Dequalifizierung von ge-
ring- und mittelqualifizierten Arbeitenden inmitten intelligenter Technik, aber auch 
eine immer größere Belastung von Höherqualifizierten durch steigende Komplexität 
und Arbeitsintensität in ihren Jobs mitgedacht und angegangen werden (vgl. 
Fritsch/Greif/Schenk 2015). Außerdem müssten auch die mit der Digitalisierung im-
mer öfter auftretenden untypischen Beschäftigungs- und Vertragsverhältnisse bes-
ser geregelt werden: So müssten auch zu Hause oder selbstständig Arbeitende 
rechtlich gegen Gefahren/ Unfälle am Arbeitsplatz versichert werden, zudem 
brauchten Selbstständige eine bessere soziale Absicherung und Rechte zur Selbst-
organisation (vgl. ÖGB/GPA-DJP 2015). Auch wenn die Gewerkschaften anerken-
nen, dass es immer mehr neue Vertragsformen geben wird, fordern sie, ein Unter-
laufen bestehender normaler Arbeitsverhältnisse durch Crowdworking-Aufträge zu 
verhindern. Gleichzeitig müssten angemessene Standards für die Behandlung von 
Crowdworkern festgelegt werden: „In diesem Zusammenhang müssen Wege eröff-
net werden, wie der Geltungsbereich sozialer Normen und des arbeitsrechtlichen 
Schutzes auf die durch Digitalisierung entstehenden neuen und zunehmenden Be-
schäftigungsformen ausgedehnt werden kann.“  (Fritsch/Greif/Schenk 2015: 31)  

Die österreichischen Gewerkschaften kritisieren gemeinsam mit ihren europäischen 
Partnerorganisationen auch die Digitale Agenda der EU, die keine nennenswerte 
soziale Komponente enthalte (vgl. ÖGB/GPA-DJP 2015). Stattdessen werde in der 
Digitalen Agenda der EU nur auf die Notwendigkeit eingegangen, Bildungssysteme 
„digitaltauglich“ zu aktualisieren – was die Digitalisierung für Arbeitsbedingungen, 
Arbeitsplatzzahlen und Arbeitsorganisation bedeute, werde kaum beachtet. Dabei 
sei eine einheitliche europäische Begleitung der Digitalisierung durch die Politik 
dringend notwendig, etwa weil über Crowdworkingaufträge Arbeit sehr leicht aus 
regulierten in weniger regulierte Länder ausgelagert werden könne (vgl. 
Fritsch/Greif/Schenk 2015). 

Tatsächlich betonen Vertreter aus Wirtschaft und Politik bisher vor allem Qualifizie-
rungskonzepte. Im Vorfeld des österreichischen Industriekongresses 2016 im Früh-
jahr äußerte sich etwa Gisbert Rühl, der Vorstandsvorsitzende von Europas größ-
tem Stahlhändler Klöckner & Co, in einem Interview zu den Auswirkungen der Digi-
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talisierung. Sein Unternehmen will demnach künftig über den Aufbau einer digitalen 
Plattform vor allem zum Koordinator für Lieferströme werden. Dadurch, so Rühl, 
würden auf jeden Fall mehr Arbeitsplätze wegfallen als entstehen. Auf die Frage, 
wie er seine Mitarbeiter mitnehme, sagte Rühl: „Um allen Mitarbeitern die Chance 
zu geben, bei diesen exponentiellen Entwicklungen zu den Gewinnern zu gehören, 
bieten wir unseren Mitarbeitern entsprechende Schulungskonzepte an. Wir möchten 
damit erreichen, dass die Klöckner-&-Co‐Mitarbeiter die notwendigen Fähigkeiten 
erlangen, um in einer digitalen Welt – und das sage ich jetzt bewusst: gegebenen-
falls auch außerhalb von Klöckner – zu bestehen.“ (Industriemagazin 2016: 11) 

Qualifizierung, um auf sich selbst gestellt am Arbeitsmarkt bestehen zu können – 
das ist auch ein zentraler Bestandteil der Digital Roadmap der Bundesregierung, 
darin wird eine bessere finanzielle Ausstattung von (Re-)Qualifizierungen und ein 
besserer Zugang durch mehr Onlinefortbildungen versprochen (vgl. Bundeskanzler-
amt/Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 2016)  

Das österreichische Arbeitsministerium betont auf Anfrage, bisher setzten die Schu-
lungsprogramme für Arbeitslose des österreichischen Arbeitsmarktservice (AMS) 
zum Umgang mit neuen Technologien weit unter dem Niveau von IT-Fachkräften 
an. Das sei durch das „relativ geringe Qualifikationsniveau eines Großteils der Ar-
beitslosen“ bedingt. „Die Schulung von Arbeitslosen für das untere bis mittlere Qua-
lifikationsniveau (Anwendung und Vertrieb, einfachere Tätigkeiten in der IKT-
Branche im engeren Sinn) kann aber als ein wesentlicher Kern des AMS-Beitrags 
zur Verringerung des Fachkräftemangels definiert werden. (…) Insbesondere den 
von den Unternehmen stark in Anspruch genommenen AMS-Förderungen von IT-
Weiterbildungen der bereits Beschäftigten kommt dabei eine wachsende Bedeutung 
zu.“  

Allerdings könnte Qualifizierung allein aus Sicht der Politik offenbar schon bald nicht 
mehr ausreichen, wie in der Digital Roadmap deutlich wird: „Ein früher Fokus auf 
entsprechend adaptierte Aus- und Weiterbildungsanforderungen wird (…) essentiell. 
Eine Verlagerung in neue und andere Geschäftsmodelle und Beschäftigungsformen 
erfordert auch eine Diskussion hinsichtlich der Finanzierung der öffentlichen Siche-
rungssysteme.“ (Bundeskanzleramt/Bundesministerium für Wissenschaft, For-
schung und Wirtschaft 2016: 20) 

Zur Qualität der Arbeitsbedingungen im Hinblick auf technologische Veränderungen 
formuliert die Roadmap die Zielsetzung: „Sicherstellung der Einhaltung der Grenzen 
zwischen Privat- und Arbeitsleben; Sicherstellung, dass bei allen neuen Formen der 
Beschäftigung die Mindeststandards insbesondere in Bezug auf Entgelt, Honorar, 
Rechnungslegung und soziale Absicherung einschließlich der (kollektiven) Mitbe-
stimmung gewährleistet sind. Prüfung der bestehenden sozialen Schutzstandards 
für andere Formen der Beschäftigung in wirtschaftlicher Abhängigkeit.“ (Bundes-
kanzleramt/Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 2016: 
26). Dabei müsse auch diskutiert werden, wie Arbeitsstandards auch in Geschäfts-
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formen wie der Sharing Economy gewahrt werden könnten. Auch eine grundsätzli-
che Reform der sozialen Sicherungssysteme wird nicht ausgeschlossen: „Unum-
gänglich wird damit (…) die Debatte, ob und in welcher Form sowohl kurzfristige als 
auch langfristige negative Beschäftigungseffekte abzufedern sind, bzw. wie mit je-
nen Erwerbstätigen umzugehen ist, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind und 
keine Beschäftigung finden.“ (Bundeskanzleramt/Bundesministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft 2016: 26) 

3.6.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Konkrete Maßnahmen lassen sich vor allem im Bereich der Bildung und des Kom-
petenzaufbaus finden, sowohl auf der Ebene von Schulen als auch in der berufli-
chen und in der Erwachsenenbildung. Wie eine Untersuchung der Organisation Eu-
ropean Schoolnet aus dem Jahr 2015 zeigt, ist Programmieren oder angewandte 
Informatik in Österreich bisher nur in manchen Schulen (Pilotprojekte oder regionale 
Initiativen) in den Unterricht integriert. Spezielle Aus- und Fortbildungen im Pro-
grammieren für Lehrer werden nur durch einzelne Universitäten angeboten; dane-
ben gibt es Angebote zur Selbstweiterbildung und Sensibilisierungskampagnen des 
Bildungsministeriums, aber dem Bericht zufolge bisher noch kein breit angelegtes 
Ausbildungsprogramm, das die Lehrenden in der Breite erreichen würde (vgl. Ba-
lanskat/Engelhardt 2015). Das österreichische Bildungsministerium schreibt auf An-
frage, die digitale Bildung sei schon jetzt als „Querschnittsmaterie“ verbindlicher 
Bestandteil aller Lehrpläne. In der Sekundarstufe II gebe es auch eigene Unter-
richtseinheiten dazu. In der Pädagogenbildung gebe es ebenfalls neue Angebote, 
etwa über die so genannte Virtuelle Pädagogische Hochschule, die immer mehr 
Teilnehmer habe. Als neues Element bringt die IKT-Sicherheits-Strategie des Kanz-
leramts von 2012 den Plan ein, IKT-Training in der Lehrerausbildung verpflichtend 
zu machen und IKT-Sicherheit generell zu einer Kernkomponente der Erwachse-
nenbildung zu machen (vgl. RTR GmbH 2013).  

Weitere Hinweise auf konkrete Maßnahmen im Bildungsbereich gibt die For-
schungs- und Beratungsagentur Empirica in ihrem eSkills-Report für die EU-
Komission 2014. Laut Empirica konnte sich Österreich zwischen 2009 und 2013 mit 
Blick auf seine e-Skills-Aktivitäten stark verbessern und landete damit in der Gruppe 
der Länder, die sowohl starke eSkills Aktivitäten zeigen als auch gemäß dem Net-
worked Readiness Index des Weltwirtschaftsforums generell gut auf die Digitalisie-
rung vorbereitet sind. Österreich habe sich insbesondere darum gekümmert, bisher 
gefährdete und zurückgelassene Gruppen im IT-Bereich stärker zu qualifizieren, 
etwa Frauen stärker in entsprechende Studiengänge zu bringen und auch ältere 
Menschen mit dem Internet vertraut zu machen. Wie etwa auch Dänemark bringe 
Österreich e-Skills-Initiativen in fast allen Politikbereichen ein, vor allem aber eben 
im Bildungssektor (vgl. Gareis/Hüsing/Birov 2014). 

In der Analyse und Bewertung einzelner Kompetenz- und Bildungsinitiativen betont 
Empirica die Bedeutung des Kompetenzzentrums Internetgesellschaft, das als Ko-
ordinator wirken und Orientierung für den Digitalisierungsprozess geben soll (vgl. 
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Gareis/Hüsing/Birov 2014). Ein geplanter Studiengang ICT-Masters, den das Kom-
petenzzentrum als ein Highlight gemeinsam mit der privatwirtschaftlichen Internetof-
fensive Österreich auf den Weg bringen wollte, wurde allerdings nie realisiert. Die 
Internetoffensive teilte dazu auf Anfrage mit, Grund sei die von Autonomie geprägte 
universitäre Landschaft in Österreich, in der kein Interesse an einem internationalen 
IKT-Master bestanden habe.  

Mit „Sparkling Science“ wurde 2007 ein Kooperationsprogramm zwischen Schulen 
und Universitäten eingeführt, über das gemeinsame Projekte initiiert werden. Stand 
Juli 2016 gab es seit 2007 insgesamt 260 geförderte Projekte, aktuell laufen 60 Pro-
jekte und insgesamt wurden bisher vom Wissenschaftsministerium 29,4 Millionen 
Euro ausgegeben. Darüber nahmen über 24.000 SchülerInnen und 1780 Lehrer von 
knapp 450 Schulen direkt an Kooperationsprojekten teil, sowie 2830 Wissenschaft-
ler (vgl. BMWFW 2016). Auf Anfrage teilt das Wissenschaftsministerium mit: Eine 
direkte Evaluierung der Wirkung dieser Projekte auf die berufliche Orientierung und 
den erfolgreichen Jobeinstieg der Teilnehmer gebe es nicht. Allerdings gehe man 
von einer starken Multiplikatorenwirkung aus, da zwischen den teilnehmenden Leh-
rern, Forschern und Schülern häufig länger anhaltende Netzwerke entstünden und 
im Anschluss an Sparkling Science Projekte teils auch schulische Abschlussarbei-
ten an Forschungsprojekte angebunden würden. Diese würden mit der Themen-
plattform www.youngsience.at unterstützt.  

Mittlerweile sind alle Initiativen des Bildungsministeriums mit Bezug zur Digitalisie-
rung unter der Dachmarke „efit21“ gebündelt. Auch das Kompetenzzentrum Inter-
netgesellschaft hat spezielle Strukturen aufgebaut, so gibt es zwei Mal jährlich Prio-
ritätenlisten aus, die unter anderem Fortschritte und Pläne für digitale Projekte im 
Bildungsbereich zeigen. Darunter wird aktuell etwa das Projekt „Zentrale digitaler 
Bildungsservices“ gelistet. Darin geht es darum, an den staatlichen Schulen Lern-
portale und Inhalte zur digitalen Unterrichtsgestaltung anzubieten (vgl. RTR GmbH 
2016). Im Jahr 2015 nutzten laut Bildungsministerium schon 70 Prozent der Bun-
desschulen die Plattformen regelmäßig, um sich zu vernetzen, klassenübergreifend 
oder mit digitalen Unterrichtsmaterialien zu arbeiten. Ein weiteres wichtiges Pro-
gramm ist das so genannte „Mobile-Learning“ Programm: Darüber wird aktuell e-
Learning an rund 95 Schulstandorten mit bisher keinem oder geringem Technolo-
gieeinsatz geschaffen. So werden Schulen etwa mit insgesamt 2000 Tablets – mit 
bis zu 20 Tablets pro Schule - ausgestattet, insgesamt wurden dafür in der ersten 
Runde 1,06 Millionen Euro ausgegeben, ab 2017 wird das Programm auf neue 
Standorte ausgedehnt (vgl. BMB 2015). Dazu schreibt das Bildungsministerium auf 
Anfrage: „Zielsetzung des Projekts ist es, durch den schulübergreifenden Peer-
Learning-Ansatz eLearning zu verbreiten und das pädagogische Potential der Tech-
nologien für das Lehren und Lernen zu nützen. ExpertInnen-Schulen unterstützen 
einsteigende Schulen mit bisher wenig bis keinem Technologieeinsatz. Lehrende 
tauschen pädagogische und didaktische Modelle aus und vernetzen sich.“   
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Die Initiative „digi.komp“ dient dagegen eher als Orientierungshilfe. Sie gibt einen 
Überblick, welche Kompetenzen und Qualifikationen Schüler am Ende der achten 
Schulstufe haben sollen und bietet laut Bildungsministerium kompakte Lernpakete 
für den Unterrichtseinsatz an. Pädagogen werden mit darauf abgestimmten Modu-
len über Seminare und e-Lectures in der Aus- und Weiterbildung unterstützt (vgl. 
RTR GmbH 2016).  

Für den tertiären Bereich soll es etwa ab Herbst 2016 das „Lehrprogramm für Big 
Data“ geben: Damit sollen Studierende gezielt an das Thema Big Data und an not-
wendige Kompetenzen dafür herangeführt werden und zwar über ein fünfteiliges 
Modul „Data Science“ an der Wirtschaftsuniversität Wien (vgl. RTR GmbH 2016). An 
diesem Punkt zeigt sich exemplarisch, wie private Akteure im Bereich der Digitalisie-
rungsvorbereitungen aktiv werden: Die privat organisierte „Internetoffensive Öster-
reich“ hat das Programm mit gestaltet, von der Beratung bei Inhalten über die Be-
reitstellung der Software und geeigneter Datensätze sowie die Vermittlung von pas-
senden Lehrbeauftragten. Zudem soll die Internetoffensive die Vermarktung des 
Studiengangs übernehmen (vgl. RTR GmbH 2016). 

Die Empirica-Autoren kritisierten 2014, dass Österreich vor allem auf die schulische 
Ausbildung Wert lege und zu wenig Angebote für bereits berufstätige Personen bie-
te – deshalb brauche das Arbeitskräfteangebot sehr lange, um sich an verändernde 
Kompetenzanforderungen anzupassen. Doch darauf habe die Politik mit der 2011 
gestarteten Agenda für Lebenslanges Lernen reagiert, die auch Mathematik und 
Computerkenntnisse einbeziehe (vgl. RTR GmbH 2013).  

Auch am Problem der Gendergap bei beruflichen IKT-Kompetenzen arbeitet die 
Politik mittlerweile. Um diese Lücke etwas zu schließen, bietet das Arbeitsministeri-
um neben generellen IT-Fortbildungen etwa für Beschäftigte auch das  Programm 
„Frauen in Handwerk und Technik (FIT)“ an. Darüber versucht das Ministerium von 
vorne herein dafür zu sorgen, dass auch mehr Frauen in zukunftsträchtige Berufe 
einsteigen. Die Teilnehmerinnen können bestimmte Vorbildungen, Einstiegsqualifi-
zierungen, aber auch spezielle schulische Ausbildungsprogramme finanziert be-
kommen – konkrete Zahlen über Teilnehmerinnen und Budgets gibt das Ministerium 
allerdings nicht an. Zuvor etwa auch im beruflichen Fortbildungsprogramm „New 
Skills“ enthaltene mögliche IT-Qualifizierungen wurden zuletzt laut Arbeitsministeri-
um heraus gestrichen – was entgegen zu erwartender Trends die Möglichkeit der 
digitalen Qualifizierung über öffentliche Programme einschränkt. Das Kanzleramt 
gibt auf Anfrage an, mit der Digital Roadmap Austria von Anfang 2016 sollten nun 
alle Aktivitäten im Bereich der Kompetenzbildung für die Digitalisierung besser ko-
ordiniert und dann effizienter vorangetrieben werden. 

Neben Bildungsprogrammen gibt es in Österreich seit 2015 auch eine Initiative, die 
sich dezidiert mit der vernetzten Produktion der Zukunft beschäftigt, die als Verein 
organisierte „Plattform Industrie 4.0“. Sie wird vom österreichischen Technologiemi-
nisterium, von Arbeitgeberverbänden und Arbeitnehmerverbänden mitgetragen. Die 
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Plattform bietet eine Übersicht über Pilotprojekte der vernetzten Industrie, die vom 
Technologieministerium unterstützt werden. Der Verein beschäftigt sich in Arbeits-
gruppen auch mit dem „Menschen in der digitalen Fabrik“ und „Qualifikationen und 
Kompetenzen“. Ergebnisse der AGs waren Stand August 2016 noch nicht zugäng-
lich, die Selbstbeschreibung etwa der ersten AG gibt aber einen Ausblick: „Daher 
stehen im Mittelpunkt dieser Arbeitsgruppe der Mensch und seine Bedürfnisse in 
der digitalen Arbeitsumgebung. Die technischen Möglichkeiten sollen so gestaltet 
werden, dass sie sowohl von Unternehmen als auch von Beschäftigten als Vorteil 
gesehen werden. Zentrale Themen sind dabei: Arbeitsorganisation, Datenschutz, 
Gestaltung auf Betriebsebene, Arbeitszeit, Gesundheit und betriebliche Sicherheit.“ 
Die andere AG möchte die Lücken im Ausbildungssystem identifizieren und beseiti-
gen, damit Beschäftigte mit dem digitalen Wandel mitgehen können (vgl. Website 
Industrie 4.0). 

Zum Start der Plattform äußerten alle Beteiligten die Hoffnung, den technologischen 
Wandel darüber und über die erarbeiteten Erkenntnisse gemeinsam begleiten zu 
können. Der Präsident der Bundesarbeitskammer Rudi Kaske appellierte etwa, die 
Beschäftigten bei der technologischen Entwicklung mitzunehmen: „Industrie 4.0 
bedeutet für die  Arbeitnehmer eine große Umstellung. Wir wollen uns mit dieser 
Initiative darauf konzentrieren, zusätzliche Wachstums- und Beschäftigungsmög-
lichkeiten auszuloten und zu unterstützen. Besonderes Anliegen sind mir dabei die 
Veränderungen, die in der Bildung notwendig sind. Noch mehr als bisher wird von 
den Arbeitnehmern lebenslanges Lernen erwartet. Unser Bildungssystem muss die 
Menschen besser darauf vorbereiten." (Industriemagazin 2015 

3.7 Polen 
3.7.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.7.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die EU-Kommission bezeichnet Polen in ihrem Digital Economy and Society Index 
2016 als „zurückfallend“, da es in den meisten Kategorien wie Anbindung, Internet-
nutzung, Humankapital oder Einbindung neuer Technologien in Unternehmensab-
läufe in ihrer Untersuchung schlecht abschneidet und auch nur wenig Fortschritt 
erzielt (vgl. EU-Kommission 2016b). 

Bei der Nutzung von digitalen Anwendungen in Unternehmen sieht die Kommission 
noch viel Nachholbedarf, bei fast allen herangezogenen Kriterien landet Polen auf 
den hinteren Rängen: 2,8 Prozent der Firmen nutzen zur Vernetzung RFID-Chips 
(22. Platz), 8,4 Prozent nutzen systematisch Social Media (27. Platz), 4,4 Prozent 
nutzen Cloudanwendungen (27. Platz) und nur 9,6 Prozent der KMU betreiben Onli-
nehandel (22. Platz) – bei grenzübergreifendem Onlinehandel, den nur 3,8 Prozent 
der KMU betreiben, landet Polen auf Rang 25 (vgl. EU-Kommission 2016a). Auch 
der Think Tank Polytika Insight bewertet die Einbindung elektronischer Übermitt-
lungswege und digitaler Anwendungen in die Geschäftsabwicklung und auch die 
Performance Polens inpuncto Onlinehandel negativ. Letzteres liege vor allem an 
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den Konsumenten, die kein großes Interesse an Onlinekäufen hätten (vgl. Polityka 
Insight Research 2016). 

Der Think Tank Polityka Insight konstatiert in seiner Analyse, die polnische Wirt-
schaft sei nur in wenigen Bereichen, nämlich im Finanz- und Versicherungswesen, 
schon stärker digitalisiert als der europäische Durchschnitt. Diese Sektoren hätten 
früh mit abgestimmten Vermarktungsinstrumenten und mobilen Zahlsystemen agiert 
und so Kunden und auch internationale Investoren angezogen. Auch die unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungen seien gut aufgestellt. Im Baubereich, im Logistik-
/Speditionsbereich und im Handel würden digitale Anwendungen dagegen in Polen 
noch kaum in die Unternehmensprozesse einbezogen. Stattdessen arbeiteten die 
mehrheitlich kleinen Firmen zum Großteil mit veralteter Technik, so Polityka Insight. 
Immerhin hätten sich Firmen aus dem Bausektor mit Blick auf digitale Infrastruktur 
zuletzt verbessert, was auch durch Gelder aus EU-Fonds möglich geworden sei. Im 
Handel gebe es viele kleine unabhängige Akteure, denen jedoch genauso das Kapi-
tal fehle, um in digitale Infrastruktur und Geschäftsprozesse zu investieren (vgl. Poli-
tyka Insight Research 2016). Im Energiesektor zögen vor allem kleine, dezentrale 
Unternehmen mit geringen Kapazitäten erneuerbarer Energien den Gesamtschnitt 
der Branche bei der Digitalisierung des Geschäftes nach unten – das behindere 
auch Polens Energiesektor insgesamt. Auch dem Fertigungssektor stellen die Auto-
ren insgesamt ein eher schlechtes Zeugnis bei der Digitalisierung aus – die industri-
elle Produktion laufe noch weitgehend analog ab (vgl. Polityka Insight Research 
2016). 

Insgesamt liege die geringe Digitalisierungsleistung der polnischen Wirtschaft auch 
darin begründet, dass mit 12 Prozent der arbeitenden Bevölkerung immer noch ein 
großer Anteil an Arbeitskräften im Landwirtschafts- und Fischereisektor arbeite – wo 
Digitalisierung bisher kaum eine Rolle spiele (vgl. Polityka Insight Research 2016). 

Ein Hauptproblem sei außerdem, dass die polnischen Firmen im Vergleich zu Kon-
kurrenten aus anderen Ländern noch immer schlechten Zugang zu Netzinfrastruktur 
hätten und dass sie verbreitet noch mit alter Hardware und Software arbeiteten (vgl. 
Polityka Insight Research 2016). Eine Veröffentlichung des Joint Research Centers 
der EU-Kommission zeigt zumindest gewisse Verbesserungen der Infrastrukturaus-
stattung polnischer Firmen in der Zeit zwischen 2007 und 2010: In Polen nahm die 
Breitbandversorgung im Fertigungsbereich zwischen 2007 und 2010 von 16,4 auf 
25,6 Prozent der Angestellten zu, die Ausstattung mit mobilen internetfähigen End-
geräten stieg von 9,4 auf 16,6 Prozent der Angestellten und der Anteil der Online-
verkäufe an allen Verkäufen legte von 5,2 auf 7,4 Prozent zu. Die durchschnittliche 
Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor nahm im selben Zeitraum um 7,1 Pro-
zent ab. Das Joint Research Center geht hier von einem hochsignifikanten negati-
ven Zusammenhang zwischen mobilen Endgeräten und der Beschäftigtenzahl aus, 
interpretiert diesen allerdings nicht, da es diesen für einen Einzelfall hält.  
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Im Dienstleistungssektor stieg die Breitbandabdeckung im selben Zeitraum von 38,1 
auf 47,3 Prozent der Angestellten mit einem solchen Anschluss, 30,9 statt 22,9 Pro-
zent der Angestellten hatten ein internetfähiges mobiles Endgerät zur Verfügung 
und die Onlineverkäufe nahmen von 3,4 auf 4,8  Prozent Anteil an allen Verkäufen 
zu. Die durchschnittliche Beschäftigtenzahl je Betrieb in dem Sektor nahm um 4,8 
Prozent ab – hier entdeckten die Wissenschaftler allerdings keinen signifikanten 
Zusammenhang (vgl. Pantea/Biagi/Sabadash 2014). Auch 2014 fielen polnische 
Firmen bei der Ausstattung ihrer Mitarbeiter mit mobilen Endgeräten im Vergleich zu 
anderen Ländern noch zurück, obwohl sich die Verbreitung zwischen 2011 und 
2014 von 23 auf 64 Prozent der Firmen erhöhte: Finnland erreichte 2014 schon 89 
Prozent, genauso wie Dänemark und auch in Estland lag die Quote noch bei 77 
Prozent (vgl. Lundblad/Andersson 2015). 

Insgesamt ist auch die Quote der an Breitbandverbindungen angeschlossenen Fir-
men in Relation zu anderen Ländern in Polen noch immer gering – im Jahr 2013 
waren 77 Prozent, 2014 dann 85 Prozent der Firmen mit Breitband versorgt, wäh-
rend es in Dänemark 2014 bereits 98, in Finnland 100 und in Litauen 96 Prozent 
waren (vgl. Lundblad/Andersson 2015). 

Und auch die Nutzung von mobilen Anwendungen am Arbeitsplatz war in Polen 
zuletzt weniger verbreitet als in anderen Ländern: In 39 Prozent der Firmen wurde 
2012 mobil gesurft, in 37 Prozent mobil gemailt,  20 Prozent tauschen von unter-
wegs Daten aus, 13 Prozent greifen mobil auf spezielle Anwendungen zu (vgl. Eu-
rostat 2016a). 

Die Verfügbarkeit von Breitbandanbindung für die breite Bevölkerung ist in Polen 
insgesamt zwar ähnlich gut wie in anderen Ländern der Region und in Skandinavi-
en: Über 85 Prozent der Haushalte hätten im Jahr 2014 Breitband haben können. 
Allerdings nutzen nur 60 Prozent dieser Haushalte diese Möglichkeit. Die Nachfrage 
ist verhalten, möglicherweise, weil die Kosten mit im Mittel 32 Euro pro Monat pro 
Haushalt vergleichsweise hoch sind. Beim mobilen Internet über Smartphones 
scheint dagegen die Anbindung an schnellere Netze das Problem, nur 67 Prozent 
der Haushalte geben 2014 an, mit ihrem Handy LTE-Verbindungen nutzen zu kön-
nen, während es in Schweden und Dänemark etwa 99 Prozent der Haushalte wa-
ren. Womöglich auch deshalb nutzten nur 5 Prozent der Polen im Jahr 2012 das 
Handy zum Surfen im Netz. Allerdings, so konstatieren Beobachter, stehe Polen als 
größtes Land in der Region auch vor der größten Herausforderung bei der Anbin-
dung aller Landesteile und mache gemessen an einem sehr geringen Ausgangsni-
veau große Fortschritte (vgl. Lundblad/Andersson 2015). 

Laut Evangelista/Guerrieri/ Meliciani (2014) erhöhte Polen zwischen 2004 und 2008 
durch vermehrte Einbindung digitaler Technologien in Handel und Dienstleistungen, 
in die Jobsuche und in die Bildung die Verstärkungswirkung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) in seiner Gesellschaft: In dem IKT-
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Befähigungsindex der Autoren verdoppelte Polen in dem Zeitraum seine Werte – 
dennoch verbleibt das Land im hinteren Drittel der untersuchten Länder. 

Die EU-Kommission nimmt an, dass der Ausbau digitaler Technologien und des 
IKT-Sektors auch in Polen künftig positive Effekte auf die Arbeitsproduktivität hat: In 
einer Prognose ging sie 2014 etwa davon aus, dass bei einer Besetzung aller bis 
2020 entstehenden Vakanzen im IKT-Bereich in Polen eine Steigerung der Arbeits-
produktivität um insgesamt 0,365 Prozent erreicht werden könne (vgl. Lo-
renzani/Varga 2014). 

3.7.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Die EU-Kommission konstatiert in ihrem Digital Economy and Society Index 2016, 
dass die polnische Bevölkerung bei der Nutzung digitaler Anwendungen eher zöger-
lich sei, so seien nur 65 der Bevölkerung regelmäßig im Internet (EU-28: 76 Pro-
zent) und nur 40 Prozent der Bevölkerung hätten grundlegende digitale Fertigkeiten 
(EU-28: 55 Prozent) – in beiden Fällen belegt Polen den 24. Platz unter allen EU-
Ländern (vgl. EU-Kommission 2016a). Auch beim Anteil der IKT-Spezialisten in der 
arbeitenden Bevölkerung, der 3 Prozent beträgt (EU-28: 3,7 Prozent) sieht die EU-
Kommission Polen nicht gut aufgestellt (vgl. EU-Kommission 2016a). 

Beim Anteil der IKT-Spezialisten unter den Mitarbeitern im Fertigungsbereich er-
reichte Polen mit einer Quote von rund 1,6 Prozent 2012 einen relativ geringen Wert 
und eine moderate Steigerung gegenüber dem Wert von etwa 1,1 Prozent im Jahr 
2008 (vgl. Lorenzani/Varga 2014). Interessant scheint mit Blick auf die gemeinhin 
erwartete Modernisierung und Digitalisierung der Industrie die unternehmensbezo-
gene Perspektive: Der Anteil der polnischen Fertigungsfirmen, die IKT-Spezialisten 
beschäftigen, sank zwischen 2007 und 2014 von knapp über 15 auf nur noch knapp 
über zehn Prozent (vgl. Lundblad/Andersson 2015). 

Bei den Computerfähigkeiten in der breiteren arbeitsfähigen Bevölkerung machte 
Polen in den vergangenen Jahren deutliche Fortschritte, so nahm der Anteil von 
Erwerbsfähigen mit hohen Computerkompetenzen zwischen 2006 und 2014 von 12 
auf 24 Prozent zu, der von Erwerbsfähigen mit mittleren oder hohen Computerkom-
petenzen stieg von 33 auf 51 Prozent. Bei den Kompetenzen im Umgang mit dem 
Internet stieg der Anteil der polnischen Erwerbsfähigen mit mittleren Kompetenzen 
zwischen 2006 und 2013 von 18 auf 39 Prozent, während der Anteil mit hohen 
Kompetenzen von sechs auf zwölf Prozent zunahm (vgl. Eurostat 2016d). Laut Eu-
rostat hatten 2015 noch immer 32 Prozent der polnischen Erwerbsfähigen keine 
oder kaum digitale Fertigkeiten, also Kompetenzen im Umgang mit PC und Internet-
anwendungen. Der EU-Durchschnitt lag bei 25 Prozent (vgl. Eurostat 2016f). 

Der Survey of Adults Skills 2012 der OECD zeigte zudem: 25 Prozent der polni-
schen Testpersonen hatten kaum oder keine Problemlösungskompetenzen im 
Technologieumfeld, und nur knapp über 30 Prozent der Testpersonen erreichen die 
beiden höchsten Kompetenzniveaus (vgl. OECD Publishing 2014).  
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Der Think Tank Polityka Insight bemerkt mit Verweis auf Eurostat-Daten, dass jeder 
zehnte Pole nicht in der Lage sei, kompliziertere Online-Transaktionen zu vollziehen 
oder überhaupt Onlineanwendungen zu nutzen. Obwohl die Polen im Durchschnitt 
höhere Ausbildungsniveaus als früher erreichten, steige die digitale und technologi-
sche Alphabetisierung nicht im gleichen Maße an, so Polityka Insight. Die Autoren 
kritisieren, dass die meisten Polen sich laut Eurostat ihre Computerkenntnisse und 
Fertigkeiten bisher selbst beibringen oder sie innerhalb der Familie erlernen (bei der 
Nutzung des Internets lief es ähnlich). Nur zwei Prozent bekamen demnach ihre 
Kenntnisse durch explizit geschulte Lehrer vermittelt. Ein Grund für das insgesamt 
geringe Niveau digitaler Kompetenzen in Polen könne sein, dass sich bessere IKT-
Kenntnisse in dem Land nur geringfügig auf das Lohnniveau auswirkten – was ge-
ringe Anreize zur Fortbildung schaffe (vgl. Polityka Insight Research 2016). 

Das könnte auch dazu führen, dass polnische Bürger laut Umfragen das Internet 
selbst kaum nutzen, um sich online fortzubilden. Onlinekurse werden quasi nicht 
genutzt – in Litauen und Finnland nutzen dagegen rund 15 Prozent der Befragten 
solche Kurse. 

In Polen kommen zwar nur 0,5 höhere Bildungseinrichtungen mit IKT- und naturwis-
senschaftlichen Studienangeboten auf 100.000 Einwohner (Lettland: 6,4, Estland: 
5,5, Finnland: 5,7). Durch seine Größe ist Polen mit etwa 45.000 MINT-Absolventen 
im Jahr 2012 dennoch der größte Ausbilder im Bereich IKT in der Region. Allerdings 
kann offenbar das innovative Potenzial, das daraus etwa für neue Start Ups in Zu-
kunftssektoren erwachsen könnte, in Polen im Vergleich zu den anderen Staaten 
kaum genutzt werden. So kommen auf jeweils 100.000 Arbeitskräfte in der Ge-
samtwirtschaft 2012 nur 15 Start Ups in der IKT-Branche (Lettland: 37, Schweden: 
36, Finnland: 32). Mit etwa 2700 Start Ups im IKT-Bereich (1300 im Programmier-
Bereich) stellte Polen im Jahr 2012 in der Region dennoch den größten Anteil sol-
cher Firmen. 

Ein großes Problem scheint auch in den geringen Budgets für Forschung und Ent-
wicklung im naturwissenschaftlichen und technikwissenschaftlichen Bereich in Polen 
zu bestehen – sowohl bei den Privatinvestitionen von Firmen, als auch im öffentli-
chen Bereich: Während diese Ausgaben in Finnland, Schweden und Dänemark 
2013 um die drei Prozent des BIP betrugen, lagen sie in Polen nur bei etwa 0,25 
Prozent des BIP. In Polen lagen auch die öffentlichen Ausgaben in diesem Bereich 
2013 nur bei 0,15 Prozent des BIP (vgl. Lundblad/Andersson 2015). 

Mit Blick auf die Fachkräfte von morgen, die eine digitalisierte Arbeitswelt gestalten 
können, wird häufig auch über die Einbindung neuer Technologien und Kompeten-
zen in die Schulbildung diskutiert. Bisher gibt es in polnischen Schulen nur verein-
zelt und als Wahlfach schon Programmierunterricht. Das wird sich ab dem Schuljahr 
2016/17 jedoch ändern (dazu später mehr). 
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3.7.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Oft wird – etwa im so genannten eSkills-Report der EU-Kommission (vgl. Gar-
eis/Hüsing/Birov et al 2014) – mit Blick auf die Digitalisierung die Beschäftigungs-
entwicklung im IKT-Bereich in den Fokus gerückt. Andere verweisen allerdings da-
rauf, dass es in einer digitalisierten Wirtschaft nicht einfach einen höheren Bedarf an 
IKT-Kräften gebe, sondern differenziert werden müsse (vgl. etwa Lund-
blad/Andersson 2015). So zeigen Eurostat-Daten zu den Bereichen IKT-Fertigung, 
Installation und mit IKT verbundenen Dienstleistungen zwischen 2000 und 2010 in 
keinem Land einen nennenswerten Anstieg der Beschäftigtenquoten. Auch in Polen 
gab es kaum Bewegung, allerdings zeigt sich: Vor allem die IKT-Fertigung hat zwi-
schen 2000 und 2010 stark an Beschäftigungsanteilen verloren, in Polen sank der 
Anteil der dort beschäftigten Arbeitskräfte an allen Beschäftigten von 0,6 Prozent im 
Jahr 2002 auf etwa 0,2 Prozent im Jahr 2010. Die IKT-bezogenen Dienstleistungen 
legten dagegen leicht auf 1,3 Prozent der Beschäftigten zu.  

Insgesamt dürfte die breitere Kategorie der wissensintensiven unternehmensbezo-
genen Dienstleistungen, in die auch IKT-Dienste hineinzählen, in einer digitalisierten 
Ökonomie an Bedeutung gewinnen. In Polen stieg der Anteil der in diesem Bereich 
Beschäftigten zwischen 2004 und 2013 von 25 auf 31 Prozent. Dabei spielen 
Dienstleistungen in Verbindung mit hochmodernen Technologien eine wichtige Rol-
le, genauso wie Informations- und Kommunikationsdienste: In Polen arbeiten in bei-
den Bereichen etwa zwei Prozent aller Beschäftigten. Interessant ist zudem, dass 
der Großteil der Beschäftigten in den unternehmensbezogenen Dienstleistungen 
mittlerweile in einem Bereich arbeitet, der in keine der bisherigen Eurostat-
Kategorien passt. Dies könnte ein Anzeichen dafür sein, dass die technologische 
Veränderung der Wirtschaft auch die Jobkategorien verändert (vgl. Lund-
blad/Andersson 2015).  

Insgesamt scheint Polen aber noch weit von einer durch IKT geprägten Arbeitswelt 
entfernt zu sein: Im Jahr 2014 arbeiteten in dem Land mit 36 Prozent unterdurch-
schnittlich viele Beschäftigte mit Computern und sonstigen IKT am Arbeitsplatz 
(Schweden, Dänemark, Finnland: jeweils über 70 Prozent). Auch der Anteil der Per-
sonen, die schon einmal im beruflichen Zusammenhang ein Programm geschrieben 
haben, ist in Polen mit sechs Prozent der Bevölkerung sehr gering (Litauen: 9, Est-
land: 11, Finnland: 28). Beobachter vermuten, dass bei der aktuellen Situation neue 
Schnittstellenbedarfe – etwa eine Verbindung von IKT-Kompetenzen mit betriebs-
wirtschaftlichen Kenntnissen oder von IKT-Kompetenzen mit spezifischem themati-
schen Fachwissen – vom Arbeitskräfteangebot in Polen nur schlecht bedient wer-
den können (vgl. Lundblad/Andersson 2015).  

Berufe im Bankwesen gelten in der wissenschaftlichen Diskussion über die Digitali-
sierung der Arbeitswelt meist als potenziell stark durch Automatisierung und Ar-
beitsplatzverluste betroffenen (vgl. etwa Dengler/Matthes 2015). Besonders in der 
Bankenbranche zeigt sich in Polen – wie auch in anderen Ländern – schon jetzt 
eine deutliche Veränderung durch die technologischen Neuerungen: Seit einigen 
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Jahren gibt es einen starken Stellenabbau, 2013 sank die Zahl der Beschäftigten 
auf ein Fünfjahrestief (vgl. Sala 2014) und von 2013 auf 2014  fielen noch einmal 
rund 2200 Arbeitsplätze weg (vgl. Boczoń 2015). Einen Grund neben Fusionen und 
strengeren Auflagen der europäischen Bankenaufsicht sehen Beobachter in der 
steigenden Nutzung des Onlinebankings sowie in der steigenden Zahl von Geldau-
tomaten, die immer mehr Jobs im Kundenservice überflüssig machten (vgl. Sala 
2014, vgl. Boczoń 2015).  

Eine der Banken, die am stärksten Stellen abbaut, ist die BZ WBK: Dort fielen 2014 
bereits 500 Arbeitsplätze und 50 Filialen weg. Der Vorstandschef Mateusz Morawi-
ecki kommentierte das Ende des vergangenen Jahres damit, dass man sich mit 
dem wachsenden Mobil-Geschäft Schritt für Schritt den neuen Bedarfen anpassen 
müsse. Andere polnische Banken ergreifen ähnliche Schritte und setzen neben ih-
ren Onlineangeboten auf mehr vollautomatisierte Terminals etwa in Einkaufszentren 
(vgl. Boczoń 2015). 

Verstärkt gefragte Datenprozesse und –auswertungen hätten viele Banken dagegen 
an andere Dienstleister ausgelagert, die diese Aufgabe für mehrere Banken gleich-
zeitig und somit personalsparend ausführten.  Der Trend gehe dahin, dass Kunden-
berater in Banken nur noch komplizierte, anspruchsvollere Produkte vermitteln und 
betreuen – wofür aber weniger Bedarf besteht. Bessere Beschäftigungsaussichten 
bestünden in der Prozessgestaltung, im Management von operationellen Risiken 
und der IKT-Infrastruktur, im Personalwesen, im Daten- und Produktmanagement 
und im Geschäftskundenbereich bei Banken. Chancen hätten insgesamt eher Ar-
beitskräfte, die bereichsübergreifend denken und sich nicht nur in einem Feld gut 
auskennen (vgl. Sala 2014). 

Mit Blick auf die generelle Beschäftigungsentwicklung in Polen geht das European 
Centre for the Development of Vocational Training (CEDEFOP) davon aus, dass 
das Wirtschaftswachstum in Polen keine ausreichenden Effekte haben werde, um 
die Beschäftigung bis 2025 wieder auf das Niveau vor der Krise von 2008 zu heben. 
Fast alle neuen Beschäftigungsmöglichkeiten für Arbeitssuchende werden laut der 
CEDEFOP-Prognose rechnerisch der Zahl von Neubesetzungen nach Jobaustritten 
bisheriger Arbeitskräfte entsprechen (vgl. European Centre for the Development of 
Vocational Training 2015b). 

Die meisten Beschäftigungsmöglichkeiten werden laut der Prognose in Polen bis 
2025 für hochqualifizierte Wissenschaftler, Ingenieure, Arbeitskräfte im Gesund-
heitsbereich oder Lehrkräfte in der höheren Bildung entstehen: 34 Prozent der Stel-
len dürften sich an diese Personengruppen richten. Beschäftigungsmöglichkeiten 
mit nur grundlegenden Qualifikationsanforderungen dürften in Polen 2025 dagegen 
kaum noch existieren: Sie sollen laut der Prognose nur noch sechs Prozent aller zu 
besetzenden Stellen ausmachen (vgl. European Centre for the Development of Vo-
cational Training 2015b). 
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Insgesamt dürften sich laut CEDEFOP auch in absoluten Zahlen die meisten Be-
schäftigungsmöglichkeiten bis 2025 für Hochqualifizierte ergeben, in diesem Bereich 
gebe es sowohl starke Bedarfe zum Ersatz ausscheidender Arbeitskräfte als auch 
eine hohe Nachfrage nach zusätzlichen Arbeitskräften. Daraus resultierten rund 5 
Millionen neu zu besetzende Stellen zwischen 2013 und 2025 für diese Arbeitskräf-
tegruppe. Während der Bedarf an Arbeitskräften mit mittleren Qualifikationsniveaus 
zurückgeht, sind durch Jobaustritte auch viele Stellen nachzubesetzen. Bis 2025 
wird der Ersatzbedarf aber nur um  rund 50.000 Beschäftigungsmöglichkeiten über 
dem Rückgang der Gesamtnachfrage liegen. Bei Geringqualifizierten gleichen sich 
die Größen fast aus (vgl. European Centre for the Development of Vocational Trai-
ning 2015b). 

Durch ein insgesamt stark steigendes Qualifikationsniveau in der polnischen Bevöl-
kerung werden diese sich ändernden Bedarfe zu einem gewissen Grad gedeckt: So 
geht CEDEFOP davon aus, dass in Polen im Jahr 2025 etwa 56 Prozent der er-
werbsfähigen Bevölkerung ein hohes Qualifizierungsniveau aufweisen werden, wäh-
rend es 2013 noch 35 und 2005 erst 21 Prozent der Erwerbsfähigen waren. Damit 
werde der Anteil der Hochqualifizierten den der Erwerbsfähigen mit mittleren Quali-
fikationsniveaus übersteigen, letzterer dürfte 2025 nach ihren Prognosen bei 36 
Prozent liegen (2013: 53,3 Prozent). Geringqualifizierte dürften mit unter 8 Prozent 
der Erwerbsfähigen zu einer kleinen Minderheit werden. Allerdings geht CEDEFOP 
nicht davon aus, dass das steigende Qualifikationsniveau allein dafür sorgen wird, 
dass die Beschäftigung in Polen wächst. Denn wegen Krankheit, nicht vereinbarer 
familiärer Verpflichtungen oder mangelnder Zuversicht bei der Jobsuche würden 
viele, auch hochqualifizierte Arbeitskräfte außerhalb des Arbeitsmarktes verbleiben. 
Für sie müssten zielgenaue Angebote wie Jobeinstiegstrainings oder Möglichkeiten 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf geschaffen werden, so CEDEFOP (vgl. 
European Centre for the Development of Vocational Training 2015b). 

3.7.2 Politische Diskussion 
3.7.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Um sich auf die Digitalisierung der Wirtschaft vorzubereiten und diese zu gestalten, 
hat Polen im Jahr 2014 das so genannte Operative Programm Digitales Polen für 
2014-2020 aufgesetzt. In diesem an vielen Stellen durch Mittel der EU abgestützten 
Programm (2,17 von 2,5 Milliarden Euro kommen von der EU) zeichnet die polni-
sche Regierung einen groben Plan für die Digitalisierung ihres Landes. Insgesamt 
plant sie mit dem Operativen Programm 2014-2020 unter anderem, die Breitband-
anbindung auch in entlegenen Regionen massiv zu steigern, ihre eGovernmentan-
gebote auszubauen und digitale Kompetenzen der Bevölkerung zu stärken. 

In der Programmbegründung stellt die Regierung klar, dass Informationstechnolo-
gien von zentraler Bedeutung für die polnische Wirtschaft sein und alle gesellschaft-
lichen Prozesse dynamisieren werden. Einerseits könnten sie Bürgern Zugang zu 
kulturellen Angeboten bieten und helfen, ihre kreativen und intellektuellen Fähigkei-



IAB-Discussion Paper 39/2016 120 

ten zu entwickeln. Insgesamt böten die neuen Technologien viele Möglichkeiten, um 
Zeit, Unannehmlichkeiten und Geld zu sparen und stattdessen Ressourcen in die 
persönliche und berufliche Entwicklung der Bürger zu lenken. Sie könnten neue 
Berufe und neue Jobchancen schaffen. Auf der anderen Seite könnten die neuen 
Technologien allerdings auch zu einer weiteren sozialen Spaltung des Landes füh-
ren, etwa wenn Teile der Gesellschaft digital ausgeschlossen blieben. Mit den zu-
nehmenden Anwendungsmöglichkeiten modernster Technologien würden die Effek-
te einer Nichtnutzung auch immer schwerwiegender, weshalb eine aktive Begleitung 
und Gestaltung des technologischen Wandels nötig sei.  

Besondere Potenziale für die polnische Wirtschaft sieht die Regierung etwa im Be-
reich des Programmierens von Algorithmen, wo polnische Spezialisten in internatio-
nalen Rankings nur knapp hinter russischen und chinesischen Fachkräften landeten 
und somit zur Weltspitze gehörten. Diese Kompetenzen müssten zur Entwicklung 
der polnischen Ökonomie voll ausgenutzt werden (vgl. Ministry for Infrastructure 
2014). 

Eines der Vorgängerprogramme war die Strategie für die Entwicklung der Informati-
onsgesellschaft in Polen bis 2013, die ebenfalls für einen Ausbau der Infrastruktur 
und der digitalen Kompetenzen sorgen sollte. Sie wurde jedoch nach Angaben des 
Ministeriums für Digitalisierung nie voll umgesetzt. Einen Grund nannte das Ministe-
rium auf Anfrage nicht und verwies stattdessen darauf, dass man nun mit dem Ope-
rativen Programm 2014-2020 arbeite. 

Der polnische Europaabgeordnete Michal Boni – ehemaliger Minister für Digitalisie-
rung in Polen (2011-2013) und Datenexperte im EU-Parlament – kritisierte kürzlich 
genau diese unstete Digitalisierungspolitik. Boni glaubt, unter polnischen Politikern 
sei kein Verständnis dafür vorhanden, dass die Digitalisierung nicht nur die IKT-
Branche betreffen werde, sondern dass IKT in allen Branchen und allen Geschäfts-
prozessen sinnvoll einzubetten seien. Diese Erkenntnis fehle zum Teil leider auch in 
der Wirtschaft selbst, so der Politiker. Außerdem gingen die zuständigen Behörden 
nicht koordiniert vor, sondern versuchten jeweils, ihre Interessen durchzusetzen – 
was auch zur Verhinderung mancher Projekte wie etwa öffentlichen Informations-
portalen geführt habe und Misstrauen in der Bevölkerung auslöse. Das werde noch 
dadurch verstärkt, dass die Antikorruptionsbehörde regelmäßig vor Gefahren der 
Bestechung über digitale Anwendungen warne, was in der Öffentlichkeit negative 
Assoziationen mit dem Begriff der Digitalisierung wecke. 

Um künftig die Potenziale besser nutzen zu können, appelliert Boni, zum einen poli-
tische Aktivitäten besser zu koordinieren. Außerdem müsse sich Polen auch interna-
tional bei der technologischen Entwicklung stärker einbringen, um hochleistungsfä-
hige Netze und andere Infrastruktur zu entwickeln, die ein industrielles Internet der 
Dinge überhaupt erst möglich mache (vgl. Boni 2016). 
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Auf wirtschaftlicher Ebene beginnen Vernetzung und Informationsaustausch. Dazu 
dienen beispielsweise die Konferenzen der Initative für polnische Industrie 4.0 (vgl. 
Inicjatywa dla polskiego przemysł 4.0 2016). Allerdings zeigen Umfragen wie von 
ASTOR oder LNS Research, dass die Umsetzung von Industrie-4.0-Technologien 
noch nicht weit fortgeschritten ist, gerade in kleineren Unternehmen (vgl. WNP.PL 
2016). 

3.7.2.2 Bildung, Kompetenzen und Veränderung der Arbeitswelt 
Verbesserungen bei digitalen Kompetenzen der Gesellschaft stellen neben dem 
Breitbandausbau eine der prioritären Handlungsachsen im Operativen Programm 
Digitales Polen für 2014-2020 dar. Um eGovernment-, eLearning-Strukturen und die 
digitale Inklusion zu stärken, sollen entwickelte und weniger entwickelte Regionen 
etwa Geld aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung bekommen. Die 
Regierung verweist in der Begründung für diese Maßnahmen darauf, dass trotz 
Fortschritten in der digitalen Infrastruktur immer noch sehr viele Polen keinen Ge-
brauch von Online-Anwendungen machten. Im Jahr 2013 seien dies immer noch 32 
Prozent der Bevölkerung gewesen – aus Sicht der Regierung ein zu hoher Prozent-
satz. Außerdem hätten 30 Prozent der Computernutzer nicht einmal grundlegende 
Computerkompetenzen und nutzten das Gerät nur, um ins Internet zu gelangen. 
Eine kompetente und effektive Nutzung des Internets sei wiederum vor allem bei 
jungen, gut gebildeten Personen in Großstädten zu beobachten.  

Ein geringes Verständnis für Vorteile digitaler Anwendungen sei einer der Haupt-
gründe, weshalb Personen diese nicht nutzten oder keine Kompetenzen im Umgang 
damit aufbauten. Das solle mit dem Programm bis 2020 in der Breite der Gesell-
schaft verändert werden. Gleichzeitig solle neben der grundlegenden digitalen Al-
phabetisierung aber auch Exzellenz im IKT-Bereich – etwa bei jungen Programmie-
rern und Softwareentwicklern – besser gefördert werden. Denn ohne Spitzenkräfte 
mit speziellen IKT-Kenntnissen könne sich das Land nicht weiter entwickeln (vgl. 
Ministry for Infrastructure 2014).  

Begleitend zum Operativen Programm bis 2020 hat die polnische Regierung durch 
Wissenschaftler einen Katalog über erstrebenswerte digitale Fertigkeiten erstellen 
lassen. Auf diesen sollen dann die nationalen Initiativen zur Kompetenzstärkung 
aufbauen. Über die skizzierten Kompetenzen gibt der Katalog auch einen Einblick in 
die Erwartungen an eine digitalisierte Ökonomie und Arbeitswelt. 

In dem Katalog wird Polen zunächst als ein Land beschrieben, in dem viele innova-
tive Projekte mit neuen Technologien angestoßen und voran getrieben würden, 
gleichzeitig hätten aber im Jahr 2014 immer noch 12 Millionen Personen aus ver-
schiedenen Gründen nicht mit neuen Technologien gearbeitet: Diese Personen sei-
en „digital exkludiert“. Im Katalog wird betont, dass dies selten nur durch finanzielle 
Engpässe bedingt sei. Stattdessen seien die Personen unmotiviert oder verstünden 
nicht, welche Möglichkeiten ihnen entgingen. Sonst, so wird in dem Katalog vermu-
tet, würden die Personen ohne festen eigenen Zugang zu entsprechender Infra-
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struktur in Bibliotheken oder anderen öffentlichen Einrichtungen Computer nutzen 
und ins Netz gehen (vgl. Jasiewicz/Filiciak/Mierzecka et al 2015).  

Der Katalog betont, digitale Kompetenzen und digitale Anwendungen dürften nicht 
isoliert von anderen Fertigkeiten wie etwa Flexibilität und Kreativität gesehen wer-
den. Nur wenn sie mit solchen Fertigkeiten kombiniert würden, könnten digitale 
Kompetenzen Vorteile etwa im Arbeitsleben bringen. Das Kompetenz-Rahmenwerk 
ist umfassend gemeint und erstreckt sich deshalb auch auf fast alle Lebensberei-
che: Die digital kompetenten Bürger sollen sich beruflich weiterentwickeln, aber sich 
auch bei Gesundheitsproblemen selbst online helfen, sich über das Internet fortbil-
den und Informationen suchen oder sich als Bürger politisch einbringen.  

Bei der beruflichen Nutzung von digitalen Anwendungen denken die Autoren sowohl 
an grundlegende Anwendungen wie Job- und berufsbezogene Informationssuche im 
Internet, als auch an die Fähigkeit, etwa über Cloudanwendungen orts- und zeitun-
abhängig in flexiblen Teams und ohne fixen Arbeitsplatz in einem Unternehmen zu 
arbeiten. Genauso gehören dazu Möglichkeiten, sich selbst ein Unternehmen mit 
entsprechender Onlinepräsenz und Kontaktmöglichkeiten aufzubauen. Die Bürger 
sollten auch in der Lage sein, sich über eLearning-Angebote selbstbestimmt fortzu-
bilden und das auch entsprechend zertifizieren zu lassen. Außerdem sollten sie 
über ein angemessenes Verhalten für mehr Cybersicherheit informiert sein (vgl. 
Jasiewicz/Filiciak/Mierzecka et al 2015). 

Der Think Tank Polityka Insight appelliert angesichts der langsamen Fortschritte, die 
Polen bei den digitalen Kompetenzen bisher gemacht habe, dass vor allem die jün-
geren Generationen gezielter und mit konkreten Strategien im Umgang mit digitalen 
Technologien geschult werden müssten. Sonst könne mittel- und langfristig das 
jüngste starke Wirtschaftswachstum in Polen nicht gehalten werden (vgl. Polityka 
Insight Research 2016). Der Europaabgeordnete Michal Boni appelliert ganz konk-
ret, Programmieren in allen Klassenstufen als elementaren Unterrichtsinhalt einzu-
führen (vgl. Boni 2016), was nun tatsächlich auch passieren wird (dazu gleich 
mehr). 

Um vor allem auch die Vermittlung von Arbeitskräften zu verbessern und an neue 
Bedarfe anzupassen, will die polnische Regierung über das Operative Programm 
2014-2020 die Arbeitsmarktservices auf einer Onlineplattform übersichtlich bündeln. 
Außerdem sollen Ausschreibungen für Jobs im öffentlichen Dienst transparenter 
und besser zugänglich gemacht werden und Bewerbungen sollen elektronisch mög-
lich sein – die bisherige Papierform hält die Regierung demnach nicht mehr für zeit-
gemäß (vgl. Ministry for Infrastructure 2014). 

3.7.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Der Think Tank Empirica stellte im Jahr 2014 in einer Analyse für die EU-
Kommission fest, dass Polen seine Aktivitäten zum Aufbau digitaler Kompetenzen 
zwischen 2009 und 2013 gesteigert hat. Doch das Land verblieb sowohl bei den 
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Kompetenz-Aktivitäten als auch mit Blick auf den bisherigen Stand der Digitalisie-
rung insgesamt im unteren Mittelfeld der EU-Staaten (vgl. Gareis/Hüsing/Birov et al 
2014).  Empirica erklärt, die polnische Regierung habe zuletzt großen Aufwand be-
trieben, um Nachwuchs bei IKT- und Naturwissenschaftlern zu akquirieren, ab 2008 
gab es etwa ein Programm, das die Attraktivität von MINT-Fächern an Universitäten 
steigern sollte. IKT–Studienfächer seien im Jahr 2012 die beliebteste Spezialisie-
rung in Polen gewesen, allerdings trifft Empirica keine Aussage zur Rolle des Pro-
gramms.  

Für die breitere Bevölkerung seien die so genannten eCenter hilfreich, da sie ver-
suchten, die Beschäftigungschancen der einzelnen Personen durch Aufbau von 
digitalen Kompetenzen zu steigern. Von diesen betreuten Zentren mit Internetzu-
gang gab es laut Empirica im Jahr 2013 landesweit etwa 8000 Stück.   

In der Region Mazovia mit den Wirtschaftszentren Warschau und Plock gab es laut 
Empirica zudem Programme, um speziell bei Arbeitskräften in mittelständischen 
Betrieben Fertigkeiten zur Datenanalyse und zum Programmieren aufzubauen. Für 
IT-Spezialisten – auch für selbstständige – gab es ebenfalls spezielle Trainingsan-
gebote, um ihre Kompetenzen auf dem neusten Stand zu halten (vgl. Empirica 
2014f). Teilnehmerzahlen und der aktuelle Stand dieser Programme konnten trotz 
Anfrage bei den polnischen Behörden nicht in Erfahrung gebracht werden.  

In der Analyse von Empirica tauchen zeitlich bedingt nur Teile der polnischen Initia-
tiven zum Aufbau digitaler Kompetenzen auf, andere nahmen erst später konkrete 
Formen an. 

Im Jahr 2012 startete das polnische Bildungsministerium etwa das Schulprogramm 
Cyfrowa Szkola – Digitale Schule, das jedoch erst nach und nach implementiert 
wurde. Das Programm soll die Nutzung von IKT und elektronischen Unterrichtsma-
terialien in polnischen Schulen vorantreiben. Allerdings sollte anders als bei vorheri-
gen Initiativen der Hauptfokus nicht allein auf der Infrastruktur, sondern genauso auf 
der Vermittlung moderner Kompetenzen im Umgang damit liegen.  

Deshalb bestand das Programm aus einem vierteiligen Paket: Neben einer Netz- 
und Computerausstattung für Schulen sollte über drei Jahre bis 2015 ein Kanon von 
18 Lehrbüchern erstellt werden, die das Kerncurriculum abbilden und unter Creati-
ve-Commons-Lizenz frei verfügbar sein sollten (vgl. Centrum Cyfrowe 2013). Dafür 
wurden umgerechnet 11 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Seit September 2015 
sollen die ersten Ausgaben für die Schulen verfügbar sein (vgl. Adamowski 2015). 
Daneben sieht das Programm Digitale Schule über das sogenannte e-teacher-
Programm die Schulung von Lehrern im Umgang mit IKT vor. E-Student soll sich 
dagegen an von digitaler Exklusion bedrohte Schüler richten und sie gezielt an digi-
tale Lernmaterialien heranführen (vgl. Centrum Cyfrowe 2013).  

Das Nationale Zentrum zur Entwicklung der Bildung (ORE) leitet im Auftrag des Bil-
dungsministeriums das Programm Digitale Schule. Es geriet zuletzt in die Kritik, da 
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es etwa 2014 unerwartet die Verantwortlichen im Team für die Erstellung  der digita-
len Schulbücher austauschte und somit aus Sicht einiger Beobachter das Gelingen 
des Vorhabens gefährdete (vgl. Adamowski 2015). Der polnische Europaabgeord-
nete Michal Boni kritisierte Anfang 2016, der Plan für eine Digitale Schule in Polen 
könne aufgrund mangelnder Konzepte und Mittel aus dem Bildungsministerium nicht 
erfolgreich umgesetzt werden (vgl. Boni 2016). Allerdings trugen auch andere Ak-
teure dazu bei, das Projekt zu verkomplizieren: So versuchte sich 2012 etwa die 
Verlagsbranche dagegen zu wehren, dass die Bücher unter anderem von Universi-
tätsmitarbeitern erarbeitet und unter Creative-Commons-Lizenz frei zugänglich ge-
macht werden. Sie starteten eine Medienkampagne und legten – allerdings erfolglos 
– eine Beschwerde bei der EU ein (vgl. Centrum Cyfrowe 2013).  

Beobachter hatten auch immer wieder gefordert, dass die schulische Bildung auch 
Fertigkeiten wie Programmieren einbinden müsse. Dies passiert nun tatsächlich. Ab 
dem Schuljahr 2016/17 wird Programmieren auf allen Schulebenen in das beste-
hende Fach Computerwissenschaften integriert. Bisher ist es nur in optionalen An-
geboten wie dem Wahlfach „erweiterte Informatik“ enthalten, das nur an manchen 
weiterführenden Schulen unterrichtet wird. In dem neuen Fach sollen sowohl Com-
puternutzungsfähigkeiten als auch Programmierfähigkeiten und Fähigkeiten wie 
abstraktes Denken und Arbeiten mit Daten gelehrt werden. Um die Einführung der 
neuen Inhalte mit dem neuen Curriculum vorzubereiten, werden Lehrer in Polen 
dem Bericht zufolge schon seit 2015 dafür fortgebildet, wie sie die Programmier- 
und PC-Einheiten pädagogisch umsetzen können. Allerdings wird das spezielle 
Training nicht vom Bildungsministerium angeboten, sondern über Universitäten und 
NGOs auf lokaler und regionaler Ebene organisiert. Die nötigen Mittel kommen teil-
weise aus EU-Fördertöpfen (vgl. Balanskat/Engelhardt 2015). 

Im Operativen Programm Digitales Polen für 2014-2020 sind auch Mittel für das 
Programm Digitale Schule vorgesehen. Darüber hinaus verfolgt die polnische Re-
gierung mit dem Operativen Programm konkret folgende weitere Ziele im Kompe-
tenzbereich: Bis 2023 sollen 81 Prozent der Polen mindestens einmal pro Woche 
das Internet nutzen (2013: 60 Prozent), nur noch höchstens zwölf Prozent der Polen 
sollen noch nie das Internet genutzt haben (2013: 32 Prozent) und 54 Prozent sollen 
mittlere oder hohe Kompetenzen im Umgang mit dem Internet haben (2013: 42,8 
Prozent). Erreicht werden soll das durch Online-Trainings für mehr als 370.000 Per-
sonen in ländlichen Regionen und für noch einmal rund 27.000 Personen in entwi-
ckelten Regionen bis zum Jahr 2023. Diese Trainings sollen von Nichtregierungsor-
ganisationen, Kommunen und Bildungseinrichtungen organisiert werden. Um auch 
Exzellenz im Bereich digitaler Anwendungen zu fördern, sollen in weniger entwickel-
ten Regionen mindestens 245 Programmierer und im urbanen Raum noch einmal 
rund 40 Programmierer finanziell unterstützt werden. Die Regierung legt besonde-
ren Wert auf die Förderung von Multiplikatoren, etwa Entwicklerprojekten, die über 
Anwendungen neue Formen des digitalen Lernens ermöglichen und deren Nutzer 
wiederum anregen, selbst neue digitale Anwendungen zu entwerfen. Außerdem 
sollten Programmierer oder Webentwickler besonders gefördert werden, wenn sie 
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mit ihren Projekten zur Lösung gesellschaftlicher Probleme beitragen (vgl. Ministry 
for Infrastructure 2014). Für die IKT-Trainings und sonstigen Kompetenzbildungs-
maßnahmen für Menschen in weniger entwickelten Regionen erhält Polen aus EU-
Fonds wie dem Fonds für Regionale Entwicklung rund 135 Millionen Euro, für die 
Maßnahmen in entwickelten Regionen noch einmal 10,15 Millionen Euro bis 2023 
(vgl. Ministry for Infrastructure Poland 2014). Auf Anfrage teilt das Ministerium für 
Digitalisierung mit, es gebe zu den Erfolgen dieser Maßnahmen noch keine Evalua-
tion, da man gerade erst in der Implementierung sei. Das Ministerium betont in sei-
nem Schreiben vor allem die Entwicklung von eGovernment und digitalen öffentli-
chen Dienstleistungen, die es vorantreibe – hier scheint zuletzt der Fokus der Aktivi-
täten gelegen zu haben. 

Im Jahr 2013 setzte Polen als eines der ersten Länder in der EU eine nationale Alli-
anz für digitale Fertigkeiten nach dem Vorbild der Grand Coalition for Digital Jobs 
der EU-Kommission auf (vgl. Website der Allianz). Diese Koalition aus rund 50 öf-
fentlich getragenen Bildungseinrichtungen, Unternehmen und Nichtregierungsorga-
nisationen soll Auszubildende und Arbeitskräfte dabei unterstützen, sich digitale 
Kompetenzen anzueignen – über gezielte Aktivierungsmaßnahmen und dauerhafte 
Angebote für lebenslanges Lernen. Die Kompetenzen sollen über die Allianz und 
vor allem die Praxiserfahrung der beteiligten Unternehmen auch besser mit den 
Bedarfen am Arbeitsmarkt abgestimmt werden (vgl. Website der Allianz). Die ein-
zelnen Partner haben dazu konkrete Zusagen gemacht, die von einem gesondert 
eingerichteten Rat der Allianz koordiniert und überprüft werden sollen. 

Laut der Übersichtsseite der EU-Kommission zur polnischen Allianz wurden bis Juli 
2016 Bruchteile der Ziele erreicht, mit der die Allianz 2013 angetreten war: Von 
200.000 Personen, die im Bereich IKT trainiert werden sollten, wurden laut der 
Kommission bis Juli 2016 etwa 46.000 Personen trainiert; von 10.000 Lehrenden, 
die im Umgang mit neuen Technologien für ihren Unterricht fortgebildet werden soll-
ten, wurden 1000 erreicht. Insgesamt beschränkte sich die Initiative laut dieser 
Übersicht bis Juli 2016 vor allem auf Konferenzen und Sensibilisierungsmaßnah-
men, brachte aber kaum dauerhafte Programme auf den Weg (vgl. EU-Kommission 
2016e).  

Die Zahlen der Initiative selbst widersprechen den Zahlen EU-Kommission: So ver-
weist der hauptverantwortliche Projektkoordinator darauf, dass allein jährlich 
100.000 Personen über ein Coding-Programm in öffentlichen Bibliotheken trainiert 
würden. Zudem habe das über die Allianz laufende Projekt „Coding Masters“ von 
Samsung in den Jahren 2014 und 2015 insgesamt 1550 Lehrer und etwa 55.000 
Schüler an 750 Schulen mit speziellem Computerunterricht versorgt (vgl. Szerokie 
Porozumienie na rzecz Rozwoju Umiejętności Cyfrowych 2015).  

Dennoch scheinen auch die Akteure der Allianz nicht mit ihren Ergebnissen zufrie-
den zu sein. Auf Anfrage erklärt der Projektkoordinator, es herrsche ein Misstrauen 
und ein generelles Unverständnis bei den öffentlichen Behörden für die Wichtigkeit 
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von digitalen Fertigkeiten in der arbeitsfähigen Bevölkerung. Deshalb würden die 
Behörden auch kaum Geld in die Allianz investieren. Dabei war die Allianz unter der 
Schirmherrschaft des Ministeriums für Verwaltung und Digitalisierung gestartet und 
die einzelnen Akteure erhofften sich laut dem Projektkoordinator dauerhaft mehr 
Unterstützung durch die Politik. Der Mangel an Geldern wiederum beschränke die 
Handlungsfähigkeit der Allianz, sodass nur wenige Aktionen durchgeführt werden 
könnten. Meist komme es auf Initiativen der einzelnen Allianzmitglieder auf Unter-
nehmens- und Organisationsebene an. Allerdings liege zu diesen einzelnen Projek-
ten keine übergeordnete Evaluation vor, so der Projektkoordinator. Erkenntnisse 
darüber, was die Trainings für die digitalen Kompetenzen der Teilnehmer oder gar 
für die konkreten Beschäftigungschancen der Personen veränderten, gebe es bisher 
nicht.  

Auf Arbeitsmarktpolitischer Ebene gab es 2015 zwei Wendungen, die angesichts 
der möglichen Veränderungen des Arbeitsmarktes durch die Digitalisierung interes-
sant sind: Das Verfassungsgericht kippte im vergangenen Sommer die durch das 
bis dato bestehende Gewerkschaftsgesetz etablierte Praxis, Selbstständigen ohne 
regulären Arbeitsvertrag mit einem Auftraggeber das Recht auf gewerkschaftliche 
Organisation zu versagen. Zudem brachte der Sejm ein Gesetz auf den Weg, das 
die erlaubte Dauer für aneinandergereihte, jeweils befristete Verträge auf 33 Monate 
begrenzt. Nach dieser Zeit steht dem Arbeitnehmer nach jetzt geltendem Gesetz ein 
unbefristeter Arbeitsvertrag zu (vgl. Czarzasty 2015).  

Auf Anfrage nach konkreten sonstigen arbeitsmarktpolitischen Vorhaben im Kontext 
der Digitalisierung schreibt das Arbeitsministerium, es werde zum 1. September 
2016 ein spezielles Komitee aufgesetzt, das neue Gesetzesentwürfe erarbeiten sol-
le. Es solle sich dabei insbesondere mit atypischen Formen der Arbeit und mit der 
angemessenen rechtlichen Absicherung von Arbeitenden ohne regulären Arbeits-
vertrag beschäftigen und dafür Vorschläge erarbeiten.  

3.8 Spanien 
3.8.1 Stand der Digitalisierung und mögliche Entwicklungen 
3.8.1.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Die EU-Kommission beschreibt die Situation Spaniens in Sachen Digitalisierung im 
Digital Economy and Society Index 2016 als ambivalent: Während Unternehmen bei 
der Nutzung neuer digitaler Anwendungen teils einfallsreich und mutig seien, sei die 
Bevölkerung insgesamt hinsichtlich der digitalen Kompetenzen und Nutzung digita-
ler Anwendungen eher schlecht aufgestellt (vgl. EU-Kommission 2016a). Insgesamt 
sieht die Kommission Spanien an der Schwelle von den aufholenden zu den voran-
gehenden Ländern (vgl. EU-Kommission 2016b).  

Mit Blick auf die Einbindung neuer technologischer Anwendung in Unternehmens-
prozesse liegt Spanien etwa bei der Nutzung von RFID-Chips auf dem dritten Rang 
in der gesamten EU mit einem Anteil von 6,5 Prozent der Unternehmen, die diese 



IAB-Discussion Paper 39/2016 127 

Technologie zur Vernetzung nutzen. Außerdem nutzen 21 Prozent der Unterneh-
men Soziale Medien zum Kundenkontakt (Rang 3). Die EU-Kommission betont al-
lerdings, dass Spanien für eine tourismusbasierte Ökonomie sogar noch relativ we-
nig mit Sozialen Medien arbeite und so Potenziale vergebe. Zehn Prozent der Fir-
men nutzen Cloudanwendungen strategisch innerhalb ihrer Geschäftsprozesse 
(Rang 13). Lediglich beim grenzübergreifenden Onlinehandel schneiden spanische 
Unternehmen mit 5,9 Prozent schlecht ab und landen auf dem 20. Platz (vgl. EU-
Kommission 2016a). 

In dem Index zur Befähigungswirkung von Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) nach Evangelista/Guerrieri/Meliciani (2014) erreicht Spanien eher 
mittelmäßige Werte, wobei IKT Geschäftsprozesse, die Jobvermittlung oder die Bil-
dung 2008 demnach schon deutlich stärker beeinflussten als 2004: Der Indexwert 
verdoppelte sich. 

Die nationale Behörde zur Aufsicht über die Telekommunikation und Informations-
technik schreibt der Cloudservicebranche im Jahr 2012 rund drei Milliarden Euro an 
Wertschöpfung, außerdem die Schaffung von 65.000 Jobs allein im betreffenden 
Jahr und einen zu versteuernden Gewinn von 678 Millionen Euro zu. In Anlehnung 
an eine Schätzung der Unternehmensberatung Deloitte geht sie außerdem davon 
aus, dass 2012 jeder in Cloudanwendungen investierte Euro 1,63 Euro zum Brutto-
inlandsprodukt des Landes beitrug.  

Der Untersuchung zufolge waren Cloudanwendungen in der Wirtschaft insgesamt 
sehr unterschiedlich stark etabliert. So hatten damals knapp 20,5 Prozent der spani-
schen Unternehmen fortgeschrittene Kenntnisse über die Anwendung. 24,7 Prozent 
wussten zumindest etwas mit dem Begriff anzufangen und kannten Beispiele. 54,9 
Prozent der Firmen hatten dagegen keine konkrete Vorstellung davon, was Clou-
danwendungen sein und wie sie diese nutzen könnten. Unter den Kleinunternehmen 
wussten sogar 60 Prozent der Unternehmen kaum etwas über die Technologie. Nur 
15 Prozent verfügten über fortgeschrittenes Wissen und Anwendungskompetenzen. 
Die Untersuchung zeigte auch: Nur 21,7 Prozent der Unternehmen mit Kenntnissen 
in Sachen Cloudanwendungen nutzten diese Technologie auch. 

Die Hauptvorteile, die spanische Unternehmen in der Nutzung der Cloud der Unter-
suchung zufolge sehen, sind Zeitersparnisse durch unkomplizierte und flexible Zu-
griffsmöglichkeiten, Kostenersparnisse und generelle Produktivitätsverbesserungen. 
Die untersuchende Behörde stellt insgesamt einen Mangel an Wissen über die Po-
tenziale von Cloudanwendungen fest, dies hindere Unternehmen weit öfter als 
Budgetrestriktionen an der Anschaffung. Die Behörde konstatiert allerdings auch 
verständliche Sorgen bei einigen Unternehmen, etwa dass sie zu sehr von einzel-
nen Anbietern der Cloudanwendungen abhängig werden könnten oder dass ihre 
Daten nicht sicher sind beziehungsweise nicht geheim bleiben (vgl. Observatorio 
nacional de las telecomunicaciones y de la SI 2012). 
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In Spanien kamen 2014 auf 10.000 Mitarbeiter im Fertigungsbereich rund 140 multi-
funktionale Industrieroboter, Spanien liegt damit im europäischen Mittelfeld (vgl. 
International Federation of Robotics 2016). In 40 Prozent aller Firmen suchten Mit-
arbeiter mobil nach Informationen im Internet, in 43 Prozent der Firmen wurde mobil 
gemailt. Austausch- und Softwareanwendungen via Internet wurden nur in jeweils 
24 Prozent der Firmen genutzt (vgl. Eurostat 2016a). 

Die EU-Kommission schätzte im Jahr 2014, dass bei einer Besetzung aller Vakan-
zen für IKT-Spezialisten in Spanien bis 2020 eine Steigerung der Arbeitsproduktivi-
tät um 0,363 Prozentpunkte erreicht werden dürfte (vgl. Lorenzani/Varga 2014).   

3.8.1.2 Bildung und Kompetenzen 
Laut dem Digital Economy and Society Index 2016 der EU Kommission nutzen 75 
Prozent der spanischen Bevölkerung das Internet regelmäßig (EU-28: 76 Prozent), 
54 Prozent der Bevölkerung bringen wenigstens grundlegende digitale Fertigkeiten 
mit (EU-28: 55 Prozent) und 3,1 Prozent der arbeitenden Bevölkerung sind IKT-
Spezialisten (EU-28: 3,7 Prozent). Damit schneidet Spanien bei den Humanres-
sourcen im digitalen Bereich unterdurchschnittlich ab. Nur bei der Quote der Absol-
venten naturwissenschaftlicher Studiengänge erreicht Spanien etwas bessere Werte 
als der EU-Schnitt. Die Kommission hofft eigenen Angaben zufolge darauf, dass die 
2013 aufgesetzte digitale Agenda für Spanien bald Fortschritte bringe (vgl. EU-
Kommission 2016a). 

Beim Anteil von IKT-Fachkräften im Fertigungsbereich, die eine digitale industrielle 
Revolution vorantreiben könnten, erreichte Spanien zwischen 2008 und 2012 relativ 
geringe Fortschritte: Die spanische Industrie steigerte den Anteil dieser Spezialisten 
an allen Mitarbeitern von unter 1,5 Prozent auf gut 1,8 Prozent (EU-28: 2,6 Prozent) 
(vgl. Lorenzani/Varga 2014).  

Bei den Computerkenntnissen in der arbeitenden Bevölkerung insgesamt erreichte 
Spanien moderate Fortschritte. Der Anteil der Erwerbsfähigen mit hohen Computer-
kenntnissen stieg zwar zwischen 2006 und 2014 von 28 auf 39 Prozent, der Anteil 
derer mit mittleren Kompetenzen stagnierte dagegen bei 24 Prozent. Bei den Inter-
netkenntnissen stiegen dagegen die Anteile der Erwerbsfähigen mit hohen Kompe-
tenzen schwächer – nämlich von 5 auf 15 Prozent – während der Anteil der Er-
werbsfähigen mit mittleren Kompetenzen um 16 Prozentpunkte auf 38 Prozent zu-
legte (vgl. Eurostat 2016d). 

Im Jahr 2014 beleuchtete die nationale Behörde zur Aufsicht über die Telekommu-
nikation auch den Stand der IKT-Nutzung in Schulen, Bildungseinrichtungen und 
unter Lehrern. Die grundlegende Kompetenzbildung für eine neue technisierte Ar-
beitswelt stand dabei im Fokus, hier sollen speziell die Einschätzungen der Lehrer 
abgebildet werden: Als Hürden für den Einsatz von IKT benennen 57,4 Prozent und 
somit ein Großteil der Lehrer, dass ihnen die Zeit fehle, um digitale Anwendungen in 
den Unterricht einzubringen und die entsprechenden Übungen mit den Schülern zu 
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realisieren. Hinzu kommt, dass 52 Prozent offenbar ihre eigenen IKT-Kenntnisse als 
nicht ausreichend empfinden, um sie im Unterricht weiter zu vermitteln. Probleme 
mit der technischen Infrastruktur sehen dagegen viel weniger Lehrer als großes 
Hindernis an. Das mangelnde Selbstvertrauen mag zunächst verblüffen vor dem 
Hintergrund, dass 72,7 Prozent der spanischen Lehrer eine spezielle IKT-
Ausbildung durchlaufen haben. Allerdings zeigt die Untersuchung auch: Nur 23,7 
Prozent der Lehrer haben fortgeschrittene oder Kenntnisse im Bereich der IKT, wäh-
rend etwa genau so viele nur grundlegende IKT-Kompetenzen haben. Nennenswer-
te Defizite bestehen bei den Lehrern laut der Untersuchung vor allem im Verständ-
nis der technischen Vorgänge, im Umgang mit Multimedia-Anwendungen und in der 
didaktischen Nutzung von IKT. 

Die Schulzentren versuchen offenbar gegenzusteuern: 68 Prozent bieten ihren Mit-
arbeitern mittlerweile spezielle Fortbildungen an. Denn der Einsatz digitaler Techno-
logien wie etwa interaktiver Tafeln wird von den meisten Beteiligten im Bildungssys-
tem als vorteilhaft wahrgenommen: Die meisten Schüler und Lehrer gaben in der 
Untersuchung an, dass durch solche Tafeln Sachverhalte einfacher visualisiert wer-
den könnten und Schüler besser in den Unterricht einbezogen werden könnten. 91,7 
Prozent der Lehrer sehen in einem sinnvollen IKT-Einsatz eine Erleichterung des 
Unterrichtens. 86,4 Prozent sehen eine stärkere Stimulierung zur Unterrichtsteil-
nahme der Schüler und 57,9 Prozent glauben, dass IKT das autonome Lernen an-
regt. Dennoch sehen 71 Prozent der Lehrer digitale Anwendungen nur als Ergän-
zung und nicht als Basis des Unterrichts an – während 14 Prozent sie sogar nur 
sporadisch neben anderen Formen und Inhalten einsetzen würden. Ob es einen 
sinnvoller Einsatz von digitalen Inhalten und Technologien gibt, hängt laut der Stu-
die in 70 Prozent der Schulen noch immer stärker vom jeweiligen einzelnen Lehrer 
als von der nationalen Bildungspolitik ab. Dies deutet zum einen an, dass es noch 
keine stringente übergeordnete Strategie gibt, zum anderen erscheint ein nationaler 
Masterplan für alle Schulen ohne Einbezug der Lehrer in den jeweiligen Kollegien 
laut der Studie wenig sinnvoll (vgl. Observatorio nacional de las telecomunicaciones 
y de la SI 2014). 

3.8.1.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Der Arbeitsrechtler Eusebi Colàs Neila beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit den 
Auswirkungen digitaler Anwendungen sowohl für Unternehmen wie auch für Arbeit-
nehmer. Sein Urteil fällt ambivalent aus: Zum einen lasse sich die Produktivität der 
Unternehmung steigern und einige Arbeitsläufe ließen sich vereinfachen – was für 
die Arbeitenden viele Vorteile mit sich bringe. Allerdings ließen sich elektronische 
Datenübermittlung und Kommunikationstechnologien von Arbeitenden auch für un-
produktive, persönliche Zwecke missbrauchen. Das wiederum könne Arbeitgeber 
dazu animieren, die gesamte Kommunikation der Arbeitskräften zu kontrollieren und 
so massiv in deren Rechte einzugreifen.  

Insgesamt ist aus Sicht von Neila und anderen Experten (vgl. etwa (González Or-
tega, 2004; ). die Macht der Unternehmen gegenüber Arbeitnehmern in den vergan-
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genen Jahren angewachsen, da sie durch neue Technologien mehr Kontrollmög-
lichkeiten hätten und mithilfe der IKT sogar detaillierte Profile eines Mitarbeiters er-
stellen könnten.  

Firmen arbeiteten multinational und mit verteilten Produktionszuständigkeiten, Ar-
beitsplätze sowie Betriebsabläufe veränderten sich stark, so Neila. Gewerkschaften 
hingegen hätten sich noch nicht ausreichend auf die neuen Technologien und damit 
verbundene Möglichkeiten zur Flexibilisierung von Arbeit eingestellt, konstatieren 
Neila und andere Experten (vgl. Stone 2006). Dabei stecke in den Technologien 
auch die Chance, die Vernetzung der Arbeitnehmerinteressen zu erneuern und Inte-
ressen über neue Kanäle zu verbreiten. Ein wichtiges Werkzeug sei neben der 
Kommunikation über soziale Netzwerke und Websites auch das in Spanien etablier-
te Recht von Gewerkschaften, Mitarbeiter in Betrieben über ihre betrieblichen 
Mailadressen zu kontaktieren und über Aktivitäten zu informieren. Außerdem ließen 
sich Aktionen und Streiks jetzt medial auch dann begleiten und vorantreiben, wenn 
die traditionellen Medien die Aktionen weitgehend ignorierten. Dabei verweist Neila 
auf erfolgreiche Aktionen spanischer Arbeitnehmer im Jahr 2012, die ihre Aktionen 
auf Twitter und Youtube dokumentierten und damit viel Aufmerksamkeit erreichten. 

Allerdings, so Neila, wirkten eben nicht alle Aspekte der neuen Medien und Techno-
logien zum Vorteil der Arbeitenden. So könnten digitale Anwendungen auch das 
Organisationsziel von Arbeitskräften unterminieren, da Betriebsprozesse leichter 
aufrecht erhalten werden könnten, auch wenn Mitarbeiter streiken. Der Jurist ver-
weist darauf, wie die Telekommunikationsfirma Telefonica Movistar etwa 2012 über 
ihre digitalisierten Datenbanken und vernetzten Systeme einen bestreikten Service 
in eine andere Unterabteilung umlenkte. So lief der Streik ins Leere. Neila sieht die-
se Form des Streikbrechens als neue Herausforderung für die Arbeitnehmervertre-
ter. Strategien, über die früher Druck ausgeübt werden konnte, funktionierten nur 
noch bedingt – die Gewerkschaften müssten somit neue Konzepte entwickeln. Doch 
Neila geht auch davon aus, dass die übergeordnete Regulierung zur Sicherung von 
Arbeitnehmerrechten angepasst werden müsse (vgl. Neila 2013). 

Das European Centre for the Development of Vocational Training (CEDEFOP) rich-
tet seine Prognosen auf die generelle Beschäftigungssituation und potenziell gefrag-
te Tätigkeiten in Spanien bis 2025 aus. Neue technologische Entwicklungen ma-
chen dabei nur eine von mehreren Einflussgrößen aus. Demnach dürfte die Be-
schäftigung auch bis 2025 nicht wieder das Vorkrisenniveau erreichen – während 
dies in der EU insgesamt laut der Prognose etwa 2020 der Fall sein wird (vgl. Euro-
pean Centre for the Development of Vocational Training 2015c). Beschäftigungs-
wachstum dürfte es demnach in Spanien nur geringfügig geben und zwar im Trans-
port, speziell in der Güterlogistik, und in den unternehmensbezogenen Dienstleis-
tungen, während die Fertigung demnach verlieren wird.  

Insgesamt werde sich rechnerisch die Mehrzahl neuer Beschäftigungsmöglichkeiten 
aus Nachbesetzungen ergeben, so CEDEFOP: Darüber seien bis 2025 neun Mal 
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mehr Stellen neu zu besetzen als über genuine Stellenzuwächse. Absolut betrachtet 
erwartet CEDEFOP den größten zusätzlichen Bedarf und somit die meisten zusätz-
lich zu besetzenden Stellen bis 2025 für Arbeitskräfte mit mittleren Qualifikationen, 
was im EU-Vergleich eher ungewöhnlich ist – zumeist sind Hochqualifizierte am 
stärksten gefragt. Durch einen hohen Ersetzungsbedarf werden jedoch auch in 
Spanien absolut am meisten Beschäftigungsmöglichkeiten für Hochqualifizierte ent-
stehen. Bei Geringqualifizierten gleicht nur ein großer Ersetzungsbedarf den Rück-
gang der Gesamtnachfrage nach Arbeitskräften aus, doch diese Gruppe wird mit 
etwas über zwei Millionen offenen Stellen bis 2025 absolut am wenigsten neue Be-
schäftigungsmöglichkeiten vorfinden.  

Während die Arbeitsmarktbeteiligung laut CEDEFOP in Spanien bis 2025 auf 54,4 
Prozent fallen wird (2013: 58,5), wird das Qualifikationsniveau der Erwerbsfähigen 
moderat steigen. Hochqualifizierte werden laut der Prognose 2025 dann 37,8 Pro-
zent der Erwerbsfähigen ausmachen, während es 2013 noch 35,5 Prozent und 2005 
noch 31,2 Prozent waren. Stärker wird allerdings der Anteil an Arbeitskräften mit 
mittleren Qualifikationen steigen: Von 26,4 Prozent im Jahr 2013 auf 31,1 Prozent 
2025. Geringqualifizierte (2013: 38,1 Prozent) wird es mit 31,1 Prozent Anteil selte-
ner geben (vgl. European Centre for the Development of Vocational Training 
2015c). 

3.8.2 Politische Diskussion 
3.8.2.1 Einbindung der Technik und wirtschaftliche Effekte 
Spaniens Regierung setzte im Jahr 2013 die so genannte Digitale Agenda für Spa-
nien auf. Die Regierung wünscht sich darin, dass die heimische Wirtschaft in den 
Bereichen Cloudcomputing, Big Data, Smart Cities und Cybersicherheit stärker als 
bisher am internationalen Wettbewerb teilnimmt. Dafür müssen nach Meinung der 
Regierung die Geschäftsprozesse der Unternehmen und die Kompetenzen der Ar-
beitskräfte transformiert werden. Aus diesem Grund plant die Regierung, Kampag-
nen und Trainings aufzusetzen, die die Bevölkerung für Cybersicherheit sensibilisie-
ren sollen. Das Vertrauen der Bürger gegenüber digitalen Anwendungen soll so 
gesteigert werden. Außerdem soll Spanien zu einem Kompetenzzentrum für Cyber-
sicherheit aufgebaut werden. Die Regierung betont auch, dass benachteiligte Grup-
pen wie Frauen und Behinderte künftig stärker in die Digitalisierungsprozesse ein-
bezogen werden sollen. Ein daraus resultierendes Ziel: Unternehmertum von Frau-
en im IKT-Sektor soll gezielt gefördert werden (vgl. Ministerium für Industrie, Ener-
gie und Tourismus/ Ministerium für Inneres und öffentliche Verwaltung 2013).  

Im Jahr 2015 wurde in Spanien eine Plattform namens „Vernetzte Industrie 4.0“ ge-
schaffen. Die Initiative verfolgt dem Ministerium für Industrie zufolge drei Ziele: Die 
Wertschöpfung der Industrie zu erhöhen (auch durch mehr Exporte), qualifizierte 
Beschäftigung zu sichern und digitale Lösungen zur spezifischen lokalen Anwen-
dung zu entwickeln. In einem Kurzdossier stellten die Hauptakteure um das Ministe-
rium für Industrie und den Telekomkonzern Telefonica die Initiative und ihre Pläne 
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für die kommenden Jahre vor. Darin betonen die Autoren, Spanien müsse zwingend 
seine eigene vernetzte Industrie und sein eigenes Konzept für die Transformation 
der Wirtschaft entwerfen, um nicht international abgehängt zu werden.  

Das spanische Modell soll dabei wie folgt aussehen: Erste Initiativen sollen sich auf 
Branchen und Produktionsbereiche konzentrieren, die für die spanische Wirtschafts-
leistung insgesamt zentral und international wettbewerbsfähig sind. Es sollen die 
Anwendungen im Mittelpunkt stehen, die am besten in bestehende Abläufe in den 
spanischen Unternehmen implementiert werden können. KMU sollen besonders 
stark unterstützt werden. Im Mittelpunkt sollen Technologien stehen, die Unterneh-
men und Mitarbeiter befähigen, das Produktionspotenzial optimal auszunutzen: Das 
können etwa Kollaborationsplattformen, Datenauswertungsinstrumente oder neue 
Verhandlungsformen via Web sein. Die Plattform appelliert, es solle ein Konzept 
entwickelt werden, das einen langfristigen und branchenübergreifenden Wandel 
einleiten könne. Neben Trainings für digitale Kompetenzen in der Industrie sollen 
Kooperationsplattformen geschaffen werden, um digitale Anwendungslösungen sek-
torübergreifend zu verbreiten – es wird also an Zusammenarbeit anstelle von Kon-
kurrenz zwischen einzelnen Unternehmen appelliert (vgl. Ministerium für Indust-
rie/Telefonica/Santander/Indra 2015). 

Auch spanische Gewerkschaften sehen Potenziale in der neuen industriellen Revo-
lution: Durch digitale Anwendungen könne kurzfristig und flexibel auf Kundenwün-
sche eingegangen werden, meint etwa die  Gewerkschaft Industria CCOO. Die ver-
änderten Geschäftsmodelle könnten gesamtwirtschaftlich gesehen ein Mehr an 
Qualität und geringere Kosten bringen. Eine Schwachstelle der spanischen Wirt-
schaft liege dabei im Bereich des Wissensmanagements, das verbessert werden 
müsse, wenn Spanien die Industrie 4.0 optimal für sich nutzen wolle. Es sei proble-
matisch, dass nur 38 Prozent der spanischen Firmen bisher eine explizite Digitalisie-
rungsstrategie haben (vgl. Industria CCOO 2016d). In der Industrie seien es sogar 
nur zehn Prozent der Firmen, eine aus gewerkschaftlicher Sicht zu geringe Quote.  

Beobachter kritisieren zudem: Viele spanische Firmen hätten noch nicht verstanden, 
dass die Digitalisierung nicht nur einen Teilbereich, sondern meist ganze Ge-
schäftsmodelle verändern könne und werde. Sie müssten in den kommenden Jah-
ren noch mehr digitale Angebote auch für mobile Endgeräte entwerfen, um somit 
dort vertreten zu sein, wo potenzielle Kunden sich aufhielten (vgl. Corrizosa, Susana 
2016). 

3.8.2.2 Bildung und Kompetenzen 
Um die technischen und ökonomischen Ziele der Plattform Vernetzte Industrie 4.0 
umsetzen zu können, sollen nach den Plänen der Regierung auch vermehrt Multipli-
katoren für Digitalisierung und Innovation in den Firmen installiert werden (vgl. Mi-
nisterium für Industrie/Telefonica/Santander/Indra 2015).  
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Der Think Tank Empirica kommt in einer Analyse für die EU-Kommission 2014 zu 
dem Schluss, dass Unternehmen in Spanien mit ihren individuellen Anforderungen 
in Bezug auf digitale Kompetenzen weniger personelle Engpässe verzeichneten als 
Firmen in anderen Ländern (vgl. Empirica 2014h). Der Think Tank sieht also noch 
keine personellen Probleme für die spanische Wirtschaft in Sachen Digitalisierung. 
Unternehmensvertreter äußerten sich in der spanischen Presse kürzlich allerdings 
anders: Zwar bewegten sich die spanischen Firmen hin zur digitalisierten Arbeits-
welt – für eine digitale Revolution aber fehlten die entsprechend qualifizierten Kräfte. 
Diese seien wegen der langanhaltenden wirtschaftlichen Krisensituation ausgewan-
dert. Firmenakteure geben an, keine ausreichend qualifizierten Arbeitskräfte zu fin-
den und deshalb abseits der üblichen Ausschreibungswege aktiv auf die Suche 
nach Talenten mit digitalen Kompetenzen zu gehen. Es fehle an Leuten mit fach-
übergreifenden Kompetenzen im technischen und im betriebswirtschaftlichen Be-
reich (vgl. Corrizosa, Susana 2016).  

Auch die Gewerkschaft Industria CCOO sieht in Spanien eine massive Differenz 
zwischen der Ausbildung der Bevölkerung und den technischen Kompetenzen, die 
am Arbeitsmarkt gebraucht werden. Unternehmen, die bei einer industriellen Revo-
lution vorangehen wollten, fänden kaum die geeigneten Kräfte dafür – bei fünf Milli-
onen Arbeitslosen und einer hohen Arbeitslosenquote sei diese Unstimmigkeit zwi-
schen Kompetenzen und Bedarf besonders tragisch. Wenn nicht an einer Verände-
rung des Bildungssystems in der Breite gearbeitet werde, drohe eine weitere Segre-
gation der spanischen Gesellschaft, da einige Bevölkerungsgruppen ohne grundle-
gende digitale Kenntnisse vollkommen abgehängt werden könnten (vgl. Industria 
CCOO 2016d).  

Einige Unternehmensvertreter belassen es nicht bei einer Klage über Fachkräfte-
mangel und kündigen Initiativen an. So geben bestimmte IT-Unternehmen das Ziel 
aus, Arbeitskräften mehr Zeit für entsprechende IKT-Weiterbildungen zu geben, um 
ihre Kompetenzen an die Bedarfe anzupassen – und appellieren auch an die ge-
samte Wirtschaft, das zu tun (vgl. Corrizosa, Susana 2016). 

Auch die spanische Regierung konstatiert Defizite beim Bildungsstand der Bevölke-
rung und bemerkt in der Digitalen Agenda 2013 selbstkritisch: Ein Land, in dem et-
wa 30 Prozent der Bevölkerung noch nie das Internet genutzt hätten, könne nicht 
modern und zukunftsfähig sein. Zur Erneuerung der Wirtschaft solle es sowohl für 
Arbeitende als auch für Jobsuchende weitaus mehr IKT-Trainings mit direktem Be-
zug zur Anwendung im Job geben. Die Regierung sieht hier die öffentliche Arbeits-
vermittlung in der Pflicht – dort solle auch koordiniert werden, dass insbesondere 
Trainings in Bereichen angeboten werden, in denen aktuell die größten Bedarfe an 
Arbeitskräften bestehen. In diesem Zusammenhang verweist die Regierung etwa 
auf einen wachsenden Bedarf für Techniker und Installateure für ultraschnelle Net-
ze, der bedient werden solle.  
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Zudem solle die universitäre und berufliche Ausbildung an neue berufliche Bedarfe 
wie die Konzeption von eCommerce, digitales Marketing und Cloudcomputing an-
gepasst werden. Dafür sollten gezielt Kooperationen zwischen Universitäten und 
Firmen aufgesetzt werden.  

Die Regierung will das Thema Digitalisierung nicht nur in der Erwachsenenbildung, 
sondern auch in der gesamten Schulausbildung aufgreifen und Kompetenzen der 
Schüler schon früh steigern (vgl. Ministerium für Industrie, Energie und Touris-
mus/Ministerium für Inneres und öffentliche Verwaltung 2013; vgl. Ministerium für 
Industrie/Telefonica/Santander/Indra 2015). Die Industriegewerkschaft Industria 
CCOO sieht in diesem Bereich bisher noch Schwachstellen. Sie erkennt zwar an, 
dass die spanische Industrie massiv in neue Technologien investieren müsse, um 
international weiter mithalten zu können. Doch genauso stark müsse in die passen-
de Ausbildung des Personals investiert werden. Bisher sei das Fortbildungssystem 
eher schwach. Der Staat müsse hier mit Trainingsangeboten aktiv werden, um Ar-
beitnehmer vor der Prekarisierung zu schützen, zudem müssten neue gesetzliche 
Rechte auf Aus- und Weiterbildung etabliert werden, um die Kompetenzentwicklung 
bei den Arbeitenden zu sichern. Genauso müsse aber auch die spanische Industrie 
in die Fortbildung ihrer Mitarbeiter investieren. Diese habe das bisher sträflich ver-
nachlässigt, so CCOO – doch ohne die Mitarbeiter könne die eine digitale Revoluti-
on nicht funktionieren (vgl. Secretaría de Estrategias Industriales, Industria CCOO 
2015).  

3.8.2.3 Digitalisierung und Veränderung der Arbeitswelt 
Zunächst ein Schlaglicht auf ein häufig als Sinnbild der digitalen Ökonomie be-
schriebenes Unternehmen: Uber. In Spanien sprachen sich ähnlich wie in anderen 
Ländern die Gewerkschaften für eine starke Regulierung von Uber aus. Die Ge-
werkschaft UGT forderte etwa, die spanischen Behörden sollten gegen Uber aktiv 
werden, da es sich bei dem Unternehmen um „eine illegale Aktivität handelt, die der 
Untergrundökonomie Tür und Tor öffnet und deren Verantwortlichkeiten und Ver-
bindlichkeiten gegenüber Arbeitenden und Nutzern nicht geklärt sind“( European 
Observatory of Working Life 2016). Diese Aktivitäten gefährdeten tausende Jobs im 
Transportbereich, so die Gewerkschaft weiter. Auch die Industriegewerkschaft In-
dustria CCOO schreibt Plattformen wie Uber und Airbnb das Potenzial zu, eine „Ar-
beitsanarchie“ wie in früheren Jahrhunderten herbeizuführen – ohne Arbeitsschutz, 
ohne Arbeitnehmerrechte (vgl. Secretaría de Estrategias Industriales, Industria 
CCOO 2015). Im Herbst 2014 urteilte der Handelsgerichtshof in Madrid, dass Uber 
einen unfairen Wettbewerb gegen Taxifahrer betreibe und verbot dem Unternehmen 
in Spanien das operative Geschäft, wogegen sich Uber wiederum vor Gericht zu 
wehren versucht. Vorerst allerdings musste sich Uber aus dem Fahrdienst-Geschäft 
in Spanien zurückziehen. Stattdessen gibt es seit 2015 in Spanien Uber EATS, ei-
nen Restaurantlieferservice. Diese Domäne war weniger reguliert (vgl. European 
Observatory of Working Life 2016).  
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Einen breiteren Blick auf die Chancen und Risiken der Digitalisierung der Arbeits-
welt bieten weitere Überlegungen der Gewerkschaft Industria CCOO, die sich seit 
dem Jahr 2015 intensiv mit dem Thema befasst. Die Gewerkschaft setzt dabei auf 
die umstrittene These (vgl. etwa Frey/Osborne 2013; vgl. Bowles 2014) auf, dass 
mehr als die Hälfte der Jobs in der EU bis 2020 durch die Digitalisierung gefährdet 
seien (vgl. Secretaría de Estrategias Industriales, Industria CCOO 2015). Neu sei an 
der anstehenden technologischen Revolution gegenüber früheren, dass neben 
Handarbeit auch Kopfarbeit ersetzt werde und dass quasi in allen Berufen spezifi-
sche Computerkenntnisse notwendig würden. Dies sei eine Revolution für gebildete, 
hochanpassungsfähige, lebenslang lernende Arbeitskräfte mit einem multidisziplinä-
ren Profil aus sowohl wissenschaftlichen, technischen, ingenieurstechnischen und 
mathematischen Kenntnissen. Die Arbeitenden der Zukunft müssten kollaborativ 
arbeiten können, ein gutes Zeitmanagement haben und verschiedenste Probleme 
lösen können (vgl. Industria CCOO 2016d). Zudem werde sich die Arbeitswelt der-
gestalt verändern, dass Arbeitende künftig stärker verteilt seien, sich schlechter or-
ganisieren könnten und stärker isoliert seien als an ihren bisherigen fixen Arbeits-
plätzen. Die Gewerkschaft befürchtet, dass die Konkurrenz zwischen Arbeitskräften 
weltweit steigen wird, weil grundsätzlich die meisten Aufgaben durch Telearbeit 
auch aus der Ferne erledigt werden und deshalb ausgelagert werden könnten. 
Crowdsourcing und Scheinselbstständigkeit könnten früher übliche Arbeitsverträge 
in Verträge über spezifische Leistungen zwischen dem Arbeitenden und dem Auf-
traggeber umwandeln. Auch drohe eine Zunahme von Null- oder Einstundenverträ-
gen, über die Arbeitende nie genau abschätzen könnten, wann sie eingesetzt wer-
den. CCOO erkennt die Notwendigkeit des lebenslangen Lernens an, betont aber, 
dass dies auch zusätzlichen Stress und Unannehmlichkeiten für die Arbeitenden 
bedeuten werde – sie müssten deshalb vor allzu hohen Ansprüchen geschützt wer-
den. Vor allem ältere Arbeitende könnten sonst große Probleme bekommen, da sie 
nicht mehr so anpassungsfähig seien. Die Gewerkschaft verweist jedoch auch da-
rauf, dass die Älteren durch ihr Erfahrungswissen um Abläufe im Unternehmen ge-
rade dazu beitragen könnten, gute Arbeitstechnologien und Organisationsformen für 
die moderne Arbeitswelt zu entwickeln. Hier könne bei unbedachtem Vorgehen also 
viel Potenzial vergeben werden (vgl. Secretaría de Estrategias Industriales, Indust-
ria CCOO 2015).  

CCOO wirft den Arbeitgebern vor, die Ausgaben für Fortbildung und Anpassung der 
Kompetenzen an neue Bedarfe seit einiger Zeit zu reduzieren, statt die Arbeitenden 
bei der Entwicklung neuer Technologien angemessen einzubinden (vgl. Secretaría 
de Estrategias Industriales, Industria CCOO 2015). Es dürfe aber nicht das Ziel ei-
ner modernen Industrie sein, Arbeitskräfte nur für ganz spezielle Tätigkeiten in dem 
jeweiligen Unternehmen auszubilden: Firmen müssten stattdessen in die generelle 
Kompetenzerweiterung ihrer Mitarbeitenden investieren, um sie auch für unstetere 
Beschäftigungsverhältnisse zu rüsten (vgl. Secretaría de Estrategias Industriales, 
Industria CCOO 2015). Bisher könnten die Bildungsstrukturen des Landes dies noch 
nicht leisten (vgl. Industria CCOO 2016d). 
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Im Gegensatz zu diesen vornehmlich negativen Assoziationen mit der Digitalisie-
rung schreibt die Gewerkschaft der Industrie 4.0 auch das Potenzial zu, junge Leute 
für die Industrie mehr als jemals zuvor zu begeistern, da der Sektor über die Digita-
lisierung ein „sauberes“ Image bekommen und somit attraktiver werden könne. Um 
diese Attraktivität auch zu realisieren, sei jedoch Vorsicht geboten: Während sich 
viele Arbeitende von einer vernetzten Industrie mehr Autonomie und bessere Auf-
gaben versprechen würden, gebe es zugleich auch neue, bisher unbekannte Kon-
trollmöglichkeiten über Arbeitsqualität und -geschwindigkeit für den Arbeitgeber. 
Problematisch seien diese Instrumente besonders dann, wenn aus dem vom Arbeit-
geber überwachten Ergebnis gar nicht die Mühe hervorgehe, die vom Arbeitenden 
(etwa durch notwendige Fehlversuche) hineingeflossen sei.  

Daneben problematisiert die Gewerkschaft die rechtlichen Unsicherheiten, die bis-
her noch bei der Versicherung von Arbeitenden gegen Unfälle bei Telearbeit außer-
halb des Unternehmens bestehen (vgl. Secretaria de Estrategias Industriales, In-
dustria CCOO 2015). Die Unternehmensberatung Cornerstone weist dagegen da-
rauf hin, dass sich die Fragen nach diesen viel diskutierten Risiken bei vielen spani-
schen Firmen noch gar nicht stellten: So werde Telearbeit von zu Hause bisher nur 
in 68 Prozent der Firmen überhaupt akzeptiert, ein im europäischen Vergleich ge-
ringer Anteil. Während es Tendenzen zur Nutzung mobiler Geräte am Arbeitsplatz 
und flexibler Arbeitsplätze im Unternehmen gebe, sei in der gesamten Arbeitsorga-
nisation noch keine ausgeprägte Kultur des flexiblen Arbeitens etabliert (vgl. Cor-
nerstone 2016). 

Mit Blick auf technische Neuerungen fordert die Gewerkschaft CCOO generell, die 
Arbeitenden müssten vor und während eines solchen Prozesses informiert werden. 
Technologischer Wandel müsse deshalb in den Sozialdialog einbezogen werden, 
damit Mitarbeiter ihre Meinung einbringen könnten. Politisch müssten zudem neue 
Arbeitszeitmodelle diskutiert und erarbeitet werden, die auch bei Formen wie Tele-
arbeit angemessene Standards sicherten. Darüber hinaus brauche es aber auch 
Absicherungsstrukturen für Menschen, die sich trotz aller Weiterbildung nicht an die 
digitalisierte Ökonomie anpassen konnten und ihren Job verlieren (vgl. Secretaría 
de Estrategias Industriales, Industria CCOO 2015). Die Regierung sei verantwortlich 
dafür, dass keine Wirtschaft ohne Jobs oder ohne geeignete Fachkräfte entstehe 
(vgl. Industria CCOO 2016d). 

Bei einem runden Tisch unter Schirmherrschaft des spanischen Industrieministeri-
ums zur Digitalisierung der Industrie im vergangenen Sommer, an der neben Ge-
werkschaften auch Unternehmensverbände und Experten für Arbeitsrecht und sozi-
ale Sicherheit teilnahmen, wurden ebenfalls derartige Fragen disktuiert (vgl. Secre-
taría de Estrategias Industriales, Industria CCOO 2015). In dem dann aufgesetzten 
Aktionsplan der Plattform Vernetzte Industrie 4.0 wurde wie bereits erwähnt der 
Aufbau der passenden Fertigkeiten der Arbeitenden für die digitalisierte Arbeitswelt 
als ein Ziel etabliert (vgl. Ministerium für Industrie/Telefonica/Santander/Indra 2015). 
CCOO forderte im Anschluss die Einrichtung eines dauerhaften runden Tisches mit 
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allen Stakeholdern und Sozialdialogpartnern zur Gestaltung der Digitalisierung der 
Arbeitswelt (vgl. Industria CCOO 2016a). Doch über die Kompetenzbildung hinaus 
kommt dieses Thema in den Publikationen des Ministeriums für Industrie zunächst 
nicht vor.  

Womöglich bewegte dies die Gewerkschaft dazu, nun selbst die Initiative zu ergrei-
fen: CCOO kündigte im Sommer an, ab September 2016 ein monatliches Diskussi-
onsformat über die Digitalisierung der Wirtschaft zu starten (vgl. Industria CCOO 
2016b). 

Handlungsbedarf leitet die Gewerkschaft auch aus einer großen Studie zum Thema 
ab, die sie selbst im Juli 2016 vorlegte (vgl. Industria CCOO 2016c; vgl. Industria 
CCOO 2016d): Denn die Digitalisierung werde nicht nur die Arbeitswelt verändern, 
sondern auch alle sozialen, Bildungs-, kulturellen, und demokratischen Prozesse. 
Insofern brauche es einen Ansatz, der verschiedenste gesellschaftliche Gruppen 
einbeziehe. Die Aufgabe von Gewerkschaften sei es dabei dafür zu sorgen, dass 
die Autonomie, kreative und strategische Handlungsoptionen der Arbeitenden erhal-
ten und weiterentwickelt werden. Die größte Herausforderung für die Gewerkschaf-
ten sei dabei das geschickte Management von Arbeitskräften und Humanressour-
cen im Zusammenspiel mit Technologien, nicht die technologische Veränderung 
selbst: Es gehe darum, neue Rechte für eine neue Arbeitswelt auszuhandeln, dabei 
neue Arbeitsformen und Aufgaben im digitalen Raum abzudecken und die Arbeiten-
den dennoch in kollektiven Verhandlungen zusammenzuhalten (vgl. Industria CCOO 
2016d).  

Der Präsident der Gewerkschaft, Maximo Blanco, betont auch, aufgrund der starken 
Veränderungen am Arbeitsmarkt sei es nicht möglich, am bisherigen Arbeitsrecht 
festzuhalten, sondern dieses müsse jetzt schnell angepasst werden (vgl. Industria 
CCOO 2016f).  

3.8.3 Politische und öffentlich-private Maßnahmen 
Laut dem 2014 erschienenen Bericht des Think Tanks Empirica zu den digitalen 
Kompetenzen in den EU-Mitgliedsländern machte Spanien zwischen 2009 und 2013 
verhältnismäßig kleine Fortschritte und verblieb in der Ländergruppe mit geringen 
Kompetenzen und geringen Kompetenzinitiativen. Die Ausbildungsaktivitäten im 
digitalen Bereich seien – unter anderem aufgrund der Wirtschaftskrise – kaum ge-
steigert worden. Empirica vermutet, dass in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit und ande-
rer Krisenfolgen die Politik wenig über künftige Arbeitskraftmängel nachdenke. Der 
Think Tank appelliert aber, die Kompetenzerweiterung nun anzugehen, da Länder 
wie Spanien wirtschaftlich nicht wieder auf die Beine kommen könnten, wenn sie 
aktuelle technologische Trends nicht mitgingen (vgl. Gareis/Hüsing/Birov 2014). 

Spanien steht im Europäischen Vergleich demnach nicht besonders gut da, und 
das, obwohl das Land bereits um die Jahrtausendwende erste Strategien zur Ge-
staltung der Informationsgesellschaft auflegte. Im Jahr 2005 wurde mit dem so ge-
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nannten Fortschrittsplan (Plan Avanza) ein Programm explizit zur Entwicklung der 
digitalen Gesellschaft aufgelegt. Geschäfte in Verbindung mit IKT sollten demnach 
einen Umfang von mindestens sieben Prozent des Bruttoinlandsprodukts erreichen 
(vgl. Colmenero-Ruiz/Pérez-Lorenzo 2015). Generell sollten IKT so genutzt werden, 
dass sowohl wirtschaftlicher Fortschritt und Produktivitätssteigerungen erreicht als 
auch der allgemeine Lebensstandard angehoben und soziale Ungleichheit abgemil-
dert werden können. Im Jahr 2010 folgte Plan Avanza 2. Wie der erste der beiden 
Pläne stellte er das Training von Bürgern und Arbeitskräften im Umgang mit IKT in 
den Mittelpunkt, legte den Fokus aber vermehrt auch auf die Entwicklung des IKT-
Sektors und der Infrastruktur sowie auf die Ausbildung von IKT-Spezialisten. Durch 
die Pläne sollte eine Transformation der Wirtschaft gelingen. Die Fortschrittspläne 
wurden 2013 durch die Digitale Agenda für Spanien abgelöst – ein Resultat des 
Regierungswechsels 2011 (vgl. Colmenero-Ruiz/Pérez-Lorenzo 2015). Mit ihr wur-
den neun Unterprogramme aufgelegt, darunter ein Technologie-Trainingsprogramm 
mit einem Budget über 120 Millionen Euro; ein Infrastruktur- und Konnektivitätspro-
gramm über 11,1 Millionen Euro zur Anbindung der Bevölkerung ans Internet; sowie 
das Programm für eine sinnvolle IKT-Einbindung in die Geschäftsprozesse kleiner 
und mittlerer Firmen – wofür insgesamt 1,87 Millionen Euro zur Verfügung standen 
(vgl. Empirica 2014h). Über einen Unterplan zur Digitalen Inklusion und Beschäfti-
gungsfähigkeit sollten die digitale Alphabetisierung und berufsrelevante IKT-
Nutzerkenntnisse der Bevölkerung vorangetrieben werden (vgl. Colmenero-
Ruiz/Pérez-Lorenzo 2015). Über diesen Unterplan haben spanische Unternehmen 
laut der Regierung seitdem 50.000 Personen, vor allem aus benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen, im Umgang mit IKT und digitalen Anwendungen geschult (vgl. Mi-
nisterium für Industrie, Energie und Tourismus 2015b).  

In Spanien gibt es aufgrund des großen Einflusses regionaler Körperschaften und 
der Autonomie der Regionen auch viele wichtige regionale Initiativen. Dabei sticht 
etwa der Plan zur Alphabetisierung und zum digitalen Training in Barcelona 2010-
2015 hervor. Darüber sollten 12.500 Berufstätige im Bereich Technologie und IKT-
Kenntnisse geschult werden, außerdem sollten 12.000 junge Leute bei der berufli-
chen Orientierung durch Informationen und Einblicke in die Technologiebranche 
begleitet werden. 22.000 Arbeitslose sollten ein Technologietraining bekommen und 
1200 Über-55-Jährige sollten spezielle IKT-Kurse absolvieren. Zusätzlich sollten 
30.000 Bürger aus der breiten Bevölkerung basale IKT-Kurse bekommen. Insge-
samt standen für diese Maßnahmen unter Schirmherrschaft des Stadtrates von 
Barcelona 6,4 Millionen Euro bereit.  

Speziell für die digitale Entwicklung der Industrie zeigte im Herbst 2015 das spani-
sche Centre for the Development of Industrial Technology (CDIT) den aktuellen 
Stand der Digitalisierung des Landes auf. Demnach haben sich neben der Initiative 
Vernetzte Industrie 4.0 diverse weitere Plattformen gebildet, die Lösungen für die 
intelligente Fabrik und geeignete Mensch-Maschine-Kooperationen erdenken wollen 
(vgl. Garcia 2015). Eine davon ist Manu Ket, eine öffentlich-private Partnerschaft 
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des Wirtschaftsministeriums mit verschiedenen Firmen, die künftige technologische 
Bedarfe in der smarten Fabrik erforschen soll.  

In den autonomen Regionen Spaniens gibt es diverse spezielle Initiativen, etwa im 
Baskenland mit dem Technologietransferprogramm „Baskische Industrie 4.0“. Ins-
gesamt seien in der Region 2015 rund 5,2 Millionen Euro in die Forschung und Ent-
wicklung für vernetzte Industrielösungen geflossen, so das CDIT. Über öffentlich-
private Partnerschaften versuchen Politik und Unternehmen unter anderem, sinnvol-
le Sektoren für eine Spezialisierung der baskischen Wirtschaft im Bereich der smar-
ten Industrie zu finden (sie identifizierten Energie und hochmoderne Fertigung). Ka-
talonien hat ebenfalls ein eigenes Konzept, das katalanische Industrie-Programm 
2014-2020 mit einem Kapitel zu industriellen Systemen (vgl. Garcia 2015). Daneben 
nehmen verschiedene spanische Regionen an Manunet, dem von der EU-
Kommission gestarteten Netzwerk für fortschrittliche Produktion, teil. Darüber kön-
nen jeweils nationale Forschungs- und Entwicklungsprojekte gefördert werden (vgl. 
Garcia 2015). Über die Plattform Vernetzte Industrie 4.0 sind aktuell Pilotprojekte 
der vernetzten Industrie im Textil- und Automobilbereich geplant (vgl. Garcia 2015), 
die womöglich wegen der über Monate andauernden unsicheren Regierungssituati-
on im Jahr 2016 noch nicht richtig in Gang gekommen sind. 

Das spanische Industrieministerium will die Entwicklung nun offenbar weiter voran-
treiben und gab im April 2016 bekannt, dass es insgesamt 177,5 Millionen Euro in 
die Initiative Vernetzte Industrie 4.0 investieren werde, um Unternehmen bei der 
Transformation zu unterstützen. Ein erster Beitrag zur Erreichung dieser Ziele sei 
die Website der Initiative, die zur Vernetzung von potenziellen Partnern und zur In-
formation diene, etwa auch über 20 so genannte Trainingsvideos, die verschiedene 
Aspekte der Digitalisierung und Auswirkungen auf die Industrie erklären. Außerdem 
wird ein so genannter Selbstdiagnose-Service aufgesetzt, der Unternehmern zeigen 
soll, an welchen Punkten ihre Produktion modernisiert werden sollte und welchen 
Reifegrad die Technologie in ihrer Wertschöpfungskette hat. Zusätzlich werde es 
konkrete Hinweise an die Firmen geben, was sie jeweils individuell verbessern 
könnten. Dieser Service war bis Juli 2016 noch nicht etabliert, dürfte also noch in 
der Entwicklungsphase sein (vgl. Ministerium für Industrie, Energie und Tourismus 
2016). 

Um das Ausbildungssystem anzupassen, will das Industrieministerium privaten Un-
ternehmen ermöglichen, stärker auf schulische und universitäre Ausbildung Einfluss 
zu nehmen. Dafür sollten sie aber auch mehr Stellen im Bereich des mittleren Quali-
fikationsniveaus schaffen und mehr Praktika in Kooperation mit Universitäten für 
Studenten ermöglichen. Außerdem soll die Einrichtung von Doktorandenstellen in 
Unternehmen künftig staatlich gefördert werden, insbesondere zu Forschung an 
neuen Technologien und sinnvollen Einsatzformen, die die Firmen später auch nut-
zen können (vgl. Ministerium für Industrie, Energie und Tourismus 2015a). Gelder 
aus Fonds für lebenslanges, berufsbegleitendes Training will die Regierung gezielt 
in die Weiterbildung von IKT-Spezialisten leiten, um zu sichern, dass sie immer auf 
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dem neusten Stand des Technikwissens bleiben (vgl. Ministerium für Industrie, 
Energie und Tourismus/Ministerium für Inneres und öffentliche Verwaltung 2013). 

Im Schulbereich werden in den kommenden Jahren 330 Millionen Euro aus dem 
EU-Fonds für regionale Entwicklung zum Ausbau der Infrastruktur eingesetzt. 
Dadurch soll für 6,5 Millionen Schüler an 16.640 Schulen mehr IKT im Unterricht 
eingesetzt werden (vgl. Ministerium für Industrie, Energie und Tourismus 2015b). 
Schon im Jahr 2009 hatte das Bildungsministerium gemeinsam mit dem Lenkungs-
komitee für IKT das Programm Escuela 2.0 also Schule 2.0 gestartet, über das lan-
desweit ein IKT-Plan für Schulen aufgelegt wurde: Diese sollten digitale Klassen-
räume erhalten und ans Netz angeschlossen werden, damit IKT und digitale An-
wendungen systematisch in den Unterricht eingebunden werden können. 2009 bis 
2011 bekamen 650.000 Schüler einen Laptop als Lernmittel, 30.000 digitale Klas-
senzimmer wurden eingerichtet und 160.000 Lehrer wurden im Umgang und in der 
Anwendung von IKT im Unterricht geschult. Das Ministerium setzte auch verstärkt 
Kurse zu IKT-Netzwerken und experimentelle und innovative IKT-Fortbildungskurse 
auf (vgl. Empirica 2014h).  

Ob dagegen fortgeschrittene Kompetenzen wie Programmieren vermittelt werden, 
ist in Spanien stark von der jeweiligen Region abhängig. In Katalonien ist Compu-
terunterricht im letzten verpflichtenden Jahr der Sekundarstufe ein Wahlfach, in den 
Städten Madrid und Navarra ist das Fach dagegen verpflichtend. In Navarra ist die 
Vermittlung grundlegender Programmierfähigkeiten in der Oberstufe etwa Teil des 
Mathematikunterrichts. In Madrid gibt es zudem schon in einigen Grundschulen 
Computerunterricht als freiwilliges Nachmittagsangebot.  

Lehrern wird sowohl über den Zentralstaat als auch über Initiativen der Regionen 
wie etwa Katalonien Training im Bereich der IKT und des Programmierens angebo-
ten. So bietet das Bildungsministerium etwa einen Online- und einen analogen Trai-
ningskurs an, der die Lehrer an das Programmieren heran führen soll (vgl. Balan-
skat/Engelhardt 2015). 

Eine relevante private Initiative ist die Stiftung FTI des spanischen Elektronikunter-
nehmensverbandes AMETIC. Sie bietet IT-Trainingsangebote für Arbeitskräfte in 
IKT-Unternehmen und in Anwenderunternehmen an, ermöglicht aber auch Jobsu-
chenden je nach Bedarf der Branche Trainings – was nach Angaben des Think 
Tanks Empirica hohe Anstellungschancen mit sich bringt. Das Programm wird zu 
100 Prozent von der spanischen Arbeitsagentur finanziert und eine Evaluation zeig-
te im Jahr 2013, dass von den 11.000 trainierten Personen 60 Prozent danach eine 
Anstellung im IKT-Bereich fanden. Allerdings wurde das Programm im Jahr 2013 
wegen finanzieller Restriktionen in Spanien zunächst auf Eis gelegt (vgl. Empirica 
2014h). 

In Spanien gibt es nach dem Vorbild der Grand Coalition for Digital Jobs der EU-
Kommission mehrere Koalitionen für digitale Kompetenzen. So hat etwa das Bas-



IAB-Discussion Paper 39/2016 141 

kenland eine eigene regionale Koalition, die vor allem darauf abzielt, ein Selbstein-
schätzungsinstrument für digitale Kompetenzen aufzusetzen. Daneben soll es ver-
schiedene Angebote zur Erweiterung der digitalen Kompetenzen in der Bevölkerung 
geben. Auf nationaler Ebene gibt es die Coalition for a Digital Economy, die zum 
einen digitale Geschäftsformen vorantreiben will, zum anderen aber auch berufliche 
Kompetenzbildung im Umgang mit digitalen Anwendungen unterstützten soll. Die 
Koalition hat laut der EU-Kommissionsseite dazu bisher 6500 von geplant 7000 
Personen in ihren digitalen Kompetenzen fortgebildet, über sogenannte Massive 
Open Online Courses hat sie außerdem 150.000 statt der ursprünglich geplanten 
80.000 Personen erreicht – diese behandelten Themen wie das Programmieren mit 
Javascript, HTML5, Onlinehandel, Webanalyse und Cloudanwendungen. 

Die Koalition will zudem 3400 Praktika (bisher: 2400) und 3600 Jobs vermitteln (bis-
her: 3000).  

Die Regierung gab in dem Rahmen laut der EU-Kommissionsseite 2013 rund 8,7 
Millionen und 2014/15 noch einmal 9 Millionen Euro zur Subventionierung von IKT-
Kursen für diverse Bevölkerungsgruppen aus (vgl. EU-Kommission 2016f).  

Ebenfalls national verbreitet, aber jeweils auf lokaler Ebene aktiv sind die spani-
schen Telecenter, die sich auch zu einer Koalition für digitale Jobs zusammenge-
schlossen haben. Über diese Koalitionen sollen laut der EU-Kommission 13.370 
Personen im Umgang mit digitalen Anwendungen und IKT geschult werden (bisher: 
12.700), außerdem sollen 600 Lehrer auf den Einsatz neuer Technologien im Unter-
richt vorbereitet werden (bisher erreicht: 570) und zudem weitere Personen sensibi-
lisiert werden. Ein Beispiel für die Arbeit der lokalen Telecenter ist das Projekt 
FIT4Jobs, über das kürzlich mit Unterstützung der regionalen Regierungen etwa 40 
junge Personen in Katalonien und Andalusien in 164 Trainingsstunden im Pro-
grammieren von Java Script und Datenauswertung geschult wurden. 30 von ihnen 
fanden nach dem speziellen Training einen Job bei dem Unternehmen Everis (vgl. 
EU-Kommission 2016f). 

Zu konkreten Regulierungen zum Schutz Arbeitender in der digitalisierten Arbeits-
welt schreibt das spanische Arbeitsministerium auf Anfrage, die nationale Behörde 
für Arbeitssicherheit (INSHT) berate verstärkt kleine Unternehmen und Projekt-
teams sowie Selbstständige inpuncto Arbeitssicherheit und Prävention. Zudem ar-
beite das Institut aktiv an der spanischen Strategie für Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz 2015-2020 mit – eine Priorität in dieser Strategie stelle die Untersu-
chung und Reaktion auf Risiken und Effekte neuer Technologien dar. Konkretere 
Angaben zu Regulierungen im Zusammenhang mit der digitalisierten Arbeitswelt 
machte das Ministerium nicht. 

4 Fazit 
Das Thema Digitalisierung ist in der EU und ihren Mitgliedstaaten etabliert, in allen 
betrachteten Nationen gibt es spezielle Konzepte, wie mit der neuen technologi-
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schen Entwicklung umzugehen ist. In der jüngsten Zeit haben sich mehr und mehr 
Diskussionsplattformen organisiert, die das Thema Digitalisierung und seine Bedeu-
tung für die Arbeitswelt unter Beteiligung verschiedener Akteure behandeln. Eine 
Rolle spielt dabei auch das EU-Konzept der Grand Coalition for Digital Jobs, welche 
auch konkrete Projekte bündeln soll. 

Der Tenor in den meisten Ländern lautet bisher jedoch: Es gibt noch viel zu tun. 
Kaum ein Land sieht sich schon jetzt auf voller Linie als Digitalisierungsgewinner, 
die meisten gehen davon aus, dass noch große Investitionen in technische Infra-
struktur und Kompetenzbildung nötig sind. Italien etwa setzt ein Milliardenprogramm 
zur Förderung technologischer Entwicklungen auf, Deutschland zur digitalen Aus-
stattung der Schulen. In Finnland gibt es traditionell eine intensive Beschäftigung mit 
digitalen Entwicklungen, allerdings gilt es auch den Dämpfer der Nokia-Krise zu 
verarbeiten. Auch auf EU-Ebene werden Investitionen in Technologie und Kompe-
tenzen vorgenommen bzw. koordiniert. 

Nach der Untersuchung verschiedener Länder lassen sich diverse Gemeinsamkei-
ten in der Diskussion feststellen: Einigkeit besteht etwa darüber, dass Europa wirt-
schaftlich abgehängt werden könnte, wenn es sich nicht auf neue Technologien und 
ihre Potenziale einlasse. Das könne viele Arbeitsplätze kosten – wie viele Jobs wie-
derum durch die Digitalisierung selbst auf dem Spiel stehen, dazu gibt es ganz ver-
schiedene Einschätzungen. Als eines der wichtigsten Instrumente zur Vermeidung 
massenhafter Arbeitslosigkeit wird die Stärkung von Digitalkompetenzen angese-
hen. Die meisten Länder wollen neue Bildungs- und Qualifizierungsstrukturen auf-
bauen, sowohl in Schulen und Hochschulen als auch an den Arbeitsplätzen. Dar-
über soll die Bevölkerung auf neue Herausforderungen vorbereitet werden.  

Daneben werden aber auch alternative Sicherungsmechanismen etwa für Men-
schen diskutiert, die sich schlechter anpassen können. In Frankreich etwa schlägt 
der Nationale Rat für Digitalisierung vor, Pilotprojekte für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen zu konzipieren und zu prüfen. Ebenso wird in vielen Ländern 
nicht nur von Arbeitnehmervertretern eine bessere soziale Absicherung für Selbst-
ständige und andere nicht angestellte Arbeitende gefordert. Sie sollten nicht allein 
die Risiken einer möglicherweise immer stärker auf freie Mitarbeiter, Crowdworker 
und Gelegenheitsaufträge ausgerichteten Wirtschaft tragen. In Polen wurde jüngst 
ein Komitee zum Thema der Arbeitnehmerabsicherung in atypischen Jobs ins Le-
ben gerufen. Auch das französische persönliche Aktivitätenkonto zielt darauf ab, 
unstetere Erwerbsverläufe abzusichern. 

Die Entgrenzung von Arbeit, die digitale Technologien schaffen können, wollen un-
ter anderem die Gewerkschaften in verschiedenen Ländern einhegen (etwa über ein 
Recht auf Diskonnektion). Während die meisten Akteure in verschiedenen Ländern 
appellieren, neuen Geschäftsmodellen gegenüber offen zu sein, fordern viele 
gleichzeitig, Risiken etwa der Plattformwirtschaft abzuschätzen und durch wirkungs-
volle Regulierung zu mindern: So soll etwa Transparenz für Crowdworker über die 
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Geschäftspraktiken ihrer Auftraggeber und -vermittler geschaffen werden, zudem 
sollen Plattformen durch angepasste Modelle angemessen in die Steuerpflicht ge-
nommen werden. Entsprechende Regierungsaussagen gibt es bspw. in Österreich 
u.a. in der Digital Roadmap. In Italien werden bereits konkrete Gesetzentwürfe zu 
einer umfassenderen Regelung flexibler Arbeit behandelt. 

In den Jahren 2013 bis 2016 setzten viele Länder neue Pläne speziell für die beiden 
Bereiche technische Infrastruktur und Kompetenzbildung auf, teils wurden auch 
neue Institutionen gegründet wie etwa die Agentur für ein Digitales Italien oder die 
Grande École Numérique in Frankreich. In vielen Ländern wurden neue Lehrpläne 
erarbeitet, die seit dem Jahr 2014 schrittweise eingeführt wurden. Sie rücken Kom-
petenzen für die digitalisierte Arbeitswelt in den Fokus, etwa Programmieren, ver-
netztes Denken oder Problemlösung mithilfe technischer Hilfsmittel. Frankreich hat 
zum Schuljahr 2016 Informatikunterricht in Grundschulen und der Sekundarstufe 
eingeführt, in den Niederlanden wird Informationskompetenz als Schulfach disku-
tiert. In Großbritannien wurde jüngst ein ohnehin schon im Curriculum vorhandener 
Computerunterricht noch ausgeweitet und stärker auf Programmieren und techni-
sche Kompetenzen fokussiert. 

Erhöhte Aktivitäten gibt es also überall, doch der Stand und die Vorgehensweisen 
der Länder sind sehr unterschiedlich. Während die Bevölkerungen einiger Länder 
wie Finnland, Großbritannien und den Niederlanden digitale Anwendungen schon 
mit großer Selbstverständlichkeit nutzen, ist es in anderen Nationen noch ein weite-
rer Weg dorthin: So sind in Polen, Spanien und Italien noch immer größere Bevölke-
rungsgruppen überhaupt nicht im Internet aktiv. Italien und Spanien sind deshalb 
etwa erst einmal vorwiegend mit der Ausbildung grundlegender digitaler Kompeten-
zen beschäftigt. Sie tasten sich an Themen wie eine digitalisierte Industrie heran, 
zum Beispiel mit eigenen Internet-Plattformen zum Thema, die in anderen Ländern 
wie den Niederlanden schon deutlich länger bestehen.  

In Polen gibt es Bemühungen, digitale Infrastruktur und digitale Kompetenten stär-
ker auszubauen, aber auch Anzeichen dafür, dass die politische Unterstützung als 
noch unzureichend angesehen wird und öffentliche und private Akteure noch nicht 
optimal zusammenarbeiten. Dagegen vertraut die Politik in Großbritannien stark auf 
private Akteure. Große Teile der Kompetenzbildung werden den privaten Organisa-
tionen Tech Partnership und British Computer Society überlassen. Frankreich setzt 
neben öffentlich-privaten Partnerschaften auf Initiativen des Bildungs- und Wirt-
schaftsministeriums, etwa die neu gegründete Grande École du Numérique. Grund-
sätzlich bieten sich auch Möglichkeiten für Lobbyeinfluss: In Großbritannien übten 
IT-Konzerne Einfluss auf die Entwicklung neuer Curricula und Lehrpläne aus, in 
Polen organisiert Samsung die zentrale Coding-Inititiative in vielen Schulen, über 
die bis Sommer 2016 rund 66.000 Schüler trainiert wurden. In vielen Ländern  wie 
Großbritannien, den Niederlanden und Spanien sollen Unternehmen zudem stärker 
über schulische und universitäre Ausbildung insgesamt und insbesondere im IT-
Bereich mitentscheiden.  
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Prinzipiell werden in vielen Staaten aktuell viele öffentlichkeitswirksame Aktionen 
durchgeführt, etwa über sogenannte eSkills-Wochen und Koalitionen für digitale 
Jobs. Evaluationen der Effekte bisheriger Initiativen gibt es allerdings kaum, sodass 
Aussagen über den Erfolg diverser Aktionen und Programme schwer möglich sind.  

In der folgenden Tabelle werden die wichtigsten Punkte für die betrachteten Länder 
noch einmal zusammengefasst. Für die Diskussion werden jeweils einige nationale 
Besonderheiten herausgegriffen, ebenso wie bei den jeweiligen Maßnahmen. Die 
Tabelle soll das Thema somit keineswegs vollständig ausleuchten, sondern interes-
sante und relevante Schlaglichter werfen.  
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5 Kurzübersicht 
Land Stand der Digitalisierung  

(v.a. Digital Economy and Society Index 2016) 
Besonderheiten in der Diskussion Maßnahmen 

Finnland Gesellschaft: stark 
Regelm. Internetnut-
zung: 91% 
Grundl. Digitale 
Kompetenzen: 75%  
Keine/ geringe digita-
le Fertigkeiten (Er-
werbsfähige): 15% 
Anteil IKT-
Spezialisten (Er-
werbsfähige): 6,7% 
Lehrpersonal: 50% 
der Lehrer fühlen sich  
durch Trend zu IT in 
Schulen gestresst  

Unternehmen: ambivalent 
RFID-Chipeinsatz: 5,8% 
Elektr. Informationsüber-
mittlung: 37% 
Social Media: 21% 
Cloudnutzung: 37% 
KMU mit Onlinehandel: 15 
% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 5,8% 
Seit 2005: Massiv sinkende 
Technologieexporte 
Szenario: Bei starker Ver-
netzung bis zu 49.000 neue 
Jobs 

Kompetenzen: Diverse Akteure: Insbe-
sondere Diskussion über Umschulung von 
älteren IKT-Kräften nach Nokiakrise 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: 
Arbeitsministerium: Chancen in der 
traditionell starken finnischen Gaming-
branche: Generelle „Gamifizierung“ der 
Wirtschaft = nutzerfreundliche Schnittstel-
len und Anwendungen in Unternehmen. 
Infrastruktur/Business: Regierung: 
Viele Firmen sind zu sehr auf alte Ge-
schäftsmodelle fixiert, verpassen Potenzi-
ale neuer digitaler Ansätze 

Kompetenzen: Ausgehend von starken digitalen 
Kompetenzen moderate Erweiterungsaktivitäten; Ab 
Herbst 2016: Neues Schulcurriculum inkl. Program-
mierunterricht; 50 Mio. Euro für Lehrerfortbildung; 
Umschulungsprogramme für arbeitslose IKT-
Fachkräfte 
Infrastruktur/ Business: Industrial Internet Business 
Revolution Programm 2014-2018 über 100 Mio. Euro 
(Innovationsfonds Tekes) fördert Unternehmenspro-
jekte für neue Geschäftsmodelle und Arbeitsorganisa-
tionen mittels Digitalisierung. 

Frankreich Gesellschaft: ambiva-
lent 
Regelm. Internetnut-
zung: 81% 
Grundl. Digitale 
Kompetenzen: 57%  
Keine/ geringe digita-
le Fertigkeiten (Er-
werbsfähige): 29% 
Anteil IKT-
Spezialisten (Er-
werbsfähige): 3,5% 
Mehr Druck auf Be-
schäftigte: Externe 
Anfragen und Maschi-
nenprozesse geben 
stärker als früher Tak-
tung der Arbeit  vor 

Unternehmen: ambivalent 
RFID-Chipeinsatz:2,7% 
Elektr. Informationsüber-
mittlung: 39% 
Social Media: 12% 
KMU mit Onlinehandel: 
16% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 7,9% 
Ungewöhnlicher Trend bei 
Breitbandabdeckung:  
Zeitweise sinkende Verbrei-
tung unter Angestellten im 
DL-Sektor 

Kompetenzen: Nationaler Rat für Digi-
talisierung: Bürgerrecht auf Aus- und 
Weiterbildung + digitales Volontariat 
Mettlingreport: lohnbasierte Anreize für 
Fortbildung digitaler Kompetenzen  
Gestaltung der digitalen Arbeits-
welt/Sozialsicherung: Wirtschaftsbei-
rat: Soloselbstständige steuerlich entlas-
ten 
Nationaler Rat für Digitalisierung: Sozi-
alsicherungssysteme an Schutzbedarf 
von Soloselbstständigen anpassen; Pilot-
projekte für ein bedingungsloses Grund-
einkommen; Mitarbeitergesundheit als 
Bewertungskiterium für Management 

Kompetenzen: Moderate bis starke Erweiterungsakti-
vitäten, ausgehend von starken digitalen Kompeten-
zen; Ab Herbst 2016: Programmieren in Grundschulen 
und Sekundarstufe; seit 2015: Digitaler Bildungsplan 
(1 Mrd Euro) → IKT-Training für 70.000 Schüler + 
8.000 Lehrer 
Sozialsicherung: Anfang 2017: Start des persönli-
chen Aktivitätenkontos → Brüche in Erwerbsbiografien 
abfedern (z.B. Übergang von Anstellung zur So-
loselbstständigkeit) = soll neuen, unsteteren Beschäf-
tigungsverhältnissen Rechnung tragen; Prinzip: Punk-
tekonto, aufladbar etwa durch Arbeitsaktivitäten; ein-
setzbar für Bildungsaktivitäten, finanzielle Unterstüt-
zung von Unternehmensgründungen oder Freistellun-
gen für familiäre Verpflichtungen  
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Land Stand der Digitalisierung  
(v.a. Digital Economy and Society Index 2016) 

Besonderheiten in der Diskussion Maßnahmen 

Großbritanni-
en 

Gesellschaft: stark aber 
ausbaufähig 
Regelm. Internetnut-
zung: 90% 
Grundl. Digitale Kom-
petenzen: 67%  
Keine/ geringe digitale 
Fertigkeiten (Erwerbs-
fähige): 22% 
Anteil IKT-Spezialisten 
(Erwerbsfähige): 4,9% 
Beobachterprognose: 
Mittelfristig großer Man-
gel an IKT-kompetenten 
Kräften, insbesondere 
Softwareentwickler und 
IT-Manager 

Unternehmen: ambivalent 
RFID-Chipeinsatz: 1,6% 
Elektr. Informations-
übermittlung: 17% 
Social Media: 34% 
KMU mit Onlinehandel: 
20% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 9% 
Regierungsprognose: 
digitale Technologien kön-
nen BIP jährlich um 145 
Mrd. Pfund steigern 

Kompetenzen: Kommission für Beschäfti-
gung und Kompetenzen (arbeitgebernah): 
Unternehmen müssen Arbeitskräfte umfassender 
qualifizieren; Regierung soll dafür Anreize set-
zen; Arbeitnehmer müssen zu lebenslangem 
Lernen bereit sein; Eigenverantwortung sich 
selbst passend fortzubilden 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: Gewerk-
schaften: Strategie über die digitale Wirtschaft 
der Regierung behandelt Fragen der modernen 
Arbeitswelt kaum; wichtig: menschliche Kompe-
tenzen wie Empathie/Netzwerken in Fokus der 
Bildungssysteme stellen Infrastruk-
tur/Business: Wissenschaftlicher Dienst der 
Regierung: Stärker individualisierte Produktion 
in Digitalzeitalter ist Chance für britische Quali-
tätsproduktion; Wirtschaftsvertreter: Gefahr 
durch überbordende Regulierung neuer Ge-
schäftsmodelle wie Shareconomy 

Kompetenzen: Ausgehend von starken digi-
talen Kompetenzen bisher starke Erweite-
rungsaktivitäten, allerdings zuletzt Abschwä-
chung; Seit 2014: Neues Schulcurriculum = 
stark auf Programmieren ausgerichteter 
Computerunterricht (Einfluss von IT-
Konzernen); Seit 2005: ITMB Masters Studi-
enprogramm als arbeitgeberkonzipierte 
Schnittstelle zwischen Management und IKT-
Fachwissen; Kompetenzrat Tech Partnership 
konzipierte Angebote für Schulcurriculum, IT-
Konzerne versuchen Bildung zu formen 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: 
Kompetenzrat Tech Partnership versucht 
über nationale Koalition für Digitale Jobs 
neue Beschäftigungs- und Berufseinstiegs-
möglichkeiten im IT-Bereich zu schaffen 

Italien Gesellschaft: schwach 
aber aufholend: 
Regelm. Internetnut-
zung: 63% 
Grundl. Digitale Kom-
petenzen: 43%  
Keine/ geringe digitale 
Fertigkeiten (Erwerbs-
fähige): 25% 
Anteil IKT-Spezialisten 
(Erwerbsfähige): 2,2% 
Mittelknappheit: Kom-
petenzbildungspläne 
sind finanziell zu gering 
ausgestattet 

Unternehmen: ambivalent 
RFID-Chipeinsatz: 4,8% 
Elektr. Informations-
übermittlung: 36% 
Social Media: 14% 
KMU mit Onlinehandel: 
6,5% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 5,2% 
Multifunktionsroboter in 
Fertigung: Starker Einsatz 
mit 160 Stck. je 10.000 
Mitarbeiter  
Kompetenzlücken: Rekru-
tierungsprobleme bei ei-
nem Viertel der IKT-Firmen  

Gestaltung der digitalen Arbeits-
welt/Sozialsicherung: 
Nationales Cluster für die intelligente Fabrik: 
Mikrofabriken zur flexiblen Produktion nah am 
Kunden; durch "befähigende" Technologie  Ar-
beitsplätze zur Inklusion älterer oder gehandicap-
ter Arbeitender anpassen 
Infrastruktur/ Business: Nachhaltigkeits-
Netzwerk ISIGrowth: Neue Investitionsbank für 
Start-Ups mit innovativen Ideen im Digitalbereich 
Kommission Produktion und Handel (Came-
ra): Kontrollgremium aus Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gewerkschaften zur Begleitung 
des technologischen Wandels 
Regierung: breite eGovernmentinitiative, um 
Firmen zu mehr digitalisierten Geschäftsprozes-
sen zu bewegen  

Kompetenzen: Nur langsame Steigerung der 
Aktivitäten zur Kompetenzbildung bei bisher 
eher schwachen Digitalkompetenzen  
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: Plan 
für Gesetz zur Regulierung des mobilen, orts- 
und zeitunabhängigen Arbeitens; Ziel: Arbeit 
von Angestellten und Soloselbstständigen 
außerhalb definierter Arbeitszeiten und au-
ßerhalb von Unternehmensarbeitsplätzen 
regeln, inkl. Arbeitszeiten, Recht auf Dis-
konnektion und Gesundheitssicherung; Eben-
falls interessant: Plan für Gesetz über agile 
Arbeit.  
Infrastruktur/Business: Plan Ma-
nifattur@Italia digitale per competere der 
Regierung: Bis zu 10 Mrd. Euro jährlich für 
Steuerbegünstigung, Forschungs- und Dokto-
randenförderung im Digitalbereich bis 2025 
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Land Stand der Digitalisierung  
(v.a. Digital Economy and Society Index 2016) 

Besonderheiten in der Diskussion Maßnahmen 

Niederlande Gesellschaft: stark 
Regelm. Internetnut-
zung: 91% 
Grundl. Digitale 
Kompetenzen: 72%  
Keine/ geringe digita-
le Fertigkeiten (Er-
werbsfähige): 16% 
Anteil IKT-
Spezialisten (Er-
werbsfähige): 5% 
Falscher Fokus: IKT-
Ausbildung auf Sup-
port und nicht auf zu-
kunftsfähige Felder 
ausgelegt 

Unternehmen: stark 
RFID-Chipeinsatz: 3,1% 
Elektr. Informationsüber-
mittlung: 45% 
Social Media: 37% 
KMU mit Onlinehandel: 
17% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 10% 
Arbeit mit internetfähigen 
PCs: Mit 78% ungewöhn-
lich hoher Anteil der Be-
schäftigten 
Konkurrenz um Fachkräf-
te: 70% der IKT-
Spezialisten arbeiteten 
2015 außerhalb der Spezi-
albranche 

Kompetenzen: Wissenschaftsrat für Regie-
rungspolitik: Fokus auf Kompetenzbildung für 
Aufgaben bei denen der Mensch unersetzlich ist 
Plattform Ons Onderwijs: Plan für Informations-
kompetenz als Schulfach = Schüler sollen "gute" 
Informationen erkennen 
Gestaltung der digitalen Arbeits-
welt/Sozialsicherung: Wissenschaftsrat für 
Regierungspolitik: Ingenieure sollen technische 
Neuerungen im Dialog mit Arbeitenden entwerfen; 
Gewährleistung sozialer Absicherung für nicht-
integrierbare Erwerbsfähige 
Infrastruktur/Business: Smart Industry Pro-
jektteam: Standardangleichung mit Firmen ande-
rer EU-Länder, um gemeinsame Wettbewerbsvor-
teile zu erarbeiten, ohne internationaler Konkur-
renz zu stark die Tür zu öffnen 

Kompetenzen: Starke Erweiterungsaktivitä-
ten bei bisher schon starken digitalen Kompe-
tenzen; 2013: Start des Technologiepaktes, 
Ziel: 30.000 neue Technologiefachkräfte jähr-
lich auf Arbeitsmarkt bringen; Initiative „Digital 
kompetent und digital sicher“ (2010-2015)= 
Digitaltraining für Schüler, Studenten, Arbei-
tende und Arbeitslose; Initiative "Smartes 
Unternehmertum in einer Minute"(2012-
2015)= Onlinekurs für Digitalkompetenz für 
Gründer  
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: Plan 
für Professuren für „Neue Kompetenzen für 
die smarte Industrie“ in fünf Regionen: soziale 
Innovationen in der digitalisierten Industrie; 
2015 gestartet: 10 Feldlabore = Vernetzung 
Wissenschaftler - Arbeitskräfte, Fortbildungs-
bedarfe und Technik-Anwendungsbedarfe 
klären; daraus landesweite Lernmodule entwi-
ckeln 

Österreich Gesellschaft: stark 
Regelm. Internetnut-
zung: 81% 
Grundl. Digitale 
Kompetenzen: 64%  
Keine/ geringe digita-
le Fertigkeiten (Er-
werbsfähige): 20% 
Anteil IKT-
Spezialisten (Er-
werbsfähige): 4% 
Technikgetrieben: 
Fast die Hälfte der 
Beschäftigten erlebt 
technischen Wandel 
im Arbeitsalltag 

Unternehmen: stark 
RFID-Chipeinsatz: 5,6% 
Elektr. Informationsüber-
mittlung: 41% 
Social Media: 16% 
KMU mit Onlinehandel: 
14% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 10% 
Mobiles Business: Über-
durchschnittliche betriebli-
che Nutzung mobiler An-
wendungen 

Kompetenzen: Regierung: Digitale Bildung für 
Erwachsene etwa durch Serious Games 
Gewerkschaften: Staatliche Fortbildungen auch 
für Soloselbstständige und Crowdworker 
Wirtschaftsverbände: Arbeitende für größere 
Arbeitsplatzunsicherheit fit machen und ausbilden 
Gestaltung der digitalen Arbeits-
welt/Sozialsicherung: Regierung: Verpflichtung 
von Shareconomy-Firmen auf Steuern und faire 
Sozialstandards; neue Technologien sollen Be-
hinderte und alte Menschen besser einbeziehen; 
Sozialsicherungssysteme reformieren Gewerk-
schaften: Achtung vor Dequalifizierung des Men-
schen inmitten der Technik 

Kompetenzen: Starke Digitalkompetenzen 
und starke Erweiterungsaktivitäten; gezielte 
Kooperationsarbeit mit neuen Technologien 
zwischen Schulen und Universitäten; verstärk-
ter Einsatz neuer Technologien an Schulen 
über diverse Förderprogramme + Entwicklung 
entsprechender Pädagogikprogramme 
Infrastruktur/Business: 2015: Start der Platt-
form Industrie 4.0 (Politik, Wirtschaft, Arbeit-
nehmervertr.); Pilotprojekte für vernetzte Pro-
duktion und auch zu "Mensch in der digitalen 
Fabrik"; Ziel: Gemeinsame Lenkung des tech-
nologischen Wandels   
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Land Stand der Digitalisierung 
(v.a. Digital Economy and Society Index 2016) 

Besonderheiten in der Diskussion Maßnahmen 

Polen Gesellschaft: schwach aber 
aufholend 
Regelm. Internetnutzung: 
65% 
Grundl. Digitale Kompe-
tenzen: 40%  
Keine/ geringe digitale 
Fertigkeiten (Erwerbsfähi-
ge): 32% 
Anteil IKT-Spezialisten 
(Erwerbsfähige): 3% 
OECD-Urteil: Geringe Prob-
lemlösungskompetenzen im 
technischen Umfeld 
Alleingelassen: Vermittlung 
von Digitalkompetenzen 
meist nur in Familie 

Unternehmen: schwach 
RFID-Chipeinsatz: 2,8% 
Elektr. Informations-
übermittlung: 21% 
Social Media: 8,4% 
KMU mit Onlinehandel: 
9,6% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 3,8% 
Ausnahmen: Stark digita-
lisierter Finanz- und Versi-
cherungsbereich 
Firmen beklagen Prob-
lem: Fehlende Netzinfra-
struktur 

Kompetenzen: Allianz für Digitale Fertig-
keiten: Regierung hat Bedeutung von Digital-
kompetenzen nicht begriffen, deshalb kaum 
Unterstützung für Initiativen (ungewöhnlich 
scharfe Kritik);  
Regierung: Vielen Bürgern fehlt grundlegen-
de digitale Kompetenz - zunächst grundle-
gende Aufbauarbeit nötig, allerdings nur sinn-
voll zusammen mit Kreativitätstraining 
Infrastruktur/Business: Ex-
Regierungsmitglieder/Wirtschaft: Polni-
sche Regierung versteht Digitalisierung nicht 
als umfassendes Wirtschaftskonzept  

Kompetenzen: Eher schwache Erweiterungs-
aktivitäten bei bisher unterdurchschnittlichen 
Digitalkompetenzen; seit 2008: Anwerbungs-
programm für MINT-Studenten; Regionale Trai-
ningsangebote für Arbeitende in KMU: Daten-
analyse und Programmieren; Auffrischung für 
angestellte/ selbstst. IT-Spezialisten; 2012: Pro-
grammstart Digitale Schule zur Verbreitung 
digitaler Infrastruktur und neuer Lehrmethoden; 
2016: Start von Programmieren als Schulfach + 
entsprechende Lehrerfortbildung; Allianz für 
Digitale Fertigkeiten (50 Unternehmen und Insti-
tutionen) → Vorbereitung der Bevölkerung auf 
digitalisierte Arbeitswelt 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt/ Sozial-
sicherung:  September 2016: Start eines Komi-
tees u.a. für Arbeitnehmerabsicherung in atypi-
schen Jobs wie Crowdworking 

Spanien Gesellschaft: schwach aber 
aufholend 
Regelm. Internetnutzung: 
75% 
Grundl. Digitale Kompe-
tenzen: 54%  
Keine/ geringe digitale 
Fertigkeiten (Erwerbsfähi-
ge): 27% 
Anteil IKT-Spezialisten 
(Erwerbsfähige): 3,1% 
Lehrpersonal: Hälfte der 
Lehrer sieht sich für IKT-
basierten Unterricht nicht 
gerüstet 

Unternehmen: stark 
RFID-Chipeinsatz: 6,5% 
Elektr. Informations-
übermittlung: 35% 
Social Media: 21% 
KMU mit Onlinehandel: 
16% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 5,9% 
Cloudwirtschaft: Gilt als 
Hoffnungsträger mit Aus-
sicht auf Milliardenumsätze 
und zehntausende Jobs 

Kompetenzen: Wirtschaftsvertreter: Zu 
wenig digital kompetente Arbeitskräfte, da 
diese in Wirtschaftskrise auswanderten; Ap-
pell: Arbeitnehmern mehr IKT-
Fortbildungszeit zugestehen 
Gewerkschaften: Wegen Kompetenzdefizi-
ten unbesetzte Jobs stehen 5 Mio. Arbeitslo-
sen gegenüber; Aufgabe des Staates: Bür-
gerrecht auf Aus-/Fortbildung schaffen, Quali-
fizierung wg. Risiko des Jobverlusts nicht nur 
auf einen spezifischen Job auslegen 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: Ge-
werkschaften: Gefahr der Telearbeit: Noch 
mehr Jobs sind örtlich flexibilisierbar und 
auslagerbar; Chance der Digitalisierung: 
"Saubere" Industriejobs wieder attraktiv ma-
chen 

Kompetenzen: Nur langsame Steigerung der 
Kompetenzbildung bei bisher eher schwachen 
Kompetenzen; Seit 2009: Verstärkter Einsatz 
neuer Technologien in Schulen und entspre-
chende Fortbildungen; Ab 2005: Zwei "Fort-
schrittspläne" der Regierung sollten u.a. Digital-
kompetenzen von Bürgern und Unternehmen 
steigern; 2013: Digitale Agenda für Spanien → 
u.a. Technologietrainingsprogramm für 120 Mio. 
Euro und Plan zur Digitalen Inklusion; Beson-
derheit: Große Bedeutung regionaler Initiativen 
in autonomen Regionen (Barcelona, Madrid, 
Baskenland) 
Gestaltung der digitalen Arbeitswelt: Grand 
Coalition for Digital Jobs = Staatlich subventio-
nierte IKT-Trainings und Praktika 
Infrastruktur/Business: 2015: Start Initiative 
Vernetzte Industrie 4.0; Neuer Plan 2016: Re-
gierung investiert 177 Mio. Euro in Initiative 
Vernetzte Industrie 
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Land Stand der Digitalisierung 
(v.a. Digital Economy and Society Index 2016) 

Besonderheiten in der Diskussion Maßnahmen 

Deutschland Gesellschaft: stark aber 
ausbaufähig 
Regelm. Internetnutzung: 
84% 
Grundl. Digitale Kompeten-
zen: 66%  
Keine/ geringe digitale Fer-
tigkeiten (Erwerbsfähige): 
20%  
Anteil IKT-Spezialisten 
(Erwerbsfähige): 3,7% 
Umfrage zeigt 2013 Unter-
nehmenseinschätzung: 
70% d. Firmen: Bewerbern 
fehlt Verknüpfung von Ge-
schäfts- und IT-Wissen, 57%; 
Bewerbern fehlen IT-Skills 

Unternehmen: stark 
RFID-Chipeinsatz: 4% 
Elektr. Informations-
übermittlung: 56% (Rang 
1) 
Social Media: 15% 
KMU mit Onlinehandel: 
25% 
KMU mit grenzüberschr. 
Onlinehandel: 9,2% 

Kompetenzen: Insgesamt: Wichtige 
Rolle der deutschen dualen Berufs-
ausbildung, Diskussion auch über 
zentrale „Plattform Industrie 4.0“ 
beim Wirtschaftsministerium, insge-
samt starke Beteiligung der Sozial-
partner 
Gestaltung der digitalen Arbeits-
welt: Arbeitsministerium:„Arbeiten 
4.0“-Initiative mit „Weißbuch“ zum 
Jahresende 2016 
Gewerkschaften: Sicherung von 
Mitbestimmung und Tarifbindung, 
Recht auf Weiterbildung 
Wirtschaft: Weniger restriktive Ver-
teilung der Wochenarbeitszeit 
Infrastruktur/Business: Unterneh-
men: Fordern schnelleren Breitband-
ausbau 

Kompetenzen: Ausgehend von einem hohen Kompe-
tenzniveau mittlere bis starke Erweiterungsaktivitäten; 
„DigitalPakt#D“: 5 Mrd. Euro für digitale Ausstattung 
der Schulen; Bildungspartnerprogramm der Bunde-
sagentur für Arbeit mit SAP: Gutscheine für Arbeitslose 
u.a. für Zugang zu IT-Fortbildungen (Evaluation 2011:  
900 Personen beraten, 14.000 trainiert, anschließende 
Jobeinstiegsrate: 70%); Einrichtung mehrerer Diskus-
sions-Plattformen u.a. zu "Bildung und Forschung für 
eine digitale Zukunft“ im Rahmen des IT-
Gipfelprozesses plus "Konzept für neue Innovationen“ 
des Wirtschaftsministeriums → Basis für bessere IKT-
Ausbildung/  Trainingsmodule für die berufliche Weiter-
bildung; Manko laut Beobachtern: Keine klar geregel-
te Zuständigkeit einer Behörde 
Infrastruktur/ Business: Spezielle Start-up-Förderung 
(etwa INVEST) und angepasste Steuermodelle; Pro-
gramme zur speziellen Technologieförderung (etwa 
Smart Data, internetbasierte Dienste, IKT für Elektro-
mobilität)  
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